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Politifche Umgeſtaltung der Eidgeuoffenfchaft 
uach dem Sturze der Bermittlungsverfaflung. 


Nah dem Sturze der Vermittlungsverfaffung beſtand Zuftand nad; 
in der Eidgemoffenfchaft eine Zeitlang feine verfaffungsmä- dem a ber 
Bige Bundesgewalt. Ihre auswärtige Vertretung ruhte auf a 
den am Ende der Vermittlungszeit nach Zürich berufenen Ge- 
fandtfchaften, die fich unter dem Borfite des Landammanns 
Reinhart den Namen eidgendffifher Rath, oder eidgenöf- 
ſiſche Verſammlung beigelegt hatten. Diefe Verfammlung 
beftand zum größten Theil aus entichiedenen Anhängern bes 
vorrevolutionären Zuſtandes und aus ihrem Schooße gieng 
bie politifche Neugeftaltung der Eidgenoſſenſchaft hervor, welche 
nad) vielen Verwicklungen und Kämpfen in der Bundesver- 
fafjung vom Jahr 1815 ihren Endpunkt erreichte. 

Thätigen Antheil an ber politifhen Umgeftaltung der 
Schweiz nahmen auch die Gefandten ber verbündeten Mächte, 
und obwohl das öfterreichifche Kabinet und der Kaifer Aleran- 
der in mehreren Hauptfragen einer entgegengefeßten Rich> 
tung folgten, fo waren fie doch darüber einig, daß es vor 
Allem Roth thue für die Eidgenoffenfchaft eine endgültige 
Ordnung fo raſch als möglich in's Werk zu fegen, damit 
das befiegte Frankreich feinen Einfluß in diefer wichtigen 
Sade nicht von nenem geltend machen könne. Einladung ber 

Zu diefem Ende richteten der öfterreichifche und vuffifche —— 
Geſandte am 1. Jänner 1814 eine Zuſchrift an das provi⸗ ei 
ſoriſche Bımdeshaupt, in der fie die Eidgenoffenfchaft ein» faſſung. 


Unterredung 
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luden, fih in Ausübung der Rechte eines freien und unab- 
hängigen Volkes eine ihren innern und äußern Verhältniffen 
entiprechende und ihre Selbftftändigleit und Wohlfahrt fichernde 
Verfaffung zu geben, welcher die europäifchen Mächte Ge- 
währleiftung ertheilen werden. In diefer Zufchrift war zu- 
gleich die Verficherung enthalten, daß die verbündeten Mächte 
ihre fiegreichen Waffen nicht eher niederlegen wollen, bis 
die vollftändige Unabhängigkeit der Schweiz: von den euro- 
päifchen Höfen anerfannt und die an Frankreich gekommenen 
Gebietstheile mit ihr wieder vereinigt fein werden. 

Im gleihen Sinne äußerte fi) Kaifer Alerander bei 


Kaifer Alexan⸗ Anlaß feiner Begrüßung durch eine fehweizerifche Gefandt- 


ders mit Lands 
ammann Alois 


v. Rebing. 


Ichaft gegen Alois v. Reding. Der Kaifer fprah: „Ich 
babe von meiner Kindheit an Zuneigung -für die Schweizer 
gehabt. Ich und mein Bruder wurden von einem Schwei- 
zer erzogen und von daher Tommt meine Anhänglidjfeit an 
das brave Schweizervolf. Ich hätte gewünſcht, daß die Schweiz 
ihre politifhe Umgeftaltung friedlich bewerkitelligt hätte, al⸗ 
lein es ift in meiner Abwefenheit anders gekommen. Ich 
wandte mich dießfalls an Seine Majeftät den Kaifer von 
Defterreih und ließ mir wegen der Vorfälle in Bern die 
betreffenden Schriften vorlegen. Leider habe ich mich aus 
denſelben überzeugen müßen, daß Ihr es waret, nämlich 
einige bernfiche Intriganten, welche die dortige troftlofe Um- 
wälzung bewirften. Ich kenne den Herrn Senft nicht, aber in 
Bern hat er ſich ſchändlich aufgeführt. Er Aberjchritt feine 
Vollmacht, indem er nur anhören und nicht handeln ſollte. 
Es ift ein Unglüd, wenn man Leute anftellt, die von ihren 
Aufträgen feinen Begriff haben. Ich rathe Euch, Euere Or- 
ganifation aufd baldigjte dadurch zu beeudigen, daß Ihr in 
Euerer Berfaffung diejenigen Veränderungen vornehmt, bie 
Ihr ſelbſt wünſcht und die Ihr Euern Umftänden angemeffen 
findet. Es ift aber nicht nöthig, daß Ihr darum Alles über 
den Haufen werft und das unglüdliche Zerſtörungswerk von 
Neuem beginnt. Ein Kanton joll nicht auf Unfoften eines 
andern Bortheil ſuchen oder gar über defien Beftand ent» 
Icheiden wollen. Was ehemals war, Tann nimmer zurüds 
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kommen und was fich bei Euch Erſprießliches vorfindet, muß 
beibehalten werden. Euere Tagſatzung iſt in dieſem Augen⸗ 
blicke verſammelt. Die Kantone, welche auf derſelben nicht 
anweſend find, müßen ſich mit ihr vereinigen, um in ge⸗ 
meinfchaftlihem Einverftändnig einen politiihen Zuſtand in 
Euerm Lande herzuftellen, der des Zutrauens, das wir Euch 
fchenfen, würdig tft!“ 

Um den Geſandten der Mächte einen Beweis des Ent» Antwort ber 

gegentommens zu geben, beftelite die eidgenöſſiſche Verſamm⸗ eidgen. Ber- 
fung einen Ausſchuß von ſieben Mitgliedern, ber die einge- De 
troffene Zufchrift in geeigneter Weife beantworten follte, 
Diefer entledigte fich ſeines Auftrags, indem er in einer von 
der Verſammlung genehmigten Antwort den Mächten für die 
bezeichnete Theiſnahme an dem endlichen Scidjal der Eid- 
genoflenfihaft dankte und das Verfprechen beifügte, die poli⸗ 
tifche Umgeftaltung der Schweiz auf das thätigfte und wirk⸗ 
famfte an die Hand zu nehmen. 

Ebenſo erließ die eidgenöffiihe Berfammlung ein Kreis⸗ Schreiben ber- 
ſchreiben an fänmtliche Stände, worin fie vor einfeitiger felben an bie 
Abänderung der Kantonsverfaffungen warnte und fie einlud, Kantone. 
alles zu vermeiden, was die Innere Muhe und den Frieden 
dee Eidgenoſſenſchaft gefährden könnte. 

Nach diefer Einleitung fehritten die in Zürich verjams Entwurf eines 
melten Gefandten zur Bearbeitung eines neuen Bundesver⸗ neuen Bundes 
trags, dem die unter den Ständen am Chriftmenat 1813 en 
abgeſchloſſene Uebereintunft als Grundlage diente *). 

Durch diefen Vertrag gewährleifteten fich die Schweizer» 

Yantone wechfelfeitig ihr Gebiet und ihre Berfafjung ſowohl 
genen fremde Mächte als gegen einzelne Kantone und Par- 
teien im Innern. Bünbniffe eines oder mehrerer Kantone 
mit fremden Mächten waren verboten, dagegen durften Mi⸗ 
Ütürverträge und Ablommmniße über polittiche und ötonomi⸗ 
fhe Segenftände von einzeln Kantonen abgefchloffen werben, 
mußten aber jedes Mal zur Kenntniß der Tagfatzung gelan⸗ 
gen, damit fie fi überzengen fönne, daß die Verträge 


*) Eiche dieſe Uebereinkunft im vorigen Buche. 
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weder mit dem Bundesvertrag, noch mit den verfajlungs- 
mäßigen Rechten anderer Kantone im Widerſpruch ftänden, 
Ferner war im neuen Bundeövertrage feſigeſetzt, Daß zur 
Beibehaltung der Ruhe feine mit den Rechten eines freien 
Volkes im Widerſpruch ftchende Unterthanenverhältnifie be⸗ 
jtehen dürfen. Alljährlich am erften Montag des Heumonats 
jollte fich die Tagſatzung verſammeln. Nach der Anficht Ei⸗ 
niger follte jedem Kanton auf der Tagfatung nur eine Stimme 
zulommen, während Andere den volfreichiten Ständen ein 
doppeltes Stimmrecht einräumen wollten. Ständiger Vorort 
follte Zürich fein. Der Amtsbürgermeiiter des Vororts, alg 
Präfideut des eidgenöfjiihen Bundes und der Tagſatzung, 
hatte die laufenden Gejchäfte und den nöthigen Briefwechſel 
zu beforgen. Dem Vorort war eine ftändige von der Tag⸗ 
ſatzung zu ernennende Kanzlei beizuordnen, deren Vorſtand 
dem Bundespräfidenten als bejtändiger Rath zur Seite 
ſtehen folite. 
Bemerkungen Dieſer Bundesentwurf wurde den Gefandten der Mächte 
ee mitgetheilt. Ihre Bemerkungen über denfelben ‚giengen da⸗ 
diefen Bundes- Hin, daß es zwedmäßig fein dürfte jchon jett zu beitimmen, 
entwurf. daß nad) dem allgemeinen Friedensſchluße, ſobald die Schweiz 
| ihre Grenzen fennen würde, eine Tagfatung einzuberufen fei, 
um die Verhältniffe der neu eingetretenen Landfchaften zum 
Bundesverein feitzufegen. Auch fänden fie es für billig, 
den beiden volfreichiten Kantonen eine doppelte Stimme auf 
der Zagfakung zu gewähren. In Nüdficht des Bundesvor- 
Itandes hielten fie es für angemeſſen, denjelben entweder alle 
zwei oder drei Jahre dur die Tagfagung ernennen zu laſ⸗ 
fen, oder. aber dem DBürgermeifter des Vororts einen ftän- 
digen eidgenöſſiſchen Nath beizuordnen. Endlich fchien ihnen 
die Lebenslänglichkeit der Stellen bei der eidgendfjischen Kanzlei 
unrepublifanifch, weßhalb fie zeitweilige Erneuerung an- 
riethen. Nachdem die eidgenöfjifche Verfammlung bei der 
abermaligen Berathung des Bundesentwurfes dem von den 
GSefandten der Mächte geäußerten Bemerkungen Rechnung 
getragen, wurde dieſelbe ſämmtlichen Ständen miitgetheilt, 
worauf jich die Verfammlung vertagte und ihren Wieders 
zujammmentritt auf den 7. März anfekte. 
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Ungeadftet diefer Bundesentwurf feine Entftehung haupt» Bedenken gegen 
ſachich den Bemühungen der Abgeordneten ans ben Urkan- Mieten Tunbes- 
tonen verdaukte, jo waren dieſe doch weit entfernt, benfelben ee 
ihren Wänfchen und Bedurfniſſen angemefien zu finden, denn 
Immer fihtbarer trat bei ihnen bie Sehnfucht nach ihrer ehe⸗ 
maligen Herrichaft zu Tage. Schon in ber eidgenöffifchen 
Berfammlung hatten die Urftände erflärt, daß fie zwar feine 
Hoheitsanſprũche anf die fräher gemeinſamen Herrſchaften 
machen werden, daß fie e8 aber ihrem Volte fchuldig feien, 
eine billige Entfehädigung für ihre obrigfeitlihen Mechte von 
den betreffenden Landſchaften zu verlangen. Nicht weniger 
halten fie ſich aß Schirmberren einiger Möfter und ale 
tatholiſche Stände zu der Forderung verpflichtet, daß der 
Fortbeſtand der Klöfter gefichert und dieſelben nicht höher 
als nad dem Verhaltniß ihres Vermögens, wie das 
Eigenthum-anderer Bürger, befteuert werden follen. Diefen 
Borderungen entſprach die Stimmung der Urkantone im Alf 
gemeimen, indem fie bald eine entfchiedenere Färbung an⸗ 
nahm und endlich dahin gelangte, daß man fich zur Wieber- 
erlangung ber früheren Souveränität im ausgebehnteften 
Sinne entſchloß, und zu dem lodern Verhältniffe der alten 
Bünde zurüctehren wollte. Um bdiefen Beftrebungen mehr 
Einheit zu verjchaffen, traten die Urftände am 21. Hornung 
1814 zu einer Beiprehung zufammen. Obfchon bei diefer 
Verſammlung keine entfheidende Beichläffe gefaßt wurden, 
to fah fih das Bundeshaupt, im richtigen Vorgefühl deffen 
was da folgen werbe, gleichwohl veranlaßt, die Urftände um» 
ter Mittheilung der Zuſchrift der verbündeten Mächte auf 
die Nothmendigfeit der Beibehaltung des Syftems der neun» 
zehn Kantone aufmerkfam zu machen. 

Um die Randlente von der Lage der Dinge in Kenntniß Die Landesge⸗ 
za fegen und geeignete Befchfüffe zu faflen, wurde in Schwyz ee 
am 27. Hornung die Landesgemeinde verfammelt. Landam⸗ gm; .nergerftet- 
mann Franz Xaver Weber eröffnete die Verhandlung, indem Yung des früh- 
er dem Volke verfündete, daß endlich durch das fichtbare Wal⸗ ern Zuftants, 
ten der Borfehung der Zeitpunkt gefommen fei, wo das freie 
Bolt des Kantond Schwyz, nach vieljähriger Knechtſchaft 
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und Erniedrigung, fein angeftammtes, von den Vätern mit 
ihrem Heldenmuth erfauftes Recht wieder ungehindert aus⸗ 
üben Tönne. Den vereinigten Anftrengungen der Völker fei 
es gelungen, die &ewaltsherrfchaft des übermäthigen Be⸗ 
drüders von Europa zu breden. Die Mächte, welche ihn 
befiegt, hätten jich gegen die Schweiz freundlich erzeigt und 
dabei den Wunſch ausgefprochen, daß fich bie BVölterfchaften 
der Schweiz ohne äußere Einmiſchung, auf eine ihren Wün« 
fchen und Bedürfniffen entfprechende Weife, je bälder je lie- 
ber, einrichten möchten. Es ftehe den freien Entſchließun⸗ 
gen ber heute verfammelten Landleute alfo nichts im Wege, 
den frühern politiihen Zuſtand, wie ihn die Väter ge 
gründet und bei dem fte fich glücklich befunden, wieder her- 
zuftellen. 

Mit jubelnder Begeifterung nahm das Volt die freudige 
Botſchaft entgegen und befchloß mit Einmüthigfeit die Wie 
derherftchung der ehemaligen Negierungsform, zu welcher 
dur) eine, den Wünfchen und Bebürfniffen der Geſammt⸗ 
heit entfprechende Verfaffung ber Grund gelegt werden follte. 
Um die neue politifche Geftaltung des Kantons zu vollenden, 
wurde ein befonderer Ausſchuß beitellt, welcher die Verhält- 
niffe der im Jahre 1798 freiertlärten, vormals angehörigen 
Landſchaften näher beftimmen folltee Endlich wurbe dem 
Landrath der Auftrag ertheilt, mit den älteften Bundesbrü⸗ 
bern in eine nähere Verbindung zu treten, um bei den bes 
vorſtehenden politiichen Veränderungen mit benfelben eine 
gleichartige Stellung einzunehmen und wechfelfeitigen Vor⸗ 
theil im Sinn und Geifte der alten Bünde gemeinfom zu 
erzielen. . 

Conferenz ver Um ben von der Landesgemeinde erhaltenen Aufträgen 
Mrftände in Boffziehung zu geben, traten am 2. März Abgeordnete aus 
Gerſau. gen Urkantonen und von Luzern zu einer Beſprechung in 
Gerfau zufammen. Das Ergebniß berjelben war, daß ſich 

die Urftände von der Uebereinkunft vom 21. Chriſtm. 1813 

losſagten und ſich dahin vereinigten, vom Vorort Zürich die 
Auffchiebung der ausgefchriebenen Tagſatzung und die Einbe- 

rufung einer dreizehnörtigen Tagfagung in alteidgenöffifcher 
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Form zu verlangen. Dies fei, bemerkten fie, das befte Mit- 
tel, die wünfchkere Bereinigung der getrennten Eidgenoſſen 
zu erzwecken, und der einzige Weg, auf welchem die von der 
Kidgenofienfchaft getrennten Stände in den Kreis ihrer Bun- 
besbrüder wieder zurüdgeführt werden können. Auf eine 
bezũgliche Zufchrift der Urftände antwortete ber vorörtliche 
Staatsrat: Im verfloffenen Ehriftmenat fei Zürich zuerft 
von den Urftänden aufgefordert worben, die Leitung des 
Bunbesgeichäftes zu übernehmen und gern habe es dem Ge⸗ 
ſuch der älteften Bundesbrüder entſprochen; dabei ſei es frei 
geweſen won Ehrſucht und Eigennutz, und jert, wie damals, 
ältern und neuern Bundesbrüdern mit gleicher Liebe zuge⸗ 
than. Niemals werde Zürich wegen -augenblidlichen Vor⸗ 
theil eine dem bisherigen Stantsrecht und ſchweizeriſchem 
Diederfiun gleich widerjprechende Trennung unter den Stän- 
den herbeiführen helfen, weil daraus nur Elend und Bür- 
gerkrieg entftehen würde. Dieſe weile und gerechte Sprade 
fand jedoch bei den nach dem alten Zuftand ſich zurüdieh- 
nenden Bevöllerungen der Urftände wenig Gehör. Am 3. März 
traten ihre Abgeordneten nochmals in Gerſau zufammen und 
befchloßen, daß von dem Vorſchlag Zürichs, vor Eröffnung 
ser neunzehnörtigen Tagſatzung eine Beſprechung unter den 
dreizehn alten Ständen anzuorduen, Umgang zu nehmen jet. 
Statt deffen follte bie dreizehnörtige Tagſatzung auf den 
17. März nah Luzern einberufen werben. 

Dem dießfälligen Rufe folgend iraten in Luzern die Tagfakungen 
Beten der acht Stände Bern, Luzern, Uri, Schwyz, Unter 2 Such and 
walden, Zug, Yreiburg und Solotäurn zufammen, während — han 
fih um die gleiche Zeit in Zürich die Geſandten von Zürich, ver fremben 
Glarus, Schaffhaufen und Appenzell verfammelten. So ftans Gefanbten, 
den ſich um die Mitte des März zwei Tagſatungen gegenüber, 
von deuen die eine die durch die Vermittlung nengeichaffe- 
nen Kantone aneriennen, die andere dagegen den Beftand 
der Kantone, wie er vor der Revolution geweſen, wieder 
herbeiführen wollte. Aue mit Mühe und nicht ohne ent⸗ 
ſchiedenes Einfchreiten gelang es den Geſandten der verbün- 
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deten Mächte diefem ungefetzlichen Zuftande ein Ende zu ma⸗ 
‚then. Sie reisten fogar perfünlih. nad Schwyz, um fich bei 
Landammann Reding über den Stand ber Dinge in dei 
Waldftätten zu ertundigen und ihn zum Anhaltspunkte für 
ihre Beftrebungen zu gewinnen. Diefer Beſuch war info- 
fern von Erfolg, daß von diefer Zeit an die Anſprüche Berne 
auf die Waadt und den Aargau bei den Urftänden minder 
kräftige Unterftükung fanden. Gleichwohl wollte die Sache 
zu keinem gebeihlichen Ziele gelangen, bis die Gefandten end« 
fich erklärten, daß die Mächte die Unabhängigkeit und Un- 
antaftbarkeit der neunzehn Kantone umwiberruflich beſchloſſen 
hätten, und ba von ihnen feine andere Tagfakung als 
die neunzehnörtige werde anerkannt werben. In Folge dei» 
fen begab fih ein Ausſchuß der Tagfagung von Züri nad) 
Luzern und forderte die Abgeordneten der dort verſammelten 
Stände auf, zu. einer neunzehndrtigen Tagſatzung zufammen- 
zutreten, mit dem Verdeuten, daß, wenn biefer Einladung 
bis zum 25. März Teine Folge gegeben würbe, eine fürm- 
liche Vermittlung von Seite ber. Mächte ftattfinden werde. 
In diefem Falle würden die wohlwollenden Gefinnungen der 
Mächte aufhören, dad Verfügungsrecht über die vaterländi⸗ 
chen Angelegenheiten würde der Schweiz entzogen und fortan 
feine Tagſatzung mehr, ja nicht einmal eine Kantonsregie⸗ 
rung als geſetzmäßig anerlannt werden. 

So weit war es gelommen, fo groß die Verblendung 
und Selbftfucht, daß die Yereinigung der Stände durch das 
Mahtwort fremder Herrfcher erzwungen werden mußte. Das 
Entwärdigende dieſer Anfinnung ſchien jedoch nur der Ge⸗ 
jandte von Bern zu fühlen, ber fich gegen jede fremde Da⸗ 
zwiichenfunft in diejer Angelegenheit verwahrte und auf eine 
fofortige Abordnung an die Monarchen drang. Diefes ent- 
ſchiedene Auftreten fand aber bei den übrigen Ständen wenig 
Anklang. Uri und Luzern erklärten, dem Drang der Ums 
ftände weidhen und den Wünfchen der Mächte entfprechen 
zu wollen, während die übrigen Sejandten Mangel an Voll⸗ 
macht vorfhügten und vorerft ihren Regierungen einberich 
ten wollten. Damit wurde der Zweck der Abordnung der 
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Tagſatzung in Zürich zwar nicht erreicht, wahl aber die Zren- 
nung ber in Luzern ingenden Stände bewirft, worauf fich 
deren Sejandten, über das BVorgefallene mißſtimmt, in ihre 
Heimat zurüd begaben. 

Der an Drohung gränzenden Aufforderung der Mächte Die getrennten 

und den unausgeſetzten Bemühungen des Bundeshauptes ac nn 
gelang es endlich die Gefandten der neunzehn Kantone in Zagfapung in 
Züri zu vereinigen, wo am 6. April die Eröffnung ber Zürich. Rückbe⸗ 
neunzehnörtigen Tagfakung wor ſich gieng. Eine ihrertufung ber in 
erften Arbeiten war die Berathung zweier nen ben Geſandten a | 
der Maͤchte eingereichten Zufceiften. Die erfte enthielt das den Truppen u. 
Begehren, daß bie Tagſatzung die im fränfiichen Dienft ber Aufſtellung ei- 
findlihen Truppen heimberufen möchte; in der zweiten war nerÖrenzwadhe. 
der Wunſch ansgedrüdt, dag die Eidgenoffenfchaft Truppen 
anfitellen möchte, theil® nm bie Grenzpäfle der Schweiz 
gegen einen allfälligen Angriff von Seite Frankreichs ficher 
zw ftellen, theils um den mit der Schweiz nenvereinigten Ge⸗ 
bietstheilen den nöthigen vaterländiſchen Schub zu gewähren. 
So lange Napoleon nicht gänzlic) befiegt war und Viele glaub» 
ten, daß ihm dad Glück von neuem lächeln werde, waren bie 
Verhandlungen der Tagſatzung über diefe Gegenftände lang» 
fam und unficher. Dieſes änderte fich aber plötluh, als der 
Ball des Gefürchteten entjchieden war und die Heere der Ver⸗ 
bündeten in Paris einzogen. Betreffend der Rückberufung 
der Truppen aus Frankreich wurde fodann beichloflen, daß 
denfekben mit Befordernug fund zu thun fei, daß fie ihres 
Eided gegen Napoleon entbumden feien, fid aller feindlichen 
Handlungen gegen das Heer der Verbündeten enthalten und 
der propiforifchen Regierung Frankreichs Gehorſam leiften 
ſollen. In Rüdficht des zweiten Begehren: fand die Tag⸗ 
ſatzung, daß die Schmweizergrenze gegen Tranfreih und 
Italien zu decken und die mit ihr vereinigten Länder mit 
Waffengewalt zu fchägen feien. Demzufolge wurde die Auf⸗ 
ftellung eines Truppenforpe von fünftaufend Mann beichlof- 
fen, zu deſſen Bildung die Mannſchafts⸗ und Geldbeiträge 
von den Kantonen nach dem bisherigen Mapitab geliefert 
wurden. 
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Beratung der Nah Erledigung diefer Geſchäfte ſchritt die Tagfakımg 
Zagfagungüber zur Bearbeitung eines neuen Bundesvertrags, indem fie 
sen, einen Ausſchuß von fieben Mitgliedern beftelite und ihn de— 
Einmiihung Auftragte, einen folhen auf Grundlage des früher von der 
der fremden eidgenöſſiſchen Berſammlung amsgearbeiteten Entwurfs vor- 
Geſandt en. zubereiten. Die bezügfichen Arbeiten bewegten ſich fehr lang⸗ 
fam und wurden mehr als einmal auf eine der Unabhän- 

igfeit des Vaterlandes wenig entfprechende Welle von ben 

fremden Gefandten beeinflußt. Zu gleichem Behufe erfchien 

auch der päpftliche Botfchafter in Zürich und verlangte, daß 

folgende drei Beitimmungen in die nene Bundesverfaſſung 
aufgenommen werden möchten: nämlich bie Gewährtetitung 

der Tathofifchen Religion in den katholiſchen und gemifchten 

Ständen und ber freien und ungehinderten Ausübung des 
Gottesdienstes; Die Gewährleiftung der kanoniſchen Kiditer 

und Kapitel, und endlich die Gewährleiftung der wirkfich be- 

ftehenden geiftlihen Güter jeder Art. Ohne Anftand wur- 

den das erſte und legte Begehren bewilligt, indem achtzehn 
Standes - Stimmen den Beſchluß faßten, den paritätifchen 

Ständen die Gewähr der katholiſchen Religion und der geifts 

fihen Güter in dem Sinne zu empfehlen, daß fie dieſe in 

thren Kantonen ausfprecdhen möchten. Zu Tebhaftern Erdr⸗ 

terungen gab das zweite Begehren Anlaß. Endlich vereinigte 

fi) der bezügliche Ausſchuß der Tagſatzung dahin, daß ber 

kanoniſche Fortbeftand der Klöfter und Kapitel und die Sicher- 

heit ihres Eigenthums zu gemwährleiften, ihr Vermögen aber 

gleich anderm Privatgut den Steuern und Abgaben zu umter- 

werfen fei. Dagegen waren die Meinungen des Ausfchußes 

darüber getheilt, ob diefer Grundfat als ein Artikel in bie 
Bundesverfaffung aufzunehmen, oder ob er in der Form 

eined Tagfatungsbefchluffes, oder eines zwifchen den Ständen 
abgefchloffenen Vertrags dem fehweizerifchen Staatsrechte ein» 

zuverleiben ſei. Ein Theil behauptete, daR diefe Beſtimmung 

nicht in die Bundesverfaffung gehöre, weil bieje nur allge- 

meine, alle Kantone berührende Gegenftände enthalten dürfe, 

was in Hinfiht der Klöfter offenbar nicht der Fall fei. Der 

andere Theil dagegen glaubte, daß ein bloßer Vertrag feine 
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genügende Sicherheit gewäßre und leicht abgeändert werben 
fünnte, Nur durch die Aufnahme diefer Beſtimmung in die 
Bundesakte ſelbſt erhalte die Gewährleiftung ihre rechte Be⸗ 
deutung, und nur auf diefe Art werden ſich bie katholifchen 
Runtone ihrer alten Schirmvogtei über ihre Klöfter begeben. 
Mit Wärme wurde dieſe Anfiht von den Urkantonen ver- 
theidigt und ihren von Bern, Freiburg und Solothurn un⸗ 
terftügten Anftrengumgen gelaug es endlich, für ihre Anſicht 
die Mehrheit zu gewinnen. Mit vieler Mühe und nicht ohne 
gegenfeitige Kränkungen wurde endlich ein Bunbesentwurf 
von achtundvierzig Artikeln zu Stande gebracht. Die Tags 
fatung erflärte am 28. Mai die Berathungen über den Bun⸗ 
deönerein geſchloſſen und Iud die Kantonsregierungen ein, daß 
fie ih über die Genehmigung desfelben vor dem Zufanımen- 
tritt der ordentliden Tagſatzung aussprechen möchten. Che 
die Tagedherren auseinander giengen, erklärten noch die Ge⸗ 
fandten der Urftände, daß fie den Bunbesentwurf für fo 
lange nicht als vollendet anerfennen können, bis ihre vers 
ſchiedenen Gebietsanſprachen erledigt fein werden. Uri wollte 
fein Recht auf Livinen geltend machen und Schwyz erhob 
Anſpruch wegen der mit dem Kanton St. Gallen vereinigten 
Grafſchaft Uznach, welche es um fo gerechter erachtete, als 
ſich die dortige Bevölkerung mit dem Kanton Schwyz zn verei⸗ 
nigen wünſchte. Endlich beruhigte die mißtrauifchen Gemü⸗ 
ther die Verfiherung, daß ed nicht darum zu thun fei, den 
Bundesvertrag als gefchlofien, fondern nur deſſen Berathung 
als beendigt zu erflären. 

Da der neue Bundesentwurf, weil er den Anfprücden 
der alten Stände wegen der von ihnen abgetrennten Gebiets- 
theile feine Rechnung trug, von Bern verworfen wurde, fo 
war die Tagſatzung genöthigt von neuen zufammenzutreten. 
Sie glaubte ‘die erhobene Schwierigfeit dadurch heben zu Tön- 
nen, daß fie die Auſprüche der alten Stände betreffend die 
abgetretenen Gebietötheile an einen Schieberichter wies ; 
allein auch diefe Maßregel war nicht im Stande die eng- 
berzigen Bedenken der alten Kantone zu bejeitigen. 
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Schickſal des Am 7. Heumonat beichloß der ganz gefeffene Landrath 
nl von Schwyz den neuen Bundesentwurf einem Ausfhuß zur 
ags inden , F 

Urkantonen. Prüfung zu überweiſen. Dieſer begann feine Arbeiten am 
12. Heumonat und ſprach in Betreff des nenen Bundes ſein 
Befinden einſtimmig dahin aus, daß er es tief bedaure, daß 
der Gang der Berathung über den Bunbdesvertrag in dem 
verichiedenen Ständen eine Wendung genommen, aus wel⸗ 
cher hervorgehe, daß derjelbe in: einzelnen Kantonen nicht nur 
gänzlich verworfen, fondern daß auch in denen, wo er ange- 
nommen worden, jo bedeutende Abänderungen verlangt und 
ſolche entgegengefeßte Vorbehalte gemacht wurden, daß die 
Hoffnung zu einer Vereinigung über eine gemeinjame Bun⸗ 
desperfafiung beinahe verichwunden fei. Dagegen mache man 
die Wahrnehmung, daß einzelne Stände ſich der Gefahr aus- 
fegten, die Vortheile zu verſcherzen, welche ihnen die ver- 
bünbeten Mächte durd den Pariſer Frieden zugefichert ha- 
ben. Dieje Umftände haben den Ausichuß bewogen, in eine 
Berathung über den neuen Bundesvertrag nicht einzutreten. 
Schwyz finde es für zuträgficher, das unficdere Schiff, wel» 
„8 durch die ihm gegebene gefährliche Richtung niemald im 
den Hafen der Ruhe und Sicherheit einlaufen werde, zu ver⸗ 
laſſen und fid) an die Stände Uri und Unterwalden, als 
erite Stifter der Freiheit, anzuschließen und, geftüßt auf ge⸗ 
meinfame Interefſen und von jeher beftandene vertraute Ber- 
bindungen, ben Band der Urkantone von 1291 und 1315 zu 
erneuern. Diefer Schritt möchte aber keineswegs fo angejehen 
werden, ald wenn Schwyz dadurch die Trennung unter den 
Eidgenofjen vermehren wolle: es bebaure biejelbe tief; da 
e8 fich aber bei der Lage der Dinge feinen beffern Erfolg 
für feine Bemühungen verfprecdhen könne, fo finde es für 
unnöthig, bie Tagfegung fernerhin mit einer Gefandtichaft 
zu beihiden. Sobald fih aber mehr als nur fcheinbare 
Hoffnung zeige, daß unter den Ständen eine brüderliche 
Bereinbarung zu Stande kommen werde, fo fei Schwyz ge- 
neigt in den Kreis freundfchaftlicher Verhältniffe von Neuem 
einzutreten, nur mit NRüdfiht auf die eigene Lage einen 
Bunbesvertrag, der lange Dauer verfjprecdhe, in Berathung 

zu nehmen. 
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Rad ähnlichen Borgängen in Uri und Uinterwalden wurde 
anf die Einladung von Schwyz am 25. Heumonat eine drei- 
örtige Beiprehung in Brunnen eröffnet. Nach der üblichen 
Bewilltommung bemerkte Herr Landammann Weber, daß der 
Landrath von Schwyz geglaubt habe, daß bei der Verwir⸗ 
rung, in der die Schweiz fich dermalen befinde und bei ben 
entgegengefeßten, fih jo vielfach durchkrenzenden Intereſſen 
und Anfichten der Stände die fernere Theilnahme an den 
Verhandlungen der Zaglagung den Urftänden keinen Vortheil 
bringen könne. Schwyz erachte es deßhalb für zuträgkich, 
wenn die Urſtände im Sinne de6 Bundes von 1315 eine 
abgefönderte Stellung einnehmen und für ihre innere Ruhe 
und vaterländtfche Freiheit und Linabhängigleit jelbft forgen 
würden. Dieß fet jedoch nicht fo zu verfichen, daß Schwyz 
nicht bereitwillig mit andern Kantonen eine Verbindung ein» 
gehen wolle, bei welcher der doppelte Zweck, Erhaltung aller 
gegenfeitigen Rechte und die allgemeine Sicherheit erreicht 
würben. Für den Tall aber, daß fih die beiden andern 
Urftände in dieſem Augenblid von den andern Kantonen nicht 
trennen wollten, gehe der Wunſch von Schwyz dahin, daß 
man fich über einen gemeinſchaftlichen Auftrag für die be« 
vorftehende Tagſatzung vereinigen möchte. 

Darauf bemerkte der Abgeordnete von Uri, daß jetn 
Stand nit habe ermangeln wollen, an einer Berathung 
über biefen wichtigen Gegenftand mit den älteften Bundes⸗ 
brüdern Theil zu nehmen. Nun aber ſei befannt, daß ſich 
eine Geſandtſchaft von Uri auf der Tagſatzung befinde und 
daß die dortige Landesgemeinde den Bundesentwurf, falls 
drei Wiertheile der Standesſtimmen fich für dewielben aus- 
Iprechen werden, angenommen babe. ‘Der Stand Uri befinde 
fih daher nicht im gleichen Verhältniß wie Schwyz und Un« 
terwaßden. Da es für Uri unmöglich fei, von dem gebadh- 
ten Landesgemeindebeſchluß abzugehen, fo Tönne Uri zu 
einer Abtrennung von den übrigen Kantonen für ben - 
genblick nicht Hand bieten und zwar um fo weniger, als ihm 
ein folder Schritt in Rüdficht feimer Anſprüche auf Livinen 
unt nachtheilig fein könnte. Im übrigen fei Uri bereit, zur 
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Entwerfung eined gemeinfchaftlichen Auftrags an die bevor- 
ftehende Tagſatzung beizutragen und in eine Berathung des 
Bunbesvertrages einzutreten. 

Der Abgeordnete von Unterwalden erklärte, daß fein Volt 
alle ſeine früher beſeſſenen Rechte wieder verlange und fich 
durch feine Gewalt in feiner Freiheit wolle befchränten laſ⸗ 
jen. Die auf der Tagſatzung anmefende Gefandtfchaft Un⸗ 
terwaldens habe leider wahrnehmen müßen, daß jeder Kanton 
nur für feinen eigenen Vortheil forge, und daß fogar bie 
Urkantone in den widtigiten ragen nicht gleicher Anficht 
feien. Im Uebrigen fei Unterwalden der Anficht, daß die 
Zeit der Trennung von den übrigen Ständen nod) nicht ge- 
kommen fe. Man folle vielmehr die Tagſatzung befuchen, 
jedoch nur unter der einftimmig zu erflärenden Bedingung, 
daß die neuen Kantone und die mit ihnen verbündeten Stände 
den billigen Forderungen der Urftände Rechnung tragen, 
daß der neue YBunbesentwurf auf ſolche Grundlagen gebaut 
werde, die den Vermögensverbältniffen und Bedürfniſſen ber 
Urkantone angemeffen feien, daß die Kantonalfouveranität voll» 
kommen gefichert und durch Feine Zentralgewalt in ihren bis⸗ 
herigen Formen, Gebräuchen und Rechten gefchmälert werde. 
Sollten aber die neuen und die ihren Gefinnungen ergebenen 
alten Kantone auf ihren bisherigen Grundfägen beharren und 
die ärmern, aber urfprünglichen Stände keiner Berädfichti- 
gung werth Halten, fo gehe der Entſchluß Unterwaldens da⸗ 
hin, daß die drei Urftände in einer vollkommenen Bereint- 
gung unter fih von der Tagſatzung austreten, ber Drei⸗ 
Ränder-Bunb erneuert und von diefem Standpunkt aus den 
gefinnungsverwandten Kantonen die Hand zum Auſchluß 
geboten werden foll. Beinebens ſei Unterwalden bereit, mit 
den älteften Bundesbrüdern in Allem mitzuwirten, was für 
die drei Urfantone fegensreichen Erfolg verfprechen könne umd 
zwar um fo mehr, als das Band, welches die Eidgenofjen- 
ſchaft dermalen umſchlinge, fo loder fei, daß es Noth thue, 
fih über gleichartige Orundfäge in Betreff der einzufchla- 
genden Schritte zn verftändigen. 

Nach gepflogener Berathung kamen die Abgeordneten der 
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Urftände über folgendes Gutachten überein: Da die Verhält- 
niffe der drei Urftände zu der übrigen Eidgenoffenfchaft feit 
der im Jahr 1798 ftattgefundenen Auflöfung der alten Bünde 
von diefen nur gezwungen geduldet und niemals freiwillig 
angenommen worden, jo glauben die brei Urftände das 
volle und nie verneinte Necht zu haben, unter fich allein 
verbündet zu bleiben, oder, wenn fie den Bund erweitern 
wollen, die dießfälligen Bedingungen denen, die ſich mit ihnen 
verbinden wollen, felber zu beftimmen. Ferner feien fie der An« 
fit, daß der Hauptgefichtspunft, unter dem die Verhältniſſe 
der drei Urftände zu betraditen feien, aus dem Bündniß von 
1315 hergeleitet werden mäße, welches Hanptjächlich beftimme, 
daß feines der drei Lander ohne des andern Rath weder ein 
Bündniß antragen noch annehmen fol. Dem gemäß werben 
die Gefandten der drei Urftände auf der Tagfakung das Be- 
gehren eröffnen: daß ihren gerechten Anſprüchen billige Rech⸗ 
nung getragen werde und daß bei dem neu zu errichtenden 
Bundesverein fein Artikel die Volksſouveränität verleke. 
Würde diefen gerechten Forderungen nicht entiprochen wer⸗ 
den, fo feien die Gefandten angewieſen die Tagſatzung zu 
verlaffen und den alten Ständen in einer Erklärung, nebit 
den Gründen ihres Austrittes, ihre Bereitwilligfeit zur Er- 
nenerung der alten Bünde anzutragen. 

Diefem Gutachten wurde von den Landräthen ber Ur- 
tantone die Genehmigung ertheilt und es reisten ihre &e> 
fandtichaften damit auf die Tagſatzung. So erwünſcht die⸗ 
fer Verfammlung ihr Erſcheinen war, fo wollte es doch nicht 
gelingen den Anſprüchen der Urftände geneigtes Gehör zu 
verſchaffen, und fchroffer als je ftanden bei der abermaligen 
Bertagung der Tagſatzung die Parteien gegen einander. Da 
Durch dieſe Vertagung die Vereinigung unter den Ständen 
neuerdings hinausgejchoben wurde und alle Unterhandlungen 
und Verſuche zur Ausgleihung über die Anſprüche der ein- 
zelnen Kantone feinen Erfolg verſprachen, fo fand fich ber 
Landrath von Schwyz veranlaßt, eine nochmalige Beſprech⸗ 
ung unter ben Urftänden in Anregung zu bringen. Ihr 
Zwed follte fein, fi über die einzunehmende Stellung zu 
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berathen, den Bund von 1315 zu erneuern umd jich über 
den Entfchluß der Sönderung von den übrigen Schweizer» 
fantonen näher zu erflären. 

Andeffen war ein Schreiben von Schultheiß und Nath 
der Republit Bern in Schwyz eingelangt, welches die An: 
zeige enthielt, daß der große Kath im Vertrauen auf feine 
gerechte Cache den Antrag des Tagſatzungs⸗Ausſchuſſes, be- 


Sebietsan: treffend die fchiedsrichterliche Ausmittlung der Territorigl- 


ſprüche. 


Schwyz be⸗ 


anſprüche mehrerer alten Stände, für das zweckmäßigſte Mit- 
tel zur Befeitigung der obwaltenden Anftände halte und den 
betreffenden Antrag deshalb angenommen babe. Diefe Mit- 
theilung jo wie der Umftand, daß die Landeögemeinde von 
Uri den Bundesvertrag angenommen hatte, bewirften, baß 
Schwyz nachgiebiger wurde und der dortige Landrath den Be⸗ 
Schluß faßte, daß der Vorſchlag des Zagfagungsausschuffes, 
betreffend Ausmittlung der Zerritorialanfprüche mehrerer alten 
Stände, genehmigt fein foll, wenn die neuen Kantone 
innert der Frijt von vierzehn Tagen demjelben ebenfalls 
beitreten würden. 

In der gleichen Sitzung fete der Landrath einen Aus- 


ſchließt aber- ſchuß nieder, der fich mit der Prüfung des Bundesentwurfes 
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befaſſen und darüber ein Gutachten entwerfen ſollte. Dieſer 
entledigte ſich ſeines Auftrags in einer Weiſe, welche der 
zur Schau geſtellten Verſöhnlichkeit wenig entſprach und da⸗ 


Anſichten des gegen die Mißachtung gegen die höhern Intereſſen des Vater⸗ 


betreffenden 
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landes enthüllt. 

Borab wurde in Betrachtung gezogen, ob man fich aller 
und jeder Bundesverträge mit den übrigen Kantonen ent: 
Schlagen und allein für fich bleiben wolle. Letzteres wurde 
aus dem Grunde für unthunlic erachtet, weil fih Schwyz 
durch eine gänzliche Abfünderung von den übrigen Ständen 
bei feiner geringen Ausdehnung der Gefahr ausfegen würde, 
aller Vortheile beraubt zu werden, welche die vereinigten 
Stände im gegenwärtigen Augenblide durch Abjchließung. von 
Militärdienftverträgen mit fremden Mächten zu erhalten im 
Stande feien. Durd eine gänzliche Abfönderung würde fers 
ner die Gefahr entjtchen, daß die Ein- und Ausfuhr von 
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den übrigen Ständen mit ſchweren Zöllen belegt würde; end⸗ 
Eich wäre zu beforgen, daß in dieſem Falle der Kanton Schwyz 
mit feinen Anfprühen fein Gehör und feine Unterſtützung 
finden würde. 

Der zweite Berathungsgegenftand bildete die Erneue- 
rung des 1315er-Bundes mit Uri und Unterwalden. Diefer 
Borſchlag, welcher der Obrigteit von Schwyz ber zweckmä⸗ 
Bigfte ſchien und für deſſen Verwirklichung fie bei frühern 
Beſprechungen zu Gerfan und Brunnen am meiften gethan 
batte, war für den Augenblid unausführbar, da ſowohl Uri 
als Dbwalden an der Berathung des YBundesentwurfes vom 
16. Auguft Antheil genommen, woraus man entnahm, daß 
ein neuer Berjuh zu einem beſondern Bunde bei ihnen 
feinen günftigen Erfolg haben werde. 

Nach Befeitigung diefer Fragen wurde in die Berathung 
des: Bunbesentwurfes ſelbſt eingetreten. Hiebei ftellte der 
Ausſchuß vor Allem den Grundjag auf, dab, wenn der Kan⸗ 
ton Schwyz berechtigt fei, fih zur Annahme einer von den 
übrigen Ständen ganz abgefönderten Stellung zu entfchließen, 
er ans den gleichen Gründen die Vorbehalte beftimmen könne, 
unter welchen er an dem von den übrigen Kantonen in feiner 
Abweſenheit abgefchloffenen Bundesvertrag Antheil nehmen 
wolle. Aus diefem Grunde fei Schwyz, weil es durch Zus 
fall verhindert gewejen, feine Bemerkungen über ben vorlic- 
genden Bundesentwurf gehörigen Orts zu eröffnen, nun zur 
Sorberung berechtigt, daß feine dDießfälligen Bemerkungen auch 
jet nod) gehört würden. Geftügt auf dieſes unveränßer- 
liche Recht verlange der Kanton Schwyz, daß bie wegen 
Zerritorialbefig angeſprochenen Kantone zum voraus erklären 
folfen, ob fie ſich einem diepfälligen Sprude unterwerfen 
wolfen oder nicht, indem ber Kanton Schwyz erft dann ge- 
neigt fei den angeſprochenen Kantonen ihr Gebiet zu ge- 
währfeiften,, wenn durch ſchiedsrichterlichen Spruch oder auf 
gũtlichem Wege die Anſprachen der aften Kantone abgethan 
fein werden; and müße er zum voraus erffären, daß er fich 
für Land nnd Leute nicht werde mit Geld abfinden laſſen. 


Derneue Buns 
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Nachdem die Beratung des Bundesentwurfes vollen« 


beöentwurfvor det war, wurde berfelbe mit den daran beliebten Berände- 
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rungen vor die Zandesgemeinde gebracht. Diefe trat am 28. 
Auguft zu Ybach vor der Brüde zufammen. Herr Landam⸗ 
mann Weber eröffnete derſelben, daß endlich der Zeitpunkt 
gefommen fei, der es den Urftänden gejftatte, ihre von den 
Bätern ererbte, ehrwürdige Berfaflung wieder ins Leben zu 
rufen. Man habe erwartet, daß die gerechten Ansprüche der 


e Urftände endlicd) zur Geltung kommen werden. ‘Diefe Hoff: 


nung fei leider getäuſcht worden, da ſich die neuen Kantone, 
welche die Revolution gefchaffen und die nachher durch Na- 
poleons Bermittlung befeftiget worden, nicht dazu verſtehen 
wollen, die mit ihnen vereinigten Gebietstheile den alten 
Kantonen, denen fie von Gottes und Rechtswegen gehört ha- 
ben, wieder zurüd zu geben. Da die newen Kantone von 
mehreren Ständen in ihren Anmaßungen unterftügt würden, 
fo fei vor der Hand nicht abzufehen, daß ein den gerechten 
Forderungen der Urftände entjprechender Zuftanb ſobald er- 
zielt werden fünne. Aus biefem Grunde fei es ihm und al» 
len wohlmeinenden Baterlandsfrennden unmöglich, dem neuen 
Bundesverein, wie er von der Mehrheit der Kantone bereits 
angenommen worben, feine AZuftimmung zu ertheilen. Anuch 
würde es dem Charakter eines freien Boltes, das fein wohl- 
erworbenes Recht zurüd verlange, fchlecht anjtehen, wenn es 
zu einem Vertrag mitwirlen würde, durch melden diejes 
Recht geradezu preißgegeben werde. Bei diejer Lage hätten 
es die Behörden für Hug erachtet, unter Wahrung früherer 
echte die Tagfakung zu verlaffen und fich mit den Urftän- 
den näher zu verbinden, um im Vertrauen anf bie freund- 


nachbarlichen Verhältniſſe, weiche unter diefen von jeher ob⸗ 


gewaltet, diejenige Stellimg einzunehmen, wie ihnen dieſe 
durch die Meisheit der Väter in den alten ewigen Bünben 
vorgezeichnet ſei. Gott, der Beichüger der Schwachen und 
der Rächer ungerechter Gewalt, werde diefe Verbindung feg- 
nen und der gerechten Sache den Sieg verleihen. 

Mit freudigem Zuruf wurbe diefe Rebe von dem Land» 
(leuten entgegengenoinmen und einmitthig befchloffen, daß die 
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von der &efanbtfchaft auf der Tagfakung in Zürich abge- 
gebene Verwahrung genehmigt und alle Anfprüde und Rechte 
anf die früher befeflenen Landſchaften vorbehalten fein follen. 

Hierauf wurde dad Gutachten über den neuen Bundes» 
entwurf verlefen und mach ftattgehabter LUimfrage mit Gin» 
müthigfeit ermehrt: daß ber Grundfag der Volksſonveränität 
für den Kanton Schwyz feierlichft anerfannt fein fol; daß 
der von ber Tagſatzung vorgeſchlagene Bund verworfen fei 
und daß die Stände Uri und Uinterwalden eingeladen werden 
möchten, wieder in den alten Bunb won 1315 einzutreten. 

Endlich wurden zur Beruhigung ber Sandleute der änßern N 
Landichaften durch ein einhelliged Stimmenmehr die frühern 
Lanbesgemeindeerlammtnifie, ihre brüderlihe Aufnahme a 
Mitlandleute betreffend, beftätigt. 

Am 6. Herbfimenat trat die Tagſatzung von Neuent zu- Der neue Bun 
fammen; allein wie früher, fo herrfchten noch jetzt bei den nn 
Gefandten der Stände fehr abweichende Anſichten in Betreff ZTagſahung an— 
bes neuen Bundesvertrages. Einige Stänbe, unter denen genommen. 
auch Schwyz, waren nid anweſend. Langſam ſchleppten ſich 
die Verhandlungen der Tagſatzung fort, bis nach langen Er- 
örterungen fünfzehn ‚Stände zu dem‘ Beichluße gelangten, 
die endliche Abftimmung über den Yundesentwurf zn ver- 
fhieben und in der Zwiſchenzeit nene Verfuche zu einer 
Bereinigung vorzunehmen. Nachdem man fi) durch eine 
Unzahl von Erflärnngen, Borbehalten ımd Berwahrungen 
hinlaͤnglich ficher geftellt glaubte, wurde am 8. Herbitmonat 
der neue Bundesvertrag von fünfzehn Ständen als ange⸗ 
nommen erffärt. 

Sein wefentliher Inhalt war folgender : Die fonveränen DeſſenInhalt. 
Kantone ber Schweiz vereinigen fih durch diefen Bundes⸗ 
vertrag zur Behauptung ihrer Freiheit, Unabhängigkeit und 
Sicherheit gegen alle Angriffe fremder Mächte und zur Hand⸗ 
babung der Ruhe und Orbnuug im Annern. Sie gewähr- 
leiſten ſich gegenfeitig ihre Berfaffungen und ihr Gebiet. 

Zur Handhabung diefer Gewährleiftung und zur Behaup⸗ 
tung der Neutralität Toll aus der waffenfähigen Mannſchaft 
eines jeden Kantons ein Truppenfontingent gebildet werden. 
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Im Fall äußerer oder innerer Gefahr Hat jeder Kanten 
das Recht, die Mitftände zu getreuem Auffehen zu mahnen. 
Bei dem Ausbrud) von Unruhen in einem Kanton mag 
die Neyierung deſſelben andere Kantone zur Hülfe aufrnfen, 
doh muß hievon der Vorort benachrichtigt werden und es 
hat bei fortdauernder Gefahr die Tagſatzung die weitern 
Maßregeln zu treffen. Am Fall einer plöglichen Gefahr 
von Außen mag ber bedrohte Kanton andere Kantone zu 
Hülfe mahnen, doch muß bievon ‚ber Vorort fogleih im 
Kenntniß gefetst werben, dem dann obliegt die Tagſatzung zu 
verfammeln, welcher alle Berfügungen zur Sicherheit ber 
Schweiz zuftehen. Alle Anſprüche und Streitigkeiten zwi⸗ 
ſchen den Kantonen über Gegenftänbe, welche in ber Bundes⸗ 
verfaflung ihre Gewährleiſtung nicht gefunden, find an das 
eidgenöfjifhe Recht gewicfen. Der Rechtsſpruch eines dies⸗ 
fälligen Schiedsgerichts kann nicht weiter gezogen werben 
und ift erforderlichen Falls durch die Tagſatzung in Voll» 
ziehung zu fegen. Unter den einzelnen Kantonen bürfen 
feine dem allgemeinen Bund oder den Rechten anderer Kan⸗ 
tone nachtheilige Verbindungen gefchloffen werben. Die Eid» 
genofjenfchaft huldigt dem Grundſatz, daß, wie es keine 
Unterthanenlande mehr gibt, auch der Genuß der politifchen 
Rechte nie dad ausfchliehliche Vorrecht einer Klaffe von 
Bürgern fein darf. Die Tagſatzung beforgt bie ihr von 
den fonveränen Ständen übertragenen Angelegenheiten des 
Bundes. Sie bejteht aus den Gefandtichaften aller Kantone, 
welche nad Aufträgen zu ftimmen haben. Jeder Kanton 
‚bat eine Stimme. Der im Amte ftehende Bürgermeifter 
oder Schultheiß des Vororts führt in der Tagſatzung den 
Borfig. Sie allein erklärt Krieg und fchließt Frieden und 
errichtet Bündniffe mit auswärtigen Staaten, doch find 
für diefe wichtigen Verhandlungen drei BViertheile ber Kan⸗ 
tonsſtimmen erforderlich. Handelsverträge mit auswärtigen 
Staaten werden von der Tagjakımg geſchloſſen. Dagegen 
fönnen Militärdienftverträge und folhe über öfonomifche 
und politifche Gegenftände von den Kantonen abgeſchloſſen 
werden, jedoch därfen jie weder dem Bundesverein, noch den 
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Rechten anderer Kantone zuwiderlaufen und müffen zu die⸗ 
fem Ende zur Kenntniß der Tagſatzung gebracht werden. 
Diefe trifft alle erforderlichen Maßregeln für bie innere und 
änßere Sicherheit der Eidgenoſſenſchaft. Bei auferordent- 
lichen Umftänden und wenn die Tagfatung nicht fortdauernd 
verfommelt fein Imın, fteht es in ihrer Befugniß dem 
Porort befondere Vollmacht zu ertheilen; auch kann fie 
denjenigen Behörden des Vororts, welche mit der eidgendf- 
ſiſchen Gefchäftsführung betraut find, zur Beforgung. wid) 
tiger Bundesangelegenheiten fogenannte Reprüfentanten bei- 
ordnen. Die Leitung der Bundesangelegenheiten wird einem 
Borort mit den: bis zum Jahr 1798 ausgeübten Befugniffen 
übertragen. ‘Diefer wechfelt unter den Kantonen Zürich, 
Dern und Quzern alle zwei Jahre. Für Lebensmittel, Landes⸗ 
erzengniffe und Vieh ift der freie Kauf und die ungehin- 
derte Aus⸗- und Durchfuhr von einem Kanton durch den 
andern geitattet. Die beftehenden Zölle, Weg- und Brüden- 
gefder bleiben in ihren Beſtand und ohne Genehmigung der 
Tagſatzung können feine neue errichtet, noch die beftehenden 
erböht werden. Die Abzugsrechte von Kanton zu Kanton 
find abgeſchafft. Der Fortbeftand der Klöfter und Kapitel 
und die Eicherheit ihres Eigenthums ift, fo weit es von 
den Kantondregierangen abhängt, gewährleiftet; jedoch ift 
thr Vermögen gleich anderm Privatgut den Steuern und 
Abgaben unterworfen. Die helvetiſche Nationalſchuld von 
3,118,336 Sr. bfeibt anerfannt. Alle eidgenöffifchen Eoncor- 
Date und Berlommniffe feit dem Jahr 1803, die den Grund⸗ 
fügen dieſes Bundesvertrags nicht entgegenftehen, bleiben 
in ihrer Kraft. Den Schluß der Bundesurkunde bildete fol- 
gende Erklärung: Die Kantone Tonftituiren ſich als ſchwei⸗ 
zeriſche Eidgenofienichaft; fie erftären, daß fie frei und un» 
gezwungen in biefen Bund eintreten, benfelben im Glück wie 
im Unglüd getreulich halten und insbejondere, daß fie von 
num an alle aus dbemfelben entftehenden Pflichten und Ver⸗ 
bindfichkeiten gegenfeitig treu erfüllen wollen. Bemerkungen 
Betrachtet man diefen Bundesentwurf nur obenhin, Aber den neuen 


fo wird man wahrnehmen, daß er mehr das Werk ver- — 
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fchiedenartig zufammenwirfender Zufälligfeiten, als eine den 
Zeitbedürfniffen entſprechende Schöpfung war. Das einheit- 
liche Prinzip, der Nero jedes lebenskräftigen Organismus, 
welches in der Verfaſſung der Helvetil vorwaltete und ſich 
in der Vermittlungsverfaffung in der Perfon des Land» 
ammannd ausgeprägt fand, war im neuen Bundesvertrage 
befeitigt und dagegen fantonaler Willfür und engherzigen 
Borurtheilen der weitchte Spielraum gelaffen. Konnte man 
Napoleous Vermittlung mit Recht einen Vergleich zwifchen 
dem Syſtem der alten Eidgenoffenichaft und jenem der Hels 
vetif nennen, jo war der Zweck des neuen Bundes darauf 
gerichtet, einen Vergleich zwifchen der alten Zeit und ber 
Vermittlung zu ftiften. De fih nun die Grundjäge, welde 
diefen beiden Zeitrichtungen als Grundlage und Keititern 
dienten, ihrem Weſen nach wideripracden, fo gerietb man bei 
der Ausführung des Wertes in eine Fluth von Berwirrungen 
und Ungereimtheiten. Auf diefe Art gejchah es, daß die neue 
Schöpfung weder den beftehenden Verhältniffen, noch den 
geiftigen und materiellen Bedürfniffen des Volles entiprad), 
und felbjt ihre Urheber mußten gejtchen, daß die gemein- 
eidgenöffifchen Zwede, auf deren Verwirklichung die Beſchei⸗ 
denjten gehofft, durch den neuen Bund niemafs erreicht 
werden können. Vergeblich mahnte die größere Anzahl der 
Kantone und die gänzliche Verfchiedenheit von Vormals und 
Jetzt an einen enger gezogenen und ſtärkern Nationalverband ; 
umjonjt lehrte das trojtlofe Zufammenjinfen der alten Eid» 
genofienichaft, daB die vollitändige Unabhängigkeit der Kan⸗ 
tone und ihr feindjelige8 Benehmen unter einander dem 
fremden Einfluß Vorſchub leifte und die Widerſtandskraft 
gegen denjelben vermindere: verſchwunden war die Hoffnung 
auf eine gleichartigere und gedeihlichere Entwidlung des 
nationalen Lebens. Der Geijt der Selbitfucht und der Zwie⸗ 
tracht, dieſes Erbübel bundesgenöſſiſcher Verfaſſungen, beitieg 
von Neuem feinen Thron und der blöde Glaube an die Rück⸗ 
tchr der fogenannten guten alten Zeit trübte das richtige 
Berjtändniß der Gegenwart. And welches Gefühl mußte jid) 
eines jeden wahren Schweizers bemächtigen, wenn er bedachte, 
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daß dieſer politiſche Wechfelbalg fein Dafein nur ber trei- 
benden Kraft fremdländifcher Elemente verdankte und daß fich 
obne deren Dazwiſchenkunft der politifche Zuftand der Schweiz 
noch viel mangelhafter und trojtlojer geftaltet Haben würde! 

Nachdem die neue Bundesverfaffung von der Mehrheit Die fchweizeri: 
der Stände angenommen war, wurde diefelbe von den ans Ihe Eidgenoſ⸗ 
nehmenden Kantonen unterjchrieben und befiegelt, worauf die a 
Tagſatzung die ſchweizeriſche Eidgenoſſenſchaft als konſtituirt erffärt, wovon 
erklaͤrte und davon den bevollmächtigten Miniſtern der Mächte ven Geſandten 
ſowohl, als allen übrigen mit der Schweiz in freundſchaftlichen und widerſtre⸗ 
Berhäftniffen ftehenden Höfen amtliche Kenntniß gab. — 

ne ‚„. ven RKenntniß 

Hieranf wandte ſich die Tagfagung mit einem Kreis⸗ eben wir. 
ſchreiben an die nicht beigetretenen Stände und theilte ihnen Benehmen ver 
mit, daß wichtige Betrachtungen fie zu diefem Vorgehen vers Legßtern. 
anloßt haben. Um das Baterlaud in diefem entjcheidenden 
Zeitpuntte, wo alle Mächte Europa’s zur Begründung eines 
großen, gefellichaftlichen Vereins zufammentreten, nicht der 
Gefahr auszufegen, allein in einem Zujtand der Zerrüttung, 
der Anarchie und einer gänzlichen politiichen Ohnmacht zu er- 
ſcheinen; um nicht aller Rechte eines freien Staates gerade jekt, 
wo ihre Ausübung am wichtigften fei, verlurjtig zu werden ; 
um nicht die Bundesverfafjung der Schweiz als einen Gegen- 
ftand der Unterhandlungen des Wiener Congreſſes ericheinen 
zu lafien; mit einem Wort, um nicht der Freiheit und Une 
abhängigkeit ded Vaterlandes mit eigener Hand den Unter: 
gang zu bereiten, habe in diefer hochwichtigen Sache feine 
Zögerung mehr ftattfinden dürfen. Die größte Verantwort- 
lichfeit vor Gott und vor der Mit und Nachwelt fei auf der 
Tagfatzung gelegen und nur der glüdlich zu Stande gebradjte 
Entſchluß babe die drohende Gefahr befeitigen können. 

Allein weder die ernſten Vorjtellungen der Tagſatzung noch) 
eine perfönliche Abordnung an die widerjtrcheuden Stände ver- 
mochten deren hartnädigen Sinn zu bredden. Zwei der an» 
gejehenften Mitglieder der Tagſatzung, alte Nachbarn aus 
Luzern und Zug, begaben fih nah Schwyz und machten da> 
ſelbſt den Landrath auf die vielen Veränderungen aufmerf- 
ſam, die man in den neuen Bundesentwurf aus Rückſicht 
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und Achtung gegen die Urftände aufgenommen babe. Ahnen 
zu lieb jei man von der Aufftelung einer kräftigern Bundes⸗ 
gewalt abgegangen. Ein gemeinfchaftlicher Staatsverband, 
ber alle Glieder des fchweizerifchen Vaterlandes umfchlinge, 
ſei unbedingte Nothwendigkeit, da die Eidgenoſſenſchaft nur 
als Gefammtheit, wicht aber die Kantone einzeln mit Ehre 
und Sicherheit vor Europa beftehen können. Mit Höflichkeit 
wurden die Abgeordneten angehört, allein ihre. Vorftellungen 
fanden fein Gehör. Auf ein abermaliges Schreiben der Tag: 
fagung, in weldem auf die Ausfchließung vom Schweizer» 
bund für jene Kantone Hingedeutet wurbe, welche dem zu 
Recht beftehenden Bunde nicht beitreten würden, antwortete 
Schwyz, daß ed von einem fchmerzlichen Gefühl ergriffen 
würde, wenn einer der vorzüglichiten Stifter der fchweizeri- 
chen Eldgenoffenfchaft, der für deren Ehre und Wohlfahrt 
in den letten Jahren fo viel gewirkt und gelitten, ohne 
einige Rüdfiht von ihre ausgefchloffen würde; gleichwohl 
müſſe e8 auf feinen Anſprüchen und Verwahrungen für den 
Schuß feiner alten wohlerworbenen Rechte beharren. In 
einer von den Urkantonen und Quzern bald nachher in Gerjau 
‚abgehaftenen Verſammlung bradten es die vereinigten Vor⸗ 
ftellungen ber Abgeordneten der Tagfakung endlich dahin, 
daß die Gefandtihaft von Schwyz erklärte, fie gebe bie 
Hoffnung nit auf, die Annahme des neuen Bundes von 
Seite ihres Kantons zu bewirken, wenn erſt ſämmtliche 
Mitftände demfelben beigetreten fein würden. Daß es mit 
diefer Verficherung aber nicht ernftlich gemeint war, ergab 
fi daraus, daß Schwyz bald nadhher den Zandammann 
Neding nad Altorf abordnete, um Uri vom neuen Bunde 
abwendig zu machen. Ein ähnlicher Schritt wurde von Unter- 
walden gegen Obwalden gethan; allein gleih Uri z0g es 
Obwalden vor bei der Eidgenoffenfchaft zu bleiben und erließ 
eine ernſte Zufchrift an Unterwalden, worin dieſer Stand 
zum Anfchluß an ben allgemeinen eibgenöffiihen Verband 
Schwyz und mit eindringlichen Worten aufgefordert wurde. 

Unterwalten Obwohl Schwyz und Unterwalden mit ihren Beftrebungen 


ee allein ftanden, fo war auf ein freundichaftliches Entgegen- 
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fommen von ihrer Seite um ſo weniger zu hoffen, als fie 
neue Schritte zur gänzlichen Abtrennung von ber Eidgenoſ⸗ 
ſenſchaft einteiteten. Syn Folge einer Landesgemeindserkannt⸗ 
niß begaben ſich nämlich zweiunddreißig Abgeordnete von 
Unterwalden nah Schwyz und traten am 17. Herbftmonat 
vor den dortigen Landrath. PFreundeibgenöffifch wurde bie 
Abordmung vom Landammann begrüßt und ihr die Freude 
bezeugt, womit der Kanton Schwyz bei dieſer ernithaften 
Lage des allgemeinen Baterlandes die brüderlihen Geſinnun⸗ 
gen der älteften Bundesbrüder entgegen nehme. Schwyz jei 
gern bereit, dieſen freundfchaftlichen Auſchließungen auch feiner- 
feit8 mit der aufrichtigften Treue and Anhänglichkeit ent- 
gegenzufommen. Innig gerährt verbankte die Abordnung von 
Unterwalden bie gegen ihren Stand geäufßerte freundeidge- 
nöffifhe Geftnnung, indem fie beifügte, daß ihr ſehnlichſter 
Wunſch darin beftehe, dem Stande Schwyz in dieſer wich⸗ 
tigen Angelegenheit aufrichtig die Hand zu bieten. Ihr Aufs 
trag gehe dahin, mit Schwyz den Bund von 1315 zu er- 
neuern nnd denfelben nad) dem Beiſpiel der frommen Väter, 
die ihn geftiftet, zu beſchwören. Nah kurzer Berathung 
wurde beichlofien, diefe ehrwürdige Handlung noch diefen 
Abend in der Pfarrliche zu Schwyz zu_begehen. Alto bes 
gaben fich die Deitglieder des ganz gefeflenen Kandrathes von 
Schwyz vereint mit den zweiunddreißig Abgeordneten von 
Unterwalden in feierlichen Zuge nad der Pfarrkirche zum 
heil. Martin, wo vom Landichreiber von Schwyz der am 
9, Ehriftmonat zwiſchen den drei Ländern abgeichlofiene 
Bund von 1315 abgelefen unb hierauf fürmlich und feierlich 
beſchworen wurde. Diefe Handlung wurde durd die Ab» 
fingung des Pſalmes „Herr Gott, dich loben wir" umd die 
priefterlihe Segensfpendung gefchloffen. 

In Webereinftimnmng mit den fernern Inhalt des Auf- 
trags der Abgeordneten von Nidwalden und im Sinne des 
ſchwyzeriſchen Landesgemeindebeſchlufſes vom 20. Auguft wurde 
fodann ein Ausſchuß von zehn Meitgliedern bejtellt, welcher 
fid darüber berathen foltte, wie man fid) gegen die andern 
Stände benehmen und welche Verbindung man mit ihnen 


Bundesent⸗ 
wurf von 
Schwyz und 
Nidwalden. 
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eingehen wollte. In Folge dieſes Auftrags bearbeitete diefer 
Ausſchuß folgenden Bundesentwurf, zu deſſen Beitritt die 
übrigen Stände eingeladen werden ſollten: Wenn das Bater- 
land von Außen angegriffen wird, jo verpflichten fich die 
Urfantone, mit den übrigen eidgenöjjiichen Ständen na 
allen Kräften zur WVertheidigung deifelben mitzuwirken and 
bei einem allgemeinen Aufgebot verhältnißmäßige Hälfe zu 
leiften. - Die alten Stände gewährleiiten fich gegenfeitig 
ihre Regierungsformen, Gelege, Gerichte, die herkommlichen 
Gewohnheiten und ihr Gebiet. Die Bereitwilligfeit gleicher 
Sewährleiftung wird auch gegen andere Beitandiheile der 
Schweiz ausgeſprochen, bie als eidgendſſiſche Kantone aner⸗ 
kannt werden. Die Kantone verpflichten ſich, ohne gemein⸗ 
ſamen Rath und Willen feine beſondere Bundniffe einzu⸗ 
gehen. Bei innerer Gefahr ſoll die Souveränität eines jeden 
Kantons das Recht Haben, andere Kantone zu mahnen und 
diefe follen pflichtig fein Hülfe zu leilten, auf Koften des 
mahnenden Theile. Bei fortdauernder Gefahr foll die Tag⸗ 
jagung verſammelt und gemeinfamer Rath gepflogen werben. 
Das eidgenöfjische Recht vermitteljt ſchiedsrichterlichem Spruch 
ſoll bei allen entftehenden Zwiltigfeiten anerlasnt fein; der 
Sprud kann nicht weiter gezogen werden und wird erforder- 
lichen Balls dur die Tagſatzung vollzogen. Bei allen vor⸗ 
fallenden Nechtöftreitigfeiten follen die Kantene ſich jeder 
gewaltfamen Maßregel oder Bewaffnung enthalten, den feit- 
gejchten Rechtspfad genau befolgen und dem Spruch in allen 
Theilen Statt thun. Einem aufrecht ftchenden Eidgeuofien 
joll in einem andern Kanton auf feine Habe und Wanren 
weder Pfand noch Arreſt gelegt werden können und jeder vor 
feinen natürlichen Richter belangt werden. Kein bes Todes 
Schuldiger oder aus der Eidgenoſſenſchaft verwiefener Ver⸗ 


. breder fol in andern Kantonen Schub oder Aufenthalt 


finden. Für Lebensmittel, Kandeserzeugniffe und Vieh bleibt 
die ungehinderte Aus⸗ und Durchfuhr von einem Kanton in 
den andern gefihert. Die dermalen beftehenden von der 
Tagſatzung genehmigten Zölle, Weg⸗ und Brückengelder 
bleiben in ihrem Beſtand. Ohne Genehmigung der Tag⸗ 
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ſatzung können weder nene errichtet, noch bejtehende erhöht 
werden. Alle Abzugsrechte von Kanton zu Kanton find abge- 
ihafft. Die Beſtimmung über Niederlaſſung und Ankauf von 
Liegenihaften von Schweizerbürgern oder Fremden fteht der 
Kantonsgefepgebung zu. Das Eigenthum der Kföfter und 
Kapitel bleibt in der ganzen Eidgenofjenfchaft gefichert und 
mag gleih anderm Privatgut den Steuern und Abgaben 
unterworfen werden. Auch joll der Fortbeftand der Klöfter, 
fo weit e8 von der weltlichen Gewalt abhängt, nad) kanoni⸗ 
fhem Recht gewährleiftet fein. ‘Die Verhältniffe der Urkan⸗ 
tone zur gemelmeibgendfflihen Tagſatzung und zu einem prä- 
fidirenden Vorort find die nämlichen, wie vor 1798. Kür 
die drei Stände find nur jene Beſchlüſſe der Tagſatzung 
verbindlid), denen ihre Gefanbten auftragsgemäß beigeftimmt 
haben. Schließlich ſoll für jest und alle Zeiten die freie 
Ausübung der HI. katholiſchen Religion, die von den Vätern 
errungene und bis auf die Gegenwart fortgeerbte demofra- 
tiihe Verfaſſung und der ungeſchmälerte Genuß aller Frei⸗ 
heit, Souveränität und Unabhängigkeit, wie dies Alles be» 
ſeſſen worden, feierlich und ansdrüdlich vorbehalten fein. 

Diefer Bundesentiwurf wurde am 5. Weinmonat dem 
ganz gejeffenen Landrath von Schwyz vorgelegt, der darüber 
erfannte, daß die Arbeit an einem neuen Bundesverein im 
Einn und Geift der alten Bünde fortgefegt und nad) ihrer 
Bollendung der Tandesgemeinde zur Genehmigung oder Ver» 
werfung vorgelegt werben foll. 

Sp war die Lage der Dinge in der Eidgenoſſenſchaft, Napoleon Bo- 
als ein ebenſo unerwarteted als gewaltige Ereigniß Europa naparte's Wie⸗ 
von Neuem aufſchreckte und die vom Wiener⸗Congreß muh—⸗ dererſcheinen. 
ſam geſchaffenen Verhältniſſe mit ploötzlicher Vernichtung be- 
drohte. Napoleon Bonaparte, dem in Folge des Vertrages 
von Fontainebleau (des Pariſer⸗Friedens) die Inſel Elba 
als Fürſtenthum und Aufenthalt angewieſen worden, hatte 
dies Eiland mit einigen Getreuen verlaſſen und ſeinen Fuß 
auf den vaterländiſchen Boden geſetzt. Wie von einem elek⸗ 
triſchen Schlag wurde durch dieſes Ereigniß ganz Frankreich 
durchzittert; die ganze Bevölkerung jubelte dem Kaiſer ent⸗ 
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gegen und ohne auf Widerſtand zu ſtoßen zog der Verbannte 
in Mitte feiner ihm von allen Seiten zuftrömenden Krieger 
wie ein Sieggelrönter in Paris ein. 

Wie ‚überall, jo war auch in der Schweiz der Einbrud, 
den dieſes Ereigniß bervorbracdte, überwältigend. Diele wa⸗ 
ren der Meinung, daß dem Gewaltigen fein Glücksſtern 
von Neuem lächeln werde und in manden Streifen wurde 
bereit die Beſorgniß geäußert, daß man durch die un- 
begründete und rüdfichtslofe Befeitigung des Vermittlungs⸗ 
zuftandes zu weit gegangen fei. Am 11. März wurde bie 
bedeutjame Nachricht vom Bundesvoritand der Tagjatung 
mitgetheilt. Sie Hatte die erfprießliche Folge, daß die Hein 
lichen Zwifte und felbitfüchtigen Zänlereien der Stände in 
den Hintergrund traten und ſich die Weberzeugung geltend 
machte, daß es hohe Zeit fei, die frähern Mißhelligkeiten zu 
befeitigen und fich im Geifte der alten Bünde enger anein- 
ander zu fchließen, damit die Tagſatzung durch die Einheit 
ihrer Entfchlüffe und die Kraft ihrer Ausführung die Ges 
fahren entferne, mit welchen das Vaterland durch die neu 
eingetretene Kriſe bedroht war. | 

Um die gleiche Zeit langte von den in Wien verfammtelten 
Gefandten ber Mächte eine Erklärung ein, welche die Grunde 
züge des DVerhältnifies der Eidgenoſſenſchaft, wie es aus der 
Entfcheidung der Mächte hervorgegangen , näher bezeichnete. 
In diefer Erflärung war der Beitand der neunzehn Kantone 
als Hauptgrundfag vorangeftelit. Wallis, Genf und Neuen⸗ 
burg follten als neue Kantone mit der Eidgenofjenfchaft ver- 
einigt werden, das ehemalige Bisthum Bafel und die freie 
Stadt Biel dem Kanton Bern zufallen. Als Entſchädigung 
für oberherrliche Rechte hatten Aargau, Waadt und St. Gallen 
den alten demofratifchen Etänden 500,000 Schweizerfranten 
zu bezahlen. Für die fogenannte Laudemien hatte Waadt 
100,000 Franken an Bern zu entrihten. Schlieglih war 
in diefer Erklärung die Hoffnung ausgedrüdt, dab fi alle 
Kantone dem neuen Bunde anfchließen werden. Dieje Zu- 
ſchrift ſowohl als die allgemeine Stimmung bewirkten, daß 
auf die ergangene Einladung ber Tagſatzung die fehlenden 
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Etände, mit Ausnahme von Unterwalden, nad und nad in 
ihren Schooß zurüdfehrten und an ihren Berathungen Theil 
nahmen. Dabei erflärte Schwyz, daß e8 dem neuen Bunde 
zwar nicht beitrete, wohl aber bereit ſei, die Freiheit und 
Unabhängigkeit des Baterlandes bei drohender Gefahr ſchützen 
zu helfen, jofern aus diefem Schritt feine Folgerungen für - 
jeine in Zufunft einzunchmende Stellung gezogen würden, 
Diefe Erklärung brachte in Schwyz einige Hitzkopfe in folche 
Gährung, daß ernites Einfchreiten gegen diefelben nothwendig 
wurde. Ein Landmann der Gemeinde Sattel mußte wegen 
gröblicger Aeußerung gegen die Obrigfeit gefangen geſetzt 
werden. Um diefen zu befreien drangen am 25. Hornung 
ungefähr zweihundert mit Stöden bewaffnete Bauern in die 
Rathsſtube von Schwyz und konnten nur mit Mühe von 
Gewaltthaten abgehalten werden. Selbſt der bijchöfliche 
Kommiffar wurde der Theilnahme an diefem Vorfalle be- 
züdtigt. Um ſolchen Verdacht von fi zu wälzen, forberte 
er die Landlente auf, dem Rath ihren Unwillen über den 
ungejeglichen Vorfall zu bezeugen. Auf feine Ginladung 
traten ſieben bis achthundert Männer zufammten, verfücherten 
die Regierung ihres Vertrauens und erboten fich, ihr Leben 
zu ihrem Schutz darzubringen. Diefes entichiedene Auftreten 
beruhigte die Gemüther, das Benehmen der Aufrührer wurde 
von der Landesgemeinde mißbilligt und von ihr ſodann be- 
ſchloſſen, daß der Obrigfeit von der höchften Gewalt aller 
Schutz und Schirm zugefihert fein fol. Ueber den Vorfall 
felbjt follte eine Unterfuhung angeftellt und die Schuldigen 
zur Strafe gezogen werben. 

Der allgemeine Stand der politifchen Verbältniffe und Schwyz wird 
die Furcht, daß Napoleon nach erfochtenem Siege die ganze gemäßigter. 
Schweiz von Neuem feinem Willen unterwerfen werde, brach⸗ a 
ten endlich auch in Schwyz eine gemäßigtere Stimmung herr 4gı5, 
vor. Nachdem der Landrath durch eine gedruckte Kundmachung 
den Nandlenten die wichtigen Ereigniffe der legten Tage mit- 
getheilt, berief er die Landesgemeinde, welche am 13. April 
1815 zufammentrat. Der Landammann ſprach: „Wertheite 
Landleute! Es ijt Euch befannt, daß es nach übermenfchlichen 





Beihwörung 
bes neuen 
Bundes. 


32 


Anftrengungen den Waffen der verbündeten Mächte gelungen 
war, den Bedrücker Europa's zu befiegen. Nun, als ſich bie 
Welt gegen feine Tyrannei gefichert glaubte, ald Recht und 
Gerechtigkeit wicder geehrt wurden und nad vielen Drang- 
falen der Schimmer einer beffern Zukunft leuchtete, da auf 
einmal erfcheint Napoleon Bonaparte in der Mitte Frank⸗ 
reichs, um das ruhmestrunfene Volt von Neuem gegen Eu- 
ropa zu führen. Neue Gefahren bedrohen Europa, bie «8 
nöthig machen, daß ſich die Völker abermals rüften, um den 
allgemeinen Feind für immer zu demüthigen. Bei diefer 
drohenden Lage Tann ein Kanton, dein Keligion, Freiheit 
und Unabhängigkeit die höchſten Güter find, nicht unthätig 
bleiben. Pflicht, Ehre und der eigene Vortheil fordern uns 
auf, allen Hader zn vergeffen und durd Eintracht da8 Band, 
welches die Eidgenofjenfchaft umſchlingt, fefter zu Inüpfen. 
Der Geift unferer Bäter erleuchte und ftärfe und, bamit 
wir bei diefer drohenden Gefahr zur Rettung des Vater⸗ 
landes unjer Möglichites beitragen.” 

Nachdem die von der Tagfagung heimgefehrten Ehren- 
gefandten über Alles, was fich bei diefer Behörde feit der 
jüngften Randesgemeinde begeben, Bericht erftattet und der 
bishöflihe Kommilfar und Pfarrer von Schwyz dem verfam- 
melten Volfe erklärt Hatte, daß bei dem Drang der Umftände 
und zur Vermeidung größerer Uebel die Annahme des neuen 
Bundesvereins neben dem neulich beichwornen Bund wohl 
beftehen fünne, und daß er dein neuen Bunde unbefchadet der 
Neligion und der Souveränität felber beiftimme, erkannte die 
Landesgemeinde, daß der Bundesvertrag vom 16. Augujt 1814 
und die Wiener-Erflärung vom 20. März 1315 angenommen 
fein follen. Jedoch ward dabei der Vorbehalt gemacht, daß 
diefer Beitritt der katholiſchen Religion, der Freiheit, Unab⸗ 
hängigfeit und Eouveränität nicht zum Schaden und Nach⸗ 
theil fei, daß man dem Kanton Schwyz bie freie Nieder- 
laffung in feinem Gebiet nicht zumuthe und ihm eben fo 
wenig ftehendes Militär aufbürde. 

Nachdem mit dem Eintritt von Schwyz in den neuen 
Bund und der Aufnahme von Neuenburg, Genf und Wallis 
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in denfelben der Kreis’ der eibgenöffitchen Kantone geſchloſſen 
war, erfolgte in der Großmünfterfirche in Zürid) am 7. Aug. 
1815 der feierlide Bundesſchwur. In Anweſenheit fänmt- 
liher Standesgefandten, mit Ausnahme desjenigen von Nid- 
walden, und aller Geſandten der europäifchen Höfe, die bei 
der Eidgenofienfchaft beglaubigt waren, wurde der Bundes- 
vertrag vom Kanzler der Eidgenofjenichaft abgelefen und 
hierauf von ſämmtlichen Gejandten der Kantone beſchworen. 
Diefer feierliche Augenblid wurde dem Volke durch Löſung 
der Kanonen verkündet. Von biefem Anugenblide an war der 
Bumdesvertrag von 1815 bis zum Jahr 1848 das Hffent- 
lide Recht der ſchweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft. 

Während alle Eidgenoffen fih nad Langen Hader der Nidwalden 
Ausföhnung erfreuten, nöthigte der Eigenfinn der Nidwaldner, or a 
welche in benachbarten Kantonen Aufregung zu ftiften fuchten, 2 vurch 
die Tagſatzung, die Waffen des Bundes gegen ſie zu kehren. die Waffen 
Ungefähr tauſend Eidgenoſſen rüdten am 7. Auguſt ohne gestwungen. 
auf Widerftand zu ftoßen in Nidwalden ein, wo fich die 
Bollemehrheit bald an ihre alten Mitbrüder anſchloß und 
der neue Bund fowohl an den einzelnen Gemeinden ale 
von ber Landeögemeinde angenommen wurde. Mit Freu⸗ 
den nahm die Tagſatzung die langvermißten Brüder in den 
Bundesverein auf und erließ ihnen bie Kriegsfoften. Engel» 
berg aber, welches ſich in Folge des Widerftandes gegen die 
Eidgenoſſen von Nidwalden losgetrennt Hatte, blieb bei Ob» 
walden. 

Aehnlich wie der Heinen Tagſatzung in Zürich war es Die Schweiz 
dem großen Congreß in Wien ergangen. Vorurteile, Sonder wird von ben 
intereffen und felbftfüchtige Auſprüche Hatten ſich der endlichen gpikaichm 
Regelung des politiſchen Zuftandes don Europa entgegen- am Kriege wi⸗ 
geſtellt, al8 die plögliche Randung Napoleons dem Diplomatens der Napoleon 
frieg ein Ende machte und die vom Blute der Schlachten aufgefordert. 
faum erlalteten Waffen abermals in's Feld rief, Auch die 
friegerifchen Kräfte der Schweiz follten zu dem Zwecke, den 
man mit dem Namen der Wiederberitellung der Ruhe Eu⸗ 
topa’3 bezeichnete und der zunädhjit darin beitand, Napoleon 
und fein Gefchleht vom Throne Frankreichs auszuschließen, 
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mit in Anſpruch genommen werden. Demzufolge wurde am 
6. Mai von den Geſandten Oeſterreichs, Großbritanniens, 
Preußens und Rußlands eine Zufchrift eingereicht, in ber 
die Schweiz eingeladen wurde, dur ein Verkommniß ben 
Beitritt zu der heiligen Sache auszufprechen und nad ihren 
Kräften zu Erreihung des gemeinfamen Zweckes mitzuwirken. 
Sn der bezüglichen Uchereimtunft "vom 20. März verfprad) 
die Schweiz ihre Grenzen gegen Franfreih zu deden und 
jede den wmilitärifchen Bewegungen der Berbündeten nach⸗ 
theilige Unternehmung von biefer Seite fern zu halten. 
Dagegen verfprachen die Mächte bei dem allgemeinen Frieden 
über die Erfüllung der vom Wiener-Congreß der Schweiz 
zugeficderten Vortheile zu wachen und für ihren Vortheil zu 
forgen, fo viel es die Umftände erlauben würden. Auch ver⸗ 
pflichteten fi die Mächte einen Hinlänglihen Theil ihrer 
Truppen zur Hülfe für die Schweiz bereit zu Halten, im 
Falle fie Hülfe begehren würde. Dieſem Vertrag wurde von 
achtzehn Ständen die Genehmigung erteilt. 

Um die hiemit eingegangenen Verpflichtungen zu erfüllen 
und des Vaterlandes Grenzen Träftig zu fchirmen, wurden 
zu der fchon im Dienſt befindlichen Hälfte des Eontingents 
von 15,000 Mann aud die andere Hälfte aufgeboten umd 
in marjchfertigen Stand gefeht. Den im Felde ftehenden 
Kriegern wurde von dem Zwede ihrer Aufitellung um die 
Mitte Brachmonats von der Zagfakung durch folgenden 
Zuruf Kenntniß gegeben: „ALS wir durch die großen Ereig- 
niffe in Frankreich die Ruhe und, Sicherheit der Schweiz 
gefährdet jahen, riefen wir Eud zu den Waffen und mit 
freudigem Muthe eiltet Ihr Hin an des Vaterlandes Gren- 
zen. Größer und dringender tft feither die Gefahr geworben, 
Der gegenwärtige Machthaber in Franfreih, gegen deſſen 
Herrichaft fi alle Mächte von Europa verbänden, bietet alle 
Mittel auf, um den großen und legten Kampf zu kämpfen. 
Es gilt hier nicht den Befig oder die Eroberung von Landes⸗ 
theilen und Provinzen, um bie fid) entzweite Fürſten ftreiten, 
fondern es gilt die Ruhe und den Frieden von Europa zu 
befegirmen. Jene zu erringen, diefen herbeizuführen, dazu 
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haben ſich die großen Mächte Europa's verbunden. Auch 
bie Eidgenofjenfchaft ift diefem Heiligen Bunde beigetreten, 
nit um gegen Frankreichs Bewohner zu kriegen, denen fie 
Treund bleibt und deren Wohlfahrt fie aufrichtig wünfdt ; 
aber der Gefahr fo nahe und in ihrer eigenen Sicherheit 
bedroht, kann die Schweiz keineswegs unthätig und forglos 
den berannahenden Kampfe entgegenfehen. Daher ſollt Ihr, 
Soldaten, unfere num von Frankreich her gefährbete Grenze 
fräftig und tapfer [hüten und gegen jeden Angriff verthei- 
digen, Ihr follt durch die Vertheidigung des vaterländifchen 
Bodens zun großen Werke mitwirken, Europa’ Ruhe und 
Frieden wieder herzuftellen. Soldaten! erkennt diefen fchönen 
Beruf! Die Truppen der verbündeten Mächte, die ben glei- 
hen Zwed verfolgen, find Euere Freunde und Waffenbrüber. 
Dur Treue, Muth und Ausbauer werdet Ahr Euch bie 
Achtung der Welt und den Segen bed Baterlandes erwerben. 
Erinnert Euh der Thaten Euerer Väter. Biele von Euch 
ftehben auf eldern, wo der Ahnen Blut für Freiheit umb 
Baterland floß; Handelt ihrer würbig und Gott, der ihnen 
den Sieg gab, wird au über Eud) walten.“ | 

Kaum war biefer Zuruf erlaffen, jo gewann bie Lage 
ein ernfteres Ausfehen. Bon fräntifcher Seite wurde der 
Grenzverkehr mit der Schweiz abgebrochen und von Hüningen 
ans wurde Bafel befhoffen. Dies’ hatte zur Folge, daß der 
Einmarſch der eidgenöffiichen Truppen in Frankreich, den 
der Oberfeldherr zur beifern Beihügung der Grenzen ans 
geordnet hatte, von der Tagſatzung gebilligt wurde. Am 
14. Bradymonat langte von Defterreih eine Zuſchrift ein, 
weiche im Namen der verbündeten Mächte die Tagfakung 
benadhrichtigte, daß die Nothwendigkeit des Augenblicks den 
Durchmarſch öfterreichifcher Truppen über den Simplon er⸗ 
fordere. Die Tagſatzung, welcher diefe Nachricht fehr unge- 
legen kam, fuchte fi hinter Formen zu verſchanzen, welde 
aber keine Berüdfihtigung fanden. Am gleihen Abend 
lief beim Bundespräfidenten die Nachricht ein, daß ein öfters 
teihifches Heer über den Rhein gehe und auf Schweizer. 
gebiet gegen Frankreich vordringen werde. 
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Befiegung Während die Truppen der Berblindeten von allen Seiten 

Napoleon’ gegen Frankreich vorrüdten, war Napoleon in die Nieder- 

—— lande eingedrungen, um der Verbindung der Heere von 
Wellington und Blächer zuvorzukommen. Wit dem 
Grimme eines erzürnten Löwen warf er fih auf Blücher und 
fihlug die Preußen bei Ligny. Die Saumfeligkeit feiner 
Generale, welche weder das frühere Zutrauen, noch den al- 
ten Gehorfam fannten, Hinderten ihn den errungenen Sieg 
zu vollenden. Zwei Tage nachher, am 18. Brachmonat kam 
e8 zu einer zweiten Schladt bei Waterloo, wo das un⸗ 
erhoffte Eintreffen der geichlagenen Preußen während ber 
Schlacht die völlige Niederlage des fränkifchen Heeres her⸗ 
beiführte. Die Nachricht von diefer Niederlage wurde in 
der Schweiz mit Jubel und Ranonendonner begrüßt. Nah 
feiner Beſiegung eilte Napoleon nad) Baris, um von der 
Nation neue Opfer zu fordern. Sie wurden ihm verfagt, 
indeffen die Heere ber Verbündeten ungehemmten Marjches 
nad Paris vordrangen und am 7. Heumonat dajelbjt ihren 
Einzug. bielten. 

Der zweite Am 10. Wintermonat kam zwifchen den Verbündeten und 

Pariſerfrieden dem wieber zurücgelehrten König von Frankreich der zweite 

ir Er Barifer Frieden zu Stande. In demfelben wurde bie im⸗ 

genoſſenſchaft. merwährende Neutralität der Schweiz und die Unverlegbar- 
feit ihres Gebietes anerfannt, mit der ausdrücklichen Be⸗ 
merfung, daß die freimtllige Geftattung des jüngſt fiattge- 
fundenen Durhmarfches fremder Truppen eine Folge des 
Beitrittes der Schweiz zu den Grundfägen ber verbändeten 
Mächte geweſen ſei. Die Feſtung Hüningen mußte gefchleift 
werben; Frankreich verpflichtete fich diefelbe nicht wieder her⸗ 
zuftelfen und anf einer Entfernung von brei Stunden von 
Bafel feinerlei Feftungswerke anzulegen. Bon den 700 Mil 
tionen Fr. Kriegsftener, die Frankreich bezahlen mußte, wur⸗ 
den ber Schweiz drei Millionen Fr. zugeſprochen. 

Beitritt der Auf Einladung Kaifer Aleranders von Rußland trat die 

Schweiz zur Eidgenoſſenſchaft im Anfang des Jahres 1817 mit Preußen, 

beit. Allianz . Hefterreich und Rußland dadurch in unmittelbare Verbind- 
ung, daß fie fih der Hl. Allianz anfchloß. Diefer Bund 
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war von den Monarchen der genannten Länder perfönlich und 
ohne Mitwirkung ihrer Minifter abgefchloffen worden. Er 
war in dad Gewand gefühlvoller Neligiöfität, Bruderliebe 
und Frömmigkeit gehüllt und hatte die Verwirklichung ber 
Ideen eines allgemeinen Friedens zun Zwede Die Theil- 
nehmer an demjelben waren angewielen, bie Stügen ihrer 
Politik bei ihren auswärtigen Bundesgenoſſen und nicht im 
Vertrauen und der Liebe der eigenen Völfer zu ſuchen. Welchen 
Schweizer, fragt ein vaterländifcher Gefchichtichreiber, erin⸗ 
nert diefer Bund nicht an das Stanzer-Berlommnif ? 


Bweites Hauptſtück. 


— — 


Politiſche Umgeſtaltung des Kantons Schwyz 
nach dem Sturze der Vermittlungsverfaſſung. 


Es war eine natürliche Folge des Untergangs der Na- Schwyz erklärt 
poleonifchen Vermittlungsverfaffung, daß auch die durch ihn he — 
geſchaffenen Verfaſſungen der Kantone zuſammenſtürzten. Am ee Mi 
entſchiedenſten handelten bei dieſer troftlofen Arbeit Die nes Kantons 
demofratifchen Kantone, die fich. feit der Einführung ber aldaufgehoben. 
Helvetik jtet8 der Hoffnung hingegeben hatten, durch die Befeiti- 
gung eines jeweiligen politiihen Zuftandes, ihre vor der 
Revolution beitandenen Einrichtungen wieder heritellen zu kön⸗ 
nen. Der gegenwärtige Augenblid fchien dazu um fo gün- 
ftiger, als Tein äußerer Einfluß ihren Beftrebungen ent- 
gegen wirkte und träumerifche Vorfiellungen alter Herrlich⸗ 
feit und materiellen Vortheils die Gemüther in einer gewiſſen 
Spannung erhielten. Kaum war die vermittlungsmäßige 
Bundesverfaffung befeitigt, jo erklärte Schwyz die beitehende 
Rantonsverfaflung für aufgehoben und ſetzte als prowiforifche 
Regierung den ganz gefeilenen Landrat ein, wie derfelbe 
vor der Revolution beitanden hatte. Die nothwendige recht⸗ 
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tiche Folge hievon war, daß die in den Jahren 1798 und 
1802 anerkannte Gleichftellung alter Kantonsbewohner wie- 
der aufgehoben wurde. Allein auch ber äußere Erfolg 
Tieß nicht fange auf fih warten, indem bei Anlaß einer 
Situng des Landrathes die Stellvertreter der vormals an⸗ 
gehörigen Landfchaften von den Altſchwyzern aus dem⸗ 
felben verdrängt und nah Haufe gefchicdt wurden. Um 
das Werk zu vollenden erklärte unterm 20. Jänner 1814 
der nur noch aus Mitgliedern von Altſchwyz beftehende Land⸗ 
rath den Behörden der vormals angehörigen Lanbdfchaften 
durch ein Kreisichreiben, daß er in Folge der Aufhebung der 
Vermittlungsafte, ſich für verpflichtet halte, die feit dem 
Jahr 1803 bejtandene Regierung als aufgelöst und fich ſel⸗ 
ber als zeitweiligen Stellvertreter des vormaligen Souveräns 
des freien Standes Schwyz zu betradgten. Aus diefer Ur- 
fache werde ſich, nad) altem Gebraud, die Landesgemeinde 
verjammeln, um die Aufhebung der VBermittlungsverfaffung 
zu befchlieffen und den Kanton Schwyz wieder als freien und 
unabhängigen Stand zu konſtituiren. Durch diefe® fo lang 
erfehnte Ergebniß follen fid) die Bewohner der äußern Land⸗ 
ihaften aber In feine Beforgniffe ſetzen laffen, denn es fet 
der angelegenfte Wunfch der zeitweiligen Behörde, auch bie 
übrigen Einwohner des Kantons die wohlthätigen Früchte 
des neuen Zuſtandes genteffen zu laffen. Auch werde fie zu 
diejem Ende den Souverän, die Tandedgemeinde, Hierauf 
beſonders aufmerkſam machen, obfhon von deſſen großmit- 
thiger Geſinnung befriedigende Maßnahmen für alle Theile 
des Kantons zu gewärtigen feien. 

Schon war die Randesgemeinde einberufen, als fich der 


zwiſchenkunft Ausführung des entworfenen Plans unvermuthet ein Hin⸗ 


der fremden 
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derniß entgegenftellte. Gegen Ende des Januar 1814 langte 
nämlich ein Schreiben der beiden Fatferlihen Miniſter tn 
Schwyz ein, welches das befchriebene Vorgehen mißbilligte. 
Es drückte fich dasfelbe alfo aus: Durch die Erklärung, 
welche die Mächte gegeben, ſei der Kanton Schwyz anges 
gangen worden, zur Wicdergeftaltung feiner politifchen Ver⸗ 
hältniffe den Anftoß von Zürich abzuwarten. Die Abficht 
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der Mächte ei. geweſen, voreilige Maßregeln zu hindern und 
allfaͤlligen Rũckwirkungen, weiche den ruhigen und füchern 
Gang, den man für die Angelegenheiten der Schweiz feitge- 
ftellt habe, Hätte ftören Tünnen, entgegen zu treten. Nun 
aber feten die Ereignifle, wie fie in Schwyz ftatt gefunden, 
mit dieſem Zued im Widerfprud. Das Recht der gleichen 
Stellvertretung, welches die. alte Regierung des Kantons aus 
freien Stüden zu wiederholten Malen den neuen Bezirken 
ſchon ver der Vermittlungsalte eingeräumt habe, könne nicht 
mehr. beftritten werben. Was die eine oder andere Partei 
für Aufprüde haben möge „ fo liege es niemals in der Macht 
eines einzelnen Bezirkes, den andern Geſetze vorzufchreiben und 
eine beitchende Regierung auf eine jo unverfaffungsinäßige 
Art zu befeitigen. Wenu der Zuſtand des Kantaus Schwyz 
jo fei, wie man ihnen denfelben geichildert, fo habe die Re⸗ 
gierung ver Allem dafür zu forgen, daß ungejeglichen Bes 
wegungen Einhalt gethan werbe und die Grundlagen abzu⸗ 
warten, nach welchen die Verhältniffe des Kantons zum all- 
gemeinen Beten der Schweiz einzurichten feien. 

Diefe Mahnung hatte zur Folge, daß die auf den 30. 
Jänner ausgefchriebene Landesgemeinde auf einen geeignetern 
Zeitpunkt verjchoben wurde. In der bezüglichen Kundmad)> 
ung an die Landleute des aligefreiten Landes wurde hervor» 
gehoben , daß der ganz gefeflene Landrath duch den vom 
Fürften Schwarzenberg aberlafjenen Aufruf, jo wie durd) das 
Beifpiel einiger Kantone veranlaßt worden fei, die vermitt⸗ 
Iungsmäßige Regierung als aufgelöst anzufehen und deßhalb 
eine Qandesgemeinde zuſammenzuberufen. Aus einem jüngit 
eingefommenen Schreiben der benollmädstigten Mlinifter von 
Oeſterreich und Rußland ergebe ſich aber, daß es der be⸗ 
ſtimmte Wille der Mächte ſei, daß keine voreilige Neuerun⸗ 
gen unternommen und bie gegenwärtige Regierung fo lange 
fortbeftehen folle, bis die einzuleitenden Arbeiten zu einer 
neuen Bundeseinrichiung vollendet feien. Aus diefem Grunde 
finde fi) der Landrath verpflichtet öffentlich befannt zu ma=. 
chen, daß die Kantone und Bezirksbehörden einftweilen in ihre 
Berrihtungen wieder einzutreten Haben und daß die Lands⸗ 
gemeinde auf günftigere Jahreszeit verſchoben fei. 
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Obſchon die Dazwifcjentunft der Taiferlihen Miniſter 
die Plane von Altſchwyz durchkreuzte, jo war biege8 keines⸗ 
wegs gejonnen, fie aufzugeben und es trat am 25. Hormung 
ein Ausſchuß des Landrathes zufammen,' welcher in Betreff 
der künftigen Einrichtung des Kantens ein Gutachten ent- 
warf. Nach demjelben follte die Maiengemeinde die exite 
und höchfte Gewalt des Kantons und der Landesfürft fein. 
"Da die Vermittlung aufgehoben fei und hiemit auch die in 
Folge derfelben beftandene Drdnung, fo müßen die alten 
Landrechte und Gefege und ebenfo die fünfundzwanzig. Lau⸗ 
despunkte wieder in Kraft treten. Der Landrath folle aus 
fieben Mitgliedern aus jedem der ſechs Biertel und aus den» 
jenigen Herren beftehen, welde von Amtswegen Sig und 
Stimme in demfelben hatten. Der zwei- und dreifadye Laud⸗ 
rath follte wie vordem gebildet werden und in feine früähern 
‚Befugnifje eintreten und ebenfo das Sieben- und Neuner⸗ 
Gericht. In Kraft der Randesgemeinderfanntuifie von 1798 


"and 1802 jeien die Landleute der vormals angehörigen Land⸗ 


Ihaften zu gefreiten Landleuten angenommen und haben dem 
gemäß Zutritt zu den Landesgemeinden, an welden allge- 
meine Angelegenheiten des Kantons zur Verhandlung kom⸗ 
men. In den Landrath follen die äußern Landfchaften ein- 
undzwanzig Mitglieder erwählen und in den zwei⸗ und drei⸗ 
fahen Rath die Zuzäger nach dem gleichen Verhältniß. Nach- 
dem dieſes Gutachten vom ganz gefeffenen Landrath feinem 
ganzen Umfange nah genehmigt worden, kam es am 27. 
Hornung vor die Landesgemeinde. Diefe ertgeilte demſelben 


‚die Beftätigung mit der einzigen, die echte der äußern 


Zandichaften fehr verlegenden Abänderung, daß bie Zahl 
der Landräthe für die Viertel des alten Landes von fieben 
auf zehn erhöht wurde. 


Benehmender Mit Unwillen wurden biefe Beichläffe in den äußern 
Bezirke gegen Kandfihaften vernommen und man war empört darüber, daß 


dieſes But: 
achten. 


die politifchen Vortheile, welde ben äußern Landichaften durch 
Theilnahme am Kampfe für das gemeinfame Vaterland vor 
ſechszehn Fahren eingeräumt worden waren, nun wieber von 
‚der Großmuth der Altſchwyzer, die fich als Oberherren über 
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die äußern Landichaften gebehrdeten, abhängen follten. Mit 
Recht fingte man, was den Bezirt Schwyz zu einem jo ein⸗ 
feitigen Bruce der gemeinfamen Verfaſſung berechtige, und 
jedem Unbefangenen war es einleuchtend, daB das alte Land 
Schwyz, welches im Kanton nur ein Bezirk gleich jedem au⸗ 
bern war, nicht befngt jei, die alle Bezirke in gleicher Weile 
beſchlagende Verfaſſung zu brechen und eine Kantonalhehorde, 
welche aus Stellvertretern ſammtlicher Bezirke beſtand, 
als aufgelöst zu erflären. Sämmtliche Bezirke wandten fich 
beſchwerend au Schwyz, indem fie fih zum Schutz ihrer 
gelränften Rechte anf die Landesgemeinderlanntniß vom 21. 
Auguſt 1802 beriefen. Durch diefe Schlußnahme, fo be- 
banpteten fie, jeien fie als freie Landleute des alten Lan⸗ 
des erklärt und von diefen fjelbft aufgefordert worden, ihre 
treffende Zahl von Kantonsräthen nad dem Verhältniß der 
Bevolkerung nach Schwyz zu entjenden und auf dieſe Weiſe 
"in das ihnen zugeficherte Hecht thatſächlich einzutreten. Sie 
-Lörmen daher unmöglich glauben, daß ihmen die biedern und 
wortgetrenen Landleute von Schwyz dasjenige, was fie ih⸗ 
nen freiwillig gegeben und was fie mit ihrer Zuſtimmung 
‚in Befig genommen, nun wieder ohne Urjachen entreißen 
wollen. Sie erwarten daher , daß dad Bolf nen Schwyz, 
feinem Charakter getreu, bereit jein werde, die Fünftige Ver⸗ 
fafjung auf diejenigen Grundlagen zu jtellen, die fi mit 
Nothwendigkeit ons feiner eigenen Landesgemeinderkanutniß 
ergeben. Ans berfelben aber gehe hervor, daß die Maien⸗ 
Landesgemeinde, beftehend aus den Landlenten von Schwyz, 
March, Einſiedeln, Küßnacht und den beiden Höfen die höchſte 
Gewalt des Kantons fei und daß jeder Bezirk für die De- 
rathung Innerer Angelegenheiten eine eigene Lnmbeögemeinde 
haben fol. Da mit Aufhebung der Bermittlungsafte die 
durch fie beftandene Ordnung aufgelöst worden fei, jo tre- 
ten die Landrechte und Geſetze bes Landes Schwyz und ebenfo 
diejenigen der übrigen Laudſchaften wieder fo weit in Kraft, 
als fie der allgemeinen Freiheit und politifchen Gleichheit 
nicht zuwider ſeien. Ein Rath nad) dem im Jahre 1802 
angenommenen VBerhältuig der Bevölkerung mühe ben Kan- 
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tonsrath des Standes Schwyz bilden und in diejenigen Rechte 
eintreten, die ihm vom Kanton eingeräumt feien; ebenfo ver⸗ 
halte es Sich mit dem zwei⸗ und dreifachen Kath. Das 
Gleiche finde in Anſehung der Gerichte ftatt und wie das Sieb⸗ 
ners und Neuner⸗Gericht in Schwyz, fo haben aud) die ge- 
rihtlichen Behörden der übrigen Bezirle mit den frühern 
Befugniffen fortzubejtehen. Nicht minder müſſe das Appel 
lationsgericht nad) dem Verhältniß der Bevölkerung der ein- 
zen Bezirke gebilbet werden. Sollten diefe eben fo richti⸗ 
gen als einfachen Grundfäe von Schwyz nicht anerfannt und 
eine neue Berfaffung ohne Zuſtimmung der Bezirke einge 
führt werben, fo legen dieſe feierlihe DBerwahrung ein 
und erklären, daß fie bi8 zur Annahme einer neuen Kantons⸗ 
verfaffung feine Regierung ale die bisher beitanbene ancr- 
fennen werde. 

Da diefe Vorftellungen kein Gehör fanden und eine per- 
fönliche Unterredung der Abgeordneten der Bezirke mit der 
in Zürich befindlichen Geſandtſchaft von Schwyz feinen Er 
folg hatte, jo traten die Stellvertreter der äußern Landſchaf⸗ 
ten, die bisher Mitglieder des Kantonsraths geweſen, zu 
einer Beſprechung in Einfiedeln zuſammen. Das Ergebwiß 
derfelben war, daß fie fich, geftärkt von der öffentlichen Mei⸗ 
nung welche die gleichen Gefühle und Beſorgniſſe hegte, 
von Schwyz Iosjagten, indem fie fi) als Oberbehörbe für 
die Bezirke Mar, Einfiedeln, Küßnacht, Wollerau und 
Pfefftlon erklärten und als verfaffungsmäßige Richtſchnur 
für fich felbft und die ihnen untergeordneten Bezirksbehör⸗ 
den die bisher beftandene Kantonsverfaſſung befolgten. 

Alfo beitanden im Kanton Schwyz zwei Behörden fünf 
volle Monate neben einander und übten unabhängig jede für 
fih die ihnen zuftehenden Befugniffe aus. 

Dem erklärten Willen der Mächte und den unausgejet- 


vereinigung der ten Bemũhnngen des Bundesvorſtandes gelang es endlich 


Bezirke mit dem 


alten Lande. 


zwiſchen Altſchwyz und den äußern Bezirken eine Annäherung 
herbeizuführen, indem nad) manigfachen Unterhanblungen die 
künftigen Verhältniffe zwiſchen ihnen von einem Ausſchuß 
der Landleute von. Schwyz eimnerfeitd und von Abgeorbneten 


45 


der Bezirke anderfeits, unterm 26. Brachmonat 1814 aljo 
geregelt wurden. Die Bewohner der äußern Bezirke wurden 
als freie Landlente des Kantons Schwyz anerfaunt und foll- 
ten fowohl in Behandlung gemeiner Kantonsangelegenkeiten 


als ‘auch bei außerordentlichen Landeögemeinden gleich denen 


von Schwyz freien Zutritt haben, mit dem Rechte zu min- 
dern umd zu wehren, zu wählen und gewählt zu werden. 
m den ganz gefeifenen Landrath waren von Schwyz zwei 
Drittheile ber Mitglieder, von den übrigen Bezirken ein Drit- 
theil zu wählen. Jene Mitglieder, welche Kraft ihres Amtes 
Sitz und Stimme hatten, waren im biefer Zählung nicht 
inbegriffen. Das gleiche Berhältuig der Stellsertretung 
follte bei dem zwei⸗ und dreifachen Landrathe ftattfinden. Für 
den Fall der Bildung eines Appellationdgerichtes hatte das 
alte Land ſechs, die übrigen Bezirke zufammen fünf Mit- 
glieder zus wählen. ‘Der ganz, gefejlene Landrath ſollte in 
diejenigen Nechte und Befugniſſe eintreten, welche ihm die 
füinftige Verfaffung einräumen würde; unterbeffen follte er 
in feinen Verrichtungen nach den bisherigen Befugniffen fort- 
fahren. Die laufenden minder wichtigen Gefchäfte, den Brief» 
wechfel mit dem Auslande und mit den andern Kantonen hatte der 
Wochenrath von Schwyz zu beforgen. Der ganz geſeſſene Land⸗ 
rath erhielt ben Anftrag eine Berfaffung für den Kanton gutächt- 
lich vorzubereiten. Sobald fie beendigt fein würde, follte fe 
der Kantonsgemeinde zur Genehmigung oder Berwerfung vor- 
gelegt werben. Die abminiftrativen uud ridgterlichen Behör⸗ 
den der Bezirke wurden mit den ihnen zugetheilten Befug⸗ 
niffen beibehalten. Obſchon in adminiftrativen und polizei⸗ 
fihen Fällen gegen ihre Urtheile keine Weiterziehung ftatt- 
fand, fo ſollte e8 doch in der Pflicht des Landrathes Tiegen, 
diejenigen Behörden, welche die gefeglichen Schraufen in Aus- 
äbung ihrer Gewalt überjchritten, in diejelbe zurückzuweiſen. 
* Handels» und Gewerböfreiheit wurden im Allgemeinen auer- 
kannt, doch war es jedem Bezirk überlaſſen, die für feine 
Rage und Bedurfniſſe nöthigen Einfchräntungen gegen Aus- 
wärtige eintreten zu laſſen. Bis zum Eintritt der nenen 
Berfafiung follten die Bezirksbehörden in ihren Berrichtun- 
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gen fortfahren. Jeder Bezirk Hatte für die Wahl feiner 
Beamten und die ihnen treffenden Mitglieder in den Kantons» 
rath eine befonbere Landeögemeinde, an welder jeder Land» 
mann fein Stimmrecht frei und ungehindert ausitben Lpnute, 
Auch ward angenommen, daß alle Laſten des Kantone. nicht 
nad) dem Maßſtab der Stellvertretung, fondern demjenigen 
der DBevöfferung auf die Bezirke zu vertheilen ſeien. Jeder 
Bezirk hatte feine Beamten und Stellvertreter felbft zu 
bezahlen und nur die erften Santonsbeanten wurden bon 
Kanton entichäbigt. 

Obſchon diefe Uebereinkunft bei einem großen Theile der 
Bevolkerung der äußern Bezirke Unwillen erregte, fo fchente 
man fi doch den Anfprüden von Schwyz längeru Wider- 
ftand entgegen zu ſetzen und nur Küßracht wagte es, bei 
Schwyz mit BVorftellungen gegen dieſe Viebereintuuft einzu- 
kommen, welche jedoch ohne Berüdfichtigung blieben. 

Nachdem die gedachte Uebereintunft von ſaͤmmtlichen Be⸗ 
zirks⸗Gemeinden genehutigt worben war, erffärten auch die 
Zandlente von Schwyz an ber dießfalls abgehaftenen Lands⸗ 
gemeinde, daß zur vollen Beruhigung ber Laudlente ber äu⸗ 
Bern Bezirke bie frühern Landsgemeindsbeſchlüſſe, betreffend 
ihre brüberliche Aufnahme ala Mitlandleute, beftätigt feinfollen. 

Wenn man den Anhalt diefer Uebereinkunft mit den De 
ftimmumgen der geftürzten Kantonsverfaffung aus der Ver⸗ 
mittlungszeit vergleicht, fo ift es eimem Jeden Klar, daß das 
in früherer Zeit den äußern Landſchaften zu wiederholten 


send ber Ber» Malen erteilte Recht der Freiheit und Gleichheit durch die⸗ 


mittlung. 


fen Vertrag gröbli verlegt und die alte. Herrfchaft der 
Schwyzer über diefelben, wenn nicht mit ausdrücklichen Wor- 
ten, doch thatfächlich wieder hergeftellt wurde. ‘Durch bie 
doppelte Vertretung bes alten Landes in den oberften Räthen 
war der Einfluß der Mitglieder der äußern Bezirke in den 
wichtigften Landesangelegenheiten jo zu fagen aufgehoben. 
Die ganze innere Verwaltung des Kantons wer in die Hände 
der Mitglieder des alten Landes gelegt und ihrem Willen 
preiögegeben. Klang es doch wie Hohn, wenn im elften 
Artikel diefer Uebereinkunft gejagt wurde: daß alle Laften 
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de8 Kantons nicht nach dem Mafftabe der Vertretung in den 
oberiten Landesbehörden, fondern demjenigen der Bevolkerung 
auf die verfchiedenen Randestheile zu verlegen fein. Ebenſo 
belangreich als verlegend für die Rechtögleichheit war die Be⸗ 
ftimmung, daß die laufenden Geſchäfte und der Briefwechſel 
mit dem Auslande und den Kantonen dem Wodjenrath von 
Schwyz übertragen fei, indem die äußern Bezirke dadurch 
von der Theilnahme an den wichtigften Stantsgefchäften aus- 
geſchloſſen und die ganze Staatsverwaltung in Beziehung auf 
die auswärtigen Verhältniffe ausschließlich in die Hände des 
Wochenraths von Schwyz gelegt war. Mit einem Wort, es 
wurde durch diefe Uebereinkunft im Kanton Schwyz der po⸗ 
litiſche Zuſtand, wie er vor der Revolntion geweſen, in mehr 
oder weniger veränderter Form wieder hergeftellt. 

Frägt man nad) den Urfachen, warum die Bewohner der 
äußern Bezirke diefen für fie erniebrigenden Beränderungen 
nicht mehr Entfchiedenheit und Kraft entgegenfegten, jo fal- 
fen bier zuförberjt zwei Buntte in Berückſichtigung. Einer- 
fett? gebrach es den Außern Bezirken, die bis zur neueften 
Zeit unter fich getrennt und unter ſehr verfchiedenen Ver⸗ 
häftniffen gelebt hatten, an jener Beharrlichleit und Wil- 
lenskraft, weiche die Schwyzer in dem langen Zeitraum ihrer 
thatenreichen Geſchichte auszeichnete, und andererjeits hatten 
fie ihre Freiheit nicht der eigenen Kraft, fondern äußern 
Zufälten zu verdanken. Aus der gleichen Urſache fehlte es 
den Führern der äußern Bezirke an jener Männerwürde und 
Thatkraft, die allein im Stande ift ungerechter Gewalt Trotz 
zu bieten und eigenen Vortheil dem allgemeinen Beften bint- 
anzufegen. Auch gab es Viele, die es ihrem Vortheil ger 
mäßer fanden, e8 mit Schwyz zu halten und feiner Aufopfe- 
rung für ihr gutes Recht fähig waren. Aus diefen Gräün⸗ 
den iſt es, wenn nicht entichnlöbar, doch begreiflih, daß 
Borfteher der äußern Bezirke das Glück preifen konnten, wel» 
es dem Lande durch die getroffene Uebereinkunft widerfah- 
ren ſei und daß file ihre Landleute zur "Freude aufforberten, 
weil fie nun die Freiheit in ihrer ganzen Fülle genößen und 
die Rechte, die fie fich felbft errungen, ungeftört ausüben 
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dürfen. Zur Entſchuldigung der äußern Bezirke läßt fid 
ferner anführen, daß fie fih in Beziehung auf materielle 
Hülfsmittel in ziemlich gedrücter Lage befanden, daß ihnen 
Schwyz fowohl an materieller als geiftiger Kraft bamals 
überlegen war, daß fie bei der damaligen Richtung der Zeit 
auf Teinerlei Unterftügung von Seite der Nachbarlantone 
rechnen konnten und daß fie den beftehenden Zuftand nur ale 
einen zeitweiligen betrachteten, da ihnen ja durch die erwähnte 
Uebereinfunft die endliche Verleihung einer Verfaflung aus - 
drüdlich zugefiddert war. 

Auch war die Hoffnung, daß diefer fehnliche Wunfch zur 
That werde, bei den äußern Landſchaften um fo zuverfidht- 
licher, als bald darauf der Landrath einen Ausſchuß mit 
der Bearbeitung einer Gefammtverfaffung beauftragte. Allein 
- diefer Ausſchuß trat niemals zufammen und felbft im Jahre 
1821, alö die Tagſatzung e8 den Ständen zur Pflicht machte, 
ihre Verfaſſung dem eidgenöffiichen Archiv einzuverleiben, 
fonnten die äußern Bezirke nicht zu ihrem Zwecke gelangen. 
Greilich fehlte e8 auch damals nit an rufenden Stimmen, 
welche die Regierung an die Vollziehung des betreffenden 
Artikels der gedachten Uebereintunft und den Verfaſſungs⸗ 
Ausſchuß an feine Pflichten mahnten. Allein Alles blieb 
’ erfolglos. Zwar bearbeitete der Landrath eine Verfaſſung, 
aber nicht eine ſolche, wie e8 die Uebereinkunft verlangte, 
fondern nur einen verftümmelten Auszug jener Uebereinfunft 
felbft, in der die Rechte der äußern Bezirke nod) mehr be- 

fhnitten wurden. 
Vergleichung In der gedachten Uebereinkunft ftand die Kantonslands- 
biefer Verfaſ⸗ gemeinde ohne weitere Einſchränkung da; jedem Landınann 
a. ‚wor fein unbefpränftes Stimm- und Wahlrecht zugefichert, 
Uebereinkunft. während in der, ber Tagſatzung eingereichten Verfaffung das 
Wahlrecht beſchränkt wurde, indem die Aemter, die der Wahl 
der Randesgemeinde unterlagen, ſehr fpärli waren. Die 
Uebereinfunft wies dem Land» und Wochenrath ihre betref- 
fenden Befugniffe an, während die fpätere DVerfaffung dem 
Wochenrath unbedingte Wirkſamkeit nad alter Uebung und 
Geſetz zuſprach. In der Uebereintunft wurden die den Land⸗ 
leuten im Jahr 1798 und 1802 ertheilten Rechte unbedingt 
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und ausdrücklich gewährleiftet, während die betreffenden Ar- 
tifel der BVerfaffung die alten wohl hergebrachten Uebungen 
einfach wieder ins Leben riefen. Und woher Tamı dieje fo- 
genannte Verfaſſung? Sie war von feiner Landesgemeinde 
genehmigt, und Niemand wußte etwas von ihr, bis endlich 
im Jahr 1830, als das Berfaffungsbegehren von Neuem 
auftauchte, die Kanzlei Schwyz bdiefelbe auf gedruckten Zetteln 
unter die Zandleute vertheilen ließ. Diefer Kunftgriff fam 
aber zu fpät: eine neue Zeit hatte begonnen, ein frifcher 
Morgenwind wehte durch Europa, und die Erfüllung magerer, 
Längft vorenthaltener Verheißungen konnte den gebieteriichen 
Forderungen des vorgefchrittenen Zeitgeiftes nicht mehr genügen. 


Brities Hauptſtück. 





Berhältniffe zu Gerfan, Reichenburg und 
Uznach. 


Der allgemeinen Richtung der Zeit folgend, welche ihr 
Heil einzig in der Wiederherſtellung früherer Zuftände ſah, 
war der während der Helvetif und der Bermittlungszeit mit 
dem Kanton Schwyz vereinigt gewefene Freiftaat Gerfan wie- 
der zu feiner urfprüngliden Verfaſſung zurüdgefehrt und 
verlangte von feinem ehemaligen Schirmorte die Wiederan- 


A. Gerſau. 


Inüpfung der früheren Bundesverhältniffe. Gern gewährten 


dic angefprocdhenen Stände dem wiedergebornen Freiftant das 
freundnachbarliche Geſuch, und Schwyz war der erfte, wel» 
her den Gerſauern den altherfömmlihen Schuß zuficherte. 
Bon diefem Zeitpunkte au war Gerfau wieder ein unabhän- 
giger Freiftant und feine Unabhängigkeit fehlen um fo feſter 
begründet, als der Wiener⸗Kongreß feiner nicht gedacht hatte, 
ungeachtet ſich Gerſau ſchon vor der Erflärung vom 20. März 
1815 wieder als freier und felbftftändiger Staat erklärt und 
auch als folcher benommen hatte. Demzufolge war Gerfau, 
als diefe wichtige Urkunde den eidgendffifchen Ständen zur 
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Annahme vorgelegt wurde, in ber Stellung eines wirklichen 
Freiftantes. Er freute fich feiner wieder erlangten Selbft-' 
ftändigfeit und hoffte fein uraltes Verhältniß in dem neuen 
Bunde um fo eher beibehalten zu können, als derjelbe dem 
GSeift der alten Bünde gemäß war und fein Kanton bei fet- 
ner Annahme und Beſchwörung gegen die Wiederherftellung 
der ſchirmherrlichen und bundesgenöffifchen Rechte der Bier- 
Waldſtätte in Rüdfiht Gerfaus irgend welche Einſprache er- 
hoben Hatte. Nicht minder hatte der Kanton Schwyz an 
mehreren Kantondgemeinden über die Annahme oder Ver⸗ 
werfung des Wiener-Rezeffes, über Verfaffungsangelegen- 
heiten, Meilitärverträge und dergleichen die wichtigften Be⸗ 
Schlüffe gefaßt, ohne Gerfau zu einer folhen Berfammlung 
einzuladen oder ihm von diefen Angelegenheiten irgend mie 
Kenntniß zu geben. Er behandelte im Gegentheil auch nad) 
der Annahme des Wiener⸗Rezeſſes Gerſau als ſelbſtſtändi⸗ 
ges Gemeinwefen, wie biefes von den übrigen Schirmorten 
Uri, Unterwalden und Luzern geſchah. Im Jahre 1816 aber 
übermittelte der Stand Schwyz dem alten Freiftaate plöß. 
lich, einen Zandsgemeindebefchluß, welcher die Einladung ent- 
hielt, zu einer Unterhandlung die Hand zu bieten, durd) 
welche ein freundfchaftliches Uebereinfommen der beiden Theile 
erzielt werden könnte. Da der Zwed der Unterhandlung in 
der betreffenden Zufchrift nicht bezeichnet war, fo nahm Gerſau 
die Einladung in der Meinung an, daß es fih um die Res 
gelung der eidgendffifchen Mannſchafts⸗ oder Geldfontingente 
handle. Zur mündlichen Verhandlung wurde von dem vom 
Landrat Schwyz hiefür verordneten Ausfchuß der 8. Wein- 
monat angefeßt. 

Allein gleich nach der Eröffnung diefer Verhandlung er- 
kannte Gerfau, daß es jih in feiner Erwartung getäufcht 
habe, indem Schwyz Bemerkungen fallen ließ, welche nicht 
bloß feine politifche Unabhängigkeit bedrohten, fondern aud) 
in das innere feiner Berfaffung fo fehr eingriffen, daß es 
befürchten mußte in die gleichen Verhältniſſe wie die übri- 
gen vormals angehörigen Landſchaften verſetzt zu werden. 
Schwyz brachte nämlid) vor, daß in Folge des Wiener-Re- 
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zeſſes und der allgemeinen in der Schweiz dermalen beftehen- 
den Verhältniße Gerfau als ein zum Kanton zugehörenber. 
Theil angejchen werden müße, daß ihm die höhere Straf⸗ 
gerichisbarteit und Me Befalzung (Salzregal) in Gerfau zu-. 
ftehen folle und daß ſich Gerſau alten höhern PolizeisBerordnuns- 
gen, Militär- und Sanitätt-Mafregeln des Kantons Schwyz 
zu unterziehen habe. Dagegen wurde von Schwyz denen von 
Gerſau dad Recht zugeftanden, daß gegen Ausſprüche des 
dortigen Raths in Adminiſtrativfachen Teine Weiterziehung 
ftattfinden foll und eben fp wenig gegen gerichtlidye Urtheile 
in bürgerlichen Rechtsſtreitigleiten, fofern nicht andere Kau- 
ton&-Angehörige, Eidgenofjen oder Fremde im Recht ftänden; 
in diefem Fall follte, wenn der Streit 200 Gulden oder 
mebr betraf, die Berufung an das Kantonsgericht geftattet 
fein, mit der weitern Beftimmung, dat alsdann Gerſau eine 
verhäftnigmäßige Anzahl Mitglieder dem Kantonsgericht bei- 
ordnen könne. Auf diefe unerwarteten Zumuthungen erflär- 
ten die Abgeordneten von Gerſau, daß fie feine Vollmachten 
befäßen über die gemachten Eröffnungen einzutreten, indem 
es bei ihnen nicht üblich fei, Vollmachten zu Behandlung. 
von Gegenftänden auszuftellen, von deuen man feine vor- 
lãufige Kenntniß habe, und, da die bet Meberfendung des betref- 
fenden Landesgemeinde⸗Beſchlußes ihnen ertheilte Zuficherung, 
daß die bezüglichen Anträge ſchriftlich werden mitgetheilt wer- 
den, nicht in Erfüllung gegangen, fo ſeien fie außer Stand 
über die gemachten Eröffnungen Antwort zu ertheilen. 
Diefe Zumuthungen aber erfüllten die Abgeordneten von 
Gerſau ınit Beforgniß und mit Tummervollem Herzen bega- 
ben fie ſich im ihre Heimath zurüd. Don den gleichen Ge- 
fühlen wurde nad) erfiattetem Bericht der Abgeordneten bie 
gefammte Einmwohnerfchaft bewegt, die in dem Benehmen 
von Schwyz theild eine unmwürdige Gelderipähung, theils 
eine Schmälerung mohlerworbener Rechte ſah. Klagend 
wandte fi Gerſau an die älteften Bundesbrüder, indem es 
ihnen. die feit fünfhundert Jahren beitandenen Verhältniſſe 
gegen ihren Schirmort Schwyz ind Gedädhtnig rief. In fei- 
nem bezüglichen Schreiben fragte Serfau mit Recht, ob feine 
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politiide Wiedergeburt nicht auf den gleichen gefeßlichen 
Grundlagen beruge, wie diejenige des Standes. Schwyz 
und ob die allfeitige Anerlennung ald Freiſtaat von. Seite 
der Schirmorte feiner Wiederherjtellung nicht vollends das 
Siegel aufgedrädt babe? Seit beinahe drei Jahren jei 
die Unabhängigkeit Serfaus von Schwyz ftaatsrechtlich aner- 
fanut worden, woraus ſich deutlich ergebe, daß diefe Aner- 
kennung nicht die Folge eines flüchtigen Eindruds der da⸗ 
maligen Ereignifje geweſen ſei, jondern daß Schwyz troß 
aller nachherigen Ereigniffe, welche die ganze Eidgenoffen- 
ſchaft betroffen, nie aufgehört habe, Gerfau in derjenigen 
Eigenihaft anzuerkennen, die e8 ſeit uralter Zeit und feit 
feiner jüngften Wiedergerftellung befefien habe. 

Auf die Einladung zu einem abermaligen Zufammentritt 
antwortete Gerjau: daß es derjelben fo lange nicht entipre> 
chen könne, bi8 Schwyz feine Freiheit und Unabhängigkeit 
als Grundlage der Unterhandlung werde anerlennt haben. 
Da e8 jedoch von Herzen wünjche, dab die freunduachbarli- 
hen Bande, die es fo lange mit Schwyz verbunden, aud 
in Zukunft fortbeftehen möchten, fo finde es fich veranlaßt 
in Betreff der Regelung der gegenfeitigen WVerhältniffe fol« 
gende Grundjäge zu eröffnen: „Gerfau bleibt im vollftäns . 
digen Genuß feiner Freiheit, Rechte und Selbſtſtändigkeit, 
wie es dicje vor der Nevolution befeffen und ausgeübt hat. 
Um jedoch die Plichten eines eidgenöjjiihen Standes ihrem 
ganzen Umfang nad zu erfüllen, macht es fi anheiſchig, 
alle gemeineidgenöffifhen Verordnungen in dem Umfang 
feines Gebiets zu vollziehen, fo wie feinen Beitrag an Geld 
und Mannſchaft nad) dem unter der Vermittlung beftandenen 
Berhältnig an den Stand Schwyz abzugeben, fobald dies 
von der Tagjakung verlangt wird. Eben fo wird fich Gerjau 
bei der Tagſatzung durch die Ehrengefandtfchaft des Stan- 
des Schwyz vertreten faffen und an die betreffenden Koften 
einen billigen Beitrag leiten. 

Diefe Vorfchläge fanden bei Schwyz jedoch feinen Ein- 
gang und da ein abermaliger Zufammentritt ohne Erfolg 
blieb, fo wandte ſich Gerfau nochmals an die übrigen Schirm» 
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‚orte, um ihren werkihätigen Schut gegen die Anmaßungen 
von Schwyz anzurufen. Die Borftellungen Gerfau’s fanden 
bei denfelben in fo weit Gehör, daß von ihnen auf einen 
vierörtigen Zufammentritt zur Schlicjtung des Streites an- 
getragen wurde. Schwyz weigerte fich daran Antheil zu neh- 
men und erklärte die Unterhandlungen als abgebrochen. 

Nachdem auf diefe Weile jedes Mittel einer :gütlichen 
Ansgleihung befeitigt war, brachte Schwyz die Cache vor 
die Landesgemeinde, welche unterm 27. April 1827 erkannte, 
weil Gerfau ſich früher an Schwyz angefchloffen und viele 
Yahre die Rechte dieſes Landes genoffen, folle diefe Landfchaft 
als ein dem Kanton Schwyz angehörender Theil angefehen und 
al8 folcher behanptet werden. Diefer Schlußnahme folgte von 
Seite Gerſau's eine Verwahrung feiner Rechte, wie e8 diefelben 
theils erfauft, theils erobert, und wie ihm folche von den Schirm⸗ 
orten von Alters her gemährleiftet waren. Ehe Schwyz jedod) zu 
Sewaltsmaßregeln ſchritt, brachte e8 Die Sache vor die Tag- 
ſatzung und erfuchte diefelbe der bezüglihen Schlußnahme 
feiner Landesgemeinde Vollzichung zu verichaffen. In feir 
ner betreffenden Zufchrift gründete Schwyz feine Anſprüche 
bauptfählih auf den Wiener-Rezeß, der vom Freiftaate 
Serfan in feiner Weife Erwähnung thue. Daraus folge 
von felbft, daß Gerfau damals als cin DBeftandtheil bes 
Kantons Schwyz betrachtet worden ſei, wie diefes während 
der BVermittlungszeit der Ball gewefen. Dieſe Auffaffung 
fet die einzig richtige, weil in dem Wiener-Nezch alle Kan- 
tone in ihrem Beſtand gelaffen worden feien. 

Dagegen behauptete Gerfau, daß es zur Zeit des Erlaf- 
fe8 des Wiener Mezeffes ſchon felbitftändig beftanden Habe. 
Daraus, daß in diefer Urkunde von Gerfau feine Erwägung 
geſchehen, ergebe fi), daß die Mächte aud feine DVerände- 
rung feines Zuftandes beabfid;tigt haben. Wäre es in der 
Abficht der Mächte gelegen den Zuftand Gerſau's zu ändern, 
fo hätte ihm der Rezeß mitgetheilt werden müffen, da feiner 
Gemeinde, ja feinem Ort das Recht vorenthalten worden fei, 
entweder unmittelbar oder durd Stellvertreter Aber biefen 
wichtigen Standesaft abzuftimmen. Es fei daher undenkbar, 
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daß man den alten Freiſtaat hiebei übergangen hätte, wenn 
irgend eine Veränderung in feinem beftehenden ſtaatsrechtli⸗ 
hen Berhältniffe in der Abſicht der Mächte gelegen wäre. 
Auch fei der Wiener⸗Rezeß nur durch eine ganz ungezwun« 
gene und freiwillige Annahme zu einem Staatd-Grundgefck 
für die annchmenden Theile erhoben worden. Da derfelbe 
dem freien Staate Gerfau niemals vorgelegt, fo fei diefer 
dadurch aud) niemals verpflichtet worden und feine Beſtim⸗ 
mungen auf Gerfau nicht anwendbar. 

‘m Fernern berief fid Schwyz darauf, daß ihm die 
Grenzen feined Kantons, wie jelbe zur Vermittlungszeit be⸗ 
ftanden, durch den neuen eidgenöfjifhen Bundesverein ge= 
währleiftet worden feien. 

* Darüber erwiederte Gerfau, daß der nene YBundesverein 
dem Kanton Schwyz nur jene Grenzen habe gewährleiften 
fönnen , welche bei feinem Eintritt in den Bundesverein 
wirklich bejtanden haben. Nun fei e8 aber Thatſache, daß 
Gerſau von Schwyz felbjt in dem Augenblid, als e8 dem 
nenen DBundesverein beitrat, als felbiritändiger Freiftaat 
anerfannt worden fei. Gerſau habe demnach zu jener Zeit 
nicht innert den Grenzen des Kantons Schwyz gelegen und 
fei Darum durch die Gewährleijtung der Grenzen desfelben 
nicht berührt und noch vielweniger demfelben einverleibt 
worden. Aus diefen Gründen folge mit Beſtimmtheit, daß 
der Kanton Schwyz den Freiſtaat Gerfau weder nad dem 
Inhalt des Wiener Rezeffe®, noh aus Grund des neuen 
Bundesvereind. anfprechen und fi) aneignen könne. Oder, 
jo fährt die betreffende Schrift fort: follte etwa der Bund 
ohne das fleine Gerfau nicht beftehen fönnen ? Dreizehn 
Kantone haben fünf Jahrhunderte neben Gerſau und Gerfau 
neben ihnen beftanden, ohne daß die Eidgenoffenfchaft beein- 
trächtigt wurde, und zwei und zwanzig Kantone jollten in ih» 
rer Selbitftändigkeit, Freiheit und Wohlfahrt Hinderniffe 
finden, wenn Gerſau, die Fleinjte Republif, and ferner 
frei bleibe ?* 

Am 22. Heumonat 1817 gelangte die Entiheidung des 
Streited vor die Tagſatzung, wo höhere politifhe Rückſich⸗ 
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ten wohlbegründete Rechtsaufprüche in den Hintergrund dräng⸗ 
ten. Die Tagherren waren von dem Bedürfniſſe des Fries 
dens durchdrungen und furchten Alles zu entfernen, was feine 
Gefährdung Hätte herbeiführen können. Bei der Unnach- 
giebigfeit von Schwyz Hätte diefer Streit, nachdem die Eid- 
genofjenfchaft gefährlicher Gährung kaum entronnen war, be» 
denkliche Folgen nad) fich ziehen und größere Ansbehnung 
gewinnen koͤnnen. Darum beichloß die Tagſatzung, daß in 
Folge der von der Eidgenoſſenſchaft einmüthig angenommenen 
Erflärung des Wiener⸗Rezeſſes und der im 1. Artifel des 
Bunbesvertrags ausgefprochenen Gewährleiftung des Gebte- 
te8 aller Kantone, Gerfau mit dem Kanton Schwyz verei⸗ 
nigt fein, auf immer ein Beſtandtheil desjelben verbfeiben 
und fomit die ehemalige Bundes-Schugverbindung nicht mehr 
in Betracht kommen fol. Ferner fei der Regierung des 
Standes Schwyz zu empfehlen, daß fie die nähern Verhält- 
niffe des Kantons zu dieſer Gemeinde mit möglichiter Rück⸗ 
fiht auf das Wohl und die Wünfche derfelben feitfegen möge. 

Gerfau fügte fich dem Ausſpruche der Tagſatzung und 
ſprach die Erwartung aus, daß Schwyz die von berjelben 
empfohlene Berüdfichtigung werde eintreten laſſen. Die 
Bortheile, welche es für die Aufopferung feiner Selbit- 
ftändigfeit verlangte, beftanden darin, daß den Landleuten von 
Serfau die gleihen Nutnieffungsrechte an den ſchwyzeriſchen 
Allmenden zugefichert werden möchten, wie den dortigen Rand» 
leuten, und daß man ihnen als eine Entfchädniß für die be- 
trächtlihen Nachtheile, welche fie durch die Vereinigung mit 
Schwyz erlitten, den Salzhandel für ihren Bezirk überlaf- 
fen möchte. Gerfan glaubte fich zur legten Forderung um 
fo eher berechtigt, als es auf die vom Wiener-Congreß dem 
Kanten zugejprochene Entihädigung ebenfalls Anſpruch habe. 
Beide Gefnhe wurden abſchlägig beichieven. Das eritere 
darum, weil die Entſcheidung dieſes DBegehrens nicht vom 
Staate ausgehen künme, fondern die Befugniffe befonderer 
von ihm getrennten Körperjchaften befchlage ; das andere aus 
dem Grunde, weil fih der Staat eines feiner ergiebigften 
Regalien zu Gunſten eines Bezirks oder einer Gemeinde 
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ohne Nachtheil für die Geſammtheit unmöglich begeben 
fönne. 

Endlich wurde zur Regelung der Verhältniffe mit Gerſau 
vom ganz gefeffenen Landrath ein Ausſchuß niedergejegt, der 
ſich über folgendes Gutachten verftändigte: Gerfau tritt in die 
gleihen Rechte und Pflichten und alle politifchen Nutznieſ⸗ 
fungen ein wie die übrigen Theile ded Kantons Schwyz. Es 
erhält feinen Rang unmittelbar nach dem alten Lande und 
gibt ſechs Mitglieder in den Kantonsrat. Mit dem Jän⸗ 
ner 1818 macht Gerfau gemeinfchaftlihe Sache mit dem gan⸗ 
zen Kanton in Hinficht der Oekonomie desjelben fowohl in 
Nugen als Beichwerden. Die Rüdfftände , welche Gerjau au 
kantonalen und eidgenöffichen Koſten zu entrichten hätte, wer⸗ 
den ihm nachgelafien. Da Gerfau während feiner Sönbe- 
rung feinen Theil an dem fapitulationsmäßigen Milttärbienft 
gehabt, jo folle getrachtet werden, daß beim Freiwerden von 
Dffizierjtellen bie von Gerfau gehörige Berüdfichtigung finden. 
Endlich wurde der Landichaft Gerſau geftattet, eine Verwah⸗ 
rung ihrer Rechte in Ausdrüden auszujprechen, die mit der 
Würde des Kantons Schwyz vereinbar feien. 

Mit der Genehmigung dieſes Gutachtens von Seite des 
ganz gefeffenen Landrathes und feiner Betätigung durch die 
Landesgemeinde, war dieſe Angelegenheit zu ihrem Abſchluſſe 
gelommen. Gerfau war von nun an ein Bezirk des Kan⸗ 
tons Schwyz und feine alte mit Liebe und Aufopferung ge 
hegte Selbjtftändigfeit war damit zu Grabe gegangen. 

B.Reichenburg. Nachdem dur den Sturz der PVermittlungsverfaffung 
das Band, welches diefe Landichaft mit dem Kanton Schwyz 
verbunden hatte, zerriffen war, arbeitete Abt Conrad Tanner 
von Einfiedeln mit Beharrlichkeit an der Wiedererlangung 
der herrichaftlichen Rechte, welche feinem Klofter vor der 
Nevolution am Hofe Keichenburg zugeftanden waren. In 
Tolge diefer Bemühung bildeten fi in Neichenburg zwei 
Parteien, von denen die größere des Klofters Anſprüche 
unterftütste, während die minder zahlreiche ihre freie Stellung 
und den bisherigen Verband mit dem Kanton Schwyz; zu 
bewahren wünſchte. Um Einfiedelns Anfprüche zu fördern, 











55 


begaben Ad am 29. Mai 1814 einige von den Tlöfterlich 
Gefinnten zu Siebner Alois Wilhelm, dem Führer ber 
Gegenpartei und verlangten von ihm, daß er bie Gemeinde 
verſammeln möchte, bamit berfelben bie Frage vorgelegt 
werden Tönne, ob man nicht wieder zum Klofter Einfiebeln 
und demjenigen Rechten und Uebungen zurüdfehren wolle, 
wie diefe vor dem Jahr 1798 beftanden haben. Al. Wilhelm 
änfßerte gegen die Abhaltung einer- foldden Gemeinde Be⸗ 
benten, da er es nicht thunlich finde, über diefe Frage eine 
a zu faffen, ohne von dieſem wichtigen Schritte 

die Regierung von Schwyz vorher in Kenntniß zu fetzen. 
Was der Vorſteher der Gemeinde nicht freiwillig gewährte, 
verfuchten die Kloſterfreunde am folgenden Morgen mit 
Gewalt zu erteogen. An dreigig Männer drangen in bie 
Wohnung des Gemeinbevorfichers und zwangen ibn nach 
dem Gottesdienſte Gemeinde zu Heften. Es geihah und mit 
jabeindem Mehr wurde erfennt: daß man den guäbigen 
Herrn und Fürften von Einfisdeln wie vormals ald Ober⸗ 
herrn nach alten Rechten und Uebungen anerfennen wolle. 
Abt Conrad nahm diefen Beſchluß mit Befriedigung ent- 
gegen und verordnete, daß die Berwaltung des Hofes einſt⸗ 
weilen einem Ausſchuß von drei Mitgliedern zu übertragen 
fei. Unter diefen Ausſchüſſen befand fi auch Siehner Alois 
Wilhelm, der die Geſchäfte größtentheils allein bejorgte, 
indem fich die beiden Anbern zurüdzogen, um ihn defto eher 
der Härte und Willkür bezücktigen zu können. Mittlerweile 
fanden unter den Barteien unxuhige Auftritte und Schläge- 
reien flat. Am 30. Brachmonat rüdte Rathsherr Hahn, 
der Führer der Klöfterlichen, mit dreißig Geleitgmännern 
von Einfiedein fommend in Reichenburg ein, zog mit feiner 
Scheer duch die Straße, drohte den Gegnern und warf 
ihnen die Fenfter ein. Klagen über diefen Unfug bei dem 
Abt von Einfiedeln hatten Teine weitere Folge, als daß diefer 
die Kläger zur Geduld ermahnte. Gleichzeitig verbot der 
Abt dem Siehner Wilhelm, den Bezirksrath der March und 
den Kantonsrat) von Schwyz zu befinden. 

Um die Ruhe und Ordnung einigermaßen herauftellen 
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und den Gang der Rechtspflege mährenb dieſes unbeſtienmten 
Zuſtandes aufrecht. zu erhalten, entwarf Siebner Wilhelm 
eine furze Gemeindeordnung, welche vom Abte genehmigt und 
in üblicher Weiſe veröffentlicht wanrde. Um die aufgeregten 
Gemüther zu beruhigen, war im berfelben erflärt, daß jede 
politifche Verbindung -und Gemeinschaft mit dem Bezirk Man 
aufgehört habe. Es dauerte jedoch nicht Lange, jo gab ſich 
gegen biefe Gemeindeordnung, welche fi) gänzlich auf das 

beftehende Hofrecht fußte, arger Unwille kund und man 
weigerte fich dem Ausſchuß Geharſam zu leiten. Als Wil- 
heim den Abt Darüber berichtete, verordnete dieſer, daß bie 
drei zur Verwaltung Ausgefchoffeuen ſich in wichtiger Fäl⸗ 
fem dreier Zuzüger bedienen mödten. Da Viele von biefer 
Mapregel Parteilichleit befürchteten, fo ftieg bie Gährung und 
die Zahl der Unzufriebenen wurde grbher. Siehner Wilhelm 
ſuchte die Beſorgniſſe baburch zu heben , daß er ber Gemeiuhe 
vorſchlug, daß den drei vom Abte geſetzten Vorſtehern brei 
andere ihres Zutrauens würdige Männer nad eigener Wahl 
beigeorimet werden möchten. Diefer Antrag wurde won 
Rathsherr Hahn befämpft, weil er in die Rechte des Ahtes 
eingreife, und ohne etwas beicgloffen zu haben gieng die Ge⸗ 
meinbe auseinander. Wilhelm legte hierauf ſeine Stelle nie⸗ 
der, woranf Rathéherr Hahn an feine Stelle gewählt wurbe, 
dent der Abt vier andere Bürger zur Verwaltung der öffent> 
fihen Angelegeuheiten beigab. Da biefe Beamten Freunde 
und Verwandte des Rathöherrn Hahn waren, fo namte man 
fie das Schwögergeridt. Allein auch biefen gelang es nicht 
die aufgeregten Gemüther zu bejänftigen. Des regellefen 
Auftands endlich müde, ſandte bie Gemeinde den Rathsherr 
Hahn an den Abt von Einfiebeln und ben Siebner Wilhelm 
an die Regierung von Schwy, um über das endliche 
Loos von Weichenburg Erfundigung einzuziehen. Keine 
ber beiden Sendungen erreichte ihren Zwed, indem man 
weder in Schwyz neh in Kinfiedeln Neigung zeigte, dem 
ausnahmsweiſen Zuſtand von Reichenburg ein Ende zu ma⸗ 
hen. Dieſer Umſtand erregte unter der Bevölkerung Unzu⸗ 
friedenheit, die ſich bald nachher bei Anlaß einer Militär⸗ 
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Aushebung thätlich sffenbarte. Auf Anordnung. von Schwyz 
fellte am 15. Brachmonat die Auslofung der für das erfaf- 
jene Aufgebot bemöthigten Mannfchaft ftattfiuden. Reichen⸗ 
burg widerſetzte ſich diefer Maßregel und wollte ſich der Aus⸗ 
lofung nicht cher unterziehen, bis man wife, wer die ei⸗ 
gentliche Obrigkeit fei und ob fie als freie Landlente des 
Kantons Schwyz ober ald Unterthanen von Einſiedeln zu lo⸗ 
fen haben. Unterdeſſen erhitzten fich die Parkeien immer mehr 
und es Tam bei einem abzuhaltenden Gemeindſchieſſen aber⸗ 
mals zu unrnhigen Auftritten. Obſchon ber Abt die Abhal⸗ 
tung diefes Schieffens verboten hatte, fo fand basfelbe ben- 
neh Statt. Bon beiden Seiten erfolgten Nelereien, es er⸗ 
fönten Parteilieder und erfolgten. Thätfichleiten. Die Kloſter⸗ 
lichen führten Klage, daß die Rechte des Abtes verhöhnt wor» 
den ſeien, wodurch fich biefer veranfaßt fand ben Schuß von 
Schwyz; anzurufen. Dies hatte zur Folge, daß am 5. Wim- 
termonat awei Stanbesläufer von. Schwyz in Reichenburg 
erjchienen und mit Hälfe einer bewaffneten Schaar bie bei⸗ 
den Wilhelm Bater und Sohn gefengen nahmen. Erfterer 
entkam, ftellte fi aber bald darauf freiwillig in Schwyz, 
wo er in bürgerlichen Arreft gefegt wurde. Beide wurden 
fodann wegen Berhöhnung der Rechte des Abtes und Belei⸗ 
digung feiner Perſon dem ganz gefeflenen Landrath zur Be- 
ftrafung überwiefen. Diefer erkannte auf Grund einer fehr 
unvollftändigen Unterfuchung , daß der Vater Alois Wilhelm 
vom Landammann ftchend einen Zuſpruch anhören und bem 
Gnäbigen Herrn von Einfiedeln, ebenfalls ftehend, Abbitte 
zu thun babe. Der Sohn dagegen follte vom Landammann 
Inieend einen Zuſpruch angören und dem Gmäbigen Herrn 
in Anweienheit zweier Magiſtraten Abbitte leiſten. Außer⸗ 
bem wurden Beide in die Atzungs⸗ und Prozeßkoſten verfällt. 

Um dem. regellofen Treiben in Reichenburg ein Ende zu 
maden, wurben die Unterfuchungsbeamten beauftragt, ben 
Prozeß gegen die übrigen in der Sache Betheiligten einzu⸗ 
feiten und die Unterſuchung auch auf Rathsberen Hahn und 
Genoffen auszudehnen. Das vem Abte feiner Zeit eimge- 
feste ſ. g. Schwägergericht wurde feiner Berrichtungen ent- 
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hoben und es trat ein von ber Gemeinde neugewähter f. g. 
hochheitlicher Ausſchuß an deſſen Stelle. Am weitern ver- 
ordnete der ganz geſeſſene Landrath, daß der neugelchaffene 
Zuftand einftweilen unverändert beizubehalten fe. Dann 
wurde eine Vergefjenheit über alles Vorgegangene amöge- 
fprodhen und ein Aufruf erlaffen, der die Bewohner Reichen- 
burgs ernftlich zur Ruhe und Eintracht. ermahnte, niit der 
nachdruckſamen Warnung, daß jede neue Störung derjelben 
unnachfichtlich werde beftraft werden. 

Am 28. April 1816 kam diefe Sache in Schwyz vor bie 
Landesgemeinde, welche erkannte, daß mit dem fürftlichen 
Stift Einfiedeln wegen Reichenburg eine Unterhandfung an⸗ 
zubahnen fei. Der mit diefem Gefchäft beftellte Ausſchuß 
fette dießfalls Folgendes als Grundlage feit: Daß Reichen- 
burg einen dem Kanton Schwyz angehörenden Landestheil aus⸗ 
machen foll; daß dem Kanton in Reichenburg das Recht der 
Mannichafte-Aushebung, verbunden mit den diekfälligen nei» 
litäriſchen Anordnungen zuftehen foll; daß ber Blutbann, die 
hohe Gerichtsbarkeit und die höhere Polizei dem Kanton zu⸗ 
ftehe und fich diefer das Hecht der Beſteurung vorbehalte. 
Zivilhändel, welche mehr ale 200 Gulden beträfen, follten 
vpr das Kantonsgericht gezogen werben können und Reichen» 
burg in diefen Falle ein Mitglied in diefe Behörde entſen⸗ 
ben. Der vom Landrath beitellte Ausſchuß gab fich alle Mähe 
den Abt zu bewegen dieſes Abkommniß anzunehmen und 
von feinen hoheitlichen Anſprüchen auf Reichenburg freiwil- 
Lig abzuftehen. Dieſer aber, von ber herrichenden Richtung 
der Zeit Alles erwartend, beharrte bei feinen herrichaftlicden 
Rechten, vielleicht, um badurd einen AnhaltSpuuftzur größern 
Ausdehnung Höfterlicher Herrichaft zu gründen. Er erklärte 
den Abgeordneten, daß er ihrem Geſuch gerne entiprechen 
wärde, wenn nicht Gewiſſen, Ehre und die Ueberzeugung, 
dat die Nachwelt anders als die Gegenwart urtheilen werde, 
ihn davon zurädhielten. Bermöge feines Eides, den er dem 
römifhen Bapit, als feinem unmittelbaren Obern geſchwo⸗ 
ren, fet er nicht befugt, etwas von den Rechten und dem 
Beſitzthum des Klofters zu veräußern, zumal er Dadurch dem 
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Recht der Kicchenftrafe anheimfallen. würde. Ferner fei. bei 
dem Anlauf des Hofes von Seite des Kloſters klar bedun⸗ 
gen worden, daß ein Herr von Einfiedeln bie Hofleute von 
Reichenburg auf ewige Zeiten weder inner noch außer dem 
Lande an Jemanden übergeben, verjegen oder verkaufen dürfe. 
Auch der Umstand falle in Betracht, daß durch das Aufge- 
ben alter Gerichtsbarkeit das verdiente Anfehen des Klofters 
gänzlich zerfallen, die Geiftlichfeit herabgewäürdigt und fo ihr 
Einfluß auf die Sittlichleit des Volkes gänzlich untergraben 
würde. Wenn es im Lande Feine Untertbanen mehr gäbe, 
fo müßten endli die urſprünglichen Herren und Beſitzer 
desſelben als folche erfcheinen. 

Den unausgeſetzten Bemühungen von Schwyz gelang ed 
endlih im Fahr 1817 mit dem Klofter Einfiedeln einen Ver⸗ 
trag zu Stande zu bringen. Reichenburg war von der Theil⸗ 
nahme on demfelben ausgeſchloſſen. Durch diefen Vertrag 
wurden die obrigkeitlichen Rechte des Kloſters mit einigen Be⸗ 
fhränfungen wieder hergeitellt. Neichenburg wurde als ein 
zum Kanton Schwyz gehörender Landestheil anerkannt unb 
feinen Einwohnern als freien Bürgern und Landleuten der 
Zutritt und das Stimmrecht an der Landedgemeinde zuge- 
fihert. Das Hanptkriminalgericht und die höhere Polizei 
wurde den KRantonsbehörden vorbehalten. Dagegen ftand dein 
Abte das Strafrecht über Heinere Diebjtähle und Frevel zn, 
doch konnte er feine Befngniſſe auch dem Gericht übertragen. 
Die Führung des Briefwechſels in Betreff der Angelegen- 
heiten Reichenburgs ftand einzig dein Abte zu. Das erft- 
inftanzliche Gericht ſollte mit feinen ehemaligen Befugniſſen 
aus vier Richtern und einem Vorſitzenden beftehen. Den Lep- 
tern und zwei Richter wählte der Abt, die zwei übrigen die 
Gemeinde. ‘Den Gerichtsfchreiber beitellte der Abt, den Wai⸗ 
bel das Gericht felbjt. Bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten, welche 
den Werth von 200 Gulden überftiegen, Tonnten an bas 
Kantonsgericht gebracht werden. Ueber Durchfihtsbegehren we- 
gen erftinftanzlicher Urtheile hatte der Abt allein zu entſcheiden. 

Nah dem Abfchluffe diefer Uebereinkunft fandte der Land⸗ 
rath von Schwyz eine Abordnung nah Reichenburg, welche 
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theils durch Verſprechungen, theils durch Drohungen die 
Gemüther zur Annahme derſelben vorbereitete. Sie erfolgte 
am 23. März 1817, indem bie Gemeinde ſowohl der Kan⸗ 
tonsregierung als dem Fürftabte von Einfiedeln den Dant 
für ihre mwohlmeinenden Gefinnungen ausſprach. Im Wei⸗ 
tern ſprach die Gemeinde eine gänzliche Vergeſſenheitserklä⸗ 
rung über alles Vorgefallene aus und beichloß, dab ſämmt⸗ 
liche wegen diefer Angelegenheit erloffene Koften, bie ſich 
auf 1400 Gulden beliefen, von der Gemeinde zu tragen feien. 

Auf diefe Wetfe wurde ein längft außer Kraft getretenes 
Unterthanenverhältniß wieder bergeftellt, obgleich die neue 
Bundesverfaffung ausdrücklich feftgejett Hatte, daß ſäämmtliche 
Unterthanenverhältniffe in der Eidgenoſſenſchaft aufgehoben 
fein follen. Auch fäumte der neue Herrſcher nicht von ſei⸗ 
nen Hoheitsrechten den ausgedehnteſten Gebrauch zu machen. 
Bon dem Rechte, Straffälle dem Gerichte zu übertragen, machte 
der Abt niemals Gebrauch, fondern ordnete einen Boten in 
das Land ab, der in feinem Namen die Strafgewalt nach 
eigenem Gutdünfen ausübte und Fehlbare mit willfürlichen 
Strafen belegte. Diejer ausnahmsweiſe Zuſtand, den ein 
wahrhaft freier Staat niemals geduldet hätte, dauerte bis 
zum Anfang der Dreißiger-$ahre, we für die Eidgenoffen- 
ſchaft eine neue Zeitrechnung ihrer Gefchichte beginnt. 

Zur gleichen Zeit als Schwyz im eigenen Kanton erlo- 
ſchene Vorrechte wieder erneuerte und in die den äußern 
Bezirken gewährte Freiheit willkürliche Eingriffe that, ſuchte 
es alte Herrfchaftsanfprüche auch außer dem Kanton zur Gel⸗ 
tung zu bringen. Erwunſchten Anlaß bot ihm hiezu das 
Benehmen Mißvergnägter in ber vormaligen Grafſchaft Uz⸗ 
nach, welche fich die Rostrennung diefes Tandestheild von dem 
durch die Vermittlung gefchaffenen Kanton St. Gallen und 
die Wiedervereinigung mit Schwyz zum Ziele geſetzt hatten. 
Am 236. Mai 1814 traten Abgeordnete der Landſchaft Uznach 
vor den Rath zn Schwyz und erklärten, daß e8 der jehnlichite 
Wunſch der gefammten Landfchaft fei, fich wieder an Schwyz 
anzuschließen und in diejenigen Verhältniffe einzutreten , in 
welchen die übrigen Landſchaften des Kantons zu dem altge⸗ 
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freiten Lande ftänden. Viele ihrer Mitbürger hätten der 
jüngfthin in der March abgehaltenen Landesgemeinde beige» 
wohnt und dadurch, von der, vom alten Lande Schwyz mit 
den äußern Landfchaften abgefchloffenen Uebereinkunft Kennt» 
niß erhalten. Dieſe Uebereinkunft habe ihren Beifall fo ganz 
erhalten, daß fie ſich glücklich fchägen würden, unter folchen 
Bedingungen mit dem Kanton Schwyz vereiniget zu werden. 
Das einzige Hinderniß zur Erfüllung ihres langerfehnten 
Wunſches fei ihre Lostrennung vom Kanton St. Gallen, da 
fih Uznach zu ſchwach fühle, diefelbe von fich aus zu bewir- 
fen; daher ftehen fie in der zuverfichtlichen Erwartung, daß 
der Stand Schwyz diefe Angelegenheit mit feiner vielvermö« 
genden Kraft und mit gewohnten Nachdruck unterftügen werde. 
Am 26. Brachmonat gelangte diefeg Geſuch vor die ſchwy⸗ 
zerifche Landesgemeinde, welche darüber erkannte, daß fich der 
Kanton Schwyz alle feine frühern Nechte und Anfprüche auf 
die vormalige Graffchaft Uznach vorbehalte. Ferner ertheilte 
die Landesgemeinde dem Landrathe die Vollmacht, die geeigne- 
ten Wege einzufchlagen , um dieje Vereinigung mit Schwyz 
zu bewerfitelligen. | 

Diefer unerwartete Schritt brachte nicht blos in St. Gal⸗ 
len, das mit einer gewaltfamen Gebietsenteignung bedroht 
‚war, fondern auch in Züri, wo der Bundesvorſtand ſo⸗ 
wohl als die Minifter der verbündeten Mächte den jewei- 
ligen Gebietsbejtand der Kantone als eine der wejentlichiten 
Bedingungen zu einer gedeihlihen LXöfung der “Dinge in der 
Eidgenofjenfchaft betrachteten, bedeutendes Auffehen hervor. 
In derber Weile änßerte fich dießfalls der öfterreichifche 
Minifter gegen die in Zürich anweſende Gefandtichaft von 
Schwyz und forderte in einer befondern Zuſchrift den Land» 
ammenn und Rath dieſes Standes auf, diefen Umtrieben 
und Bewegungen ımgefäumt ein Ende zu machen. Nichts, 
jo hieß es in derjelben, fünne den Abfichten und dem Wil- 
[en der verbündeten Mächte fremder fein, als eine derartige 
Trennung. Der Kanton St. Gallen werde in feiner gegen 
wärtigen proviforifchen Geftalt unverändert und unberührt 
fortbeftehen und wer immer etwas dagegen zu unternehmen 
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wage, der gebe ſich allen Folgen preis, welche die verfam«- 
melte Zagfakung zur Handhabung des innern Friedens ge« 
gen Ruheftörer verhängen müße. Gleichzeitig melbete der 
Bundesvorstand der Regierung von Schwyz, daß St. Gal- 
len bei der Bundesverfammlung über den Beſchluß ihrer 
Zandesgemeinde, den Aufchluß von Uznah an Schwyz be- 
betreffend, Bejchwerde erhoben habe und daß er von den Ge- 
fandten der Mächte angegangen worden ſei, im Intereſſe 
der Aufrechthaltung der öffentlichen Ruhe geeignete Schritte 
zu thun. Durch Beſchluß der Tagſatzung vom 28. Mai 
und der daraufhin erfolgten Erklärung vom 31. Mai, häte 
ten Sich ſämmtliche Stände verpflichtet den wirklichen Ge⸗ 
bietöbeftand in der Eidgenoffenihaft zu handhaben und feine 
Berfuche zu dulden, den ein oder andern Gebietstheil von 
feinem gegenwärtigen Verband loszureißen. Wie fehr das 
Berfahren von Schwyz mit diefem Grundfag im Wider- 
ſpruch ftehe, überlaffe er dem Nechtögefühl von Schwyz zu 
beurtheilen. ‘Die Folgen einer Abweichung von diefem Grund⸗ 
fate feien nicht zu berechnen und fchwere Verantwortlichkeit 
treffe diejenigen , die fi) an der beitehenden Ordnung der 
Dinge vergreifen follten. 

Nicht weniger dringend waren die Vorftellungen von 
Seite St. Gallens, welches auf die traurigen Folgen auf- 
merffam machte, die dadurch entftänden, wenn einzelne Stände 
bei günftig feheinendem Anlaß folhe Wünſche vormaliger 
Angehörigen und nun andern Kantonen Zugetbeilter bereit- 
willig entgegennehmen und jtatt fie zurückzuweiſen, unterftügen 
würden. Außerdem entbehren die mehr benannten Anſprüche 
jeder rechtlichen Begründung, da Schwyz ohne den mindeften 
Zwang und äußere Einwirkung auf diefelben freiwillig und 
vollftändig verzichtet Habe. Dieſe Landſchaft habe ſich ſchon vor 
der Revolution zu einem felbitftändigen Gemeinwefen und 
zwar mit Kinwilligung von Schwyz erhoben; ihre Lan« 
beögemeinde habe aus freiem Willen gegen den Feind bie 
Waffen ergriffen; während der militärifchen Beſetzung des 
Kantons habe Uznach feine öffentlichen Angelegenheiten allein 
verwaltet und zwar jo lange, bis es mit der ganzen Schweiz 
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unter die republifanifche Einheit gebradyt und nach dem Sturze 
des Einheitftaates durch Napoleond Vermittlung den Kan- 
ton St. allen einverleibt worden fei, der die ernfte Pflicht 
auf fi) habe feine Ganzheit zu bewahren. Wenn ber 
Kanton Schwyz gründliche und gerechte Anfprüche von jcher 
mit Nachdruck behauptet habe, jo werde er billig finden, 
wenn ihm St. Gallen in der Behauptung ber feinigen 
nicht nachſtehen wolle. — 

Diefe Vorftellungen fanden bei Schwyz feine Berück⸗ 
fißtigungen. Die Hoffnung bei dem allgemeinen Umſchwung 
der Dinge die frühern Verhältniſſe wieder berftellen zu kön⸗ 
nen war in den Gemüthern der Regenten zu feit gewarzelt 
und der Zuftand der eidgenöjfifchen Angelegenheiten zu ſchwan⸗ 
fend, als daß nüchterne Vorftellungen den übergroßen Drang 
zur Wiederherftellung der alten, durch Geldgewinn und Herr» 
Schaft Liebgewordenen Zeit hätten mäßigen können. 

Um die Zeit, als die erwähnten Schreiben in Schwyz 
einlangten, wurbe General Aufdermaur nad) Uznach entfandt, 
um mit dem Ausſchuße der dortigen Landleute eine vorläu- 
fige Uebereinkunft über die Tünftige politifche Stellung von 
Uznach und feine Vereinigung mit Schwyz abzufchließen. 
Rad) derjelben Hatte Uznach nad feiner Vereinigung mit 
Schwyz drei Mitglieder in den ganz geſeſſenen Landrath ab- 
zuordnen. Bezüglich feiner innern Einrichtung follte ein 
Bezirksrath von fieben oder vierzehn Mitgliedern mit jenen 
BDefugniffen eingeführt werden, wie fie den Bezirfsräthen 
der andern Landſchaften zuftanden und ebenfe ein Zivilgericht 
von fieben Mitgliedern, deſſern Befugniffe jpäter bejtimmt 
werden jollen. Dem Bolfe von Uznach wurde frei geftellt das 
Sieben-Gejhwornegericht in Schwyz als Appellationdgericht 
anzuerlennen,, wenn dafelbft fein anderes aufgejtellt würde. 
Das Neunergericht des alten Kantons Schwyz follten die 
Landleute von Uznach in allen Fällen gebrauchen, welche nad 
dem Geſetze dieſes Kantons in deffen Zuftändigfeit gehören. 
Uznach verpflichtet ji an die Staatskoſten nad feiner Ber 
völferung verhältnißmäßig beizutragen und ebenſo an bie mi« 
litäriſchen Anfgebote und das eidgenöflifche Geldkontingent. 
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In allen übrigen Beziehungen follte Uznach den Berord- 
nungen und Gefegen des Kantons Schwyz glei den andern 
Bezirken defjelben unterworfen fein. Endlich erbot fich die 
Landichaft zum Beweis ihrer Erkenntlichkeit, daß fie als 
freie Landleute aufgenommen worden, dem alten Lande 
Schwyz; als Bergätung bes frühern Kaufſchillings vier- 
taufeud Münzguflben baar zu bezahlen. 

Diefer voreilige Schritt erregte in St. Ballen Ent⸗ 
räftung und veranlaßte die dortige Negierung, ihr gefähr- 
deted Recht duch kräftigere Maßregeln zu ſchützen. Die 
Aufwiegler in der Grafſchaft Uznach wurden mit Strafe 
bebroht und dabei verfügt, daß die neue Verfaſſung des 
Kantons in der Grafſchaft Uznach unverweilt in Vollziehung 
gefett und die durch fie beftimmten Kreisverfammlungen un» 
verweilt zufammentreten follen, um die Wahlen der betref« 
fenden Beamten vorzunehmen. Sammtliche Gemeinden der 
Landfchaft Tegten dagegen Verwahrung ein, welche jedoch 
ohne Beräüdfichtigung blieb. Beichwerend wandte ſich Schwyz 
deßhalb an die in Zürich tagende eidgendffiihe VBerfammlung 
and verlangte, daß diefe ihren Einfluß bei der St. Gallifchen 
Regierung dahin verwenden möchte, daß fie von den ergrif- 
fenen Maßregeln abftehen und bis zur Austragung der be- 
treffenden Erörterungen den Zuftand der Landſchaft unver» 
ändert belaſſen möchte. Gleiches verlangte Schwyz von 
St. Gallen, indem es zugleich erklärte, daß jede gewaltfame 
Maßregel, welde in der Landſchaft Uznach vorgenommen 
würbe, die unausbleibliche Folge haben werbe, daß von feiner 
Seite diejenigen Schritte gefthehen müffen, die es zur Be⸗ 
banptung feiner wohlbegründeten Rechte für angemeifen er- 
achte. Damit biefe Erklärung nicht als leere Drohung er⸗ 
ſcheine, ordnete Schwyz bie wirkfamften Maßregeln an. Der 
Landrath erlieh ein Aufgebot von ſechshundert Mann, welche 
gemmuftert uud eingeäbt wurden. Ferner wurde ein Bevoll⸗ 
mädjtigter ernannt, der fich nad dem Schloffe Grinau bes 
gab, um die Einwohner von Uzuach mit Rath und That zu 
unterftügen. Dieſer hatte den fernern Auftrag, fih nad 
Glarus zu begeben, um von der dortigen Megierung eine 
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Uebertragung ihrer Anfprüche auf Uznach zu Gunften von 
Schwyz auszuwirken, wogegen ich diefer Staub anerbot, 
eine Mebertragung feiner Anfprühe auf Sargans zu Gun«- 
ften von Glarus eintreten zu laffen. Die Regierung von 
Glarus gab, weil fie ein ſolches Vorgehen für voreilig hielt, 
einen Hofbejcheid und bemerkte, daß fie zu einem ſolchen Schritt 
vorerjt die Genehmigung der Landesgemeinde einholen müße; 
fobald zuverläjfige Ausficht vorhanden fei, daß die benann⸗ 
ten LZandestheile von St. Gallen auf irgend eine Weife kön⸗ 
nen abgetrennt werben, fo werden fich feine Schwierigfeiten 
darbieten, fich über die Uebertragung der wechſelſeitigen An⸗ 
fprüde an denfelben zu verjtändigen. Was die Zurüdfor- 
derung diefer Landſchaften felbjt anbeträfe, jo habe die hohe 
Gewalt die Betreibung diefer Anfprüde in die Hände ber 
Obrigkeit gelegt und diefe feine Gelegenheit verfäumt, den- 
felben bei der Tagfagung Geltung zu verichaffen und immer 
darauf gedrungen, daß dieſes Geſchäft nach alteidgenöffifchem 
Brauch) befeitigt werden möchte. Für den Fall, daß die neue 
St. Gallifhe Verfaſſung in Uznad) mit Gewalt eingeführt 
werben wollte, hatte der Bevollmächtigte von Schwyz den 
Auftrag, fih mit allen Kräften diefem Beginnen zu wider» 
jegen und ſich gegen eine ſolche Neichöverlegung zu verwahs 
ren, mit dem Beifügen, daß die Abwehr eines folchen Unter» 
nehmens eine bloße Ausübung des Hausrechtes fein werde 
und daß ihm dießfalls von feiner Regierung ein angemefje- 
nes Zruppenaufgebot zur Verfügung ftche. 

Als fih St. Gallen ungeachtet diefer Diafregeln in fei- 
nem Benehmen gegen Uznad) nicht ftören ließ, wandte fi) 
Schwyz durd eine befondere Abordnung an die eidgenöffifche 
Berfammlung, um zu bewirken, daß feine Veränderungen 
in der Landfchaft vorgenommen, feine militärifhe Beſetzung 
derfelben ftattfinden und keine Verhaftungen wegen politifchen 
Meinungen vorgenommen werden möchten. Dieſe Vorſtel⸗ 
[ungen fanden aber bei den Zagesherren feinen Eingang. Sie 
entfandten eidgenöffifhe Boten nah St. Gallen mit dem 
Auftrag, der Aufrehthaltung der Nuhe und Ordnung in 
allen Theilen dicjes Kantons ihre vollfte Aufmerkſamkeit zu 
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widmen, die beftehenden Geſetze zu beſchützen und zu dieſem 
Ende nöthigen Falls die ihnen zur Verfügung geftellte Mi⸗ 
Litärgewalt in Anfprud zu nehmen. In Betracht der in» 
nern und äußern Lage des Vaterlandes beſchloß -die eidge- 
nöſſiſche Verſammlung im Weitern, daß die ftreitigen Stände 
einzuladen feien, je zwei Vermittler aus unparteiifchen Kan⸗ 
tonen zu ernennen, um eine gütlihe Ausgleichung der beid- 
feitigen Anftände zu Stande zu bringen. Während der Ver⸗ 
mittlung follte Uznach den Gefegen und Behörden des Kan⸗ 
tons St. Gallen unterworfen bleiben, die Verwaltung da- 
felbft ihren regelmäßigen Fortgang nehmen und jede Stör- 
ung der Ruhe durch Militärgewalt unterdrüdt werden. 
Diefe entfchloffenen Maßregeln hatten die Folge, daß 
Schwyz gefügiger wurde. Am 3. Wintermonat 1814 beichloß 
der dortige Landrath, die von der Tagſatzung vorgefchlagene 
Vermittlung anzunehmen und fie durd eine Abordnung zu 
beſchicken. Der Bermittlungsausfchuß, für welden jeder 
der ftreitenden Stände zwei Vermittler ernannte, trat am 
28. Herbftinonat 1814 in Zürich zufammen *). Der Abge— 
ordnete von Schwyz begründete die Anfprüce feines Standes 
folgendermaßen: Graf Friedrich von Toggenburg habe in 
feinen lebten Lebensjahren der Landfchaft Uznach die Be⸗ 
willigung ertheilt, nach feinem Zode mit dem Kanton Schwyz 
ein Landrecht zu errichten. Nachdem er im Jahr 1436 ver- 
itorben und man diefe Bewilligung habe in Zweifel ziehen 
wollen, fei darüber ein eidgenöfjiiher Spruch erfolgt, welcher 
erfannt habe, daß, wenn die Behauptung von Schwyz durch 
Kundſchaften erwiefen werden könne, es bei dem mit Uznach 
errichteten Landrechte fein Verbleiben haben ſolle. Am 
St. Georgentag 1437 habe die Kundidhaftsabhörung und 
zwar zu Gunften von Schwyz. ftattgefunden. Im gleichen 
Fahr am 25. Mai Hätten die Stände Schwyz und Glarus 
die Landſchaft Uznach von den Toggenburgiichen Erben für 


*) Für Schwyz Schultheiß Rüttimann von Luzern unb Gluz⸗Ruchti 
von Solothurn, für St. Gallen Staatsrath Ufteri von Zürich und Oberft 
Stäbeli von Baſel. 
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angeliehene tauſend Rheinifhe Gulden als Pfand erhalten 
und biefen im gleichen Jahre weitere zweihundert Gulden 
auf das gleiche Pfand vorgeichojien. Im Jahre 1438 feien 
wieder 1153 Gulden, und im Jahr 1440 abermals 400 
Gulden von ben gleihen Ständen den gedachten Erben auf 
die Graffchaft Uznach gegeben worden. Endlich fei im Jahr 
1469 das Pfand für die Summe von 3550 Münzgufden 
von den gedachten Erben, feinen bisherigen Oberherren, freie 
willig als Eigenthum an Schwyz und Glarus überlaffen 
worden. Das im Jahr 1436 errichtete und beſchworne Land» 
recht fei im Jahr 1450 in eine Urkunde verfaßt und im 
Jahr 1498 ein neues Inſtrument Hiefür errichtet worden, 
welches ſeitdem alle zwei Jahre beim Antritt eines neuen 
Landvogts von den Landleuten von Uznach feierlich beſchworen 
worden fei. Im Jahr 1798 fei befanntlich eine allgemeine 
Stantöumwälzung in der Schweiz erfolgt, bei welchem An- 
lafje die von Uznach eine Frei⸗ und Ledigſprechung von ihren 
Oberherren nachgeſucht hätten. Schwyz habe damals in dem 
Simme entſprochen, daß ihnen die Einlöfung der Pfand⸗ und 
Kaufbriefe geftattet worden fei. Nachdem Uznach frei geweſen, 
habe es die Bereinigung mit dem Kanton Schwyz nachge- 
ſucht, allein der Drang der Umftände habe die Erhörung 
diefe® Wunfches nicht geftattet, indem die Landſchaft bald 
darauf dem neu errichteten Kanton Linth einverleibt worden 
fei. Nach dem Sturze der Helvetit habe ſich Uznach neuer- 
dings um die Vereinigung mit dem Kanton Schwyz bewor- 
ben ,, allein der gerade nachher wieder eingetretene fremde 
Einfluß fei Urſache geweſen, daß der Wunſch nicht zur That 
geworden, da Uznad durch die Vermittlung von 1803 dem 
Kanton St. Gallen zugefchlagen worden ſei. Nach der Be⸗ 
jeitigung diefer Verfaffung fei die unvertilgbare Anhänglich⸗ 
feit von Uznach an Schwyz neuerdings erwacht, und gerührt 
durch diefen Beweis feltener Dankbarkeit habe das Volk von 
Schwyz an der im Auguft abgehaltenen Landeögemeinde die 
Bereinigung der Landſchaft Uznach mit feinem Kanton ein» 
müthig ausgefprochen. Aus diefer ‘Darftellung ergebe fi 
demnach Folgendes: Entweder habe Uznach durch die im 
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März 1798 ihm zugeftellte Urkunde feine Freiheit erhalten 
und mithin auch das Recht fi jelbit eine Verfaſſung zu 
geben oder fi) an einen andern Stand anzuſchließen — oder 
aber es dauern die Rechte, welche der Stand Schwyz durch 
Pfandſchaft und Kauf an Uznach erworben, nod fort. Im 
eritern Falle könne nad Aufhebung der durd fremden Ein» 
fluß entftandenen Vermittlung denen von Uznach Niemand 
dad Recht ftreitig machen, ſich an Schwyz anzufchließen; im 
lestern Falle trete Schwyz, da Glarus feine Anfprüche 
an diefe Laudichaft mehr mache, in feine alten unwider⸗ 
fprechlichen Rechte ein. 

Hierauf erwiderte der Abgeordnete des Standes St. Gallen, 
daß fein Stand die vorgelegten Urkunden und die Rechtmäßig- 
feit des Beſitzthums der Stände Schwyz und Slarus nicht 
in Zweifel ziehe; allein noch ältere Nechte und Urkunden 
feien durch fpätere Ereigniffe aufgehoben worden und dies 
fei auch bier der Fall. Es ſei dermalen gar nicht die Frage, 
welche Anfprühe Schwyz auf Uznach chedem gehabt; das 
Jahr 1798, wo eine gänzliche Umgejtaltung aller politifchen 
Berhältniffe ftattgefunden, und von woher ſich das jekige 
Staatsreht der Schweiz herfchreibe, ſei in diefer Sache 
allein entjcheidend. Die Landſchaft Uznach fei im gedachten 
Jahr von ihren damaligen Oberherren durch eine fürmfiche 
Urkunde frei nnd unabhängig erklärt worden. Ob die von 
Uznach gleich nad ihrer Freiſprechung fich wieder an Schwyz 
haben anjchliegen wollen, fei ihm unbefannt, aber zuverläffig 
fei e8, daß Uznach eine eigene Regierung gehabt und fich bis 
zur erfolgten Bereinigung mit dem Kanton Linth als un- 
abhängiges Gemeinweſen benommen habe; diefe Vereinigung 
habe bis zum Herbft 1802 gedauert. Damals habe die in 
Schwyz jtattgefundene Verfammlung der drei demofratifchen 
Stände Uznach, fowie andere mit dem Kanton Linth ver» 
einigte Zandfchaften aufgefordert , fi) wegen der Bertretung 
auf der nah Schwyz amsgefchriebenen Tagfakung , ſowie 
wegen der zu liefernden Mannfchaft und des Geldfontingents 
an den neu errichteten Kanton St. Gallen zu wenden. Syn 
ihrer bezüglichen Antwort an die in Schwyz verfammelte 
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Zagjagung hätten die Landſchaften Gafter und Uznach ihre 
Bereinigung mit dem Kanton St. Gallen erklärt und es 
feien in Folge deſſen Abgeordnete der beiden Landfchaften 
untern 21. Weinmonat in St. Gallen erfchienen, um an 
den dortigen Berfanmlungen Antheil zu nehmen. Bei ber 
in Paris abgehaltenen fchweizerithen Conſulta habe Schwyz 
die Einverleibung von Uznach in feinen Kanton nicht ver⸗ 
langt; bagegen St. Gallen bei dieſem Anlaß diefe ſonſt zum 
Kanton Linth gehörige Landichaft abgelehnt, allein diejelbe 
gegen feinen Willen annehmen müſſen. Seit diefer Zeit fei 
Uznach ein dem Kanton St. Gallen angehöriger Gebietstheit 
gewejen. Ebenſo wenig Habe Schwyz bei Abſchließung des 
Dundesvereind vom 29. Chriftmonat des vorigen Jahres 
einen Vorbehalt wegen Uznach gemadt, fondern den Kanton 
St. Gallen nad) feinem damaligen Beftand mit in den eid» 
genöffifchen Bund aufgenommen. In der Landichaft Uznach 
jei nicht damals, fondern erft fpäter der Wunfch zu einer 
Bereinigung mit Schwyz laut geworden, denn während des 
ganzen Jänners und Hornungs des gegenwärtigen Jahres 
hätten Abgeordnete von Uznach an den Verhandlungen des 
St. Galliſchen großen NRathes Theil genommen. Erſt als 
St. Gallen die Hand an bie Entwerfung einer neuen Ver⸗ 
faffung gelegt habe, und dabei unbilligen Wünfchen fein &e- 
hör geben wollte, feien die Umtriebe für eine Anfchließung 
an den Kanton Schwyz entitanden und niemals habe ſich bie 
ganze Landſchaft für eine Vereinigung mit Schwyz ausge⸗ 
ſprochen. Außerdem babe diefe Landfchaft, nachdem fie ein 
dem Kanton St. Gallen angehöriger Gebietstheil geworden, 
feinen eigenen Sonderwillen mehr und konne deßhalb auch 
feine Wünfche äußern. Da aljo Uznad) weder durch Lift noch 
Gewalt, fondern mit Zuftimmung feiner ehemaligen Ober- 
herren ein Theil ded Kantons St. Gallen geworden, jo habe 
die Abordnung den beftimmten Auftrag, in keinem Yalle in 
eine Gebietsabtretung einzutreten und die erworbenen Rechte 
ſowie den Befititand der gedachten Landſchaft beftens zu 
wahren. 

Da der während drei Tagen fortgejegte Vermittlungs⸗ 
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verſuch fein Ergebniß Hatte, fo fah ſich der Abgeordnete von 
Schwyz veranlaßt, eine Verwahrung der Rechte und An⸗ 
jprüche. feines Standes auf die Landfchaft Uznach zu Proto⸗ 
toll zu geben. Diefe gleiche Erklärung wurde auch dem Vor⸗ 
ftand der Tagſatzung zugeitellt. 

Mittlerweile wurde die neue St. Galltfche Verfaffung 
in der Landſchaft Uznach ohne Widerftand in Wirkſamkeit 
gefegt und ein Ausſchuß beauftragt, wider die Aufwiegler 
eine gerichtliche Unterfudrung einzuleiten. Gegen biefe Maß⸗ 
regel erhob ſich Schwyz abermals, indem es erflärte, daß 
bie Einwohner von Uznach bei ihren Rechten zur Vereinigung 
mit dem Kanton Schwyz nur ein ihnen zuftehendes Recht 
ausgeübt hätten, und darum zu feiner Zeit und unter feinen 
Umftänden zur Verantwortlichkeit gezogen werden können. 
Klagend wandte fih Schwyz an die alteidgenöfftfchen Stände 
und bat fie, ihre Gefandten zu beauftragen, daß fie Schwyz 
in feinem gerechten Begehren unterftüägen und an ber Tag⸗ 
fagung dafür ftimmen möchten, daß der Einführung der 
neuen Verfaſſung in der Landſchaft Uznach Halt geboten 
und der Schuß der Berfonen und bed Eigenthums auöge- 
ſprochen werde. 

Bei der nächſten ordentlichen Tagſatzung gelangte diefe 
Angelegeuheit nochmals zur Verhandlung. Diefelbe befchloß, 
daß, nachdem der von ihr eingeleitete Vermittlungsverſuch 
zwifhen Schwyz und St. Gallen ohne Erfolg geblieben, 
nunmehr die Wirkung ihrer frähern Beichlüffe einzutreten 
habe, gemäß welden bie Einführung der neuen Verfaſſung 
des Kantons St. Gallen in der Landſchaft Uznach und die 
dießfälligen verfaffungsmäßigen Wahlen, ben Anfprüchen des 
Kantons Schwyz auf diefe Lanbichaft unbefhadet, nunmehr 
ohne anders vor fi) gehen follen. Die im Kanton St. Gallen 
befindlichen eidgenöffiihen Bevollmächtigten wurden ange⸗ 
wiefen,, ihre Mitwirkung laut innehabenben Verhaltungs- 
aufträgen eintreten zu laſſen, und fodann die Regierung des 
Standes Schwyz von dem Ergebniß der Tagſatzungsverhand⸗ 
lungen fowohl, als der Einführung der St. Galliihen Ber: 
faffung in der Landfchaft Uzuach in Kenntniß gefeßt. Bon 
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diefer Zeit an blieb diefe Angelegenheit auf ſich beruhen. 
Da Schwyz von keiner Seite wirkjame Unterftützung erhielt 
und das entjchiebene Auftreten des öfterreichifchen Miniſters 
früher gehegte Hoffnungen zerträmmerte, nahm es eine 
befcheidenere Stellung an, und es glaubte die Gefandtichaft 
St. Gallend aus einem von Schwyz diesfalls an die Tag⸗ 
ſatzung gerichteten Schreiben wahrnehmen zu können, daß die 
Regierung von Schwyz das Gefchäft wegen Uznach nunmehr 
aus einem gemäßigtern Geſichtspunkt zu betrachten fcheine. 


diertes Hauptſtück. 





Verſchiedene Begebniſſe während dieſes 
Zeitraums. 


Raum war die politiſche Umgeſtaltung in den Kantonen, Militärbienft- 
weiche den früheren Zuftand mit mehr oder weniger Abweich⸗ Verträge. 
ungen wiederhergeftellt hatten, vollendet, al® die Regierungen 
igre Aufmerkſamkeit auf die durch die Ereigniffe ins Stoden 
gerathenen Militärbienftverträge mit auswärtigen Mächten 


eten. 

Man fuchte die Nothwendigkeit des Fremden Militärdien- 
fies damit zu begründen, daß ohne diefe Dienftverhäftniffe 
der Triegerifche Geift und die militäriſche Erfahrung, welche 
dem Schweizervolfe zur Vertbeidigung des Vaterlandes Noth 
thue, unmöglich gepflegt und erhalten werden Tönne ; anfer- 
dem fei der fremde Kriegsdtenft mit der politifchen Entwick⸗ 
Iung der Eldgenoffenfchaft fo enge verflochten und der ſchwei⸗ 
zerifchen Jugend fo jehr zum Bedürfniß geworden, daß die 
Nichtbeachtung diefer Angelegenheit von Seite der Regier⸗ 
ungen für die betreffenden Kantone und ihre Angehörigen 
von entſchiedenen Nachtheil fern würde. 

Von den Gegnern dieſer Dienſte wurde dagegen an⸗ 
geführt, daß dieſe bei ber Iugend ber gebildeten Stände 
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mehr Theilnahme erwecke, als viele andere ehrenhafte Geſchaͤfte, 
deren das Land bedürftig ſei. Durch die fremden Kriegs⸗ 
dienſte werde eine große Zahl junger Leute in eine Laufbahn 
geworfen, die fie den vaterländifchen Angelegenheiten ent- 
fremde und ihrer Natur nad) wenig geeignet fei, aufopfernde 
tüchtige Bürger zu erziehen. Auch fei es eined Republika⸗ 
ners unwürdig, freinden Herren um Sold zu dienen, und bie 
Wünſche und Beitrebungen der Völker gegen Ihre Bedrücker 
niederzuhalten. In Rückficht eines Dienftvertrags mit Frank⸗ 
reich wurde im Befondern benterkt, daß ein folcher geradezu 
gefährlich fei, indem die fchweizerifche Unabhängigkeit dadurd) 
ber Willfür eines ebenfo gefährlichen als mächtigen Nach⸗ 
bars preisgegeben werde. Alle Truppen, welde man nad) 
Frankreich jende, müflen als eine Schwähung der eigenen 
Vertheidigungsfraft angelehen werden. Die Freundfchaft der 
wieder eingeſetzten Dynaſtie könne für diefen Fall keine Be⸗ 
ruhigung gewähren; die vertragemäßig zu bedingenden fünf 
undzwanzig Jahre werden der Herrſcher viele vorüberziehen 
fehen, und mit dem Erlöfchen des regierenden Hauſes endige 
die in Ausficht geftellte Begünſtigung. Fraukreichs Ruhm 
und die Wünſche der Franken werden auf die Gefinnung 
eines fränfifchen Herrſchers weit mächtiger wirken, als 
bloße Zuneigung gegen Fremdlinge, die man nur aus 
Eigennuß und Nothwendigkeit, nie aber aus natürlicher Zu⸗ 
neigung liebe. 

Obſchon diefe Sprade, mit vaterländifcher Freimüthig⸗ 
teit in dem großen Rathe zu Freiburg geſprochen, im der 
öffentlichen Meinung einen nachhaltigen &indrud hervorbrachte, 
fo war fie doch nicht wermögend in den Rathsſälen die herr- 
. Sende Stimmung zu ändern, weil nahe liegender Bortheil 
und Gewinn lodender waren, als Entjagung für die Würde 
vaterländifcher Unabhängigfeit. 

Mochte man fih übrigens in Beziehung auf die heiffe 
Frage wegen der Militärdienftverträge zu dieſer oder jemer 
Anfiht Hinneigen, fo war wenigftens nicht mehr zu befürch⸗ 
ten, daß durch diejelben der Friede im eigenen Lande ge- 
trübt und daß ausläudifches Gold bejtimmend auf die Ge- 
[hide de8 Vaterlandes cinwirfen werde. 
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Schon im Anfang des Jahres 1815 eröffnete der frän- Kapitulation 
kiſche Minifter dem Vorort, dag der König die gegenwärtig mitFrankreich. 
im Sold fiehenden Offiziere und Soldaten ber ehemaligen 
fapitulirten Schweizerregimenter wieder in feinen Dienft zu 
nehmen und bie ehenorigen Verträge mit den Kantonen zu 
ernenern wünſche. Diefer Mittheilung war ein SKreisfchrei- 
ben des Grafen Talleyrand an fänmtliche Kantone voraus⸗ 
gegangen, welches die Auzeige enthielt, daß er beauftragt 
und bevollmächtigt fei, die im vorigen Jahr angebahnten 
Unterhandlungen wegen eines Meilitärdienft-Vertrags zum 
Abſchluß zu bringen. Die Grundlagen desselben follten im 
Wefentlichen unverändert bleiben. Nach Beendigung der 
betreffenden Unterhaublungen hatten alle Stände, mit Aus⸗ 
nahme von Bern, Solothurn und Freiburg, dem Vorſchlag 
des Vororts, die vier Linienbataillone, welche in fränkifchen 
Diensten geftanden, in diefelben wieder zurücktreten zu laſ⸗ 
fen, beigepflichtet. Dabei waren die Rechte der Kantone auf 
ihre Angehörigen bei der Bildung der neu zu kapitulirenden 
Regimeuter , fowie diejenigen ber Offiziere und Soldaten, 
die aus ihren dießfälligen: Dienftverhältntifen herfloffen, vor⸗ 
behalten. Nad dem neueun Dienftwertrag bewilligten die 
Rantone der Krone Frankreich zwei Lintenregimenter von vier- 
undzwanzig Kompagnien von je 150 Mann, und zehn Kom- 
pagnien von je 120 Mann für ein Garderegiment. Ein 
ſchweizeriſcher Feld⸗Mareſchall follte die Regimenter der 
tömiglichen Garde befehlen, Monfteur, des Königs Bruder, 
an die Spike ber geſammten Schweizerregimenter treten. 
Die Schweizer behielten ihre eigene Gerichtsbarkeit, das 
Kommando war deutſch und die Trommeln jollten nur von 
ſchweizeriſchen Märfchen ertönen. Am 31. Heumonat und 
3. Auguft fand die Auswechslung der bezüglichen Verträge 
ftatt und ſchon am folgenden Tage wurde ein Bote von der 
Fräntiichen Geſandtſchaftskanzlei mit derfelben nad) Paris ge- 
fandt. Nach der Unterzeichnung des neuen Dienftvertrags 
tehrte diejenige Mannfchaft der vier Linienregimenter, welche 
von Reuem Dienft genommen, im einzelnen Abtheilungen 
nach dem ihren angewiefenen Verſammlungsorte Beſançon 


Kapitulation 
mit Holland. 
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zurück, wo fie von den fränfiihen Behörben mit Adtung 
und Zuvorkommenheit empfangen wurden. Dieſes Dienftver- 
hältniß dauerte bis zum Sturze der Bonrbonen in ben Zuli- 
Tagen bed Jahres 1830. 

Um bie gleiche Zeit wurden von mehreren Standesregiet- 
ungen Milttärdienft-VBerträge mit dem König der Niederlande 
abgeichloffen; fo von Bern, von Zürich in Verbindung mit 
andern Kantonen; ven Graubünden mit Glarus und Ap- 
penzell Außer Rhoden, und von Schwyz durch General Auf- 
dermaur mit Zeffin und mehreren Tatholifchen Ständen. 
Nah diefem DVertrage verpflichtete fih Schwyz dem König 
der Niederlande anf dem Wege freier Werbung ein Regi⸗ 
ment zu ftellen. Jeder der in den nieberländifchen Dienft 
trat, erhielt für jedes Jahr der bedungenen Dienftzeit einen 
Lontsdo’r Handgelb , fonft waren die ſchweizeriſchen Regi⸗ 
menter den mtederländifchen Truppen in Sold und Behand- 
lung gleich geftellt; fie jtanden daher unter dem gleichen 
Militärſtrafgeſetz, jedoch durfte die Strafrechtspflege nur von 
fchweizerifchen Offizieren ausgeübt werden. Die Daner des 
Dienftvertrages war fünfundbzwanzig Jahre. Dieter Dienft- 
vertrag, jo wie der mit Frankreich abgefchlofiene erhiekten 
von der Landeögemeinde in Schwyz ımterm 5. März 1815 
die Genehmigung. 

Don diefer Zeit an nahm ber nieberländifche Dienft, fo 
weit er von den Regierungen der Iapitulirten Santone ab- 
hieng, feinen regelmäßigen Fortgang. Um fo 
werther war es, daß gegen das Ende des Jahres 1819 bei 
den Regierungen der Kantone, welche den ‘Dienftwertrag zur 
Errichtung des Regiments Aufdermaur abgetchloffen hatten, 
über die Berhältniffe desfelben Klagen erhoben wurben, bie 
ihren Grund in leichtfertiger Verwaltung, Nachläßigkeit in 
Werbſachen, und vertragewidriger Zufammenjegung bes Re⸗ 
giments hatten. Schon war das Lebel fo weit gediehen, 
daß die gewöhnlichen milttärtichen Disztpfinarmittel, um es zu 
heben, nicht mehr ausreichten und ber König zu einer durch⸗ 
greifenden Bereinigung des Negimentes genöthigt wurde. 
Eine am 20. Chriſtmonat in Luzern abgehaltene Beſprech⸗ 
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ung der: betreffenden Kantone Tonnte fich zu Feiner. der Würde 
und Unbeſcholtenheit des Schweizernamens entsprechenden 
Maßregel vereinigen. Man überließ die Sade dem Gut⸗ 
finden des Königs, wobei jeder Kanton diejenigen Schritte 
einfhlug, die er für fein Sonderintereffe am augemefjeniten 
erachtete. Da der König wohl einjah, daß die Unordnung 
im Regimente Aufdermaur hanptfählih von dem aben« 
teuerlihen Sinn und dem ungemeflenen Aufwand feines 
Generals herrährte, jo beauftragte er den Major Wagner 
von Bern, die Bereinigung dieſes Regimentes ſofort 
vorzunehmen. Zu Diefem Zwede wurde das Regiment in 
Reihe und Glied aufgeftellt und an dasfelbe die Aufforde- 
raug erlaften, daß alle Soldaten, welche nuht Schweizer 
feien, ans den Gliedern vortreten ſollen. Es traten aber 
nur zwei vor und da die nichtichweizerifchen Soldaten ihrem 
General ſehr ergeben waren, fo hatte dieſes Vorgehen kei⸗ 
nen Erfolg, und es ſah ſich der König zu ernitern Map- 
regeln genöthigt. Demzufolge Tieß. er alle Hauptleute bes 
Regimentes auffordern, auf Ehre und Eid den Beftand ih- 
rer Kompagnien anzugeben und bie in denſelben befindlichen 
Nichtſchweizer namentlich zu verzeichnen. Diefe Maßregel 
wirkte. Das Regiment wurde an einen andern Standort 
verſetzt und es ergab ſich, daß fein Beitand von dreißig Kom⸗ 
pagnien nach gefchehener Ausſcheidung der Fremden auf zwölf 
berabfant. Aufdermaur wurde entlaffen und das Regiment 
jetsft mit den übrigen Schweizertruppen im Jahr 1829. ab» 
gedankt 


Nach dem Tode Königs Ferdinand des 1. von Neapel 
beihloß fein Nachfolger Ferdinand II., in Folge der Entfer- 
nung ber öfterreichifchen Beſatzung aus feinen Staaten, Schwei- 
zer-Truppen, in feinen Dienft zu nehmen, und fandte zu die⸗ 
fen Ende den Herzog Cavello als bevollmächtigten Meinifter 
in die Eidgenoſſenſchaft. Schwyz, Solothurn und Appen⸗ 
zell mer Rhoden erklärten fich gerteigt unter gefälligen Be⸗ 
dingungen mit der Krone Neapel einen Dienfivertrag abzu- 
{hließen, und ebenfo Thurgau, Falls ihm von diefer einige 
Handelsvortheile eingeräumt würden. 


Kapitulation 
mit Neapel. 
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Am 7. Mai 1828 bevollmäditigte die Landesgemeinde 
von Schwyz den gamzgefeffenen Landrath mit der Krone von 
Neapel für einige Kompagnien einen Militärdienftvertrag uns 
ter Genehmigung des dreifachen Kantonsrathsé abzuschließen, 
jofeern die von Neapel gemachten Anträge dem Vaterland 
von Nuten fein könnten. In Folge diefes Auftrags ſchloß 
Schwyz mit Neapel einen Dienftvertrag für fünfundgwanzig 
Sabre ab, der vom dreifachen Rath feine Genehmigung 
erbielt. Nach demfelben jollte die Mannfcheft frei und 
ohne Anwendung irgend eines Zwangs auf vier bis ſechs 
Yahre angeworben werben. Das Anwerbungögeld betrug 
auf einen Mann für vier Jahre 184 Schweizerfranten, für 
ſechs Jahre 276 Schweizerfranten. Die Schweizerregimenter 
fonnten niemald® außer Europa oder zur Beſatzung von 
Kriegsfchiffen verwendet werben, dagegen durften fie in allen 
Theilen Europas gebraucht werden, außer gegen ihr eigenes 
Vaterland; and) follte fo viel möglich dafür geforgt werden, 
daß fie nie in den Fall gefegt würden, ſich gegen ihre in 
Dienften anderer Mächte ſtehenden Landsleute zu fehlagen. 
Die Schweizertruppen hatten ihre eigene Gerechtigkeitspflege, 
wie diefelbe für die Schweizer-Regimenter im fränftfchen 
Dienfte beftand. Wenn während der Dauer dieſes Dienft- 
vertrags die Schweiz in einen Krieg verwidelt würde, fo 
waren die Kantone berechtigt ihre Regimenter zurüdzubes 
rufen, in weldem Falle dem königlichen Schab der Werth 
aller von den Regimentern mitgenommenen Militärgegen- 
ftände vergütet werden mußte, unter Vorbehalt der Zurück⸗ 
vergütung beim Wiedereintritt derfelben in des Königs Dienfte. 
In dieſem Falle hatte der König für die Koften der Reife 
der NRegimenter von Neapel nach Genua und zurüd auf dem 
Wafjer zu forgen. Außerdem erflärte der König dem Han⸗ 
del der fchmweizerifchen Eibgenofjenichaft die möglichite Ver⸗ 
günftigung zukommen zu laffen, Diejer Dienftverirag er- 
reichte feine Endſchaft im Sommer des Jahres 1859, wo 
die Truppen wegen einer unter ihnen auögebrochenen Meu⸗ 
terei entlaffen werden mußten. 
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Die Nüdtehr zum Alten auf bem Gebiete der Politit bot Kirchliche An- 
auch der Kirche zur Verfolgung läugft gehegter Zwecke will⸗ nelenenheiten. 
fommenen Anlaß. Die Huge und duldfame Verwaltung bes 
Ronftanzifchen Bisthums während der Vermittlungszeit un» 
ter dem aufgeflärten und milden Weifenberg hatte feinen Vor⸗ 
wand zu religiöfen Zänfereien geboten, und frieblicher dem 
je ſtanden um diefe Zeit die verſchiedenen Glaubensbekennt⸗ 
nifje, denen die Schweiz angehörte, neben einander. Um 
diefem, ben Grundfägen der römifchen Kurie nicht frommen⸗ 
den Zuftand ein Ende zu machen und den in früherer Zeit 
beſeſſenen Einfluß auf die Tirchlichen Angelegenheiten ber 
Schweiz wieder zu erobern, drang Rom anf Abtrennung der 
ichweizerifchen Theile des Biſsthums Konftanz von den Deut- 
ſchen. 

Dieſe Lostrennung wurde vom päpftlichen Botſchaf⸗ B. Abtrennung 
ter ſchon im Jahre 1812 angeregt, indem er in den Urfans 6 —— 
tonen dem Gedanken Eingang verſchaffte, daß, gleichwie die kheile Pu E 
politiihe Unabhängigkeit der Schweiz auf ihrer volljtändis thum Konftanz. 
gen Unabhängigleit von auswärtigen Staaten beruhe, bie 
geiftliche GerichtSbarkeit eben fo von auswärtigen Bisthli- 
mern getrennt und von einheimifchen Prälaten verwaltet wer⸗ 
den müße. Aus diefen Grunde fei ed rathſam, die Schweiz 
von Konftanz zu trennen und ein eigenes fchweizerifches 
Nationalbisthum zu errichten. Da biefer fein erfonuene Ge⸗ 
danfe den auf ihre Unabhängigkeit eiferfüchtigen Urfantonen 
ihmeichelte, fo wurde damit zuerft Uri und durch diefes 
Schwyz und Unterwalben gewonnen und tm Jahre 1813 ver- 
einigten fich die drei Länder zu dem Beſchluße, dem päpftlichen 
Botichafter ihren Wunfch für Abtrennung von Konftanz, für 
den Ball der Erledigung diefes biſchöflichen 
Stuhls, vorzutragen. Die Regierung von Uri theilte im 
Kamen der Urkantone dieſen Beſchluß den Diözefanjtänden 
mit, welche ihm. jedoch vielfadde Bedenken entgegenjegten. 

Dem ungeachtet wurde der Vorſchlag von ben Urftänden 
anf der nächſten Tagfakung erneuert mit dem Veifügen, daß 
es um fo nothwendiger fei dießfalls zweckmäßige Vorkehrun⸗ 
gen zu treffen, als es fich nicht um eine gänzlide Tren⸗ 
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nung handle, fondern uur um vorbereitende Maßregeln für 
den Tall des Abſterbens bes gegenwärtigen Fürftbifchofs. 
Dagegen bemerkte ber Gefandte von Luzern, daß die Anficht, 
als erwachſe ber Schweiz durch die Abtrennung von Kon⸗ 
ftanz größere Unabhängigkeit in kirchlichen Dingen, auf Schein 
und Täuſchung beruhe. Eine ſolche Abtrennung wärde noth⸗ 
mendig eine Vermehrung der fehweizerifchen Bisſthümer her- 
beiführen, wodurch die römifche Kurie, ftetS geneigt ihre 
Herrichaft zu vergrößern, einen dem Geifte der befichenden 
Berfafjung gefährlichen Einfluß gewinnen würde; eben fo 
würden ſolche unter der Nuntiatur ftehenden Bifchdfe durch 
ihre bedeutenden Einkünfte und Famtltenverhindungen Mittel 
finden, in nicht gebüührender Weile auf die Staatsangelegen- 
heiten einzuwirken. Dieſe Gefahr fei von einem auswär- 
tigen Biſchof, der inder Schweiz nur fein geiftliches Kirchen- 
amt zu verwalten habe, nicht zu befürdten und am wenigften 
von der freifinnig bifchöflihen Verwaltung von Konftanz. 
Diefer Warnung ungeachtet traten Glarus, Appenzell Inner 
Rhoden ımd Solothurn den Urftänden bei und fämmtliche 
Divgefanftände, mit Ausnahme von Luzern, Aargau und 
Thurgan vereinigten fi dahin, daß fie einen Ausſchuß 
beftellten, der ein Gutachten über die Frage abgeben follte: 
ob und was ſchon bermalen über diefen Gegenftand gemein- 
Ichaftlich einzuleiten fei. Diefer Ausfhuß war der Anficht, 
dag ein fürjorglicher Schritt in diefer Angelegenheit unter- 
nommen werden müße und legte dem Entwurf ein Schreiben 
an den Fürſtbiſchof vor, in dem erklärt war, daß fi die 
eidgenöfftfehen Diözefanftände durch die ſchwankende Lage des 
Domlapiteld zu SKomftanz bewogen fänden, jet fchon auf 
Errichtung einer neuen bifchöflichen Gewalt und Würde im 
Schooße der Nation Bedacht zu nehmen und eine nähere 
beſtimmte Fürforge den Ereigniffen vorangehen zu laſſen, 
wozu feine Fürftlihe Hoheit um gütige Beiftimmung und 
Mitwirkung erfucht werde. Nachdem dieſes Schreiben von 
der Mehrheit der Stände Zuftimmung erhalten, wurde es 
von der Regierung von Uri an den Fürftbifchof geſandt, 
welcher darauf antwortete: daß er ale Biſchof und Metro- 

















19 


polit mit Vergnügen Alles beitragen werde, was bie ver- 
langte Diözefan-Einrichtung vorbereiten Tonne. Einer per- 
fönlihen Abordnuug an den in Züri weilenden Fürftbtfchof 
erteilte derjelbe die gleiche Antwort und ſprach zugleich den 
Wunſch ans, dem bifchöflihen Beruf in der Schweiz, zu der 
er fo viele Liebe hege, lebenslänglich vorzuftehen. Unge⸗ 
achtet diefes billigen Wunſches folgten die Stände dem Wil- 
len des päpftlichen Botfchafters, ber auf den Entwurf eines 
Schreibens an den hl. Vater drang, in welchem der Wunſch 
von der Abtrennung von Konftanz wiederholt würde. Das 
bezügliche Schreiben erhielt von den Geſandten der Diözefan- 
ftände mit Ausnahme derjenigen von Luzern, Zug und 
Aargau Genehmigung und wurde nach Rom gefandt. Der 
heilige Vater entfprah dem Geſuch gerne, bemerkte aber, 
daß vor der Abtrennung von Konftanz noch etwas vorhanden 
fein müße, nämlich eine Kathedraffirde, ein Domkapitel, 
ein Seminar und ein Didzefanfond. Ohne die Erfüllung 
diefer Bedängungen abzuwarten, machte der päpftlicde Bot⸗ 
I&after am 31. Ehriftmonat den Ständen die Anzeige, daß 
er ein apoftolifches Breve über die bereits vollzogene Tren- 
nung der Schweiz vom Bisthum Konftanz an den Fürftbi- 
ſchof abgefandt und daß der heil. Vater den Vropſt von 
Beromünfter, F. B. Göllin von XTiefenau, zum apo⸗ 
ftoliichen Vikar für die abgetrennten Didzefanftände ernannt 
Habe. Durch diefes Vorgehen war der gejetlich eingeleitete 
Gang der Unterhandlungen abgebrochen und die Schweiz von 
Ronftanz plöglich losgeriſſen. Obſchon biefe Handlung nicht 
bloß mit dem Willen der Diozeſanſtände, fondern auch mit 
dem päpftlicden Brevet im Widerſpruch ftand, fo ift gleich- 
wohl nicht anzunehmen, daß der päpftliche Botfchafter ohne 
Einverftändnig mit feinem Hofe diefen entjcheidenden Schritt 
gethan habe. | 

Zur Befeitigung der hiedurch gefchaffenen propiforifchen 
Zuftandes traten die Didzefanftände am 8. Jänner 1816 in 
Luzern zufammen. Die dießfälligen Berathungen führten zu 
leinem Ergebniß, da die meiften Gefandten feinen beftimm- 
ten Auftrag hatten und nur anhören wollten. Schwyz er» 
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Härte bei diefem Anlaß, daß die Meinung feiner Regierung 
dahin gehe, die Angelegenheit einftweilen in dem bisherigen 
Zuftande zu belaſſen, welder Anficht von der Mehrheit der 
Stände beigepflichtet wurde. 

ALS fi) die Angelegenheit aber immer mehr verwidelte 
und der proviforiiche Zuftand fi ins Unbeftimmte zu ver- 
längern drohte, traten die Urftände mit Zug in Gerfau zu 
einer Beſprechung zufammen, wobei Schwyz den Vorſchlag 
machte, Einfiedeln zu einem Bisthum der demokratischen 
Kantone zu erheben. Dieſer Vorichlag ftieß bei den andern 
Ständen auf Widerſpruch, was Schwyz jedoch nicht hin⸗ 
berte, denfelben an den apoſtoliſchen Stuhl gelangen zu laj- 
fen. Er wurde in Nom günftig aufgenommen und bald dar⸗ 
auf erhielt ber päpftliche Votjchafter ein Breve, durch wel- 
ches der Abt Konrad Tanner von Einfiedeln zum Bifchof 
der vier Waldftätte ernannt war. Alfobald verfügte ſich 
eine Abordnung des Raths und der Geiftlichfeit von Schwyz 
nach Einfiedeln, um den Abt zur Annahme der neuen Würde 
zu bewegen. Diefer hatte inzwiſchen fein Kapitel verfammelt, 
welches einmüthig den Beſchluß faßte, den Antrag zur Er- 
richtung eines Bisthums Einfiedeln abzuweifen, indem es 
die Sicherheit, welche das Klofter genoß, dem ungewiffen 
VLooſe vorzog, dem es durd die Errichtung eines Domkapi⸗ 
tel8 und die theilweife Verwendung feiner Güter zu einer 
bithöflihen Stiftung verfallen wäre. Dabei wurbe dem 
Abte freigejtellt, die bifchöflihe Würde anzunehmen, doch 
foltte er für diefen Fall nicht im Klofter wohnen und zur 
Verwaltung desfelben jtatt feiner ein Stellvertreter erwählt 
werden. Da wiederholte Berfude diefem Vorſchlag Eingang 
zu verichaffen an dem feiten Willen der Klofterherren von 
Einfiedeln ſcheiterten, erklärte der päpftliche Botfchafter, dem 
man bie Bifchofs-Angelegenheiten in die Hände legen wollte, 
daß er keine weitere Vollmachten zur Unterhandlung in die» 
fer Sache befige. Hierauf trat in der Sade ein Stilljtand 
ein, bis am 22. Weinmonat 1819 eine päpftlihe Bulle an⸗ 
kam, in welder das Oberhirtenamt für alle von Konftanz 
abgetrennten Diözeſanſtände zeitweilig dem Biſchof von 
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Chur übertragen wurde. Uri, Schwyz und Unterwalden nah- 
men die Bulle an, indem fie zugleih den Wunfch Außer» 
ten, daß bei einem endlichen Abfchluß der Bisthumsſache 
das Bierwalbjtätterfapitel nicht getrennt werden möchte. Die 
andern Diözefanjtände verwahrten ſich gegen das willfür- 
liche Verfahren, indeß fie fich die churifche Verwaltung that» 
fählich gefallen ließen. Dadurd) Hatte die römische Kurie 
einen bedeutenden Sieg errungen, indem fie, ohne Anerfen- 
nung landesherrlicher Rechte, über die wichtigſten Firchlichen 
Angelegenheiten verfügt hatte. Da eine endliche Erledigung 
der Angelegenheit durch Unterhandlungen zwifchen den Ständen 
nicht abzufehen war, fo entſchloſſen fich die Urftände für fi 
allein wegen einer endgültigen Vereinigung mit Chur in Un⸗ 
terhandlung zu treten. 

Da die bezüglichen Schritte feinen Erfolg Hatten, jo C. Schwyz 
fnüpfte Schwyz im Jahr 1824 neue Unterhandlungen an, ſchließt fich dem 
in Folge deren man fich im Wefentlichen über folgende Grund- Bisthum 
fagen vereinigte: Der Kanton Schwyz ſchließt ſich gänzlich Chur an. 
an das Bisthum Chur an und anerkennt den wirklich dort 
lebenden Bifchof, welcher fich dazu bereit erflärt. ‘Da da⸗ 
durch die obrigfeitliche Beſchwerde des Biſchofs bedeutend 
vermehrt wird, fo verpflichtet fich der Kanton Schwyz dem⸗ 
felben jährlih 1005 Schw. Fr. baar und ohne Abzug je 
auf Martini in feine Nefidenz zu verabfolgen. Dem Kan⸗ 
ton Schwyz werden zwei auswärtige Domherren zugetheilt, 
die zur Wahl des Biſchofs und mit den gleichen Rechten, 
wie die alten Domherren, mitwirken werden. Einem jeden 
diefer Domherren zahlt der Kanten jährlih auf Martini ei- 
nen Gehalt von 240 Fr. Auch wird er jährlich 480 Fr. für 
arme Semenarijten feines Kantons verwenden. Zur Siche⸗ 
rung vorgenannter Stiftung wird der Kanton Schwyz 25,000 
Miünzgulden ficher und frei von jeder Befchwerde ausjegen, 
wovon das Eigenthum ber Kirche gehören foll. Die Regie— 
rung des Standes Schwyz wird von einem jeweiligen Bi⸗ 
hof um die Verwaltung diefed Kapitals erfucht und fie 
übernimmt die Beforgung und Verwaltung desjelben. Es 
folfen im Kanton Schwyz ein bijhöfliher Komiffär, den bie 
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Regierung dafür empfehlen wird, und für den Bezirt March 
wie bisher, mit Beibehaltung des dortigen Priefterfapitels 
und Defans, ein Unterlommiffär ernannt und mit den uns 
ter Konftanz beſeſſenen Vollmadten und noch mit mehreren 
verfehen werden. Der Kanton Schwyz findet auch über das 
doppelte Verlangen: Aufrechthaltung der zu verſchiedenen 
Zeiten ihm von der fonftanzifchen Kurie ertheilten Dekreten 
in Bezug auf Eheverſprechen, und volle und ungehinderte An⸗ 
wendung der Landesgeſetze über Beichränfung und Verhin⸗ 
derung unüberlegter Ehen und wegen der Copulation frem- 
der Perfonen — volle Beruhigung in der Erflärung des 
Bilhofs, dag das Orbinariat, weit entfernt übelberathene 
Ehen oder ſolche wo das phyſiſche oder moralifche Wohl und 
die Erziehung der Kinder gefährdet werden könnte, zu be⸗ 
fördern, alle jene Beichränfungen, die vom Staate angeord» 
net und von der Kirche gebilligt find, gern in Kräften laſ⸗ 
jen werde. Der Kanton Schwyz behaltet fich feine bisheri⸗ 
gen Rechte, Herkommen und Freiheiten, wie er diefe von 
den Bifhöfen von Konftanz erhalten und bis auf diefen Tag 
bejejlen hat, feierlich vor und es bleiben diefelben anerkannt. 
Endlid) wird der Kanton Schwyz der gleichen oberhirtlichen 
Sorgfalt und der gleichen Verhältniſſe genöffig, welche die 
Bifchöfe von Chur ihren ältern Bisthumsangehörigen an« 
gedeihen laſſen. Hiemit war die Bisthumsangelegenheit 
befeitigt und dem ungewilfen, den kirchlichen Intereſſen wenig 
entſprechenden Zuftand ein Ende gemacht. 

Zu der Rostrennung der ſchweizeriſchen Gchietstheile vom 
Bisthum Konftanz- und ihrer Zerfplitterung in mehrere 
Ichweizerifhe Bisthümer Hatte vorzüglich der Einfluß von 
Alois Neding beigetragen. Boll Ehrfurdt gegen die fatho- 
liſche Kirche vertraute er den glatten Worten des päpftlichen 
Botſchafters umd trag, ohne es zu wollen, weſentlich dazu 
bei, daß eine der ſtärkſten Vormauern gegen die Weber. 
griffe kirchlicher Allgewalt in unferm republifanifchen Staats⸗ 
leben gebrochen wurde. Es war dies feine lette öffentliche 
Handlung. Als er am 21 Jänner 1818 von einer zwifchen 
den Urftänden in Gerfau über die Bisthumsangelegenheit 
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gepflogenen Unterhandfung heimkehrte, 309 er fich eine tödt- 
liche Krankheit gu, die feinem ruhmmiürdigen Leben am 
d. Hornung ein Ende machte. So ftarb Alois von Neding, 
tief betrauert von feinem Bolfe, ein vedlicher Bürger von 
edlem, unbeſcholtenem Charakter, ein Mann ber ftets das 
Gute wollte und mit Eifer und Ergebung darnach ftrebte, 
vol Hingebung für fein Volt, aber aus Ehrfurdt für das 
Alte zu wenig fcharffihtig, um den Stürmen, welche fein 
vielbewegte® Zeitalter umtobten, gewachſen zu fein. 

Kaum war durd die Annahme des neuen Bundesver⸗ DasJahr 1817 
trags von Seite fänmtliher Kantone die Ruhe in der Eid, und der Ein 
genoſſenſchaft hergeftellt, al8 ein unerwartetes Naturereigniß a 
dad Schweizerland von Neuem mit Beſorgniß und Kummer 
erfüllte. Es war dies die Hungersnoth vom Jahr 1816 
und 1817. Der fehr regneriſche Sommer des Yahres 1816 
hatte ein Mißrathen ſämmtlicher Feldfrüchte in einen großen 
Theile Europas zur Folge gehabt. Noch Hatte um diefe 
Zeit der Kartoffelbau in der Schweiz zu wenig Ausdehnung 
gewonnen, die Berfehrömittel waren zu befchränft und der 
Umſatz des baaren Geldes in den meiſten Gegenden zu ge- 
ring, um einer Kriſe, unter welder der größte Theil Eu- 
repas feufzte, einiger Maßen begegnen zu können. Die 
Breife der Lebensmittel jteigerten ſich zu einer vorher nie 
gekannten Höhe und überftiegen diejenigen der Theurung in 
den 1770er Jahren um dad Doppelte. Zur Vergrößerung 
diefee Uebel trugen noch die Hemmungen und Beſchränkun⸗ 
gen des Verkehrs unter den einzelnen Kantonen bei, und es 
zeigte fid) dadurch die Mangelhaftigkeit der neuen Bundes» 
zuftände in einem hellern Lichte, als es die eingreifendfte und 
ſchärfſte theoretifche Kritit zu thun vermodt hätte. Da 
der Kanton Schwyz feinen Kornbedarf größtentheil® ans den 
Nahdarkantonen und vornehmlich von dem von Ausländern 
jtart befahrenen Markt in Zürich bezog, fo wurde er von 
der berrjchenden Theurung doppelt hart betroffen. Am troſt⸗ 
fofeften aber ſah es zu diefer Zeit vermöge der ungünftigen 
Himatifchen Verhältniffe in Einfiedeln aus, wo bei dem gänz⸗ 
lichen Mangel an VBerdienft, bei dem Verſiegen der Walls 
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fahrt und bei der völligen Stockung des Viehhandels Hun⸗ 
ger und Elend den größten Grad erreichten. Zwar fehlte 
e8 nicht an milden Gaben und mwohlthätiger Aufopferung, 
aber die Noth war zu groß, als daß alle Anftrengungen fie 
merflic hätten lindern fünnen. Die Verrichtungen der Ar» 
menpflege, die Schon im Jahre 1813 einen Rückſchlag von 
mehr als 1800 Münzgulden hatte, hörten ganz auf. In die 
fer ſchlimmen Lage ſah fid) der Bezirksrath Einſiedeln ge- 
nöthigt feine Zuflucht zum Klofter zu nehmen und mit ihm 
wegen ber zum Ankauf von Lebensmitteln nöthigen Gelder 
in Unterhandlung zu treten. Das Stift zeigte fih den Wün- 
chen der Waldſtatt um fo eher geneigt, ala fi nun ber 
Anlaß bot, früher bejelfene und feit der Revolution nicht 
mehr geübte Rechte von neuem zur Sprade zu bringen. 
Schon im Jahre 1804 hatte das Gotteshaus Einfiedeln das 
Miteigentbums» und Mitverwaltungsreht aller Allmenden 
oder jog. dreizertheilten Güter für jih in Anfprud genom⸗ 
men. Der damalige Bezirfsrath aber fand die Gründe, mit 
denen das Klofter feine Anſprüche aufrecht erhalten wollte, 
nicht erfledlich (genügend). Würden bejfere Gründe vorge» 
bracht, fo erflärte er fich geneigt, dem Verlangen des Klo⸗ 
ſters zu entfprechen und zu Allem Hand zu bieten, was 
der Freiheit und den Rechten der Waldftatt nicht zuwider 
laufe. Mehrfache Verfuche, eine Vereinigung mit dem Klo⸗ 
fter in dem angedeuteten Sinne zu erzielen, führten zu 
feinem Ergebniß. Diefe Angelegenheit blieb bis auf dieſen 
Zeitpunkt auf fi beruhen, wo fie das Klojter von Neuem 
in Anregung brachte und den Bezirk zu einem dießfälligen 
Zufammentritt einlud. Der Bezirksrath nahm die Einladung 
an und nad längern Unterhandlungen kamen Abgeordnete 
bes Nathes mit dem Abte und den beigezogenen Convent- 
herren über Folgendes überein: 

Als die Bafis der unterm 19. Winterm. 1816 getroffe- 
nen Webereinkunft wurde da8 Verkommniß vom Jahr 1798 
zwijchen dem fürftlichen Stifte und der löbl. Waldftatt Ein- 
fiedeln bezeichnet. Die Uebereinkunft felbft zerfiel in drei 
Abfchnitte, von denen der erite von dem ausschließlichen Ei⸗ 
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genthum des Gotteshaufes handelte. Hier werden die Grund⸗ 
ftücte genannt, welche dem Gotteshaus für die in dem Ver—⸗ 
fommniß vom Jahr 1798 ausbedungenen neun Schweigen als 
ausſchließliches Eigenthum überlaffen wurden. Nebftden wurde 
da8 Gotteshaus der Unterhaltungspflicht der Benauer⸗ und 
Günzleſtraße entlaftet, wobei es fi) anerbot, für die Be— 
nauerftraße, wenn fie nad) einem annehmbaren Plan erftellt 
würde, das benöthigte Geld ohne Zins vorzufchieflen, auf 
NRücbezahlung in annehmbaren Raten. 

Der zweite Abſchnitt handelte von den Mitanſprüchen des 
Sotteshaufes. Dabei behauptete das Stift als erfter und 
urfprünglicher Xheil feine vollen Miteigenthums- und Ver⸗ 
waltungsrechte an den f. g. dreizertheilten Gütern (Allmen- 
den ), die es von jeher und bis zur Revolution beſeſſen, ohne 
neue Rechte zu fordern, oder alte zu verfcheinen. 


m dritten Abſchnitt fpricht das Gotteshaus die Hoffnung 
aus, daB es feinen Widerjprucd erregen werde, wenn es ſich 
bei Landesverſammlungen (LXandeögemeinden) durch einige 
Abgeordnete aus -feiner Mitte werde vertreten laſſen. Sollte 
diefer Grundlage der Vereinigung beider Theile, die Zuftim- 
mung des Rath und der Gemeinde verfagt werden, fo bleibe 
dem Gotteshaus kein anderes Mittel übrig, als feine mif 
kannten Anſprüche einem unparteitichen Nichter zur Entjchei- 
dung vorzulegen. 


Am 1. Ehriftmonat wurde die angeführte Urkunde , welche 
das Klojter mit dem Namen Ultimatum bezeichnete, 
vor die Gemeinde gebradit. ‘Der Landammann eröffnete dem 
Volke daß es dringende Bedürfniß fei, die zwifchen dem Klo⸗ 
fter und der Waldſtatt feit vierzehn Jahren beftehenden Miß⸗ 
helligkeiten zu befeitigen. Nach vielfachen Bemühungen fei 
es endlich gelungen, die von beiden Theilen gewünjchte Ver- 
einigung zu Stande zu bringen. Was das ansichließliche 
Eigenthumsrecht des Kfofters an gewiffen Gütern betreffe, 
fo haben die Rathsabgeordneten diefen Gegenftand mit dem 
Klojter inſoweit in's Reine gebracht, daß beide Theile in die- 
fer Sache gänzlich übereinftimmen und auch in Anfehung des 
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zweiten Punktes, die Mitanjprüche des Gottedhaufes an den- 
vormals dreizertheilten Gütern betreffend, feien von diefem 
befriedigende Erklärungen gemacht worden. 


Ungeachtet diefer begiütigenden Rede gab es viele LTand- 
leute, welche durch die vorgelegte Urkunde die Rechte der Wald⸗ 
ſtatt gefährdet glaubten. Sie beriefen fi) darauf, daß meh⸗ 
rere ihrer Beitimmungen den alten Sprüchen und dem Ver- 
kommniß mit dem Fürften Joa hi m vom Jahre 1565 zus 
wider feien; die Nechte der Walditatt fcheinen ihnen nur dann 
gefichert, wenn diefer Urkunde ausdrücklich beigejeßt werde, 
daß die Mitverwaltung und Mitnugnieffung der vormals drei- 
zertheilten Güter dem Klofter nur infoweit gejtattet fei, daß 
der ſämmtliche Ertrag diefer Güter nur allein zum Nuten 
und Frommen der Walditatt verwendet werden dürfte. 


Allein theild die beruhigenden Erklärungen der Convent— 
Herren und der Vorſteher, theild die Hoffnung, daß mit 
der Genehmigung diefer Urkunde die drückende Roth ihr 
Ziel erreihen werde, bewirften, daß fie mit übermiegender 
Stimmenmehrheit angenommen wurde. In Ausführung 
diefer Schlußnahme wurde fodann die Verwaltung der drei- 
zertheilten Güter dem Bezirfsrath, der fie feit der Revolu⸗ 
tion beforgt Hatte, entzogen und emer von ihm unabhän« 
gigen Berwaltungsbehörde übertragen, die zum Theil aus 
Klofterherren bejtand und ihre VBerfammlungen unter dem 
Borfige eines folchen im Klofter abhielt. 


Bald erfannte der Bezirksrath, daß durch die Einſetzung 
diejer Verwaltung feinen Befugniffen zu nahe getreten fei 
und daß er durch fie in feinen verfaffungsmäßigen Verrich— 
tungen gehemnit werde. Durch die Erklärung des Abtes aber, 
daß der Rath in feinen ihm obliegenden Berridtungen. frei 
und unabhängig bleiben folle und ihm alle und jede Meittel, 
weldje zur Ausführung feiner Beſchlüſſe erforderlich feten, 
aud fernerhin zuſtehen follen, wurde er zufrieden geftellt. 
Ein anderer Wunſch des Bezirfsraths, daß der Landammann 
und Statthalter den Situngen der Verwaltung von Amts⸗ 
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wegen beiwohnen möchten, wie vormals Vogt und Statthalter 
den Seffionen heigewohnt, wurde vom Klofter durch die Be⸗ 
merfung befeitigt, daß die Beimohnung der genannten Beamten 
an ben Sigungen der Verwaltung mit bem angenommenen 
Grundſatz, daß diefe Behörde vom Nathe unabhängig fein 
müfje, im Widerfpruch ftehe. 

Mit der Annahme des Ultimatums und der Kinfekung Die Gemeinde 
der erwähnten Vermwaltungsbehörde war der thatfächliche Zu⸗ dringt auf bie 
ftand, wie ihn die Revolution in Rückſicht auf die Gemeinde: a 
Güter oder Allmenden herbeigeführt und wie er nad) derfels „ur nie Allmen- 
ben während vierzehn Jahren feftgehalten wurde, zerſtört ven von Seiten 
und das von den NRevolutionsbehörden als Gemeindegut deöstlofters und 
der Waldftatt Einfiedeln erklärte und anerkannte Vermögen der Waldſtatt. 
nahm jetzt den Charakter eines förperjchaftlichen Privatgır- 
te8 an. Durch die Verdrängung des Bezirksrathes von der 
Verwaltung des Gemeindevermögens, oder der Allmenden 
hatte das Kloſter die früher gegen die Waldftatt innege- 
habte Stellung größtentheild wieder erlangt und dadurch 
einen feften Haltpunkt für feine weitern Beftrebungen gewonnen. 

Ungefähr zehn Jahre lang übten diefe getrennten Gemeindsge⸗ 
walten neben einander ihre Befugniffe, aus, ohne daß e8 unter 
ihnen zu erheblichen Reibungen gelommen wäre. Da aber ber 
Natur der Gejhäfte nad) die Verwaltung zu einem gewif- 
jen Uebergewicht über den Bezirksrath gelangte und ſich die- 
fer in feinen verfaffungsmäßigen Berrichtungen gehemmt und 
überhaupt beengt und unbehaglich fand, fo wurde, um dieſem 
Zuftand ein Ende zu machen, fchon im Jahr 1825 von der 
Landesgemeinde auf Antrag des Bezirksrathes der Beſchluß 
gefaßt, die Ziehung einer fogenannten Grenzlinie in Aus- 
führung zu bringen. Darunter verftand die Waldftatt die 
feit dem Yahr 1816 unterbliebene Ausfcheidung der Befug- 
nifje der Verwaltung gegenüber denjenigen des Bezirksraths, 
fowie die Ausmittlung der Rechte, wodurch ſich das Gottes- 
haus die Anerfennung feiner Miteigenthums⸗ und Mitver⸗ 
waltungsrechte gegenüber der Waldftatt erworben hatte. Aber 
erit nach zwei Jahren wurde diefer Gegenftand vom Bezirks⸗ 
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rath zur Hand genommen umd zur Regelung desſelben ein Aus⸗ 
ſchuß beftelit, mit dem Auftrag, ver dem Beginn der dieß⸗ 
fälligen Unterhandlungen mit dem Klofter, die Rechte des 
Bezirkes feierlich zu verwahren. Im Fernern wurde biefer 
Ausſchuß angewielen, Allee was er in diefer Angelegenheit 
vornehmen witrde, dem Bezirksrath getreulich zu Hinterbrin= 
gen, um es der Beziriögemeinde zur Genehmigung vorlegen 
zu können. Bei den anzubahnenden Unterhandlungen follte 
die bisherige Art der Verwaltung in feiner Weife als zu 
Recht bejtehende Uebung anerfennt werden und die fernere 
Verwaltung, abgejehen von allen bejtandenen Uebungen, von 
den nenzutreffenden Beitimmungen abhangen. Die dem Got- 
te&haufe durch das Ultimatum zugeftandenen Rechte follten 
ih nur auf das Miteigenthums- und Mitverwaltungsrecht 
der Gemeindegüter oder Allmenden beziehen und die demfel- 


-ben als eriter Theil zugeftandenen echte nur darin befte- 


ben, daß die Zuſammenkünfte der Verwaltung im Klofter und 
unter feinem Vorſitz abgehalten wärden. Dagegen follten 
die Einkünfte aller vorfindlichen Gemeindegüter nur dem 
zweiten Theil d. 5. der Walditatt angehören. 

Am 6. Herbftimonat 1827 nahmen die betreffenden Un- 
terhandlungen ihren Anfang. Ihrem Auftrage gemäß ver- 
wahrten die Ausſchüſſe der Waldſtatt vorab die Rechte des 
Bezirks, wobei alles zu Verhandelnde bis zur gänzlicden Aus⸗ 
tragung der Sade für feinen Theil irgend welche rechtliche 
Folge haben follte. Eine ähnliche Verwahrung erfolgte von 
Seite: des Gotteshaufes. Nachdem beide Theile dad Ultis 
matum vom Yahr 1816 ald Grundlage der Unterbandlung 
anerfannt hatten, äußerte fi) der Landammann im Nanten 
der Waldjtatt über deſſen Sinn und Geift folgendermaßen: 
Im zweiten Artifel des angeführten Verlonunniffes, der 
die Anſprüche des Kloſters in Betreff des Mitcigenthums 
an den Gemeindegütern befchlage, ſpreche das Kloſter das 
Miteigenthumsreht als eriter Theil an. Darauf 
fei zu bemerfen, daß diefe Bezeichnung nur eine hiſto⸗ 
rifhe Beziehung haben köͤnne. Wenn daher von Seite dee 
Gotteshauſes aus derjelben ein Vorrecht oder Vorzug abge 
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leitet werben wolle, jo könne diefer nur darin beitehen, daß 
das Gotteshaus, ehedem nicht Miteigenthümer zw den drei⸗ 
zertheilten Gütern, diejelben auch nicht mitverwaltet habe, 
fondern daß fein Vorſteher, als weiland geweſener Landes» 
herr, diefe Rechte durch die Sejfion babe ausüben laſſen. 
Da num diefe Rechte an eine andere Behörde übergegangen, 
fo feien allfällige Vorzüge und Vorrechte eher bei der lebtern 
zu fuchen. Aus biefem Grunde könne das Gotteshaus ale 
erfter Theil unmdglid) Vorzüge vor dem Lande behaupten. 
Ferner bleibe zu unterfuchen, ob das Gotteshans ein Theil 
von zwei Theilen jei, wie von ihm behauptet werde. Das 
Ultimatum fei zwar zwifchen zwei Theilen errichtet worden, 
wovon das Gotteshaus der eine, das Land der andere 
geweſen, und es gelte daS Gotteshaus im diefer Beziehung 
als einer von zwei Theilen; was aber das Miteigentbum und 
die Mitverwaltung betreffe, fo lafje ſich das gleiche Verbält- 
niß nicht fefthalten , weil das Klofter ehedem ein Theil von 
drei Theilen gewejen jei, und vorerft unterfudgt werden müße, 
an wen dicfer dritte heil gefallen ſei. Daß dieſes letztere 
Verhältniß nicht früher zur Ausmittlung gelangt, daran fei 
die Erflärung des Gotteshaufes Schuld, nach welcher dasfelbe 
fänmtliche Einkünfte der Gemeindegüter der Waldſtatt Aber- 
laffen Habe, weßhalb eine fernere Erörterung diefed Gegen» 
ftandes für die Letztern überfläjfig gewelen jet. 

Auf diefe Auseinanderjegung erwiederte das Gotteshaus: 
Was den Ausdrud erfter Theil betreffe, jo verbinde es 
mit demfelben einen doppelten Begriff. Als erfter Theil 
komme ihm zu , den Vorfigenden und den Ort der Verſamm⸗ 
(ung ber PVerwaltungsbehörde zu bezeichnen. Dies jet jedoch 
unwejentlic und es fege feinen Werth darauf. Ein anderer 
Umftand ſei aber der, daß dad Gotteshaus nicht bloß als 
erfter Theil, ſondern als ein Theil von zweien wolle ange» 
fehen werben. Diefer Grundfag müße vor allem feine Ans 
wendung finden, da im Ultimatum nur von zwei Theilen 
die Dede fei, abgefehen von den Folgen, die fi hieraus 
ergeben könnten. — Diefe Erflärung wurde von dem Ausſchuß 
der Waldftatt in fo weit zugegeben, daß das Gotteshaus 
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als Contrahent im Ultimatum wohl als ein Theil dieſer 
zwiſchen zwei Theilen abgeſchloſſenen Uebereinkunft erſcheine, 
jedoch nur bezüglich der Theile, welche den Vertrag abge⸗ 
ſchloſſen, nicht aber in Rückſicht auf die Theilung der Ge⸗ 
meindegüter ſelbſt, weil daraus folgen würde, daß dem Got⸗ 
teshaus die Hälfte ſämmtlicher Gemeindegüter und ebeuſo 
die Hälfte von den Einkünften aus denſelben überlajfen wor⸗ 
den fei, welche Folgerung von der Waldftatt niemals zuge- 
geben werden Tönne. 

Betreffend der vom Gotteshaus im Ultimatum vorbehal- 
tenen alten Rechte gab die Waldftatt die Erklärung ad, daß 
fie darunter keine andere Rechte als das Miteigentbum und 
die Mitverwaltung zu den f. g. dreizertheilten Gütern ver- 
ftehen könne, und da laut dem Ultimatum der Ertrag dieſer 
Güter zum Nuten de8 Landes verwendet werden müße, jo 
ergebe es fich von feldft, daß diefer ausfchließlich dem Lande 
zufalle. 

Das Gotteshaus antwortete darauf, daß ſich feine alten 
Rechte auf ſämmtliche Gemeimdegüter eritreden ; es bean- 
fpruche daher als ein Theil nicht bloß die Verwaltung 
diefer Güter, fondern auch die DBerwaltung von deren Ein- 
fünften; ebenfo fehe es die Verwaltung als eine unabhäns 
gige Behörde an, von der dad Gotteshaus einen Theil aus- 
made. Daraus ergebe es fi von felbft, daß dad. Gottes⸗ 
haus gegen Alles, was in Beziehung anf Gemeindevermö- 
gen oder deffen Verwendung außer der Verwaltung oder ohne 
feine Zuftimmung beſchloſſen würde, ein Veto oder Nein 
einlegen könne. 

Die Ansichüffe eriwiederten, daß, fo lange die Aufprüche 
des Gotteshaufes auf die Gemeindegüter unandgentittelt jeten, 
fo lange müße ihm das Mitverwaltungsredt an denfelben 
anerlannt werden, und es fei dasſelbe berechtigt zu fordern, 
daß ohne feine Einwilligung von diefen Gütern nichts ans 
gegriffen, veränßert oder vergeudet werde. Anders aber ver- 
halte es fih mit der Verwaltung der Einkünfte, denn da 
diefe ausfchlieglich dem Lande zugefichert ſeien, fo verftehe 
es ſich von felbit, daß das Land über das, was ihm gehöre 
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und ihm vom andern Theil freiwillig abgetreten worden ſei, 
auch frei verfügen köͤme. Gleiche Bewandtniß habe es mit 
dem Veto des Gotteshauſes. Dasfelbe müße anerfannt wer- 
den, wenn e8 fih um Veräußerung des Hauptguted handle, 
dagegen Tönne dad Veto gegen einen Gemeindebefchluß, 
der nur über die Art der Verwendung des Nutzens oder der 
Einkünfte verfüge, niemals rechtöbeftändig fein. 

In Rüdfiht der Einkünfte von den Gemeindegütern gab 
das Gotteshaus die Erklärung ab, daß es diefelbe in fo weit 
beanfpruche, wie fie ihm dur den Vertrag zwiichen Fürjt 
Joachim und der Wabftatt vom Jahr 1564 zugefihert wur- 
den. *) Uebrigens ſei es ihm ganz unbegreiflih, wie das 
Land den Nuten der Gemeindegüter ausschließlich für fich in 
Anfprud) nehmen könne, da es niemals im Sinne des Got⸗ 


*) Gine Stelle des angerufenen Vertrages Tautet aljo: „Inllen die drei 
Theile mit einanver ordnen, daß das Hauptgut ungefchweint bleiben und 
die Sins, jo davon fallen, nie änderſt Hinfommen, ſondern jährlich ver- 
wendet werben follen, wo man e8 am nöthigften erachtet, bamit bie 
Allmienden dadurch erbeflert und gleich Reich und Arm deſſen theilgaftig 
werde.” Diefer Stelle gab nun das Klojter folgende Auslegung: „In 
jenem Ultimatum ift einzig die dahin in etwas bezügliche Stelle vorfind⸗ 
lich: „Es liegt in der Abficht, daß nad dem Sinn und Inhalt des Vers 
gleiches mit dem Fürften Joachim vom Jahr 1564 die winfünfte zum 
Rupen des Landes verwendet werben follen. In den Worten — e8 liegt 
in Der Abficht — wirb gewiß fein Unparteiiſcher irgend eine Verbindlich» 
keit ober Pflicht, fontern bloß Die Meußerung eines guten Willens ent» 
decken, welde jeder gewiß aldtann zurüdnehmen fönnte und würde, fo’ 
bald man ihm daraus eine Pflicht machen wollte. Diele Neußerung eines 
guten Willens iſt aljo das Binzige, mit welchen das Gotteshaus auf bie 
Forderung der Waldſtatt antwortete. Hätte e8 mehr thun, hätte e8 ber 
dringenden Aufforderung gemäß das Recht wirklich abtreten wollen, fo 
hätte es fich deutlicher außfprechen müffen und ausgeſprochen. Doch es 
bat fi deutlich genug ausgefprochen; aber nicht für, fondern gegen bie 
Abtretung des Rechts, indem es den Joachimiſchen Vergleich anrief, wel⸗ 
cher ben Ertrag der Gemeinbegüter zur Aeuffnung von Fonds verwendet 
wiſſen will, auf welche beive Theile, Gotteshaus und Waldftatt, gleich: 
snäßigen Anſpruch haben follen. Bom Verbrauche des jährlihen Ertrags 
ũſt nur feine Rede, viel weniger von Weberlafjung befjelben an die Ges 
meinde von Seite des Gotteshanfes.” 


92 


teshaufes gelegen, dem Lande durch das Ultimatum etwas 
geben zu wollen und von ihm in der gedachten Urkunde aus⸗ 
drüdlic erklärt worden fei, daß es weder alte Rechte ver⸗ 
fcheinen, noch neue erwerben wolle. Da nun das Got- 
teshaus feine alten Rechte verjcheint habe, fo müße auch feine 
Mitnutznießung an den Gemeindegütern anerlannt werden; 
ein Eigenthum ohne deffen mögliche Benutzung fei ein Un- 
ding und es kommen dem Lande nad) dem Ultimatum nur fo 
viel Einkünfte zu, als ihm durch den joachimifchen Vertrag 
zugeſprochen werden. 

Die Antwort der Ausfchäffe auf diefe Auseinanderjegung 
war folgende: Nach dem Ultimatum feien Gotteshaus und 
Land übereingelommen, daß die Einkünfte der Gemeindegäter 
dem Lande zugewenbet werben follen; wenn ber Sinn des 
Ultimatums der Gemeinde nicht ausdrüdlich fo, fondern an- 
ders erflärt worden wäre, fo würde fie dasjelbe nicht ange» 
nommen haben. Vom Gotteshaus fei damal freilich eine 
andere Sprache geführt worden; man erinnere fid) noch wohl 
der Worte, mit denen der ausjchließlihe Nuten der Ges 
meindegüter dem Lande wiederholt zugefichert worden und wie 
diejenigen, welche die Aufrichtigkeit Diefer Worte in Zweifel 
zogen, boshafter Widerfeglichkeit beſchuldigt worden feien. 
Noch fei die Rede des damaligen Dekans: „Wir wollen nichts 
als Euer Beftes; uns bleibt nichts als Arbeit und Verdruß, 
wir find Euere Vormünder, die nicht ihre Sade, fondern 
diejenige des Landes zu beforgen haben“, im Gedächtniſſe 
Aller, die der Landesgemeinde von 1816 beigewohnt. Da 
dies Alles nod lebhaft in der Erinnerung des Volkes fei, 
fo werbe es fich getäufcht finden. Nun aber fei allbefannt, 
daß ein getäufchtes Volt über kurz oder lang fein geftörtes 
Recht auf irgend eine Weife wieder zur Geltung zu brin- 
gen ſuche. Mit diefen Erflärungen trennten ſich die ftreiten- 
den Theile. 

Bei dem nächſt darauffolgenden Zufammentritt am 5. 
Weinmonat gaben die Bevollmächtigten der Waldftatt ihre 
Erklärung auf die vom Gotteshaus erhobenen Anſprüche im 
Wejentlichen dahin ab, daß der vom Gotteshaus aufgeftellte 
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Grundſatz, daß dasfelbe zu allen ſ. g. dreizertheilten Gütern 
ein Theil von zwei heilen jei, wovon der eine das Got» 
teshaus, der andere das Land ausmache, in Beziehung auf 
Miteigenthum und Mitverwaltung anerfannt werde und zwar 
in dem Sinne, daß das Gotteshaus das Recht habe zu for- 
dern, daß von dem Gemeinde-Vermögen ohne feine Zuſtim⸗ 
mung nichts angegriffen, verjähuldet oder veräußert werben 
dürfe. Für Zeiten, wo der eine oder andere Theil durd) 
außerordentliche Unglüdsfälle heimgefucht würde, werden die 
Beftimmungen des joadhimifchen Vertrags vorbehalten. Was 
aber den Nuten (das utile) an den Gemeindegitern 
betreffe, fo fpreche die Waldftatt denfelben ausschließlich für 
fih an, mit Audnahıne des PViehauftriebs für das Gottes- 
haus, wie er bis anhin geübt worden fei. Die Verwaltung 
des Gejammtvermögens und der Einkünfte folle beiden Thei⸗ 
fen zuftehen und die Verwaltungsbehörde für Erhaltung und 
Aeuffnung diefes Vermögens forgen. Wenn aber die Koften 
der Verwaltung beftritten jeien, jo joll der Ueberſchuß dem 
Bezirtsrath zur Beftreitung der übrigen Landesbebürnifie 
zufallen. Um zu verhüten, daß dem Grundfag der Erhal- 
tung bes Hauptvermögens nicht zumider gehandelt werde, 
foll alle Jahre eine Berathung zwifchen dem Rathe und der 
Verwaltung ftattfinden , um zu ermitteln, wie fowohl die 
Einnahmen zu den Ausgaben in ein günftiges Verhältniß 
gefetst und ein allfälliger Ueberfchuß für außerordentliche Be⸗ 
dürfniffe erzielt werden fönne. Würden der Nath und die 
Verwaltung in der Entwerfung eines folhen Voranſchlags 
nicht einig gehen, fo folle die Entfcheidung von der Mehr⸗ 
heit der Stimmen abhängen, fo lange nur über die Ein- 
fünfte eines Jahres zu verfügen jet. Würden die überfchiej- 
fenden Einkünfte von einem Jahr zur Dedung diefer Be⸗ 
dürfniſſe aber nicht hinreichen, jo könne alsdann das Got- 
teshaus für feinen Theil feine Zuftimmung verjagen und 
den andern Theil zwingen, fid zur Dedung des Ausfalls 
andere Mittel durch die Landesgemeinde anweilen zu laſſen. 

Diefe Borfhläge wurden vom Klofter zurückgewieſen, in» 
dere dasfelbe feine Behauptung wiederholte, daß es nicht 
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bloß als ein Theil zum Miteigenthum und zur Mitver- 
waltung, fondern auch) als ein Theil zur Mitnutznießung 
wolle angefehen werden. Dabei verfprad das Kloſter die 
Sache noch einmal reiflih zu erdauern um alddann eine völ- 
fig beftimmte Erklärung in Betreff der Smmugniegung abs 
geben zu fönnen. 

Bald darauf langte vom Klofter eine ſchriftliche Erklaͤr⸗ 
ung ein, welde dahin Tautete: daß das Gotteshaus das 
Miteigentbum, die Mitverwaltung und ebenfo die Mitnutz⸗ 
nießung an allen ſ. g. dreizertheilten Gütern behaupte und 
zwar nad dem natürlichen und offenen Juhalt bes Ultima- 
tums von 1816 und des joachimifchen Vergleiche vom Jahr 
1564. Im Fernern verlangte das Klofter, daß der Bezirks⸗ 
rath, ehe in der Sache weitere gätliche Schritte gethan würden, 
vorerft die angerufenen Verträge als Grundlage der zu er⸗ 
zielenden Verftändigung anerkennen möchte. Der Bezirke» 
rath antwortete auf dieſe Zufchrift ausweichend, indem er 
anführte, daß fich die Ausichüffe bei einem frühern Zuſam⸗ 
mentritt hierüber Hinlänglich ausgeſprochen hätten. 

Da ein nochmaliger Zufammentritt Fein günftiges Er- 
gebniß herbeiführte, fo wurden dem Kloſter von Seite der 
Waldſtatt nachjtehende Vorfchläge ſchriftlich witgetheilt : Die 
ehevorigen dreizertheilten Güter find als gemeinfchaftliches 
Eigenthbum vom Gotteshaus und Land zu betrachten, die An⸗ 
ſprüche an demfelben zu bejtimmten Theilen follen unverän- 
dert bleiben und dabei der Grundſatz gelten, daß diefes Ge⸗ 
mein-Eigenthbum untheilbar und unveräußerlich fein joll, fo 
lange nicht beide Theile zur Veräußerung und Vertheilung 
ihre Zujtimmung geben. Dieſes Gemeindegut und deſſen 
Einkünfte find von beiden Theilen gemeinfam zu verwalten. 
Die Einkünfte follen vor Allen zur Bejtreitung der Ver⸗ 
waltungsfojten dienen, der Ucherfchuß von benfelben aber an 
den Bezirksrath zur Beftreitung feiner verfaffungsmäßigen 
Derpflichtungen überlafjen werden. Für die Zukunft folle 
die Benußung der Gemeindegüter alfo geregelt werden: Dem 
Gotteshaus foll der unbejchräufte Wiehauftrieb auf die All 
mend unentgeldlich geftattet fein. Aus dem Erlös des Hrum⸗ 
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fluhwaldes jollen 20,000 Zürich⸗Gulden an Kapital gelegt 
werben, welches als gemeinfchaftliches Gut beider Theile zu 
betrachten fei; der Zins davon aber folle dem Rande zufal- 
len und zu feinem Beſten verwendet werden. Würde von 
den Zinſen diefes Kapitals etwas erübrigt werden, oder an« 
dere Mafdverfäufe jtattfinden, fo follen dergleichen Erſpar⸗ 
niße dazu dienen, diefed Kapital zu vergrößern, bis deffen 
jährlider Ertrag mit Einfluß des benannten Kapitals der 
20,000 Zürich-Gulden 300 Louisdo'r Zins abwerfen wer- 
ven. Bon dieſem Zins folle das Klofter jährlich einen Dritt⸗ 
theil, da8 Land aber zwei Drittheile beziehen. Solfte durch 
wnvarhergefehene Umftände das Gotteshanfe oder das Land 
jo nöthig werden, daß nicht bloß der Zins, fondern auch 
das Kapital von diefem Gemeindegut angegriffen werden müßte, 
jo folle e8 nicht bei dem einen Theile ſtehen diefes zu hin« 
bern, wohl aber ſoll der andere Theil dadurch das Recht 
erlangen, feinen verhältnigmäßigen Antheil an ſich zu ziehen. 

Bom Gotteshaus wurden dagegen in Betreff der von ihın 
angefprochenen Mitnutznießung folgende Vorjchläge eingereicht: 
‚ Das Gotteshaus ftägt feine Vorfchläge indiefer Hinficht auf das 
Ultimatum vom Jahr 1816und befonders auf den darin angerufe- 
nen Vergleich vom Jahr 1564. Diefer Vergleich fordert unwider⸗ 
leglich, daß alle Einfünfte des gemeinjamen Gutes zum Beiten 
des Landes verwendet werden folfen. Das Gotteshaus willigt 
aber dennoch ein, daß der Jahresnutzen aller Güter, ber 
über den Unterhalt derfelben vorſchießt, zur Beſtreitung der 
Bedürfniffe des zweiten Theils, fo lange fie fich zeigen wie 
jest, verwendet werden Tann. Sollte das gemeinfame DVer- 
mögen in Zukunft wachlen, fo ift das Gotteshaus erbötig, 
auch den allfälligen Mehrertrag dem zweiten Theil zu über: 
laffen, wenn es deſſen Bebürfniffe erheifhen. Das Got- 
teshaus verlangt alfo'weder von dem jährlidhen, noch vom 
allfällig fich mehrenden Jahresnutzen etwas für fich, fondern 
begnügt fi) mit dem, was es jett an unbeſchränktem Vieh⸗ 
auftrieb bezogen und wiederholt die im Ultimatum vom Jahr 
1816 gegebene Berficherung, daß es auch jetzt in feiner Ab- 
Rt Liege, die Einfünfte zum Beſten des Landes nad bem 
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Sinne und Anhalt des Joachimiſchen Vertrags verwenden 
zu laſſen. Bei Veräußerungen von Örundvermögen, zu wel« 
hem auch die Wälder zu rechnen find, follen dem Gottes» 
haus, al8 dem minder leidenden Theil, ein Viertheil, dem 
Lande drei Biertheile zufallen. Betreffend der Verwendung 
des Jahresnutzens fchlägt das Klofter vor, daß dem mehr 
leidenden Theil, als welcher jegt das Land betrachtet wird, 
fieben Achttheil zukommen fol. So wie das Gotteshaus 
fieben Achttheile des Ertrags der Allmenden dem Land für 
feine Bedürfniffe überläßt, fo verlangt es nad den gleichen 
Grundjägen diefen achten Theil nur wegen feinen Bedfrf- 
aiffe in dem Sinne, daß, wenn diefe aufhören follten, es 
denjelben nicht mehr fordern würde. Um dießfälligen Strei- 
tigfeiten vorzubeugen, wird das Gotteshaus den achten Theil 
zwar immer beziehen, das Bezogene aber nad) jeinem Gut⸗ 
finden felbft zum Nuten des Landes 3. B. für Schulen 
verwenden. 
Von den Klofterfreunden wurden diefe Vorfchläge mit 
Befriedigung entgegengenommen, dagegen fand die Mehrheit 
der Waldleute, daß fie mit den im Jahr 1816 mündlich 
gegebenen Berheißungen im Widerſpruch ftehen. 
Landesgemeinde Am 18. Mai gelangte diefe Sache vor die Landesge⸗ 
vom 18. Mai meinde. Nach Beendigung der gewöhnlichen Gefchäfte wurbe 
a von mehreren Bürgern angetragen, daß die Anfprüde des 
des Mlofters an Gotteshaufes an den Gemeindegütern ausgemittelt und ein 
den Allmenden ˖ Zeitpunkt feftgejeßt werden möchte, innert dem dieje Ange» 
fegenheit zu erledigen fei. Nun erhob fih Altlandammann 
Karl Benziger uud ſprach alfo zum Volle: „Werthefte Mit- 
bürger! Es ift Euch befannt, daß ſich die Anfprüche des Got⸗ 
teöhanfes von der Vermittlungszeit herfchreiben, wo dasjelbe 
in das Eigenthum feiner früher befeflenen Güter wieder ein- 
gefeßt wurde. Raum war dieß gefchehen, fo erhob das Got⸗ 
teshaus Ansprüche auf die Mitverwaltung der Gemeindegü- 
ter, welche dem damaligen Bezirksrath, ungeachtet ähnliche 
Verſuche vom Klofter mehr als ein Mal wiederholt wurden, 
zurückwies. Im Jahre 1816, wo die Walditatt wegen der 
herrfchenden Theurung in großer Noth war, erneuerte das 
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Gotteshaus feine Anfprüche und erließ an die Gemeinde Ein- 

fiedeln das f. g. Ultimatum. Nach genauer Prüfung diefer 
Urkunde gelangte der Bezirksrath zur Ueberzeugung , daß das 
Gotteshaus dur diefe Schrift Rechte an den Gemeinde» 
gütern anſpreche, die ihm feit der Revolution nicht mehr 
zugefommen waren. Aus dieſem Grunde wiefen der ein⸗ und 
zweifache Bezirksrath das Ultimatum anfänglich zurüd und 
beauftragten Einige aus ihrer Mitte, beim Gnädigen Herrn 
genauere Auskunft über den Sinn und Geift dieſer Urkunde 
zu verlangen. Wir begaben uns dießfalls ins Kloſter und 
erhielten auf unjere Anfrage ſowohl vom Hrn. Pfarrer Stei- 
nauer, der vom Klofter in diejer Angelegenheit als Mittler 
zwifchen ihm und der Walditatt gebraudht wurde, als auch 
vom Abt Konrad felbit, in Gegenwart mehrerer Ronvent- 
herren, die bejtimmte Zuſicherung, daß die Einkünfte von 
ben Allmenden, wie bis anhin, ausfchlieglid dem Lande ge= 
hören und zufallen follen. Auch wurde id) vom Gnädigen 
Herrn ausdrüdlich erſucht, die der Gemeinde zur Beruhigung 
vorzubringen, was ebenfalld von Seite des Herrn Pfarrers 
Steinauer geichehen werde. Den Worten bed Gotteshaufes 
vertrauend, verjäumte ich nicht, an der im Spätjahr des 
Jahres 1816 abgehaltenen Gemeinde das Ultimatum aus 
Urſache der erhaltenen AInficherung zur Annahme zu em⸗ 
pfehlen und meinen und des Herrn Pfarrer Steinauers Be⸗ 
mühungen ift e8 vorzüglich zuzufchreiben, daß dasfelbe von 
der Gemeinde angenommen wurde. Ich bin ein Greis, fo 
ſchloß der Redner, der mit dem einen Fuß im Grabe fteht 
uud habe das Wort beim heutigen Anlaffe nicht ergriffen, 
um Jemanden zu beleidigen oder den Frieden der Gemeinde 
zu ftören, nein, fondern einzig darum, um der Wahrheit 
Zeugniß zu geben. Ich will als Ehrenmanu ins Grab und 
Ichwöre, daß ich die Wahrheit gejprochen, zu der ich mit 
Leib und Blut ftehe.” *) 


*) Die in diefer Rede von Hra. Altlandammann C. Benziger berührt: 
ten Thatſachen wurden ihrem wefentlichen Inhalte nach auch von dem auf 
dem Sterbebett liegenden Altldm. Mrv. Kälin beftätigt und feine dieß⸗ 
fälligen Ausſagen zu Protokoll genommen. 
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Nach der Beendigung diefer Rede erwählte die Gemeinde 
theil8 aus dem Rath, theil® aus den Waldleuten einen Aus» 
ſchuß und beauftragte ihn, innert drei Wochen Vorſchläge 
zur gütlichen Beilegung des Streites zu entwerfen, welche 
der Gemeinde zur Annahme |oder VBerwerfung vorzulegen 
feien. 

Die erwähnten Ausſchüſſe beeilten fih, dem Klofter neue 
Vergleihsvorfchläge einzureichen, die jedoch von den frühern 
wenig abwichen. In Rüdjicht der vom Klofter angefproches 
nen Mitbenutzung der Gemeindegüter wurde demfelben der 
unbefchräntte Auftrieb von feinem Vieh zugeitanden ; ferner 
der jährliche Ertrag des f. g. Sulzihalriethes, welches gleich» 
wohl Allmend bleiben ſollte; dem Klofter wurde freigeftellt, 
aus dem Ertrag diefes Riethes einen Sparpfennig für Noth⸗ 
fälle im Sinne des Joachimiſchen Vertrags bei Seite zu 
legen. 

Diefe Vorichläge fwaren an Abt nud Kapitel gerichtet. 
Ein zürnende® Schreiben des Erſtern war die Antwort. 
Diefe Vorſchläge, Tagte dieſes Schreiben, find von der Art, 
daß an die Möglichkeit einer gütlichen Vereinbarung nicht 
mehr zu denken ift. Die Vorjchläge des Gotteshaufes, welche 
die Gemäßigten der Waldftatt für durchaus billig erachteten, 
haben in den neuen Anbietungen Teine Berüdjichtigung ge 
funden, und felbft von jchon gemachten Zugejtändnifjen fcheine 
man wieder zurüdzugehen. Das Ultimatum wolle man nur 
dann gelten laſſen, wenn man ihm einen beliebigen Sinn 
beifegen fünne, der fein anderer fei, als daß dem Kloſter 
von den Allınenden gar nichts gehöre. Sogar diejenigen 
Rechte wolle man dem Klofter entreißen, welde ihm die Re 
vofution belaffen und das Gotteshaus müße den Schmerz 
erleiden, von den eigenen Kindern mißachtet und verlaffen 
zu werden. 

Ungeachtet die Stimmung beider Theile ſehr gereizt war, 
fand ein abermaliger Zuſammentritt ſtatt. Da derſelbe, wie 
der frühere, Fein befriedigendes Ergebniß hatte, jo verlang- 
ten die Ausſchüſſe, daß das Klofter jeine letzten Vorſchläge 
und Erklärungen fchriftlich einreichen möchte. Dasfelbe nahm 
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feinen Anftand, dem Gejud zu entfprechen und übermittelte 
den Ausſchüſſen unterm 6. Aug. nachfolgende letzte Erklärung. 

In Betreff des MiteigenthHums behauptet das Gottes⸗ 
haus als erfter und urfprünglicher Theil feine alten Mit- 
eigenthumsredhte an den ehevor ſ. g. dreizertheilten Gütern 
und dem Gäſtlingsberg, wie es felbe bis zur Revolution 
bejeflen. 

Betreffend der Verwaltung behauptet das Klofter als er» 
fter und urſprünglicher Theil feine alten Verwaltungsrechte 
an den benannten Gütern, vermöge welcher fein Theil ohne 
den andern etwas ordnen oder befchließen fünne, und daß 
jeder Theil hierin eine gleich wichtige Stimme haben jolle. 

Die Mitnugniegung anbelangend, ftellt das Klofter, uns 
befchadet feiner dießfälligen echte, und, um überfpannte For⸗ 
derumgen von fich abzulehnen, folgenden Maßſtab auf: Vor 
Allem muß der Joachimiſche Grundfag gelten, daß Alles, 
was von den Allmenden erlöst werden mödte, zum Haupt» 
gut, als gemeinfamen Sparpfennig für den Tall der Noth, 
geichlagen werde. Bon dem Ueberſchuß der jährlichen Zinfe 
des gemeinjamen Gutes follen dem mehr bedürftigen Theil 
fieben Theile, dem minderbedürftigen ein Adıttheil zufommen, 
wobet ſich das Klofter nach der jegigen Lage als minderbedürf- 
tiger Theil ſelbſt darftellt. Außer diefem Achttheil jpricht das 
LKloſter nebft dem unbefchräntten Viehauftrieb Alles an, was 
es bisher vom gemeinfamen Gute bezogen. Bei anerkannt 
wahrer und unverjchuldeter Noth folle beiden Theilen ans dem 
Beränßerten, je nad Maßſtab der Noth, Unterjtügung ver- 
abreicht werden. Um allen Streitigkeiten vorzubeugen, foll dem 
weniger leidenden Theil bei ſolchen Veräußerungen ein Vier- 
theil des Erlöfes ausgefchieden werden; wenn aber eine Vers 
änerung bed Grunbvermögens ohne Noth wider den Wil- 
fen des andern erfolgen würde, fo foll dem widerftrebenden 
Theil das Recht zuftehen, einen Dritttheil für fid) zu be> 
anſpruchen. 

Ungeachtet der Verſicherung des Gotteshauſes, daß das 
hochw. Kapitel nicht bloß die Rechte des Stiftes, ſondern 
eben fo gut diejenigen der Waldſtatt int Auge gehabt habe 
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und daß dasjelbe bei den vorgefchlagenen Beſchränkungen jene 
Sorgfalt und Zuneigung für feine Mitbürger habe walten 
faffen, welche dieſe oft und feierlich anerkannt haben, waren 
die Ausſchüſſe mit den gethanen Vorſchlägen unzufrieden 
und gaben ihrerjeitS eine Gegenerflärung ab, deren wejent- 
fiher Inhalt folgender war. 

Das Land anerfenne dem Gotteshaus fein Miteigenthums 
auf die f. g. dreizertheilten Güter, jedoch follen deren fämmt- 
liche Einkünfte der Gemeinde zugehören ; ebenfo anerfenne es 
den Grundfag der Untheilbarfeit ud Unveränderlichfeit diefer 
Güter ohne gemeinfame Beiftimmung. 

In Betreff der Verwaltung wolle auch das Land die Ge⸗ 
meindegüter durd) eine Behörde verwaltet wiffen, die beid- 
feitig aus gleich viel Mitgliedern zufammen zu fegen, fei und 
e8 folle bei Veräußerungen und Verpfändungen von Grund⸗ 
vermögen ein jeder Theil eine gleichgewichtige Stimme ha- 
ben. Auch gebe das Land zu, daß fih das Gotteshaus bei 
Gemeindeverfammlungen, die fih über Allmenden und dahin 
einichlagende Gegenjtände erjtreden, durch) Abgeordnete möge 
vertreten laffen; ebenfo möge es bei Veräußerungen vom 
Hauptgut fein „Nein“ entgegenfegen,, bei minder wichtigen 
Berathungen aber feine Einfpradje thun. Ueber die Führung 
der Verwaltung jolle den Rath und dreifachen Rath zu 
Handen der Gemeinde alljährlih Rechnung abgelegt werden. 

Was endlich die Nutznießung anlange, fo anerfenne das 
Land dem Gotteshans den im Joachimiſchen Vertrag bezeich- 
neten Nothfall, gejtatte ihn den unbefchränften Viehauftrieb 
und trete demfelben für den verlangten Bezug der jährlichen 
Einfünfte das neue Sulzthalrieth ab. 

Landsgemeinde Nachdem die gemachten Vorfchläge dem dreifachen Rathe 

Som AU durch Abgeordnete des Kloſters noch mündlich erläutert wor- 

den Allmend⸗ i 

ftreit betreffend, Pen waren, trat am 18. Auguft die Gemeinde zufammen, 
welcher auch der Abt und andere Konventherren beimohn- 
ten. Der Tandammann eröffnete der fehr zahlreichen Ber: 
fammfung, daß es fich Heute darum handle, ob man die vom 
Gnädigen Herrn eingereichten Borfchläge betreffend? Mit- 
eigenthum, Mitverwaltung und Mitnugnießung an den Al: 
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mendgütern annehmen oder verwerfen wolle. Nachdem 
diefelben nochmals verlefen worden, trat Abt Cölejtin vor 
und [prad) aljo zur Verfammlung: „Liebe Mitbürger! Die vom 
Gotteshaus abgegebene Erklärung, die Ihr fo eben ange- 
hört, iſt die Ichte, weil es demfelben unmöglich ijt, weiter 
zu gehen. Anderthalbjährige Unterhandlungen haben zu kei— 
nem Ziele geführt und es iſt für uns nothwendig, daß wir 
bei den abgegebenen Erklärungen endlich ftehen bleiben, Von 
Euerer Seite wird bejtändig das Ultimatum angefochten; 
ich verfichere Euch, daß die Aufhebung diefed Vertrags Euch 
nichts nüten würde. Denn würde derfelbe auch zerriffen, 
jo befigen wir für unfere Anfprüche noch andere Titel, des 
nen ſelbſt die zerftörende Kraft der Revolution nichts anzu- 
haben vermochte. Auf diefe Titel werden wir uns ftüßen, 
und Ihr, Einfiedler, folltet es wagen, es jenen ſchändlichen 
Werkzeugen der Zerſtörung alles Rechtes zuvorzuthun? Der 
Antbeil, den das Gotteshaus an den Einkünften der Gemeinde» 
güter fordert, gehört ihm von Rechtswegen und wir würden 
es verjchmähen, denfelben von ber Waldftatt ans Gnaden zu 
empfangen. Es ift bier nicht der Ort zu unterfuchen, ob 
fi) das Gotteshaus im Jahr 1816 aller feiner Anfprüche 
auf die Gemeindegüter begeben habe oder nicht — es mag dies 
wahr oder falich fein —; aber das wird Niemand beftreiten, 
daß wir von denfelben niemals etwas bezogen haben. ‘Das 
gleiche Verfahren fünnte das Gotteshaus unter Umftänden, 
Ih fage: unter Umftänden auch in der Zukunft beobadhten, 
und es würde von dem Ertrag der Allmenden auch jett 
nichts verlangt haben, wenn man nicht fo weit gegangen 
wäre, ihm jedes Recht dazu abzufprehen. Da dies aber 
geſchehen, fo ift e8 Pflicht des Gotteshaufes, fein gutes Recht 
zu fchügen und es vor unbefugten Eingriffen zu bewahren. 
Wenn die Walditatt nur will, was recht iſt, fo wird unfer 
Streit bald abgethan fein. Auch erwartet das Klojter eim 
billige® Eutgegenfommen von ihrer Seite um fo eher, als 
es zu ihrem eigenen Beften und zum allgemeinen Vortheil 
gereichen wird, den leidigen Span in Güte zu vergleichen.“ 
Nach Beendigung diefer Rebe nahm Herr P. Statthalter 
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Anfelm Zelger dag Wort, um zu erklären, daß fie nicht 
gegenwärtig feien, um bie freie Meinung zu hindern oder 
Jemanden Zwang anzuthun, Jondern nur darum, um den ein» 
gereichten Vorfchlägen die nothwendigen Erläuterungen und 
Deutungen zu geben, da es fih von felbit verjtehe, daß diefe 
Deutungen nur von ihnen ausgehen fönnen. 

Ungeadhtet diefer beruhigenden Erflärung erfolgte der An⸗ 
trag, daß fich die Konventherren von der heutigen Verſamm⸗ 
lung entfernen möchten, da fie an diefen Berathungen eben 
fo wenig Theil zu nehmen haben, als die Bürger an einer 
dießfälligen Berathung ihres Kapitel. Mit überwiegender 
Mehrheit wurde diefer Antrag angenommen, worauf fich die 
Kloſterherren entfernten. 

Nach diefem forderte Rathsherr Karl Benziger die Bür⸗ 
ger, welche der Tandesgemeinde von 1816 beigewohnt, zur 
Berichterjtattung auf, ob es bei der Annahme des Ultima» 
tum einen andern Sinn gehabt, al8 daß ſämmtliche Ein- 
fünfte von den Gemeindegätern dem Lande verbleiben und 
in deſſen Nußen verwendet werden follen? Ohne daß ein 
Gegenantrag erfolgte, wurde durch ein Mehr zu erfennen 
gegeben, daß das Ultimatum nur in dem Sinne ange- 
nommen worden fei, daB das Kloiter von den Einfünften 
nichts zu fordern noch gu beziehen Habe, ſondern daB 
biefelben ausjchlieglid) dem Lande angehören. Berner erflärte 
die Gemeinde die Schrift, worin es hieß, daß das Ultima- 
tum von der Gemeinde unbedingt angenommen worden fei, 
als falfch und ungültig, verwahrte die Rechte des Bezirkes 
nad) dem Juhalt der VBerfaffung und befchloß, dem Gnädi⸗ 
gen Herrn, wenn keine VBerftändigung möglich fei, und er den 
angebotenen Schiedsſpruch durch fremde Vermittler ableh- 
nen würde, zu Recht ſtehen zu wollen. Am Schluße der Ge- 
meinde wurden die Ausfchüffe neuerdings beftätigt und dem 
dreifachen Nathe die Vollmacht eriheilt die Schiedsrichter zu 
ernennen. 

Kernere Ders In Ausführung diefer Schlußnahmen luden die Aus 
fuche zur Bersfchüffe das Klofter zu einem nochmaligen Zufaminentritt ein. 
mittlung. Dieſes weigerte fid) daran Theil zu nehmen, weil es nad) 
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den von der Kandesgemeinde ausgeſprochenen Grumdjägen und 
der von ihr eingenommenen Stellung feine Diöglichfeit einer 
gütlihen Ausgleihung ſehen könne. Da dieſer Verſuch 
gejcpeitert war, fo machten die Ausfchüffe den Klofter den 
Antrag, die Austragung des Streited auswärtigen Vermitt« 
lern zu übertragen. Das Klofter wies auch diefen Antrag 
zurüd, indem ed fremde Einmifhung in dieſen Hausftreit 
unziemlih fand. Hierauf bejchloffen die Ausschüffe, den 
Rath von Sachkundigen in den Nachbarkamonen einzuholen 
und vom Wochenrath in Schwyz einige auf die Prozeß⸗ 
führung bezügliche Verfügungen in Betreff von Zeugen- 
Einvernahmen zu verlangen. Lebteres Geſuch wurde ab- 
gewiefen, da bezüglich dieſes Begehrens auch der andere Theil 
enzuhören ſei. Nachdem alle diefe Schritte ohne Erfolg ge- 
blieben, betraten die Ausfchäffe den ihnen von der Gemeinde 
zulegt vorgezeichneten Weg und jchlugen dem Kfofter vor, den 
Streit durch ein Echiedögericht entfcheiden zu Infjen. Dieſer 
Weg ſchien um fo geeigneter, als ihn felbft die Kandesobrig- 
feit als das dienlichſte Vereinigungsmittel anempfohlen hatte. 
Da aber die Grundlagen, auf welche Hin der ſchiedsrichterliche 
Spruch ausgefällt werden follte, vorerft der Gemeinde vor⸗ 
gelegt werden mußten, fo wurde das Klofter um Mittheilung 
feiner Rechtegründe, fo wie um Aushingabe fänmtlicher Seſ⸗ 
fionsprotofolle erſucht. Das letztere Geſuch erhielt feine Folge, 
dagegen war der Abt geneigt, auf den Vorfchlag eines Schied8- 
gerichtS einzutreten; es komme nur darauf an, auf welche 
Grundlagen und über welche Gegenjtände der Sciedeiprud 
ftatt haben ſolle. Da fich über diefe Punkte die Landesge⸗ 
meinde noch nicht ausgeſprochen, jo wolle er abwarten, bis 
dies gefchehen fein werde. Dabei fei es fein fehnlichiter Wunſch, 
daß der leidige Zwift auf irgend einem Wege in möglichit 
kurzer Frift bejeitigt werden möchte. Die Ausſchüſſe bezeug- 
ten dem Klofter hierüber ihre Zufriedenheit , indem fie dem⸗ 
jelben antworteten,, daß fie die zwifchen Klofter und Wald⸗ 
ftatt immer mehr zunehmende Epannung für fehr bedenklich 
halten und zur Wiederheritellung eines befjern Einverſtänd⸗ 
nifjes gerne Hand bieten wollen. Alle Landesgeſchäfte näh- 
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einen fihtbaren Rüdgang, während bei befjerm Einverftänd- 
niß viel Gemeinnüßiges gefchaffen werden fünnte. ‘Das Get- 
teshaus möge daher die angetragene Vermittlung nicht län 
ger zurüdmweifen, weil ein durch die Zandesgemeinde bedingter 
Schiedsſpruch neue Erörterungen herbeiführen und das Aus⸗ 
nittlungsgefchäft gefährden könnte. Das Klofter gab hierauf 
die Antwort, daß es fich über die friedliche Gefinnung der 
Woaldftatt zwar freue, jedoch genauere Erflärungen über 
diefen neuen Antrag verlangen müße. 

- Während jih die Ausfchüfle mit der Formulirung der 


lungsverſuch Rechtsanſprüche der Waldftatt und der Sammlung von Be- 
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weifen befhäftigten, fchienen diefe Anftände plötzlich eine fried- 
lihe Wendung nehmen zu wollen, indem der in feiner Mehr⸗ 
heit Hofterfreundliche Bezirksrath unterm 14. Weinnonet 
den Beſchluß faßte, daß die vom Kloſter geftellten Vermitt⸗ 
lungsanträge vorläufig angenommen fein follen. Gleichzei⸗ 
tig erjuchte diefe Behörde den innern Rath von Schwyz, zwei 
Herren aus feiner Mitte und zwei aus den unbetheiligten 
Bezirken als Vermittler zu beftellen und fie zu beauftragen, 
da8 Bermittlungsgefhäft an die Hand zu nehmen. In Folge 
dieſer Maßnahıne geriethen die Ausſchüße unter ſich in Zwie— 
jpalt, indem die Mchrheit dem bezirfsräthlichen Schluſſe 
beitrat, während die Minderheit zu Protokoll erklärte, daR 
fie das DBerfahren des Bezirksraths, ber fi unbefugt in 
das Gefchäft der Ausſchüße eindränge, als ungerechtfertigt 
betrachte. 

Aus dieſem Grunde fänden fie fid) veranlaßt, ihre Entlaj- 
fung zu nehmen und ihre Vollinadhten jener Bchörde, von 
der fie felbe erhalten, zurüdzugeben. 

Mittlermeile verfammelten fich die vom innern Landrath 
zu Schwyz ausgeſchoſſenen Vermittler im Klojter Einjiedeln 
und forderten dic Parteien auf, ihre endlichen Erklärungen 
über die aufgeftellten Behauptungen ſchriftlich einzureichen. 
Geſtützt auf die eingereichten Vorlagen, entwarfen die Ber 
mittler einen Vergleichsvorſchlag, welcher durch den Drud 
zur allgemeinen Senntniß. gebracht wurde. 
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Rah demielben follte das Ultimatum ſowohl als der 

Joachimiſche Vertrag von beiden Theilen als in Kraft be- 
ftehend anerfannt werden. Da wegen des eritern Vertrags 
Widerſpruch waltete, fo follte diefer dadurch gehoben werden, 
daß beide Theile als gleichberechtigte Eigentümer der drei- 
zertheilten Güter angefehen werden ſollten, mit der weitern 
Beftimmung des gleihmäßigen Stimmredhts in der Verwal- 
tung derjelben. In Rüdficht des Hauptgutes follte feftgefegt 
bleiben, daß dasjelbe ohne den Willen beider Theile unver- 
änferlich fein folle und nur zur Aeuffnung der Allmenden 
oder Dildung eines gemeinfamen KRapitalftodes dienen dürfe. 
Dagegen möge ber jährliche Ertrag, nad) Dedung der Koſten 
für die Verwaltung der Allmend, für die übrigen Landes» 
bebürfniffe verwendet werben. Betreſſend der Nutnießung 
an der Allmend follten dem Stift feine bisherigen Rechte 
vorbehalten bleiben. Ebenſo wurde der joachimiſche Nothfall 
vorbehalten. Bei VBeräußerungen vom Hauptgut zur Bes 
ftreitung außerorbentlicher Ausgaben follte jedem Theil ein 
gleich großer Antheil des daherigen Ertrages zufallen. End⸗ 
lich follte das Klofter an den Verſammlungen der Landes: 
gemeinde, wie fchon das Ultimatum beftinnme, durch eine 
Abordnung Antheil nehmen. 

Diefer Vermittlungs⸗Vorſchlag wurde von den Aus⸗ 
Ihäüffen der Waldftatt angenommen und auch die Minderheit 
derfelben, die ihre Entlaffung inzwifchen zurüdgenommen, er- 
Härte, daß fie die Vorſchläge annehme, inden fie die Ueber- 
jeugung bege, daß unter den obwaltenden Umjtänden durch 
einen richterlichen Entfcheid Fein günftigeres Ergebniß für ' 
die Waldftatt zu erwarten jei. 

Am 9. Wintermonat trat die Landesgemeinde zuſammen. Verwahrung 
Landammann Zaver Weber von Schwyz, der Vorfigende des a 
Bermittlungs Ausfchußes, eröffnete der Verſammlung, daß Seit⸗ = gan 
der DBermittlungsausfhuß , nachdem er ſowohl die VOM vesgemeinde v. 
Sotteshaufe ald vom Rath erhobenen Anſprüche geprüft, die9. Nov. 1828. 
Urkunden, Beweife und Verumftändungen genau unterjudt, 
einen Antrag in Schrift verfaßt habe, welcher vom Gottes⸗ 
haufe ſowohl, als dem Bezirksrath und den Landes-Aus- 
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ſchüßen, unter Vorbehalt der Genehmigung von Seite der 
Landeögemeinde angenommen worben fei. Dieſen Antrag 
anzunehmen oder zu verwerfen. liege im freien Willen der 
Zandesgemeinde. Sie möge aber wohl bedenfen, daß fie 
den Frieden mit dem hochw. Stift einem gehäßigen und 
ſchädlichen Rechtshandel ja nicht nachjege und den Nachkom⸗ 
men dadurd) Schaden bringe. Er bitte, den wohlmeinenden 
Rath eines Freundes zu hören und zw bedenten, daß das 
Gut, um das geftritten werde, ein Dreizertheiltes fei, 
an dem am Ende no ein Dritter, nämlid der vorma⸗ 
ige Schirmherr des Kloſters das Seine forderu Tünnte, wie 
dies ſchon im JIdachimiſchen Vergleich angedeutet und zuge- 
geben fei. 

Diefe letztere Bemerkung, welche auf Einfhäcdhterung der 
Berfammlung berechnet war, brachte eine gegentheilige Stim- 
mung hervor. Unwillig erhob fih das Bolt und forderte, 
daß vor Allem die Altlandammänner Karl Benziger und 
J. Meinrad Kälin über Das, was das Klofter im Yahr 
1816 verheigen, als Zeugen einvernommen werden follen. 
Darauf wurde ind Mehr gefegt, ob man über die Annahme 
oder Nichtannahme der DVermittlungs-Vorjchläge eintreten, 
oder, ob man damit bis nad) Abhörung der genannten Zengen 
abwarten wolle. Mit Mehrheit wurde von der Gemeinde das 
Letztere erkannt. | 

Durch diefe Beichlüffe betrachtete das Klofter das Ver⸗ 
mittlungsgefchäft als gefcheitert und erließ an den Bezirke- 
rath, fofern das Land dem Gotteshauſe das gleiche Mitver- 
waltungs⸗, Miteigenthunms- und Mitnußnießungsredht an den 
Gemeindegätern und das Necht der Theilnahme an den Lan- 
besgemeinden nicht zugeben wolle, eine Borladung vor den 
nächſtzuverſammelnden Kantonsrath *). Als Antwort auf diefe 
Borladung erklärte die Walbftatt, daß fie das ftreitige Gut 


*“) Zur Umgebung der gewöhnlichen Gerichte wurbe ein im Jahr 
1803 zwifchen dem damaligen Kantonsrath und dem Stift abgefchloffener 
Vertrag angerufen, nad welchem, in Abweichung von der damaligen Ber: 
faffung, Streitigkeiten des Klofter8 mit einem Bezirk oder einer Gemeinte 
dem Kantonsrath zugewicien waren, | : 
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in den Sinne anerfannt willen wolle, daß dasfelbe wie bis⸗ 
her zur Erreichung der Gemeindezwede und zur Beſtreitung 
der Gemeindebebürfniffe vermendeiwerde. Sie beitreite da- 
ber alle und jede vom Stifte an dieſes Gemeindegut gemach⸗ 
ten Anfprücde, welche entweber mit ben politifchen Rechten 
ded Stifts und der Waldſtatt unverträglich feien, oder irgend 
ein Vorrecht für das Stift begründen, oder der natürlichen 
Beftimmung und dem Zwede dieſes Gemeindeguts entgegen- 
itehen könnten. 

Diefes Vorgehen von Seite des Gotteshanfes machte die Diebfälige Be⸗ 
Berfammlung der Qandesgemeinde nothwendig. Sie trat am a 
23. Wintermonat zufammen ımd erfannte, daß fie die Ver⸗ s 
mittlungs⸗Vorſchläge vom 30. Weinmonat nit annehme, 
jondern da8 Recht walten laſſen wolle. Hierauf beſtellte die 
Gemeinde nad) Bejeitigung der Hofterfreundlichen Ausſchüſſe 
einen neuen Ausſchuß aus fieben Miitgliedern mit der Voll⸗ 
macht, in Betreff der VBorladung des Gnäbdigen Herrn uns 
bedingt zu Handeln. Im Falle einer angetragenen Vermitt» 
lung fei der diegfällige Vorfchlag vor die Gemeinde zu bringen. 

Inzwiſchen nahm der ausgebrochene Streit einen heftigern Gereizte Stim- 
Charakter an. Die Bürger trennten fich in zwei Parteien, mung in Gin 
die alten Barteinamen aus den 1760ger Jahren wurden san 
bervorgeholt, die Anhänger des Klofterd „Linde“, feine 
Gegner, welche die weit größere Zahl ausmachten, „Harte“ 
genannt. Wechfeljeitiges Mißtrauen bemächtigte ſich der Ge- 
müther; DVerdächtigungen aller Art und felbit Drohungen 
erfolgten und allenthalben wucherte üppig bie Leidenſchaft. 

Um vor Gewaltsausbrüchen zu warnen, erließ die Negierung 
einen Aufruf an die Bewohner der Waldftatt, worin fie 
alles Ernftes aufgefordert wurden, fi aller Ausbrüche er» 
hittter Neidenfchaft zu enthalten; Ruhe und Ordnung bis zur 
rechtlichen Erledigung des objchwebenden Streites zu Hand 
haben; geiftlicher umd weltlicher Obrigfeit die fchuldige Ehr- 
furdt zu erzeigen. Winfelräthe, nächtliche Zufammenkünfte 
und alle Berfammlungen, welde nicht von der Obrigfeit 
angeordnet waren , wurden unterjagt und Zumiderhandelnde 
mit Ahndung und Strafe bedroht. Diefer Aufruf wurde am 
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5. Weinmonat, an dem von Pilgern ſtark befuchten Rofen- 
franzfonntag nad) der Pfarrmeſſe vom Bezirkswaibel öffentlich 
abgelefen. Ihm zur Seite ftand der Kantonsläufer, mit der 
Standesfarbe angethan. 

Die Verſammlung des Kantonsraths, der, nad) Anhörung der 
Gründe und Beweiſe beider Parteien, den Streit entfcheiden 
follte, war auf den 29. Chriftm. ausgefchrieben. Die Be⸗ 
volfmächtigten der Waldftatt und ihre Rechtsanwälte hatten 
fi feit mehreren Wochen mit der Sammlung der nöthigen 
Beweiſe und Akten befhäftigt. Ungeachtet des angewandten 
Fleißes Tonnte die Arbeit wegen ihrem Umfang bis zu dieſer 
Zeit nicht zu Ende gebradjt werben, weßhalb fich die Waldftatt 
genöthiget fah, vom Kantonsrath eine Friftverlängerung zu 
verlangen. Der Kantonsrath fand das Begehren begründet 
und beitellte aus feiner Mitte einen Ausſchuß von acht⸗ 
zehn Mitgliedern, welcher am 27. Jänner 1829 in Schwyz 
zufammentrat, um bie ftreitigen Theile anzuhören und über 
die Sachlage dem am 10. Hornung ſich wieder beſammeln⸗ 
den Rantonsrath umfaffenden Bericht zu erftatten. Die Ver» 
handlung begann mit einer kurzen mündlichen Darftellung 
des Streitgegenjtandes von Seite der Barteien, weldyer bie 
Unterfuchung und Vergleichung der Beweisfchriften folgte, die 
mehrere Tage dauerte. Die Beweisführung erhielt dadurd) 
etwelche Unterbrehung, daß ſich die Waldftatt, zum Beweis 
der ihr vom Klofter an der Landesgemeinde von 1816 ge 
machten Zufiherungen, auf da8 Zengnig mehrerer Ehrenmän- 
ner berief, die an jener Verſammlung Antheil genommen, 
fo wie auf die vom Kloſter in diefer Sache geführten Pro⸗ 
tofolle. Da ſich das Klofter gegen die Zuläffigfeit diefer Be⸗ 
weismittel verwahrte, fo beſchloß der Ausſchuß den Entfcheid 
hierüber dem Kantonsrath anheim zu ftellen. Am Nachmit- 
tag des ten und am Vormittag des Aten Hornungs wurden 
von den Anwälten beider Parteien die Beweife zufammenge- 
ftellt und aus denfelben die Schlußfolgerungen gezogen. Nach 
geichloffenen Vorträgen fehritt der Ausfchuß zur Bearbeitung 
feines Gutachtens, deſſen wefentlicher Inhalt folgender ift: 

Das Klofter Einfiedeln fprecde dermalen kein ausſchließ⸗ 
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liches Recht zu den dreizertheilten Gütern an, behaupte aber, 
dag ihm die gleichen Rechte, wie der Waldftatt, bezüglich des 
Miteigenthums, der Mitverwaltung und Mitnutznießung an 
diefen Gütern zuftehen. Es begründe feine Anſprache auf 
das Eigenthum dur die Schankungsurkunde Kaifer Hein» 
tih IL. vom Jahr 1018, in welder diefer erklärt habe, 
daß der unmegfame und unbewohnte Wald mit allem Nugen 
innerhalb der bejchriebenen Grenzen dem Klofter zugehören 
fol. Diefe Schanfung fei von Kaijer Heinrich IV. im Jahr 
1114, und von Kaiſer Konrad 11. im Jahr 1144 beftätiget 
worden. Auf diefe Art fei das Gotteshaus in den rechtmä- 
ßigen Befig derjenigen Strede Landes gefommen, die jet 
Cinfiedeln heiße, ohne daß andere Bewohner fi 
dort angefiedelt hatten. In dem Alpftreit des Gotteshaufes 
mit dem Lande Schwyz, der durch den Spruchbrief des Gra⸗ 
fen Rudolf von Habsburg vom Jahr 1217 beftätigt wurde, 
feien fämmtliche Güter der Walditatt Einfiedeln, welche_ jetzt 
allgemeine oder breizertheilte Güter heißen, dem Gotteshaufe 
zum wahren und vollftändigen Eigentum zugeſprochen wor⸗ 
den. Kine gleiche Bewandtniß Habe e& mit dem ernenerten 
Etreit zwifchen Schwyz und dem Gotteshaufe vom Jahr 
1350 gehabt, der von Abt Düring von Difentis durd Ver- 
glei, gefchlichtet worden fei. In dem Spruchbrief des dfter- 
reihifchen Landoogts Joh. v. Bonftätten zwilchen den Hof: 
leuten von Wollerau und Bäh mit den Waldleuten von 
Einfiedeln vom Jahr 1379 ftehe deutlih, daß die Hölzer, 
die ennet (jemjeit8) der Syl ftehen, einem Abt und Gottes- 
haus zugehören, in denen die Wald» und Hofleute aber 
hauen durften, wie es Eitte und Gebrauch war, wenn ihnen 
dies von einem Abt geftattet wurde. Das- Gleiche erhelfe 
aus einem Spruchbrief des Abtes Burkard v. Weiffenburg 
zwiſchen den Waldleuten und den Hoflenten von Wollerau 
und Bäch vom Yahr 1427, worin es deutlich heiße, wenn 
die Hofleute in Zukunft in des Gotteshauſes Hölzern ennet 
den Wäaſſern Holz hauen wollen, fo mögen fie e8 thun, mit 
eines Herrn von Einfieveln Gunft und Willen; wenn er e8 
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ihnen aber verbiete, follen fie des Gotteshanfes Hölzer meiden, 
bis an eines Herrn von Einfiedeln Gnad und Wiedererlauben. 

Durch diefe Urkunden werde unumſtößlich bewiefen, daß 
das! Gotteshans bis in das fünfzehnte Jahrhundert wahrer 
und alleiniger Eigenthümer der im Streite liegenden Allmen- 
ben geweſen ſei, und daß die Waldleute damals noch Feine 
andere Nubnießung an denfelben Hatten, als in foweit fie 
ihnen von der Gunft des Abtes und Eonvents, als redit- 
mäßigen Eigentümern, gegonnen worden. ‘Der einzige Titel 
der Waldleute zu dem Recht ber jest gemeinjamen Güter 
und Allmenden fei die freiwillige Zulaffung des Gotteshau- 
ſes. Die Waldftatt fei nicht im Stande, einen andern Titel 
anzugeben und niemals werde fie zeigen fünnen, daß fie 
durch Kauf oder fonftwie etwa® vom Gotteshaus empfan- 
gen habe. Das Gotteshaus habe den Waldleuten, die zu⸗ 
gleich feine Unterthanen geweien, zwar geftattet, den großen 
finftern Wald auszuroten und zu beurbaren, aber ohne fi 
jemals des Eigenthums an demfelben zu begeben. Auf diefe 
Weife habe fi) durch Zulaffung des Klojters die Waldſtatt 
als Antheilhaber an dieſen Gemeindegütern gebildet. 

Die erfte Urkunde, wo die Landleute als gejeßliche Ans 
theilhaber und Mitnugnießer der Allmenden zum Vorſchein 
kommen, ſei der Rechtsſpruch des Neuner-Gerichts von Schwyz 
vom Jahr 1447 zwilchen denen von Groß eined, und dem 
Gotteshauſe und den Waldleuten von Einfiedeln andern Theile, 
wo die jtreitigen Stäfel, offene und gemeine Allınend, denen 
von Groß, dem Gotteshaus und den Dorfleuten von Eine 
fiedeln in dem Sinne zugeſprochen worden feien, daß die 
Streitigen diefelben gemeinfam mit einander brauchen und 
benuten mögen. ‘Darans ergebe jih, daß das Klofter eben 
fo gut wie die Waldleute Eigenthümer jener Allmenden war, 
und daß ihm als Miteigenthümer auch die Mitverwaltung 
und Mitnugnießung angehört habe. Seit diejer Zeit fei die 
Mitverwaltung des Gotteshaufes an den Gemeindegütern un- 
unterbrochen bis auf das Jahr 1798 durd Urkunden nad)» 
gewiejfen worden. In'sbeſondere beweijen dies viele Stellen 
bes jonderbaren Hofrodels, der ſchon im Jahre 1508 beſtan⸗ 
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den habe, To wie das gedruckte Einfiedlifche Archiv, aus wel⸗ 
hen Urfunden bervorgehe, daß die Bildung der drei Theile 
im Jahr 1450 ihren Urfprung genommen. Die widtigite 
Urfunde aber, die von allen drei Theilen errichtet und bie 
ſowohl vom Gnädigen Herrn als der Waldſtatt im Ultima⸗ 
tum vom Jahr 1816 als Richtſchnur anerkannt worben fei, 
bilde der Joachimiſche Vergleih vom Jahr 1564. Diefer 
Vergleich, der die Abficht gehabt Habe, eine feite Ordnung 
in die Verwaltung zu bringen, weile auf das unwiederleg⸗ 
barfte nah, daß die Waldleute auf die Allmendgüter weder 
in der Verwaltung, noch in der Nutznießung ein befferes 
Recht bejigen, als daB Gotteshaus; ferner beweiſe er, daß 
alte drei Theile das gleiche und nämliche Recht genießen und 
daß die Waldftatt nur ein Theil fei und zwar ber lebte, 
wiewohl mit gleichen Rechten wie die übrigen. 

Dem entgegen behaupten die Waldleute, daß die Einkünfte 
der Allmenden feit Jahrhunderten für die Bedürfniſſe des 
Randes verwendet worden ſeien, wie jolche® die eingelegten 
Allınendrechnungen beweilen, aus denen deutlich hervorgehe, 
daß die Einfünfte einzig dem Lande angehören. 

Dagegen zeige das Klojter, daß hiefür immer die DBe- 
willigung der drei Theile erforderlich geweien; daR der Abt 
öfters feine Zuftimmung verweigert, zumeilen dad Necht zu 
feinem Antheil fi) vorbehalten und auf Anjuchen der Wald- 
leute feinen Antheil gefchenft habe, aber allemal unter dem 
Borbehalt feiner Rechte, was fih durch eine Menge von 
Beiſpielen beweifen laffe. 

Aus diefer Darftellung ergebe ſich Klar, daß das Gottes» 
Baus Einfiedeln bis zum Jahr 1798, jo wie ed urjprüngs 
fich der einzige und wahre Eigenthümer des finftern Waldes 
(jeßigen Einſiedelns) geweſen, aud) vor dem Augenblide an, 
wo die Waldlente zum Mlitbefig zngelaffen wurden, immer 
im ruhigen und unwiderfprochenen Bejig ald Miteigenthü⸗ 
mer und Mitverwalter geweſen jei. Wenn Abt und Konvent 
durch) die Revolution Hieraus gewaltfam verdrängt worden 
feien, fo laſſe fi) aus diefem widerrechtlichen Zujtand feine 
nachtheilige Folge für das Gotteshaus ableiten. Auch feien 
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bei der Rückkehr der rechtlichen Orbnung die Rechte des. Got⸗ 
teshauſes wieder feierlich anerkannt worden : z. B. durd) die 
Vermittlungsverfaffung, den Tagſatzungsbeſchluß von 1803, 
die Befchlüffe der Kantonsregierung von 1802 und 1803, 
dur die Kantonsverfaflung ſelbſt, und hauptſächlich durch 
den Artikel 12 der Bundesverfaffung vom Jahr 1815. Zwar 
habe fich die wirkliche Einſetzung des Gotteshaufes in die 
Allmenden verzögert, allein durch das Ultimatum vom Jahr 
1816 fei da8 Gotteshaus von Neuem und förmlich in das Recht 
des Miteigenthums und der Mitverwaltung an den Allmen- 
den wieder eingefegt worben. Aus diefem Allem folge mit 
Gewißheit, daß dem Gotteshaus Einfiedeln mit und neben 
der Walditatt in gleichem Maße das Recht des Miteigen- 
thums und der Mitverwaltung an den im Streite liegenden 
Gütern zu ftehe. 

Was nun das Net der Mitnugnjeßung an biefen Gütern 
betreffe, fo werde ein großer Theil desjelben, nämlich der 
unbefchränfte Viehauftried des Klofters, fo wie die Theil—⸗ 
nahme am Hauptgut und der Zinfe im Nothfall des Joachi⸗ 
mifchen Bergleih von der Walditatt zuzugeben , wogegen fie 
behaupte, daß ihr der Ertrag aller übrigen Einkünfte von 
der Allmend ausſchließlich zugehdre. Zur Begrümdung ihrer 
Ansprache berufe ſich die Waldftatt darauf, daß es im Wald⸗ 
ftattbuch, in den Käufen und ähnlichen Urkunden heiße: Der 
Waldleuten Allınenden 2c., woraus fich deutlich zeige, daß die 
Allmenden und Wälder einzig ihnen zugehörige Gut jeien; 
ferner ſei aus den Protofollen erfichtlih, daß ber Kath in 
geringfügigen Sachen allein über Holz, Mödfer, Riether 
u. |. w. verfügt habe, was er nicht hätte thım können, wenn 
die Allmend und die Nutnießung au derfelben nit Eigen- 
thum der Waldleute geweien wäre. Da ſich aus den All- 
mendrechnungen vom Jahr 1572 bis 1798, und von da bie 
1827 nachweisen laffe, daß die Zinfe und Einfünfte der Ge— 
meinbegüter immer für bie Bedürfniſſe des Landes verwendet 
worden feien ; fo folge aus diefem Umftand von felbjt, daß 
fie dem Lande angehört haben. Was aus den Verhandlun⸗ 
gen der 1560ger Zahre und den Sahren 1816 und 1817 
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gefolgert werde, habe Fein rechtliches Gewicht, weil die er- 
ften Schreckens⸗ und die legten Hungersjahre gewefen jeien; 
auch glaube die Waldftatt aus der Revolutiond-Epoche das 
Erlöfchen der Anſprüche des Gotteshaufes an den Allmenden 
begründen zu können. Endlich wolle die Waldftatt den Einn 
des Ultimatumd durch Kundſchaften dahin auslegen, daß 
Abt Konrad Tanner und Dekan Mauriz Brobhag ihre Zu- 
fiherung gegeben, daß das Gotteshaus nichts ven dem Er⸗ 
trag der Allmenden verlange und daß auch das ganze Kapitel 
in diefer Ueberzeugung geftanden. Geftügt auf diefe That- 
fahen und Umftände behaupte die Waldftatt Einfiedeln, daß 
der Ertrag der Gemeindegüter einzig für die Bedürfniſſe der 
Waldftatt verwendet werden müße. Dem mit der Unter- 
fuhung des Rechtsſtreites betrauten Ausfchuße Liege nun ob, 
die Gewichtigfeit der Gründe der Waldftatt einer nähern 
Brüfung zu unterwerfen. 

Die Waldftatt fage, die Allmenden werden ihre, der 
Waldleuten Allmend geheißen. Würde eine foldje zufällige, 
hie und da vorfommende Benennung ein ausſchließliches Nutz⸗ 
ungsrecht an den Allmenden begründen, fo würde diefer De- 
weiß ungleich ftärker für das Gotteshaus ſprechen, da die 
Allmenden im Allgemeinen und faft überall als dreizertheil- 
te8 Gut bezeichnet werden, an welchem allen Theilen gleiche 
Rechte zuftehen. Wenn ber Rath über Hölzer, Mööfer und 
Riether verfügt habe, jo fei es immer nur in geringfügigen 
Fällen gewefen; dabei fei zu willen, daß der Vogt als zwei⸗ 
ter Theil immer im Rath gegenwärtig geweſen fei und da 
dad PVerfügungsreht über das dreizertheilte Gut und deffen 
Ertrag von Rechtswegen immer den drei Theilen zugeftanden 
babe. Ferner wolle die Waldftatt aus Allmend-Rechnungen 
zeigen, daß ſeit 1572 die Einkünfte der Allmenden ununter- 
brochen für die Bedürfniffe der Waldftatt verwendet worden 
feien und folglich dem Lande angehören müflen. &8 babe 
feine Nichtigkeit, daß diefe Einkünfte nad Abzug der Ber» 
waltungstoften faft immer für die Bedürfniſſe des Landes 
verwendet worden feiern und daß das Klofter von denfelben 
wenig oder nichts für fich bezogen; aus dem Alten aber gehe 
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deutlich hervor, daß das Land diefe Einkünfte niemals eigen- 

mächtig verwenden konnte, fondern daß es für jedes Mal 

die Zuftimmung des Gotteshauſes nöthig hatte. So oft 

etwas Bedeutende in Wäldern und Grundftüden von der 

Allmend verkauft oder veräußert worden fei, habe das Gottes⸗ 

haus fein Nutznießungsrecht ftetöfort geltend gemadt, indem 

es entweder feinen Antheil vorbehielt oder der Walditatt zum 

Geſchenke machte. Was bie Waldftatt bezüglich der ſechszi⸗ 

ger Jahre zur Unterftügung ihrer Anfprüche angeführt, wäre 

beffer unterblieben, da es, ohme den mindeften rechtlichen 

Werth, ganz außer Betrachtung falle. Eben fo haltlos feien 

die Anführungen der Waldftatt in Betreff der Revolutions⸗ 

Epoche, da die Revolution wohl manchen rechtlichen Befit 

geftört, das Recht felbjt aber nicht Habe aufheben können. 

Endlich wolle die Waldftatt durch Kundichaften beweifen, daß 

Abt Konrad und Dekan Moriz im Jahr 1816 den Land⸗ 

leuten die Zuficherung gegeben, daß das Kloſter von dem 

Ertrag der Allmenden nichts für fich verlangt habe. Wenn 

die Waldftatt im Stande wäre, diefe Behauptung urkundlich 

darzuthun, jo würde ſich ihr ausfchliepliches Recht auf den 

Ertrag der Gemeindegüter wohl begründen Laffen, mündliche 

Zeugen aber könnten Urkunden in feiner Weife entlräften. 

In dem Ultimatum vom Jahr 1816 fei von diefer Zufiche- 

rung nicht das mindefte enthalten und es fpreche daffelbe 

eher für das Gegentheil, da dem Klofter mit deinfelben zwar 

feine neue Rechte eingeräumt, wohl aber die alten belaffen 

und bekräftigt wurden. So ber Ausſchuß des Kantonsrathes. 

Urtheil des Auf den 10. Hornung wurden die Parteien vorgeladen 

—— und fanden ſich zur beſtimmten Stunde auf dem Rathhaufe 
nung 1829. in Schwyz ein. Nah Tangem Harren erfolgte durch den 

Weibel die Anzeige, daß der Kantonsrath beichloffen Habe, 
feine weitern Parteiverhandlungen anzuhören, fondern fein 
Urtheil auf das zu ftellen, was ihm durch den mit der Unter- 
fuhung der Sache betrauten Ausſchuß werde vorgebracht 
werden. Viele Mitglieder des Kantonsraths verließen bier- 
auf die Verfammlung, indem fie erklärten, nicht über einen 
Fall urtheilen zu wollen, über welchen fie nicht beide Par⸗ 
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teien angehört hätten. Demungeachtet fuhr der Kantons- 
rath in feiner Berathung fort und erließ, geftütt auf den 
ihm vom Achtzehner⸗Ausſchuß vorgelegten Bericht, in ber 
Sache folgendes Urtheil: 

Nach Anhörung des Berichts des mit der Unterſuchung 
der Prozeßſchriften betrauten Auaſchuſſes erkannte der Kan⸗ 
tonsrath, nachdem er zuvor feine Zuſtandigkeit, geſtützt auf 
einen Landesgemeindebeſchluß vom Jahr 1767, ausgeſprochen, 
daß der Joachimiſche Vergleich ſowohl als das Ultimatum 
in Kräften anerkannt ſein ſollen und daß das hochw. Stift 
als erſter und urſprünglicher Theil Miteigenthümer, Mit—⸗ 
nußnießer und Mitverwalter an der Allmend, ſo wie an den 
dieſer zuſtehenden Kapitalien ſei. Um die Art und Weiſe 
dieſer Nutznießung und Verwaltung feſtzuſetzen, ſolle eine 
von beiden Theilen in gleicher Anzahl gewählte und vom 
Bezirsrath unabhängige Behörde aufgeſtellt werden, zu wel⸗ 
cher das Gotteshaus den Vorſitzenden gab, ohne daß dieſem 
eine entſcheidende Stimme zukam. Bei wichtigen Waldver⸗ 
kaͤufen ſolle dem Gotteshauſe fein Theil vorbehalten bleiben, 
mit dem andern mögen die Waldlente nah Belieben verfü- 
gen: Der nad Abzug der Koften für die Allmend überflieſ⸗ 
fende Ertrag derſelben folle, in Anbetradht des manigfal- 
tigen Bedurfniſſes und weil beide Theile fchon früher von 
der dießfälligen Beitimmung des Joachimiſchen Vergleichs ab⸗ 
gewichen, zum Nuten des Landes verwendet werden. Von 
dem Hauptgut folle nichts verwendet werden dürfen, außer 
zur Berbefferung der Allmend, oder zur Bildung eines neuen 
Kapitalſtockes. Alles dieſes ſolle aber für jekt und alle 
künftigen Zeiten den Rechten ber Kantonsregierung in allen 
Theilen nnnactheilig fein. Die Koften des Prozeſſes follen 
ans dem Allmend- oder Dreitheil-Sädel bezahlt werden. 

Als Me Kunde von diefem Urtheil nah Einfiedeln ge- 
langte, glaubten beide Parteien den Prozeß gewonnen zu 
haben. Das Kloſter, weil ihm an dem ftreitigen Gut das 
Mitnugniegungsrecht zugefprochen .war; die Walditatt, weil 
fie ihre Behauptung, daR ber Nuten oder die Einkünfte an 
den dreizertheilten Gütern zum Beſten bes Landes und zur 





Kürfprehftlau: 
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Beftreitung feiner Bedürfniffe dargejchoffen werden müffen, 
gerechtfertigt fand. Dieſe Verfchiedenheit der Auffaffung zeigte 
am Beften, daß der eigentliche Knoten nicht gelöst war und 
das Urtheil ſelbſt Stoff zu neuen Reibungen enthalten möchte, 
Dies war befonders in Rückſicht derjenigen Punkte der Fall, 
welche in die politifchen Rechte der Waldftatt eingriffen. Hie⸗ 
her gehört befonders ber fünfte Artikel des Urtheils, welcher 
eine vom Bezirfsrath unabhängige, zum Theil ans Kloſter⸗ 
geiftlichen beftehende Behörde aufftellte, welche nicht bios 
das Gemeindegut zu verwalten, fondern and die aus dem- 
felben für den Bezirk zu beftreitenden Ausgaben zu beforgen 
hatte. Da diefe® Gefhäft von jeher dem Bezirksrath zuge- 
ftanden , fo wurde diefer in einer feiner wefentlichften Ver⸗ 
richtungen beeinträchtigt und es hatte das Kloſter diejenige 
Stellung größtentheild wieder eingenommen, die es durch 
die Revolution verloren hatte. 

Wenn fih im Webrigen gegen diefen Rechtsſpruch vom 
civilrechtlichen Standpunkte aus nichts Erhebliches einwenden 
läßt, fo fcheint gleichwohl der Zeitpunkt, den das Klofter zur 
Geltendmachung feines Anſpruches gewählt hatte, nicht geeig- 
net und ed war das Mißtrauen der Waldftatt um fo größer, 
als fie den Wortlaut des Ultimatums mit der im Jahr 1816 
mündlich ertheilten Verheißungen im Widerfpruh glaubte. 
Bon daher fam die Hartnädigkeit, mit der die Waldftatt ihr 
vermeintes Recht durchzuſetzen ftrebte und von daher der Groll, 
der bei Vielen bis auf den heutigen Tag nicht gänzlich aus 
den Gemüthern entſchwunden ift. 

Da der Bericht des vom Kantonsrath in diefer Sache 


ſers Denfihrift niedergeſetzten Ausfchuffes im Druck erſchienen war, fo beauf- 


über ben 
Klofterftreit. 


tragte die Waldftatt ihren Rechtsanwalt, Herrn Fürſprech 
Klauſer von Züri, zur Würdigung ihrer Streitſache eine 
Denkſchrift zu verfaſſen. In derfelben wird zuerft von 
der Bildung und Einrichtung des Gemeinweſens der Wald⸗ 
ftatt und von den einzelnen Beſtandtheilen besfelben und 
der Art und Weife ihrer Benutzung und Verwendung ge 
handelt. Dann wird ber rechtliche Werth der im Bericht 
des Tantonsräthlichen Ansfchuffes herausgehobenen Titel be- 
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leuchtet und diefen Betrachtungen eine Würdigung über 
das Urtheil des Kantonsraths felbft beigefügt. In diefer 
Beziehung bemerkt die Denkſchrift: Ein Punkt befonderer 
At ift der im Urtheil gemachte Vorbehalt rüdfichtlich der 
der hohen Regierung zuftehenden Rechte. Was für Rechte 
barumter verftanden werden, ift weder aus dem Urtheil, noch 
aus dem Referate erfihtlih. Es würde fich wohl der Mühe 
gelohnt haben, diefe vorbehaltenen Rechte etwas näher zu be» 
zeihnen, da aus der Relation an der Landesgemeinde vom 
Jahr 1767 hervorgeht, daß wenigitens an dem ftreitigen 
Öute der hohen Regierung keinerlei Rechte zuftehen, fomit 
dieje Rechte auf etwas außerhalb dem Streitobjelt Gelegenes 
Bezug Haben müſſen, das den Parteien und namentlich dem 
Bezirk Einfiedeln wohl zur nähern Kenntniß hätte gebracht 
werden follen *) 

Hinfichtlich der zukünftigen Verwaltung des Gemeindeguts, 
fo wird folche durch das Urtheil einer Behörde übertragen, 
welche vom Klofter und der Waldftatt in gleicher Anzahl von 
Mitgliedern zufammengefegt, durch das Gotteshaus präfidirt 
und von dem durch die Verfaſſung aufgeftellten Bezirksrathe 
ganz unabhängig fein fol. Durch diefe Verwaltungsbehörde 
tollen die Einkünfte des Gemeindeguts zur Dedung aller 
derjenigen Ausgaben verwendet werden, für welche ſie fchon 
in frühern Zeiten und bis auf die jüngften Tage, (d. 5. bis 
zur Revolution) durd die drei Theile dargejchoffen worden 
find. Sofern dem Klofter die in frühern Zeiten dem Für« 


*) Dur den Landrathsbeſchluß vom 29. Chriſtmonat 1828 wurde 
ber zur Unterfuhung bed Prozeſſes ernannten Kommijfion der Auftrag 
ertheilt: „gleichzeitig zu unterfuchen, wie es fih mit dem dritten Theil 
„verhalte, wer den Dritttheil repräfentirt babe und ob und in wie weit 
„von dem bemfelben zugeſtandenen Rechte abgegangen worben." Allein 
diefer ganze Punkt fcheint ſchon im Anfange biefer Unterfuchung aufges 
geben worden zu fein, da man nicht einmal nöthig fand, bie von ber 
Waldſtatt dafür anerbotenen Beweiſe abzunehmen, daß dem ſchwyzeriſchen 
Vogt Fein Recht an diefem Gut zugeftanden und daß deſſen Bebeutung 
in den jetzt beſtehenden politiichen Verhältnifien gänzlich untergegangen 
fel- Auch in dem Referate und dem Urtheile ſelbſt ift dieſer Punkt un⸗ 
berührt geblieben und gänzlich Übergangen worden ˖ 
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ften zugeftandene, aus feinen gutSherrlichen Obereigenthums⸗ 
rechten hervorgegangene Oberaufſicht wiederum eingeräumt 
and ihm Hiermit das Recht ertheilt worden wäre, allen 
nachtheiligen DBeräußerungen des Hauptguts durch feine 
bloße Einfprache zu begegnen, fo würde Jedermann, und viel- 
leicht die Waldſtatt zuerit, in einer folchen Anordnung eine 
wohlthätige Fürſorge für die wichtige Delonomie der ganzen 
Gemeinde erblickt und folche auch dankbar anerkannt haben. 
Unftreitig erftreden fi) aber diefe Beftimmungen des Ur» 
theil® weiter als auf eine ſolche Oberauffiht; nur weiß man 
body nicht recht, ob fidy die VBerrichtung der neu gefchaffenen 
Berwaltungsbehörbe blos auf die Berwaltung des Gemeinde 
guts und anf unbedingte Bezahlung der vom Bezirsrathe 
angewiefenen Gemeindeausgaben befchränfen, oder fie ſich 
auch auf eine Einmifchung und Theilnahme an den Innern 
Angelegenheiten ausdehnen fol. Schon ber erjtere Fall ent- 
hält eine völlige Abweichung von der ehevorigen Verwal⸗ 
tungsart. In allen Zeiten und Epochen ijt die Verwaltung 
und PVerwendung der Einkünfte ber Gemeindebehörde 
zugeftanden, habe foldhe unter dem Namen Sefjion, Muni- 
zipalität oder Bezirksrath beitanden, während dieje Verwal⸗ 
tung der gegenwärtigen, buch die Verfaſſung anerfannten 
Gemeindebehörde entzogen und einer von ihr ganz unab- 
hängig geftellten, neu gefchaffenen Behörde übertragen ift. 
Würde aber die vom Bezirfsrathe unabhängige Stellung 
diefer neuen Behörde und das verſuchte Wiederbefeben ber 
längſt abgegangenen drei Theile darauf hinweifen, daß ihr 
überhaupt die Beforgung der Gemeindeangelegenheiten zu⸗ 
ftehe, jo hätte fich das Verwaltungsrecht des Klofterd und 
feine Einmifhung in alle Bezirdangelegenheiten auf einen 
Grad ermeitert, wie folher felbit vor der Nevolution nicht 
ausgebehnter war. Dadurch würde der Bezirfsrath, dem 
als verfaffungsmäßiger Gemeindebehörde die Verwaltung ber 
Gemeindegüter, die Polizei, das Schul» und Armenwefen 
u. f. w. übertragen ift, feine Bedeutung und Wirkſamleit 
beinahe gänzlich verlieren und alle obgenannten Berrichtungen 
giengen in die Hand einer Behörde über, bie zur Hälfte 
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aus Kloftergeiftlichen befteht und vom Gotteshaufe präfidirt 
wird. Ob diefe von dem verfaffungsmäßigen Bezirksrathe 
unabhängige Gemeindebehörde auch noch von der Landes» 
gemeinde unabhängig und dadurch der Bezirk Einfiedeln 
mehr oder minder unter die Herrichaft des Krummſtabs 
zurüdgeführt fei, ift im Urtheil nicht ausgeſprochen. 

Was nun die getroffene Beitimmung hinſichtlich der Ver⸗ 
wendung von Kapital und der Einkünfte betrifft, jo wird 
auch die Waldſtatt die Zweckmäßigkeit diefer Beitimmung 
nicht verfennen, fofern fie nämlich die Meinung hat, daß 
der Zins von folden Kapitalien zur Beftreitung der Ge- 
meindebebürfniffe verwendet werben dürfe. Ebenſo find der 
Waldſtatt zu gleihem Zwecke auch die übrigen Einkünfte des 
ganzen Vermögens zugejichert, die noch dazu einen fchönen 
Zuwachs erhalten werden, wenn dad Klojter nicht, wie bis⸗ 
ber, mit den gewöhnlichen Steuern verſchont, fondern nad 
dem zwölften Artifel der Bundesverfaſſung, gleich wie jeder 
andere Gemeindebürger, angehalten wird, an die Bezirksaus⸗ 
gaben verhältnigmäßig beizutragen. Für eine folche Beſteu⸗ 
rang ift freilich dem Kloſter fchon zum Voraus ein Erfaß 
zugefichert, deffen Unbeſtimmtheit auch auf die Solidität 
feiner rechtlihen Grundlage ſchließen läßt. 

Zum Schluße des Ganzen, fährt die Denkſchrift fort, fei 
noch eine allgemeine Bemerkung erlaubt. Unftreitig ift die 
Selbitftändigfeit der Waldſtatt zu feit begründet, als daß 
ſolche jo Keicht wieder in die ehenorige Abhängigkeit vom Klo⸗ 
fter zurücigeführt werben könnte. Nichts defto weniger wird 
fie mit wachſamem und argwöhnifchem Blicke dieſe einmal 
erwachte Unabhängigkeit zu bewahren fuchen und manches ale 
eine Anfechtung derjelben anjehen, was eine ſolche weder iſt, 
noch fein fol. Natürlich Hingegen iſt e&, daß bie bereits 
vorhandene Spannung in der Ausübung der in Gemeinde- 
angelegenheiten dem Klofter eingeräumten Rechte mehr Nah- 
rung als Heilung finden und dadurch eine Stellung bewirkt 
werden wird, die gewiß weder für die Waldſtatt no für 
das Stift von heilfamen Folgen fein kann. Für Beide wäre 
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ed zu wünjchen geweſen, das Kloſter Hätte ſich aller Ein- 
miſchung in die Bezirks-Angelegenheiten begeben; ſolche der 
verfaffungsmäßigen Behörde, dem Bezirkörath, überlaffen ; 
ſich mit der ihm angebotenen Oberaufficht über da8 Hanpt- 
gut begnügt und, fofern bloß ökonomiſcher Vortheil ſolches 
zum Streite gegen die Waldftatt veranlaft hat, die Aus⸗ 
Scheidung angenommen, welche bie nicht fo faft hiefür, als 
vielmehr für ihre Selbftftändigfeit bejorgt gewejene Wald⸗ 
ftatt nod) während dem Laufe bed Prozeſſes mit der Hand 
des Friedens angeboten bat. 
Landsgemeinde Am 3. Mai verfammelte fih zu Einfiebeln die ordentliche 
vom 3. Mai; Bezirfögemeinde, entfernte bei den zu treffenden Wahlen die 
eurem Softerfrenndfichen und wählte ben Rathöherr J. Karl Benzi- 
desKloſters und ger, Sohn von Altlandammann "Karl Benziger, der fi im 
der Waldſtatt. Klofterjtreite am wefentlichiten betheiligt Hatte, zum Land- 
ammann. Gteichzeitig wurde der Drud der Klaufer’ichen 
Begenfchrift zum fantonsräthlichen Bericht vom 10. Hormung 
1829 beſchloſſen und einer fchriftlic eingereichten Erklärung 
des Klofters, daß es feiner Seits für dießmal feine Abge⸗ 
ordnete an die Landesgemeinde ſchicken werde, ſich aber laut 
Ultimatum vom Yahre 1816 und Kantonsrathsſpruch vor⸗ 
behalte, eine feierliche Verwahrung der Rechte der Waldftatt 
gegenüber geitellt. 
Die Berbreis Die Verbreitung der Klauſer'ſchen Denkſchrift wurde in 
— * — Schwyz als ein Eingriff in die Rechte der Staatshoheit be⸗ 
en voten trachtet. Man erklärte den gethanen Schritt für unbefugt 
vom Kantons: und brachte die Sache an den Kantonsrdth, der auf den 18. 
rath geahndet. und 19. Mai bei Eiden einberufen wurde. Der neugewählte 
Landammann Benziger und audere Mitglieder des Kantons- 
rathes von Einfiedeln wurden nad ihrem Erfcheinen in Schwyz 
in bürgerlichen Arreſt gefegt und mehrere Bürger, welche 
fih harter Ansdrüde gegen das Kloſter bedient hatten, ge- 
fänglih nad) Schwyz abgeführt. Ein NRegierungsabgeordue- 
ter, von einem Läufer begfeitet, brachte den ebenfalls im 
Kantonsrath anweſenden Landichreiber der Walditatt nad) 
Einfiedeln zurüd, um das Brotofoll der Landsgemeinde vom 
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3. Mai zur Stelle zu bringen. Darüber entbrannte in Ein- 
fiedeln die Entrüftung. Als der Landfchreiber wie ein Ge⸗ 
fangener auf das Rathhaus geführt wurde, rotteten fich die 
Bürger zufammen, Tiefen auf dad Rathhaus, lärmten, droß- 
ten und ftießen fowohl gegen das Klofter als den Abgeord- 
neten der Regierung Verwünfchungen aus. Nur mit Mühe 
gelang e8 einigen Befonnenern, die Wuth der Bürger zu be- 
fänftigen. Sodann wurde vom Kantonsrat ein Ausſchuß 
beftellt, welcher den Landammann J. Karl Beuziger, Sohn, 
und die Mitverhafteten verhören und ermitteln ſollte, wel- 
hen Antheil fie an der Verbreitung der Klaufer’jchen Denk⸗ 
hrift genommen. Dieſes Verfahren Liefert den beften Be⸗ 
weis, wie e8 in Schwyz mit der freiheit der. Berjonen 
und der Preffe damals beichaffen war. 

Auf den 2. und 3. Brachmonat wurde der Kantonsrath 
von Neuem einberufen, um über die Angeklagten fein Urtheil 
zu fällen. Dasſelbe lautete dahin: da Hr. Landammann 
%, Karl Benziger, Sohn, umd die übrigen Mitglieder der 
Einfiedlifchen Behörden in ihren Würden und Aemtern als 
beftätigt anerfannt feien und an den Sigimgen bed Kan⸗ 
tonsraths theilnehmen mögen: dagegen fei bezüglich der Be- 
lanntmachung der Klauſer'ſchen Denkſchrift in Rüdficht des 
Umftandes, daß bie Ehre des Kantonsrathes und die &e- 
techtigfeit e8 fordern, gegen Landammann %. Karl Benziger, 
Sohn, nnd den Ausfchuß der Walditatt erfannt : daß Erfterer 
im öffentlicher Rathsverſammlung, Legterer in der Wohnung 
des Kantonslandammanns einen angemefjenen Zuſpruch an⸗ 
hören und in die Prozeßkoſten verfällt fein follen. ‘Die übri- 
gen verhafteten Bürger mußten in öffentlicher Sitzung des 
Rantonsraths für die ausgeftoßenen Reden Abbitte thun und 
durften für unbeftimmte Zeit die Landesgemeinde nicht mehr 
befuchen.” Dem Füärfpred; Klaufer wurde die Ausübung fer 
ned Berufes im Kanton Schwyz verboten. Bei ihrer Zu⸗ 
täctunft von Schwyz wurden die Einfiebliihen Beamten mit 
Jubel begrüßt und ein immer tieferer Groll gegen Schwyz 
und das Kloſter bemächtigte fich der Gemüther. 
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Ginfieveln er» Weil das Urtheil des Kantonsraths vom 10. Hornung 
— ns einerſeits Undentlichkeiten enthielt und der Inhalt mehrerer 
—— peg Artikel desſelben die Bürger von Einſiedeln mit gerechter 
Urtheils vom Beſorgniß erfüllte, und anderſeits das Klofter mit verſchie⸗ 
10. Hornung. deuen neuen Rechtsverwahrungen hervortrat, jo Tonnte es 
nicht fehlen, daß fich unter den Parteien neue Mißhelligkei⸗ 
ten ergaben. Bei den am 19. Heumonat und 9. Auguft 
abgehaltenen Landesgemeinden kamen die Verhältniſſe zwiſchen 
Stift und Waldftatt neuerdings zur-Sprade und es erklärte 
die Landesgemeinde, daß fie das fantonsräthliche Urtheil vom 
10. Hornung jo lange als proviforifch betrachten müße, bis 
fi werde ergeben haben, od dasjelbe entweder auf dem Wege 
der Berufung oder Durchſicht eine Abänderung und Erläu⸗ 
terung der dunkeln Stellen erleiden köͤnne. Auch werde der 
Landesgemeindebeihluß von 1767 nur infofern anerfaunt, 
als er fih auf die früher zwifchen Waldftatt und Gotteshaus 
gewalteten Verhältniſſe bezog. ‘Diefe hätten fi) aber durch 
die Revolution, die Mediation und die gegenwärtige Verfaſ⸗ 
fung anders gejtaltet, woraus fich ergeben, daß die Wald- 
jtatt in Betreff ihrer politiichen Rechte Leine Richtſchnur aus 
der Zeit ihrer Abhängigkeit annehmen könne und daher ge 
gen den eriten Artikel des angeführten Urtheils Verwahrung 
einlegen müße. Einer befonderen Erläuterung bedürfe auch 
der 10. Artikel des Urtheild® und es möge ber hohe Kau- 
tensrath, daher erflären, was unter dem in biefem Artifel 
gemachten Vorbehalt zu verjtehen fei, da weder den Vorftehern 
noch den Waldleuten in der Waldftatt Einfiedeln irgend ein 
Gegenſtand bekannt fei, auf welcden die hohe Regierung An⸗ 
ſpruch zu machen hätte. Da die Walditatt um die Abände- 
rung einiger Beſtimmungen des Urtheils vom 9. Hornung 
einzulommen genöthigt fei, jo werde es die hohe Regierung 
ſachgemäß und natürlich finden, daß ehe und bevor hierin 
ein Schritt gefchehe, vorerit über die Zuſtändigleitsfrage zu 
Der Rantong- eutſcheiden fei, beziehungsweife ob und wie weit die Regie⸗ 
en — rung gegenüber der Waldftatt als Partei erſcheine. 
zung ber deid· Ohme ſich auf diefe Begehren einzulaffen, ertheilte ber 


ee Kantonsrath der Waldftatt den Rath, die noch obwaltenden 
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Mighelligkeiten mit dem Kloſter wo möglich in Güte beizu- 
legen ‚ indem er als den hiefür geeigneten Weg die Abſön⸗ 
dbetung der beiden Theile bezeichnete. Im gleihen Sinne 
wurde von diefer Seite auf das Kloſter eingewirkt,, welches 
fih zu einer Ausgleichung bereit erklärte, dabei aber zu wij- 
fen verlangte, welche Anſprüche von einem allfälligen dritten 
Theil an der Allınend wollen erhoben werben. Cine gleiche 
Antwort erfolgte von Seite ber Waldſtatt. Da dieſe aber 
über den Siun des Tantonsräthlichen Schreibens nicht im 
Klaren war und glei dem Kloſter Anſprüche auf die &e- 
nteindegäter von Seite der Hoheit, als ehemaligen britten 
Theil befürchtete, To wurde befchlofien, die Angelegenheit vor 
die Kantonsgemeinde zu bringen und den Bezirksrath zu be⸗ 
suftragen,, die Aufhebung der Uebereinkunft vom Jahr 1816, 
als mit der Verfaffung im Widerſpruch ftehend, geeigneten 
Orts einzuleiten. 

Am 9. Mai 1830 trat zu Ybach vor der Brüde die Lan⸗ Die flreitige 
beögemeinde zuſammen. In warmer Rede entwidelte Herr ee 
Landammann J. Karl Benziger, Sohn, die Natur der drei- — 
zertheilten Güter; bewies, daß dieſelben von jeher nur Ein⸗ 
fiedeln angehört haben und von Einſiedlern benutzt worden 
feien und zeigte den Landleuten, daß es ihren in Gott ru- 
benden Vätern niemals eingefallen fei, an denfelben Anſprüche 
zu erheben. Am Schluße der Rede befhwor er fie, daß fie 
frei und offen erflären möchten, daß ihnen keinerlei Rechte 
ar den genannten Gütern zuftehen. Mit Ruhe und Aufmerk⸗ 
famteit wurde der Redner angehört. Kein Gegenantrag wurde 
Inst und als ein Landmann mit erhobener Seimme außrief, 
dab Schwyz niemals Antheil an diefen Gütern gehabt. und 
daß es eine Ungerechtigleit wäre etwas zu fordern, wozu die 
Büter ſich niemals berechtigt glaubten, erhob fh 
ein beifälliges Gemurmel und duch Zuruf gab die Verſamm⸗ 
lung den Worten bes Nebners, ohne daß ein Mehr ge 
Idieden wurde, ihren Beifall. Nachdem Hr. Landam⸗ 
Mann J. Karl Benziger die Rechte der Waldftatt nochmals 
feterlichft verwahrt, erfannte bie Gemeinde, daß man trad;- 
ten ſolle, den unfeligen Streit in Minne beizulegen, wozu ſo⸗ 
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wohl das Stift als die Waldftatt aufs Träftigfte aufgefor 
dert fein follen. Würde fein Vergleich erzielt werden kön⸗ 
nen, ſo jolle nad) Verfluß von einigen Wochen die Kantons⸗ 
gemeinde. zur endlichen Behandlung diejes Geſchäfts nochmals 
zufammentreten. 

An Folge diefes Befchluffes nahmen die zu diefem Ende 
erwählten Vermittler die bereits angebahnte Vermittlung von 
Nenem zur Hand und brachten nah mannigfacdhen Unter 
handlungen folgenden Vergleichsvorfchlag zu Stande: Nach 
bemfelben erhielt das Stift von den vormals dreizertheilten 
Gütern den Gäftlingäberg, wogegen ed der Waldftatt alles 
ehemals unter dem Namen: „breizertheiltes Gut“ begriffene 
Vermögen überließ, mit Vorbehalt des Bodenzinſes. Da 
der Joachimiſche Vergleich vorbehalten blieb, fo verpflichtete 
fi jeder Theil, das ihm zugefallene Eigenthum ungefchleizt 
zu erhalten und ohne des andern Einwilligung nichts zu 
veräußern oder zu verpfänden. ‘Dem Stift war der Auftrieb 
von Sechzig, der Statthalterei Pfeffikon von zwälf Stüden 
Vieh vorbehalten, wofür fie den einfachen Auflag, gleich den 
andern Bürgern, entrichten follten. Schließlich erflärte das 
Stift, daß es allen Anfprüchen auf oberherrliche und gerichts⸗ 
herrliche Rechte für immer entfage und den Bezirk Einfiedeln 
in feinen rechtmäßigen Freiheiten in feiner Weife beeinträch⸗ 
tigen wolle. Auch trug ſich das Stift an, die feit dem Streit 
geführten Protololle und Rechnungen, fowie die Seffious- 
protofolle, welche die dreizertheilten Güter bejchlugen, nad 
genommener Abſchrift der Waldftatt zu behändigen. 

Nachdem das Klofter diefem Vergleich feine Zuftimmung 
ertheilt Hatte, wurde derjelbe von der auf den 14. Brady 
monat einberufenen Landesgemeinde des Bezirks Einfiebeln 
mit überwiegender Mehrheit angenommen, Damit hatte der 
leidige Streit, der zwifchen dem Stift und der Waldftatt feit 
beinahe drei Jahren mit Bitterfeit geführt wurde, fein Eude 
erreicht. | 

Abgejehen von dem materiellen Werthe, der dabei in 
Frage Tag, beitand das Weſen dieſes Streites darin, daß 
das Kloſter ſeine durch die Revolution verlornen Rechte wieder 








125 


erringen und feine politifche Stellung dem frühern Zuſtand 
annähern wollte, während die Waldftatt darnach ftrebte, die 
ihr durch die Revolution zugelommenen Rechte feitzuhalten; 
e8 war mit andern Worten ein Kampf zwifchen der alten 
und der neuen Zeit. Aus diefem Grunde wurbe der Aus- 
gang dieſes Streites nicht blos im Kanton Schwyz, fondern 
in der ganzen Eidgenoffenichaft mit Spannung erwartet und 
e8 trugen die allerwärts herportretenden SreiheitSbeftrebungen 
nicht wenig dazu bei, daß derſelbe einen für die Waldftatt 
fo gänftigen Ausgang nahm. 

Zu den wichtigſten Geſetzen, welde in diefem Zeitraum 
vom Rantonsrath erlaffen wurden, gehört die im Jahr 1821 
erlaffene Verordnung betreffend der Heimatlojen. Eine Rege⸗ 
(ung diefes für die Bezirke und Gemeinden höchſt wichtigen 
Berhältniffes ſchien um fo dringlicher, als eine große Zahl 
der Heimatlofen ihren Aufenthalt feit längerer Zeit und 
fortwährend im Kanton gehabt hatte, und viele berfelben 
durch die Pfarrer des Kantons ehelich eingefegnet worben 
waren. Da aus diefen und ähnlichen Gründen die Anhäu- 
fung der Heimatlofen nicht einzig in der Schuld der Bezirke 
und der Gemeinden lag, jo wurbe, um Allen gerecht zu wer- 
den, der Grundfag aufgeftellt, daß ſämmtliche Heimatlofe auf 
alle Bezirke des Kantons je nad) dem Verhältniß ihrer Be- 
völferung zu vertheilen feien. Umt dem ungeregelten Weſen 
dieſer Menſchen entgegenzuwirken und eine befjere, dem 
Staatszweck entfprechendere Ordnung in ihre Verhäftniffe zu 
bringen, wurde feftgefegt, daß die Heimatlofen die Erzeug- 
niffe ihrer Arbeit zwar feilbieten, aber unter feinem Vor⸗ 
wand betteln dürfen. Jeder Heimatlofe mußte mit einem 
Duldungsſchein verfehen fein, ohne welchen ihm in keiner 
Gemeinde Aufenthalt geftattet werden durfte. Diefe Dul⸗ 
dungsfcheine gaben weder ein Bürger⸗ noch Genoſſenrecht, 
und es waren die Heimatlofen nicht berechtigt, an politischen» 
and Genoffenberfammfungen Antheil zu nehmen. Kein Heimat» 
fojer durfte ohne Bewilligung des Kantonsraths heirathen, 
und es wurden ihnen mur dann Chebewilligungen ertheilt, 
wenn der Bezirk, wo der Heimatlofe eingetheilt war, darüber 
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war einvernommen worben. Den Pfarrern wurbe verboten, 
Ehen von Eingetheilten ohne eine ſolche Bewilligung einzu⸗ 
fegnen. Ebenfo durfte der Heimatlofe ohne obrigfeitliche Be⸗ 
willigung feinen Grundbefitz erwerben und es ftand einem 
jeden Landmann während einem Yahr daran das Zugrecht 
zu. Sämmtliche Eingetbeilte foliten alljährlich verzeichnet 
und die Verzeichniffe von den Behörden genau beuuffichtigt 
werden. Uneheliche Kinder heimatlofer Mütter, deren Väter 
unbekannt waren, fielen dem Bezirk zu, wo die Mutter das 
Duldungsredht hatte. Alte eingetheilte Familien und einzelne 
Hetmatlofe hatten an den Bezirk, dem fie zugetheilt waren, 
ein Jahrgeld von neun bis zwölf Neuthalern zu entrichten. 
Schließlich wurde den Bezirksräthen empfohlen, diefe Täftige 
Menjchenklaffe, um fie zu vermindern, ins Militär zu ftedlen. 
Dieſes Geſetz war um fo weniger geeignet, das Loos 
der Heimatlofen zu mildern, als dasjelbe nur mangelhaft 
zut Vollziehung gelangte. Dagegen trugen die ausnahms- 
weiſe Stellung, in welde die Heimatlofen durch dasſelbe 
verſetzt, und bie Tieblofe Härte, mit der fie behandelt wur» 
den, weſentlich dazu bei, das Uebel zu verfchlimmern und bie 
Kluft, welche diefe Menſchen von den übrigen Bürgern 
trennte, größer zu machen. Nach wie vor wucherten die 
Vebelftände, welche fih ar das beflagenswerthe Loos ber 
Heimatlofigkeit nüpfen, fort, und noch ift die Arznei nicht 
gefunden, welche dieſe Krankheit zu heilen vermödhte. Wohl 
haben fi beſſere Einrichtungen für die @leichberechtigung 
der Heimatlofen mit den übrigen Bürgern umſers gemein« 
famen Baterlandes ausgefprechen, aber noch bleibt ein großes 
Stüd Arbeit übrig, bis fi die Verhältniffe fo werden ge⸗ 
ftaltet haben, daß der Anblid eines Heimatlofen —1— un⸗ 
willkürlich an einen Parias erinnert. 
Schuldentrieb Das am meiſten in die bürgerlichen Verhältniſſe ein⸗ 
v. Jahr 1828. greifende Geſetz aus dieſem Zeitraum iſt der Schuldentrieb 
vom 28. Wintermonat 1828. Dieſes Geſetz zerfällt in ſieben 
Titel, welche in Paragraphen abgetheilt find. Der erſte hau- 
delt davon, wie der Schuldentrieb anszuüben fei und über bie 
rechtliche Dauer der Pfandlegung. Hier gilt der Grundfeg, 
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daß Jeder, der am Andern eine Anfprade macht, fih dur 
Legung des Pfandbatzens auf dem beweglichen und unbeweg- 
lichen Bermögen des Schuldners dinglich verfihern Tann, 
Der zweite Titel handelt von den Wirkungen des Schatz⸗ 
bagend und den Rechten und Obliegenheiten des Schulöners 
und des Gläubigers. Hier ift beftimmt, daß der Schagbagen 
alles fahrende und liegende Gut des Schuldners begreift und 
es hat die Legung und Anzeige desfelben die Wirkung, daß 
der Schuldner fogleich außer Stand gefekt wird, von dem 
mit Pfand belegten Gegenftand etwas zu veräußern, bei Ber- 
mögendftrafe oder förperlicher Züchtigung. Der dritte Titel 
handelt davon, wie die Schagungen vorzunehmen find. ‘Diefe 
werden an den mit Pfand beicgten Gegenftänden durch ver- 
eidete, von den Bezirksräthen beftellte Schätzer vollzogen. 
Iſt der Schuldner mit dem Ergebniß der Schakung nicht 
zufrieden, fo kann er vom nächſt abzuhaltenden Bezirferath 
die Ueberfchäger verlangen, welche dieſer aus feiner Mitte 
beitellt. Dem Schuldner fteht das Recht zu, das ihm geſchätzte 
Gut innert vierzehn Tagen mit baarem Geld zu Töfen; wäh- 
rend diefer Zeit fteht die gejchätte Waare in der Gefahr des 
Schuldners. Der vierte Titel befaßt fich mit den Fallimenten 
und ihrer Fertigung. Ein Ausfhuß des Bezirksrathes nebft 
einem vereideten Schreiber bilden die FallimentSbehörde, welche 
den Schuldenzuftand des Schulöners ermittelt und die Er- 
Härungen der Gläubiger entgegennimmt. Der Aufruf dieſer 
Behörde zur Eingabe der Forderungen an einen Schuldner 
hat die Wirkung, daß bie nicht eingegebenen Schulden ver- 
loren gehen. Die Fallimentsfommiffton fertigt bei Zugs⸗ 
erflärungen bie betreffende Liegenfchaft dem Gläubiger zu. 
Der fünfte Titel begreift die Beitimmungen der Güterzurück⸗ 
ftellung ohne Falliment in fih. Hier gilt der Grundfag, 
daR ein Schuldner das Unterpfand fo zurüdtelfen ſoll, wie 
er es angetreten hat, ungefchleift und unverändert. Auch hat 
der Schuldner in diefem Falle den unterpfändlich verficheri:n 
Glaͤubigern fo manchen Zins zu bezahlen, al8 er von dem 
Gute Augen (jährlichen Ertrag) bezog. Ein Gut, das mit 
Schatzbatzen behaftet ift, kann den Gläubigern nicht zuräd- 
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geftellt werden. Der fechste Titel handelt von Verſchreibun⸗ 
gen auf den Nuten des Unterpfandes; von der Berechtigung 
zum Einzug der Zinfen und von der Schatung wegen ver- 
äußertem Weibergut. In Rückſicht des erften Punkts ift 
feftgefeßt, daß vorläufige PVerfchreibungen auf den Nuten 
des Gutes und Vorausbezahlungen für denfelben feine recht⸗ 
liche Gültigkeit haben, fondern es ift der grundverficherte 
Gläubiger derjenige, welcher für nicht Laufend gewordene 
Zinſe das erfte und befte Recht hat, fofern er ed ausüben 
will. DVerfchreibungen von Bieh, in Kraft deren dasfelbe 
wieder zur Fütterung auf dem Unterpfand belaffen wird, 
follen den Zinsgläubiger nicht hindern, darauf zu greifen 
und ſich dasfelbe zufchägen zu laffen. Eine rau, die ſich für 
das von ihrem Manne veräußerte Gut verfichern will, muß 
fih zu diefem Ende einen Vogt geben Taffen; auch ift fie 
pflichtig, über ihre Anſprache gehörigen Ausweis zu geben. 
Jedem grundverficherten Gläubiger ift geftattet, ſich für feine 
gutbabenden neuen und alten Zinje auf den betreffenden 
Unterpfanden jeber Zeit bezahlt zu machen. Der fiebente 
Titel enthält Beitimmungen wegen aufgenommenen Geldern, 
DBevortheilung gewiffer Gläubiger und über das Zugrecdht an 
Kapitalien. Jeder Gläubiger, der eine Hypothek in Handen 
hat, Tann diefe nach Verftreihung des Zahltages verfilbern 
laſſen; eigenmädtige Zueignung ift verboten. ‘Die Verfilbe- 
rung einer Hypothek wird vom Bezirfsrath bewilligt, der 
biefür eine Tagfahrt anfegt. Falls die auf die Gant ge 
ſchlagene Hypothek die Anfprache und Gantkoſten nicht dedt, 
fo wird fie dem Gläubiger als Eigenthum zuerkannt ; all- 
fälliger Mehrerlös fällt dem Schuldner zu. Baar gelichenes 
Geld, das unverzinslich ift, und Liedlöhne mögen mit dem 
Zufchlag eines Viertheils der Schuldfumme eingezogen wer⸗ 
den; Strafen, obrigfeitlihe Schulden und folche, welche von 
Schatzungen herrühren, mit Zufchlag eines Dritttheild. Bei 
eintretendem Falliment follen Sterb- und obrigfeitliche Koften, 
Forderungen von Schat- und Salz-Amt, Rechnungen von 
Herzten und Apothelern, die innert einem Jahr erlaufen find, 
vor den übrigen Schulden bezahlt werden. Wer Kapital 
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an fi) bringt, dem foll der Befitzer des Gutes, worauf es 
haftet, daſſelbe inmert Jahr und Tag in gleihenm Werth und 
gleicher Zahlungsart, wie der Käufer ſolches an ſich brachte, 
einlöfen mögen. 

Dieſes Geſetz war von jeher und namentlich von aus- 
märtigen Gläubigern dem fchärfften Tadel ausgeſetzt. Wir 


glauben mit Unredht. Wenn deſſen Beitimmungen in man- 


hen Materien zu wenig erichöpfend und im Ganzen unge 
ordnet find; wenn man das Gantverfahren, welches für bie 
Werthbeſtimmung einer Sache der ficherfte Maßftab iſt, ver- 
mißt und flatt deffelben das fehr unzuverläßige Schagungs- 
verfahren beibehalten ift, fo Tiegt der Grund der Klagen doch 
mebr in der fehlerhaften Anwendung des Geſetzes, als in 
diefem ſelbſt, und vorzäglid in der ungleichartigen und 
willfürlihen Praxis, wie dieſe zum Nachtheil des Gläubigers 
und des Schuldners dur DBerufene und Unberufene betrie- 
ben wird. Namentlich erhält diefer in feinen Umriffen dar- 
geftellte Schuldentrieb in Beziehung auf die Flüſſigmachung 
verunterpfandeterForderungen ſehr zwechnäßige Beftinnmungen, 
und ebenjo ift für den grundverfierten Gläubiger und die 
Sicherheit feiner Zinfe hinlänglich geſorgt. Weniger läßt 
ſich dies vom laufenden Schuldgläubiger fagen. 

In diefem Zeitraum wurden auch in Betreff des Hypo⸗ 
thefarweiens einige fichernde Beſtimmungen erlaffen. Laut 
Beichluß des Kantonsraths follte jede Sapitalverfchreibung 
über Hundert Gulden von einem geſchwornen Schreiber ver- 
faßt, duch den Ammann eingejehen und beren Währfchaft 
durch eine in jeder Gemeinde hiefür beftellte obrigfeitliche 
Berfon geprüft werden. Bei Käufen, Kapital- und Schuld- 
verfchreibungen follte jeder dem gefehwornen Schreiber eröff- 
zen, wie der Handel ergangen war und die auf dem Kauf- 
gegenftand verzinslichen und überlangenden Kapitalien genau 
angeben. Zuwiderhandelnde follten für den Schaden ver» 
antwortfid gemacht und je nach Umftänden malefiziich be» 
ftraft werden. Diefe zwedimäßigen Beitimmungen gelangten 
in der Wirklichkeit leider nur theilweife zur Anwendung. 
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Von praktiſcher Bedeutung in Hinficht auf die Vermoͤ⸗ 


ae ar gensrechte der Ehegatten, war das im Jahr 1830 erlaffene 


Widmannsgeſetz. Es fanden ſich in Nüdficht diefer Rechte 
im Kanton Schwyz zwei ganz verfchiedene Rechtsſyſteme vor. 
Nur in den Bezirken Einfiedeln, Mar und Höfe, und in 
den älteften Zeiten aud im Bezirk Küßnacht, war von einem 
dießfälligen Recht der Ehegatten die Rede, während in Schwyz 
und Gerfau von jeher ein jehr befchränktes Rutniefungsrecht 
am Nachlaß des verfiorbenen Ehegatten beftand, welches aud 
in Küßnacht Schon früh zur Geltung gelangte. Dieſer Ge⸗ 
genſatz eines Erbrecht und Nutzuießungsrechts der Ehegatten 
erhielt fich bis zum 18. Wintermonat 1830, we ber drei- 
fahe Landratd mit Vollmacht der Landesgemeinde ein für 
den ganzen Kanton verbindliches und auf alle nach diejer 
Zeit gefchlojfenen Ehen anwendbares Widmannsrecht erlieh. 
Es ift nicht überrafchend, fagt Herr Archivar Kothing in fei- 
ner bezüglihen Schrift, daß diefes Gefeß die Grundfäge bes 
ſchwyzeriſchen Statutes vom Jahr 1741 auf alle Landestheile 
ausdehnte und fomit die Idee eines Erbrechts der Ehegatten 
jenjeits des Hackens gänzlich, verdrängte, wenn man bedenft, 
daß der Bezirt Schwyz fett der Uebereinktunft vom 26. Brachm. 
1814 ein entfchtebenes politifches Uebergewiht im Kanton 
hatte und diefes auch in der Geſetzgebung geltend machte. 
Gleich tm Eingang des neuen Tontonalen Geſetzes wirb der 
freie Bertrag der Eheleute in Rüdficht des Widmanns vor- 
behalten. Daraus folgt, daß Jedem das Recht zur Ab» 
fchließung eines Ehevertrages überlaffen ift, wie es die frü- 
here befondere Geſetzgebung zuließ. Sonft wird dem Manne 
dur) das erwähnte Gefet die Hälfte der Verlaffenfchaft als 
Widmann zugefchieden. Bei Tinderlofer Ehe gehört der über- 
lebenden Frau die Hälfte vom Vermögen des Mannes zum 
Widmann; find dagegen Kinder vorhanden, fo widmet bie 
Wittwe einen Kindestheil, wie ihn eine Tochter erben würde. 
Der Anfall des Widmanns ift auf den nächſten Martinstag 
nad) dem Tode des Gatten feſtgeſetzt, für Gerfau ift der 
St. Andreastag auch fürder anerfannt. Gegenüber den Sta- 
tnten jenfeits des Hadens, welche den Erwerb des Eherech⸗ 


131 


te8 von der phyſiſchen Vollziehung der Ehe (der Entgürtung) 
abhängig wachen, verordnet das neue Gele, daß dad Wid- 
mannsredht durch die eheliche Einſegnung erworben werde. 
Dian hat einen Hauptfehler diefes Gefetes darin finden wol» 
len, daß es dem Überlebenden Gatten unter allen Uinftän- 
den nur dad Nutznießungsrecht an einem Theil des Vermö— 
gend des DVerjtorbenen einräumt. Dies entſpreche der In⸗ 
nigfeit des ehelichen Verhältniffes nicht, ba der überlebende 
Ehegatte doch gewiß in einem innigern Verhältuiß zu dem 
Beritorbenen jtehe, als entferntere Verwandte. Wenn ich 
diefer Anſchauung vom Staudpunfte der Billigfeit nichts ent- 
gegenjegen läßt, jo Tann man gleichwohl fragen, ob fi 
diejelbe auch in ihren Folgen bewähren würde? Durd ein 
zu ausgedehntes Erbrecht des überlebenden Ehegatten an dem 
Bermögen des Berjtorbenen könnte der Vortheil der Finder, 
. and was mit diefem in phyſiſcher und moraliſcher Hinficht 
zufammenhängt, leicht Gefährde erleiden und das Vermögen 
feinem urſprünglichen Stamme entzogen werden und in fremde 
Hände übergehen. Ganz anders verhält es ſich mit der Nutz⸗ 
nießung, wo das Vermögen beim Stamme bleibt und der über- 
lebende Theil gleichwohl berechtigt ift, den Ertrag von einem 
Theil desjelben in feinem Nuten nad Belieben zu verwen- 
den. Auch wird die fcheinbare Härte diefes Geſetzes das 
durch gemildert, daß dem überlebenden Ehegatten in den mei» 
jten Fällen auf dem Wege des Vertrags von dem Erbe des 
Verftorbenen ein Theil der Fahrhabe als Eigenthum über- 
lofien wird. 


Betrachtung. 


Weiſer als die politifchen Parteien in der Schweiz, fagt 
ein hervorragender Eidgenofje, hatte Napoleon Bonaparte im 
Jahr 1803 ihren Bürgerkrieg vermittelt. Durch fein mäch— 
tige® Wort bewahrte er dem Volke die Freiheit, gab den 
Rantonen Berfaffungen, welche ſich den alten näherten, aber 
doh mit DVerbefierungen ausgeftattet waren, und legte die 
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vollziehende Gewalt in die Hände des Landmannes“. Der 
Sturz Napoleons und der Durchzug der dfterreichifchen Heere 
durch die Schweiz bot den Freunden des alten Zuftandes Ge- 
(egenheit, früher genoffene Vorrechte wieder zu erlangen. 
Mit der gewaltfamen Befeitigung der Rantonsverfaffungen 
fiel aud) die Bundesverfaffung und an die Stelle der weifen 
und gemäßigten Vermittlungsakte trat der Bund vom Jahr 
1815, ebenfo brüdig und haltlos, wie derjenige, welcher 
vor fiebenzehn Jahren die Eidgenoffenfchaft an den Rand des 
Abgrundes gebracht hatte. Der wohlgegliederte Bundesſtaat 
wurde mit einem loderen Staatenbund vertauſcht, der die 
im Bundesverein begriffenen Staaten hinſichtlich ihrer in- 
nern Angelegenheiten unangetaftet ließ und keine andere Zwecke 
fannte, als die Sicherftellung gegen den Eingriff fremder 
Mächte und die Verhütung innerer Kriege. Es begann, mit 
einem Worte, der Kampf bed Alten um die Herrichaft Aber 
das Beflere. 

Aus dem Wejen eines Staatenbundes gehen aber gewiſſe 
Forderungen hervor, welche für einen foldjen Verein uner- 
läßlich find und es bleibt zu unterfuchen, ob der Bunb vom 
Kahr 1815 diefen Forderungen Genüge leistete. Bet einem 
Staatenbund ift es vor Allem nothwendig, daß die Verfaf- 
jungen der einzelnen Bundesftaaten nach ihren wefentlichen 
Grundfägen mit einander übereinftimmen. Da nun ein 
Theil der Verfaffungen der Kantone auf demokratiſche, der 
andere auf ariftofratifche Grumdlagen gebaut war, fo war 
der neue Bundesverein ſchon aus diefem Grunde ungeeignet, 
diefem Erforderniß zu entfprechen; davon war die Folge, daB 
fih die Stände bei jeder bedeutenden Mafregel, welche den 
allgemeinen Verein betrafen, wegen der Ungleichheit der 
Srundfäge, die fie in Beziehung auf eidgenöffifche Politik 
befolgten, nicht verftändigen fonnten. Dies war aud) bie 
Urfache, daß fpäterhin alle Verfuche zur Einführung einer 
mehr dem Bundesftaate ſich annähernden Verfaſſung fcheiter« 
ten und daß die Einführung einer ſolchen erjt dann glückte, 
nachdem die Verfafjungen ſämmtlicher Stände en 
Grundlagen erhalten hatten. 
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Ein anderes unerläßliches Erforderniß für einen Bundes- 
ftaat ift die Beſchränkung des Rechtes der einzelnen Bundes— 
jtaaten, Souderverträge unter fi) und mit andernStaaten abzu- 
ſchließen. Die Nothwendigfeit einer folchen Beſchränkung ift 
um jo augenfälliger, als durch die Abjchließung von ſolchen 
der allgemeine Zweck de8 Bundes gefährdet werben kann. Abge⸗ 
jeden von diefem Umftande ift es natürlich, daß jeder Staat, 
gleich dem einzelnen Dienfchen, feinen Sondermwillen hat und- 
benjelben, vernöge eines innewohnenden Hanges, fo oft zu 
bethätigen fucht, als es feinem Vortheil gemäß fcheint. Es 
wird fich diefer Sonderwille aber fo oft verrathen, als die ver: 
Ichiedenen Wechfelbeziehungen unter den Staaten diefen oder 
einen andern Zuftand wünjchbar machen. Je mannigfaltiger 
ſich nun der Vortheil der einzelnen Staaten durchkreuzt und je 
ftärler der Wille ift, welcher diefen Vortheil zu erreichen 
jtrebt, deſto häufiger find die Krifen, welche die allgemeine 
Wohlfahrt der einzelnen Staaten bedrohen und den Verein 
feiner Aüflöfung entgegen führen. 

Ein drittes, wejentliches Merkmal des Staatenbundes ift 
die Wreiheit des Handeld und der Waaren«Durdfuhr innert 
den Grenzen feines Gebiete. Die Gewähr diejed Grund« 
ſatzes, welche im Bundesvertrag von 1815 zwar angedeutet, 
aber nicht genügend durchgeführt ift, ift feine Vergünftigung, 
fondern eine Handlung der Gerechtigkeit. Ein Stantenbund, 
der feinen Gliedern geftattet, diefe Freiheit zu befchränfen, 
verfeßt fie gewiffermaßen unter einander in einen Kriegs⸗ 
zuftand und geftattet ihnen ein Kriegsrecht mitten im Frieden. 

Sehr bemerfenswerth für die damaligen Beftrebungen ift 
e8 ferner, daß bei allem Hang, die Sefbftftändigfeit der Kan⸗ 
töne in den Vordergrund zu ftellen, eine Beftimmung in 
den Bundesvertrag vom Jahre 1815 aufgenommen wurde, 
welche der Selbftjtändigfeit der Kantone, bezüglich ihrer in- 
nern Angelegenheiten, wejentlichen Eintrag that. Es iſt dies 
der folgenfchwere Artikel XII des Bundesvertrags, welcher den 
Sortbeftand der Klöfter und Kapitel und die Sicherheit ihres 
Eigenthums, fo weit es von den Kantonen abhängt, 
gewährleiftete. Da nur ſolche Grundjäge in die Bundes— 
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urkunde gehören konnten, welche fänmtliche Theile des Bundes 
in gleicher Weife beichlugen und viele Stände, und zwar bie 
mächtigſten, von der genannten Beftimmung gar nit be» 
troffen wurden, fo mußte e8 fi) von felbjt ergeben, daß in 
vorkommenden Fällen diefer auch in feiner Faſſung unklare 
Artikel bei der Gefammtheit feine Beachtung fand. 

Aber auch in Beziehung auf die äußere Sicherheit war 
der Bund von 1815 fehr mangelhaft. Damals, wie jett, 
hatte die Schweiz Oefterreich und Frankreich zu Nachbaren; 
aber beide Staaten ftanden nım weit mächtiger da, als vor» 
mals. Diefer Umſtand machte e8 für die Schweiz zur Noth- 
wendigfeit, auf eine PVerftärfung ihrer Kriegsmacht Bedadıt 
zu nehmen, die nur duch eine mehr einheitliche Verfaffung 
erreichbar gemwefen wäre. Zwar war ber Schweiz vom 
Wiener Kongreß die immerwährende Neutralität zugefichert ; 
allein was die Neutralität für einen Werth hat, wenn man 
fie nicht mit Waffengewalt zu behaupten vermag, darüber 
hätte man fi) aus den neueſten Ereigniffen belehren können. 

Auf diefe Weife Hatte die Schweiz durch die übereilte 
Befeitigung von Napoleons Vermittlungsakte aufgehört, ein 
Bundesftant zu fein, und wegwerfend, doch nicht mit Un» 
recht, wurde fie in der fränfifchen Deputirtenfammer ein 
Aggregat von Gemeinden genannt. Dur den Bundesver⸗ 
trag von 1815 wurde ber ehemalige Bundesſtaat in eine 
Menge für ſich lebender Körper zerftücdelt, die lofe genug 
verbunden waren, um jeden Augenblid aus einander fal- 
fen zu können. Ein Glück für die Schweiz, daß diefe Ber- 
foffung nicht nur, wie alle menfchlichen Einrichtungen, fehon 
bei ihrer Geburt den Keim der Anflöfung in ſich trug, fon- 
dern daß fie mit einer jolchen Menge von zerjetenden Ele 
menten gefchwängert war, daß ihre Auflöfung in kurzer Zeit 
von felbft erfolgen mußte. 


Sehötes Bud. 


Bie Deit des Wiederauflebens der demohratifcen 
Grundfüße von 1830 bis 1841. 


Erfies Hanptſtück. 





Politiſche Iimgeftaltung des Rautons Schwyz 
während dieſes Zeitabfchnittes. 


Gegen dad Ende der Zwanziger» Jahre gab fich im Die Stimmung 
größten Theile der Eidgenoffenfchaft eine freiere Regſamkeit gegen das Ende 
in politifchen Angelegenheiten kund und noch ehe der halliſche der er 
Hahn zum zweiten Mal den Morgengruß der Freiheit ver- 
findet, warden die Mängel, an denen das eidgenöffifche und 
Iontonale Staatsieben fiechte, freimüthig beſprochen und bie 
Stimme aufgellärter Baterlandsfreunde rief lant nach Ver⸗ 
beilerungen. Diefer Ruf fand aud im Kanton Schwyz feinen 
Wiederhall, und wenn fi) daB Bolt von Altſchwyz im Hin- 
bi auf feine bevorzugte Stellung politiſchen Neuerungen 
abgeneigt zeigte, jo waren die Zandiente in den äußern Be⸗ 
zirlen nach folden um fo begieriger und feſt entfchloflen, 
fh aus ihrem unebenbürtigen und gewährlefen Zuftanbe 
anfzuraffen. Rechtögleichbeit war ihr Wahlſpruch und mit 
neuer Stärle erhob ſich die niemals ganz verftummte Klage 
über die Nichterfüllung der Uebereintunft vom Jahr 1814, 
nach welcher für den ganzen Kanton eine Verfaſſung hätte 
entworfen werden follen. Außerdem befchwerten fich die Be⸗ 
zirfe über die Gewaltsanmaßungen bes Wochenrathes von 
Sehwjz, dem bis zur Einführung ber werjprodenen Ver⸗ 
fefiung nur die Erledigung minder wichtiger Gefchäfte und 
die Führung bes Tantennien Briefwechſels, wichtigere Ges 
ſchafte Hingegen dem Landrathe zulommen follten. Nun aber, 
jo Hapte man, fei das umgelehrte Verhältniß eingetreten 
und die Dberbehörbe dahin gebracht worden, bei dem Wochen⸗ 


Die äußern 
Bezirke ver: 
langen eine 
Berfaflung. 
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rath Magddienſte zu thun. Diefer habe, ohne die mindefte 
Mittheilung an den Landrath, die wichtigften Geſchäfte ab- 
gewandelt; außerordentliche Geſandtſchaften auf die Tag⸗ 
fagung geordnet und diefen, mit Umgehung der zuftändigen 
Behörde, Aufträge ertheilt; ferner babe er über den Did- 
zefanfond nah Gefallen verfügt und die wichtigſten Aus- 
ſchüſſe ausſchließlich mit Herren aus dem alten Lande bejekt. 
Nicht minder eigenmächtig habe der Wochenrath auf die innern 
Angelegenheiten der Bezirke eingewirkt und nicht felten Ur⸗ 
theile und Verordnungen der Bezirksbehörden, ohne dieſe 
darüber anzuhören, abgeändert oder aufgehoben; auch habe 
fih der Wochenrath an der durd die Mebereinfunft vom 
Jahr 1814 gewährleifteten Handeld- und Gewerbsfreigeit 
vergriffen. Aehnliche Gewaltanmaßung habe fich die Bezirks. 
gemeinde von Schwyz erlaubt, indem fie kantonale Gefeke 
eigenmädtig aufgehoben und die mit Recht verpönte Pral⸗ 
tizirordnung wieder in's Leben gerufen habe. 

Um diefe Webelftände zu heben und den Uebergriffen von 
Altſchwyz Schranken zu fegen, drangen bie äußern Bezirke 
auf eine Kantonsverfaffung mit gleihmäßiger Stellvertretung 
in ber oberften Bandesbehörbe nach dem Berhältniß der Be 
vöfferung, wogegen im alten Lande allgemein die Anficht 
herrfchte, daß der Altſchwyzer durch eine jolche Stellvertretung 
in Abhängigkeit von feinen ehemaligen linterthanen gerathen 
würde. Diefer tief gewurzelten Auſchauung ift es vorzüglich 
zuzuſchreiben, daß das an das Herrſchen, und den daher 
fließenden Vortheil gewöhnte Volt von Altſchwyz allen Be 
ftrebungen, von denen e8 eine Veränderung diefes Zuſtandes 
befürchtete, jederzeit einen fo entfchlofienen Widerftand ent- 
gegenfegte. 

So war bie Stimmung im Lande Schwyz, als ber. erfte 
Boriteher des Bezirks Einfiedeln unterm 13. Fünner 18830 
im ganz gejeffenen Landrath den Antrag ftellte, daß endlich 
eine den Bedürfniffen der Zeit angemeffene Verfaſſung ent 
worfen und der Kandeögemeinde zur Genehmigung oder Ver 
werfung vorgelegt werben möchte. Dieſer Antrag fand von 
mehreren Seiten Unterftägung und es wurde darauf hinge⸗ 
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wiefen, daß es ebenfalls der Tandrath gewefen, der im Jahr 

1814 über die PVerfaffungsangelegenheit Beſchlüſſe gefaßt 

babe. Rad) langer Berathung wurde ber Antrag zur Begut- 

achtung an einen Ausschuß gewielen. Nachdem biefer feine 

Arbeit vollendet, verfammelte fich der dreifache Landrath am 

15. Hornung von Neuem und beſchloß, auf Vorfchlag des 

Ausſchuſſes, mit überwiegender Mehrheit : daß e8 bei der 

alten Verfaſſung vom Jahre 1803 und ihren feitherigen 

Ergänzungen fein Verbleiben haben folle. 

Da dieſer Beichluß den gerechten Wünfchen der Bezirke Weitere 

nicht entiprad und die Art, wie man ihre Borjtellungen Shritte der 
; ; ; Bezirke in der 

enigegennahm, für ihre Sache wenig Hoffnung in Ausficht Berfaffungss 

ftellte, fo wurde die Gährung in den äußern Landſchaften angelegenheit. 

heftiger und es brachten die politifchen Bewegungen und | 

Erfolge in andern Kantonen allınälig die Ueberzengung zur 

. Reife, daß der Zeitpunkt gefommen fei, verfümmerte echte 

zur Geltung zu bringen und durd; das Mittel einer PVer- 

foffung für die Zufunft ficher zu ftellen. Die Bahn wurde 

von der March gebrodhen,, indem der dortige Bezirksrath 

unterm 15. Weinmonat denjenigen von Einſiedeln einlud, 

zur endlichen Erzielung einer Verfaffung mit ihm gemein» 

fom Hand tn Hand zu gehen. Da die Sache von Wichtig⸗ 

feit war und beiden Bezirken gleichen Vortheil gewährte, fo 

entſprach Einfiedeln gern, indem e8 denen aus der March 

das Wort darauf gab, daß es ihren Lobenswerthen Beftre- 

bungen gänzlich betpflichte und zur Erreihung derjelben alle 

Kräfte anftrengen werde. Cine ähnliche Einladung ergieng 

auch an die übrigen Bezirke, und da nach Erdaurung der 

Sache durch die dreifachen Räthe von allen Seiten Zuftim- 

mung erfolgte, jo traten die Vorfteher derfelben, mit Aus- 

nahme deren von Gerfau, zu einer Beſprechung in Einfiedeln 

zufammen. Die Abgeordneten famen überein, daß fie zur 

Crreihung des vorgeftedten Zieles Teinen andern als den 

nefegfichen Weg betreten wollen und beſchloſſen, bei dem 

ganz geſeſſenen Landrath das PVerfaffungsbegehren in ehren» 

bietiger, aber fefter und männlicher Sprache von Neuem 

zu ſtellen. 
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Diebfällige Demgemäß wurde dem Santonsrath am 17. Wintermonat 
Denkſchrift der von den Bezirfen March, Einfiedeln und Pfeffiton, denen 
a — ſpäter auch Gerſan beitrat, eine Denkſchrift eingereicht, deren 

weſentlicher Inhalt folgender iſt: „Wenn die äußern Land—⸗ 
ſchaften die Bearbeitung der ſchon früher verheißenen Kan⸗ 
tonalverfaſſung verlangen, ſo werde dieſes weder auffallend 
erſcheinen, noch viel weniger einer unedlen oder verwerflichen 
Abſicht zugeſchrieben werden wollen. Durch vielfältige Er- 
fahrungen ſei das Volk der äußern Bezirke zu der Ueber 
zeugung gelangt, daß die wenigen Ueberbleibfel der ehevor 
beitandenen Verfaſſung weder Ordnung noch Sicherheit zu 
gründen, noch viel weniger für die Freiheit und Rechte der 
verfchiedenen Kantonstheile Gewähr zu leiften vermögen. 
Bon diefer Empfindung durchdrungen, wagen e8 die DVors 
fteher der äußern Bezirke, die oberjte Landesbehörde auf die 
gegenwärtige Lage des Kantons aufmerffam zu machen und 
zur Abhülfe aller Befchwerden und zur Dämpfung der fid 
zeigenden Gährung eine auf Billigfeit und Gerechtigkeit ge- 
gründete Verfaffung zu begehren. 

„Vorzüglich aber fei fein Augenmerk auf eine, nach dem 
Verhältniß der Bevölkerung berechnete, Stellvertretung in 
den Kantonalbehörden gerichtet, indem es diefe als das fräf- 
tigfte Mittel und den wichtigften Haltpunft feiner Freiheit 
betrachte und verlangen müffe, daß dieſes Verhältniß als die 
Hauptgrundlage der neuen Verfaſſung anerfannt werde. 

„gur Begründung ihres gerechten Begehrens berufen ſich 
die äußern Landfchaften auf die Vorgänge vom Jahr 1802. 
Wenn man fidh deren erinnern wolle, fo fei es unnöthig, den 
Genius der Zeit zur Rechtfertigung des geftellten Begehrend 
anzurufen und überflüffig, auf die Volksſtimme in den übrr 
gen Schweizerfantonen und den vortrefflichen Geijt, der ihre 
Regierungen leite, aufmerffam zu machen. ‘Die äußern 
Bezirke halten ſich einfach an die gejellfchaftliche Verbindung, 
die im Jahr 1802, als dem Zeitpunkte des Wiederauflebens 
des Kantons, geſchaffen worden jei. 

„Aus diefen Gründen verlange das Volk der äußern Be 
zirke, daß, auf die bezeichnete Grundlage gejtügt, für den 
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Kanton Schwyz unverweilt eine Verfaffung entworfen werden 
möchte. Sparen Sie, fo ſchloß die Denkfchrift, diefes Wert 
nit für einen Augenblid auf, der uns nicht mehr Zeit 
zur erforderlichen Weberlegung geftattet; bewahren Sie dem 
Kanton das Glück des Friedens und der Ruhe und werden 
Sie dadurch, wie einſt die Väter, die Stifter, die Netter 
und Beſchützer der fchweizerifchen Freiheit! — Auf Ihre 
gegenwärtige Verfammlung find die Augen von und Allen 
gerichtet; auf Ihre Entfcheidung ift die Erwartung Aller 
geipannt. Gott gebe, daß Sie das große Ziel nicht ver- 
fehlen und unfer allfeitiges Heil befördern, damit alle Land⸗ 
fhaften treu vereint bleiben und ihnen das Vergnügen zu 
Theil werde, Sie ald die Väter des Vaterlandes verchren 
zu können.“ 

Obſchon diefe Denkſchrift nichts Neues enthielt, da in der- 
jelben das ſchon oft geftellte und durch die Uebereinkunft von 
1814 gewährleiftete Begehren einer gemeinfamen Kantonsver⸗ 
faffung nur wiederholt wurde, jo bradjte diefelbe bei der Mehr- 
heit des aus Altſchwyzern beftehenden Landrathes gleichwohl 
eine mißbehagliche Stimmung hervor. Während ihrer Bele⸗ 
fung erhob fich ein Gemurmel und man hörte die Worte : das 
it Nebellion, das ift Jakobinerthum. Aber die zahlreich vers 
fammelten Kantonsräthe der äußern Bezirke Ließen ſich da- 
durch nicht abjchreden. Furchtlos und vereinten Sinnes 
iprahen fie für Erlangung der von ihrem Volke erfehnten 
Kantonsverfaffung. Allein wie hätten ihre Stimmen Gehör 
finden können, da der Stantonsrath zu zwei Drittheilen aus 
Altſchwyzern beftand ? Die Kantonsräthe des alten Landes 
äußerten unverholen, daß fie ihr Befremden über das an⸗ 
maßende Begehren der Bezirke nicht unterdrüden können. Die 
Uebereinfunft zwifchen dem alten Lande und den Bezirken 
vom Jahr 1814 fei auf gejeglihen Wege zu Stande ge 
kommen und es habe die Behörde, an welche da8 Schreiben 
der Bezirke gerichtet fei, in diefer Sache nicht® zu verfügen, 
indem darüber einzig die Landesgemeinde, mie dies früher 
geſchehen, eintreten könne. Ohne in Sachen einen Beichluß 
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zu fallen, ging der Kantonsrath in gereizter Stimmung aus⸗ 

einander. 
Die Verfaſ⸗ Nachdem die Kantonsräthe aus den äußern Bezirken duch 
ſungsangele- dieſe Vorgänge die Ueberzeugung gewonnen, daß ihrem Bes 
ne gehren, betreffend Entwerfung einer neuen Rantonsverfaffung 
meinden. niemals werde entſprochen werden, hielten fie ſich ihres Auf 
trags entledigt und legten die gefcheiterte Angelegenheit ih— 
rem Volke neuerdings zur Berathung vor. Dies geichah im 
Laufe des Chriſtmonats an den in den Bezirken abgehafte- 
nen Landesgemeinden. Deren Ergebniß war, bei gleichen Wün- 
ſchen und gleiher Stimmung, überall das nämlidhe. Die 
Denkſchrift von 17. Wintermonat wurde allenthalben gench- 
migt und das Begehren der Bezirke in elf Punkte aud- 
geihieden und durch Abgeordnete der vier Bezirke (ohne 
Gerfau) unterm 18. Chriftmonat in Schrift verfaßt, um 
dasjelbe ſowohl den Kantonsbehörden als dem Wolfe von 
Schwyz zur Kenntnig zu bringen. Folgendes ift der Wort⸗ 
laut der betreffenden Gemeindebefchlüffe: 1. Fordern wir eine 
die Freiheiten und Rechte aller Privaten fichernde Verfaffung 
und eine auf das Verhältniß ber Bevölferung berechnete Ver 
tretung in den Santonsbehörden. 2. Anerfennen wir die 
jegige Eintheilung des Kantons in Bezirke und verlangen 
dabei, daß die Gemeinde Neichenburg mit dem Bezirke Mard 
bereinigt werde. 3. Anerkennen wir ferner ben Fleden Schwyz 
als den Hauptort des Kantons, fomit als den Sit der Kans 
tonal-Regierung und den Verſammlungsort aller Kantone 
Autoritäten. 4. Ehren und lieben wir das biedere Vollk von 
Schwyz und verlangen mit bdemfelben nur Ein und das 
gleiche freie Volk zu fein. Deßwegen foll auch die Verſamm⸗ 
lung aller Landleute des Kantons oder der fieben Bezirke 
fernerhin die Rantonsgemeinde heißen, und die höchite Ges 
walt oder Souverain des Kantons fein und bleiben. Es foll 
jedvoh an diefer Verſammlung nichts über das bejondere 
Eigenthum der Bezirke, Korporationen und Privaten ver 
fügt werden, über alle andern Gegenftände aber freie und 
ungebundene Berathung ftattfinden. 5. Berlangen wir einen 
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Rantonsrath, wie er im Jahr 1802 und 1803 zufammen- 
gefeßt war und zwar namentlich, daß jeder Bezirk auf zwei- 
hundert ftimmfähige Landleute ein Mitglied in denfelben zu 
wählen berechtiget fein folle, fo wie, daß dieſe, vereint mit 
dein regierenden Landammann des Kantons, Statthalter und 
Sädelmeifter den Kantonsrath bilden follen. 6. Wir ver« 
langen eine aus allen Bezirken nach dem DVerhältniß der 
Bevölkerung zufammengefegte Kommiſſion, welche zur Zeit, 
wenn der Rantonsrath nicht befammelt ift, die Geſchäfts⸗ 
führung bejorgt, jeboch gegen Beſchlüſſe der Bezirksbehör⸗ 
den nichts verfügen kann; auch alle übrigen wichtigern Ge⸗ 
genftände nicht von fich aus enticheidet, fondern blos für 
die Tünftige Berathung des Kantonsrath® begutachtet, über 
ihre Verhandlungen ein geföndertes Protokoll führt und das⸗ 
felbe dem fich beiammelnden Kantonsrath jedesmal zu feiner 
Genehmigung vorlegt. 7. Wir verlangen auf jedes Mitglied 
des Kantonsraths zwei Erjakmänner, welche mit den Mit- 
gliedern ded Kantonsraths den zweifachen und dreifachen Kan 
tonsrath ausmachen. 8. Wir verlangen ein Kantons⸗Appel⸗ 
lationsgericht von fo viel Mitgliedern und auf gleiche Weife 
gewählt und zuſammengeſetzt, wie folches die Verfaflung vom 
Sahre 1803 beftimmte. Wir anertennen auch Alles, was in 
diefer Verfaffung über den Civil⸗Prozeßgang enthalten und 
bi8 anf dieſen Augenblick unangetaftet geblieben ift. 9. Wir 
anerkennen in jedem Bezirk eine Volksverfammlung oder Lan⸗ 
desgemeinde ald die höchite Gewalt desfelben, die, gleich der 
Rantondgemeinde, nichts über das bejondere Eigenthum ver⸗ 
fügen, über alle andern Gegenfjtände aber frei und ungebun- 
den berathen Tann. 10. Wir anertennen die in den Bezir⸗ 
fen wirklich beftehenden Bezirksräthe und Bezirksgerichte und 
verlangen, daß bis zum Erjcheinen einer neuen Berfaffung 
diefelben fo wie die, laut vorgehenden Artileln zu erwäh- 
enden Kantonsbehörden in ihren DBerrichtungen nah den 
ihnen angewiefenen Kompetenzen fortfahren follen; wir vers 
langen ferner, daß der auf diefe Weife neugewählte Kan⸗ 
tonsrath die Wünfche, die ihm in Bezug auf Verbefjerungen - 
und Abänderungen in der Berfaffung vorgelegt werden, in 
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Ueberlegung nehme, eine möglichft vollftändige, auf Billig. 
feit und Gerechtigkeit begründete Berfaffung für den ganzen 
Kanton beförderlichft bearbeite und folge dann der Kan- 
tondgemeinde zur Genehmigung oder Verwerfung vorfege. 
Jedoch ſoll Über das aufgeftellte Repräfentativverhäftntg 
feine Abänderung ftattfinden. 

Deim Punkt 11 traten folgende Abänderungen 
ein: „Die March Hatte den 11. Punkt alfo ange 
nommen: 

„Um jede Trennung in dem Kanton verfchwinden und Friede 
und Eintradht wieder aufblühen zu maden, und bie volifte 
brüderlihe Vereinigung unter allen Bewohnern des Kantons 
zu bezweden, wünfchen wir, daß, jo wie der Genuß ber po- 
litiſchen Nechte nte mehr das ausschließliche Vorrecht einer 
Klaffe der Kantonsbürger fein kann, dem Klojter Einfiedeln 
feine Vorrechte vor Privaten zugeftanden und bie ehemali- 
gen Beifaffen aus allen Bezirken als politiſche Landlente 
angefeben und behandelt werden jollen.“ - 

Weiter gehend war in Rüdficht diefes Punktes Einfiedlens 
Beſchluß, dem fich Pfeffllon ganz, und Küßnacht im Weſent⸗ 
lichen anſchloßen. Er lautete bezüglich des Kloſters Einſiedeln: 

„Wir fordern, daß dem Klofter Einfiedeln feine Vorrechte 
vor Privaten zugeftanden, daß das alte eidgendfjifche Amorti⸗ 
fationsgefeß megen Ankauf von liegenden Gütern gegen das 
felbe in Anwendung und Ansübung gejett und daß ihm aller 
Handel unterfagt werde.“ 

Die äufern dee Kaum waren dieſe von den Landsgemeinden der äußern 
zirke weigern Bezirke einftimmig gefaßten Beſchlüſſe befannt gemorden, als 
ae fi) der damalige Vorort Bern wegen der in mehrern Kan⸗ 
fuchen. tonen ausgebrochenen Unruhen genöthig: fand, die Tagſat⸗ 
ung außerordentlid zuſammen zu berufen. In Folge defien 

follte fih der ganzgejeifene Landrath des Standes Schwyz am 

16. Chriftmonat verfammeln. Allein die Ergebniffe des jüng- 

ften Kantonsrathes, die ſchnöde Zurückſtoßung ber eingereid- 

ten Denffchrift und bie perfönlühen Kränkungen, welche bie 

- Kantonsräthe der äußern Bezirke erbuldet hatten, waren noch 

in zu friſchem Andenken, als daß fi ein einziges Mitglied 
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hätte entſchließen können, der ergangenen Einladung Folge 
zu geben. Dagegen gaben die nicht erfchtenenen Mitglieder 
des Kantonsraths durch eine Zuſchrift an den Vorfigenden 
desjelben zu erfennen, daß fie durd) ihr Fernebleiben den zu 
behandelnden Gefchäften feinen Eintrag thun wollen und jes 
derzeit zu Allem bereit feien, was eidgenöffifche und wahre 
Bürgerpflicht von ihnen fordern werden. 

Der am 16. Chriftmonat zujammcengetretene Landrath 
fand fih durdy das Fernbleiben der äußern Bezirke beleidigt 
und berief die Verſammlung nochmal ein, indem er be 
merkte: „weil die äußern Bezirke die Bereitwilligfeit ausge- 
ſprochen, zur Zeit ber Noth örtliche Intereſſen jenen des 
Giſammtvaterlandes hintan zu fegen, fo gebe er fich getroft 
der Hoffnung Hin, daß fie, um die tieferfehütterte Ruhe in 
der Eidgenofjenfchaft möglichſt aufrecht zu erhalten und die 
biefür erforderlichen Maßregeln zu treffen, an den Berath- 
ungen der oberjten Landesbehörde Theil nehmen werben. 
Wegen der geforderten Abänderung , betreffend Stellver⸗ 
tretung in den oberſten Kautonalbehörden, hätte man erwarten 
dürfen, daß dieſes Begehren nicht mit Ungeftüm und im 
Zaumel des Zeitgeiftes gejtellt worden wäre, und zwar um fo 
wehr, da es den Beſtimmungen der freimillig und in guten 
Treuen eingegangenen Uebereinfunft vom Jahr 1814 ent» 
gegen fei. Man hätte ferner erwarten dürfen, daß die Be⸗ 
zirfe beherzigen würden, daß es nicht einem ‘Theil zuftehe, 
den mit einem andern Theil eingegangenen Vertrag einfeitig 
aufzuheben, jondern daß dieſes Necht nur im Einverfjtändniß 
beider Theile ausgeübt werden könne, welchem Grundſatz auch 
der Genius der Zeit buldigen müße. Wenn es fid) darum 
handle, eine durch die angerufene Webereintunft bedungene 
Rantonalverfaffung zu bearbeiten, jo jei diefem Wunſch durch 
den fantensräthlichen Beichluß vom 15. Hornung diefes Yah- 
res bereits Genüge gejchehen,, indem durch denjelben bejtimmt 
worden fei, daß es bei der alten Verfajjung vom Jahr 1803 
fein Berbleiben haben folle.“ 

Da der Inhalt diefes Schreibens die Wünſche der äu- 
Bern Bezirke nicht befriedigte und die nn N Schwy- 
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zervolfes feine günftige Ausficht für diefelbe gewährte, fo 
verharrten die äußern Bezirke in der eingenommenen Stel- 
fung und weigerten fid), den Kantonsrath zu befuchen. In 
ihrem bezüglidyen Schreiben an diefe Behörde wiederholten 
fie nochmals, daß jie für die Erhaltung der Unabhängigtfeit 
und Neutralität des Vaterlandes einftehen werden und bereit 
jeien, Alles zu leiften, was in diefer Beziehung von ihnen 
gefordert werde. Nie foll fie der ſchändliche Vorwurf tref— 
fen, ihre Pflicht gegen das Vaterland verweigert oder nicht 
erfüllt zu haben. Was die Ruhe im Innern der Eidgenofs 
ſenſchaft betreffe, fo fcheine ihnen, daß diefe aller Orten zu- 
rüdfehren werde, wenn die Regierungen der Kantone bie 
Rechte des Volkes anerkennen und den unheilvollen Gedanten, 
deren Ausübung zu hindern, aufgeben werden. Es wäre zu 
wünſchen gewejen, daß das edle Beiſpiel des durch Gerech⸗ 
tigfeit und Mäßigung ſich rühmlich auszeichnenden Vororts 
Zürih auch auf die übrigen Regierungen eingewirft hätte, 
indem die Eidgenoffenfchaft ihre politifhe Umpgeftaltung auf 
diefem Wege mit Ruhe und Befonnenheit zu Stande gebracht 
haben würde. 

Am 20. Chriſtmonat trat fodann der‘ ganz gefellene Land⸗ 
rath, mit Ausnahme der Mitglieder aus der Mar, von 
Einfiedeln und Pfeffiton, vollzählig zufammen und faßte den 
einmüthigen Beſchluß, daß man bei der im Jahre 1814 zwi- 
ſchen Schwyz und den äußern Bezirken von der Landes» 
gemeinde ohne Borbehalt genehmigten Webereinfunft ver- 
bleiben und der Landesgemeinde von Schwyz feinerzeit von 
Allem Kenntniß geben wolle. Gleichzeitig erließ die Negierung 
einen gedructen Bericht an ſämmtliche Landleute des Kantone, 
welcher am 23. Jänner 1831 aud) fämmtlidhen Kantonen mitge- 
theilt wurde. Derſelbe enthielt eine aftenmäßige Darftellung 
der Entftehung der Uebereinkunft vom Jahre 1814 und der 
jüngften Ergebniffe, fowie eine Widerlegung der von den Lan- 
deögemeinden der äußern Bezirke aufgeftellten elf Forderungs- 
punkte. Das Begehren der Bezirke wurde in Diefem Bericht 
als frech und aufrührerifch bezeichnet. ‘Die.ganze Bewegung 
gehe nicht aus dem Willen des Volkes hervor, fondern fei 
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nur das Merk einiger Ehrgeiziger, deren Streben dahin gebe, 
die angeftammten Rechte des alten Landes zu vernichten und 
fi) über dasfeibe emporzuheben. 

Um diefe Anfchuldigungen durch die That zu widerlegen, Landsgemeinde 
wurde auf den 6. Jänner 1831 eine allgemeine Vollsver- Krane San. 
ſammlung der äußern Bezirke nad) Lachen zufammenberufen. 1851. Das 
Ungeadjtet der harten Yahrszeit ftrömten die Xandleute Volk beharrt 
johfreih herbei, woraus man entnehmen konnte, daß bie a geſtellten 
Gaͤhrung, welche den Kanton bewegte, nicht blos in den ——— 
Köpfen Einzelner ſpuckte, ſondern das Volk ergriffen hatte. 

An 3000 Mann ſtanden die ſtimmberechtigten Bewohner der 
äußern Bezirke zu Lachen auf der Allmend bei den Linden 
verfammelt. Entichloffener Ernft lag auf ihren Gefichtern, 
als bei feierlicher Stille Herr Landammann Schmid die 
Verſammlung aljo anredete: „Werthefte Landleute! Euer 
zahlreiches Erfcheinen bei dieſer ftürmifchen Witterung läßt 
Euere Behörden erkennen, baß Ihr mit den in der Verfaffungs- 
Angelegenheit von ihnen gethanen Schritten zufrieden feid 
md den an Euch ergangenen Ruf verftanden Habt. Durch 
die Mahnungen der Zeit und Längft gefühltes Bedürfniß 
getrieben, find die Behörden der Bezirke March, Einfiedeln, 
LKißnacht und Bfeffiton bei der oberjten Landesbehörde mit 
dem Geſuch eingefommen, daß endlich die Bearbeitung einer 
den Bedürfniffen der Zeit entſprechenden Verfaſſung in 
Angriff genommen werden möchte. Euere Vorjteher glaubten 
fih zu diefem Schritte um fo eher berechtigt, als fich die 
Wünfhe des Volkes Taut und unzweifelhaft in diefem Sinne 
ausſprachen und der Grund zu diefem Werfe fchon vor ſechs⸗ 
schn Jahren gelegt wurde. Um diefen gerechten Wunfch 
nad einer Kantonsverfaffung feiner Erfüllung entgegen zu 
führen und den Kantonsbehörden zu zeigen, daß nicht etwa 
das Treiben Einzelner im Spiele fet, traten Männer aus 
den äußern Bezirken zu einer Befprehung in Einfiedeln zu⸗ 
fammen und ftellten in einer ehrenbietigen Denffchrift an 
die oberfte Randesbehörde das Verfaffungsbegehren. Mit Un- 
willen aber wurde basfelbe vom Kantonsrathe zurückgewie⸗ 
fm. Ein wilder Dämon fchien fich der Verſammlung bei 
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der Ablefung der Denkichrift zu bemächtigen, man lärmte, 
Ihimpfte, fprad von Aufruhr und brandmarfte die Berfail- 
ungsfreunde mit dem Namen Jakobiner. Vergebens ſprachen 
die Kantongräthe aus den äußern Bezirfen vereinten Sinnes 
für die Eadje, denn was vermocdten wir gegen die doppelte 
Anzahl der Gegner, die fi mit aller Kraft unferm Begeh—⸗ 
ren widerfeßten und unummwunden ausjpradhen, um fein 
Haar breit von ihren Vorrehten abgehen zu wollen. Au 
diefe Weife ſchimpflich zurüdgeitoßen, blieb uns fein anderer 
Ausweg, ald uns unmittelbar an das Volk zu wenden. Dies 
geſchah an den in jüngfter Zeit abgehaltenen Bezirksgemein⸗ 
den. Die Bezirfögemeinden alle vernahmen mit gerechtem 
Unwillen das endliche 2008 ihrer langen Geduld und beftä- 
tigten mit Cinmüthigfeit die von ihren Behörden dem San» 
tonsrath eingereichte Denkſchrift. Kaum war diefer einmü- 
thige Schluß der Bezirksgemeinden befannt geworden, ale 
das Standespräfidium den ganz geſeſſenen Kantonsrath auf 
den 11. Chriftmonat zuſammenberief. Wir gaben dieſem 
Nufe keine Folge, indem wir hofften, daß durd) die angenom- 
mene Haltung die für den Kanton fo gefährliche Spannung 
nachlaffen und die gereizten Gemüther allmälig wieder eine 
ruhigere Haltung gewinnen würden. Die Herren von Schwyz 
aber dachten nicht fo, und unfer in bejter Abficht erfolgtes 
Ternbleiben wurde anfs gröblichjte mißdentet. Statt, daß 
wiederholte Verficherungen unferer friedlihen und vaterlän- 
difchen Gefinnung Anklang fanden, wurden fie feiner Antwort 
gewürdiget und unſere Beftrebungen ſowohl beim Wolfe des 
Kantons Schwyz, als bei den Bundesbehörden verdächtigt. 
Diefe inhaltsvollen Thatfachen find die Urfahe unferer 
heutigen Zuſammenkunft. Halten wir feſt und umnentmegt 
zufammen in diefer erniten Stunde und zeigen wir dur 
einmüthige Beſchlüſſe unferer Obrigkeit, daß wir entfchloffen 
find, die uns gewordene Verheißung einer Verfaffung zur 
Erfüllung zu bringen; daß wir verlangen, daß Freiheit und 
Recht, diefe höchften Güter, volle Gewährleiftung erhalten 
und daß wir eine gleiche Vertretung in den oberjten Kantond 
behörden nad) dem Verhältniß der Bevölkerung als die wide 
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tigite und zuverläßigfte Stüge unſerer Gleichberechtigung und. 
Sreiheit betrachten.“ 

In gleihem Sinne fprachen noch mehrere Redner. Lauter 
Beifall begleitete ihre Worte und mit Cinmüthigfeit wurden 
von der Zandesgemeinde folgende Befchlüffe gefaßt: 

- 1. Das Volk der äußern Bezirke beharrt auf dem Ver⸗ 
langen einer Kantonsverfaflung, geftüst auf die von den Bes 
zirfögemeinden angenommenen elf Bunfte. 

2. Bon diefem Vorhaben und Entſchluß Täßt fi) das 
Bolf der bejagten Bezirke in feinem Falle abhalten, wenn 
auch das alte Land Schwyz nicht beipflichten wollte. 

3. Dem alten Lande Schwyz wird eine Zeitfrift von drei 
Wochen anberaumt, fid) über diefe Forderung beftimmt und 
entichieden zu erklären. 

4. Nach Verfluß der oben feftgefeßten Zeit und im Fall 
einer abfchlägigen oder unbefriedigenden, oder gar feiner 
Antwort follen fi) die Landesgemeinden der äußern Bezirke, 
oder die in ihrem Namen bevollmädhtigten Behörden zufam- 
menthun, um zu beftimmen, wie die oberjten Randesbehörden 
für die äußern Bezirke einzurichten und ihnen die Verwal- 
tung der Landesgeſchäfte zu übertragen fei. 

Diefe Befchlüffe wurden unverweilt fomohl dem alten 
Lande ald dem eidgenöffifhen Vorort zur Kenntniß gebracht 
und in Gemäßheit derfelben eine Denkſchrift aufgefetst, welche 
durch zwei Abgeordnete dem Präfidenten des Vorortd perfün« 
lich überreicht wurde. 

In derjelben heißt es: „Es ift eine befannte Thatſache, Denkſchriftder 
daß die äußern Bezirke des Kantons Schwyz an bie oberfte dubern Bezirke 
Kantonsbehörde gelangten und von ihr eine auf ein gleich, ** ben Vorort. 
mäßiges Wepräfentationsverhäftniß gegründete Verfaſſung 
verlangten, indem fie fi) auf diesfalls beitehende Verträge 
beriefen. | 

„Allein gerade das zuperfichtliche Hoffen auf die Gültig- 
feit eidlicher Verheißungen fehlen die Herren aus dem alten 
Lande am meijten erbittert zu haben. Das geftellte Begehren 
wurde auf ſchnöde Art abgewiefen und die Unterzeichner des 
betreffenden Schreibens Jakobiner und Revolutionäre genannt. 
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„Dagegen fand das geftellte Begehren Billigung vor den 
Landesgemeinden der äußern Bezirke, welche deſſen unge- 
ſäumte Gewährung forderten. 

„Seit diefer Zeit (e8 war unterm 5. Chriſtmonat 
abgewichenen Jahres) verſtrichen volle vier Wochen, ohne 
daß das Volt der äußern Bezirke oder feine Behörden einer 
Antwort gewürdigt worden wären; ja es wurde von hoher 
Stelle aus fogar der Wahn verbreitet, daß unfer gerechtes 
Begehren nur ale das Spiel Einzelner anzufehen fei. Um 
diefe grundlofe Anfchuldigung zu widerlegen, ftrömte das 
Bolt ſämmtlicher Bezirke am 6. Jänner zu einer allgemei- 
nen Berfammlung in Lachen zuſammen, wo e8 laut um 
einftimmig feinen Entſchluß ausſprach, auf der Seltendmad- 
ung feines verfünmerten Rechtes zu beharren. Um dieſes 
Ziel zu erreihen, muß fein Band zerriffen werben, das 
jemals vechtlich bejtanden hat oder nicht ſchon längſt gelöst 
wäre. Wir berufen uns dießfalls auf die Freiheitserflärung 
vom Jahr 1798, melde durd) die Verträge von 1802 und 
1803 von Neuem ihre Beitätigung fand. In dieſen letztern 
eriheinen die äußern Bezirke als felbftftändig und werden 
von Schwyz in diefer Eigenſchaft vollkommen anerkannt. 

„Allein unter diefen Berträgen begegnet man aud ber 
Uebereintunft vom Jahre 1814, durch welche ein Theil un 
ferer wohl erworbenen echte wieder hingeopfert wurde. Aber 
wo ftehen bier die freiwilligen Kontrahenten, wie wir ft 
im Jahre 1802 erbliden ? Wie könnte man fich denken, daß 
fih die äußern Landichaften dazu verjitanden hätten, den bis⸗ 
her genofjenen Rechten zu entfagen, wenn fie zum Handeln 
den freien Willen gehabt hätten? — Und gefegt, dieſe ent- 
würdigende Handlung wäre aus freiem Willen hervorgegan⸗ 
gen, was würde fie anders fein, als ein Selbftverrath, der 
wohl für den feilen Verräther, nie aber und unter feinen 
Umſtänden für den unſchuldig Berrathenen verbindlich fein 
fönnte ? Dod nein! Eine ſolche entwürdigende Handlung 
hat unſer Recht nicht verkauft, fondern die eiferne Nothwen⸗ 
digfeit auf der einen, und da$ Gefühl der Uebermacht auf der 
andern Seite haben die Uebereinkunft vom Jahre 1814 geboren. 
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Durch dieſen willkürlichen und gewaltſamen Umſturz ſanken 
die äußern Bezirke in den Zuſtand der Unterordnung zurück, 
aus dem fie ſich durch die Entwerfung einer auf Gleichbe— 
rehtigung beruhenden Verfaſſung wieder erheben wollen. Da 
nun jetzt, wo fich die ganze Eidgenofjenfchaft zum Grundfak 
der Rechtsgleichheit bekennt, unfere Stimme nicht gehört wird, 
jo iſt das Band, welches uns mit Schwyz vereinigte, zer⸗ 
riffen and wir feheh uns genöthiget, diejenigen zu verlaffen, 
welde ihre Zufagen von 1802 und 1814 nur darum gemacht 
zu haben fcheinen, um bie im Jahr 1798 erklärte Freiheit 
nah und nach in Vergeſſenheit zu bringen. 

„Geſtützt hierauf hoffen wir, daß der hohe eidgenöfjiiche 
Vorort diefen unfern Schritt nicht mißbilligen werde. Wie 
follte e8 einem Volke unterfagt fein, fich unmittelbar als 
jelbftftändiger Staat an die eidgendffiihen Stände anzufchliej- 
fen, wenn e8 diejenigen Rechte erringen will, welche die Seele 
der hentigen Schweiz find. Wenn die Eidgenofjenichaft atı 
dem Kanton Schwyz bisher ein Glied hatte, welches Hinter 
ihrer natürlichen Entwicklung zurück blieb, fo wird fie an 
den äußern Bezirken einen Stand gewinnen, deſſen erfte Pflicht 
es fein wird, als junger Zweig kräftig und rüftig für die 
Eidgenofjenfchaft zu wirken. reilich dürfte man und das 
Unzwelmäßige einer ſolchen Zerjtüdelung entgegen hulten. 
Alein durch diefe Ablöfung entjteht keine Zerſtückelung oder 
GebietSveränderung, jo wenig, ald dies in Uinterwalden und 
Appenzell gefchehen ift. Wie diefe in ſich getrennten Stände 
nur einen Kanton bilden, jo würde auch Schwyz ein und 
benjelben Kanton ausmachen und nicht im mindeiten die An⸗ 
zahl der Stände vermehren oder ihre Stellvertretung verän- 
dern. Die einzige Veränderung, welche durch die Ablöjung 
geſchieht, iſt, daß Schwyz und die äußern Bezirke unabhängig 
von einander daftehen uud Tebtere die Früchte einer freien 
Verfafſung genießen werden, woran fie burd ihre Verbin⸗ 
dung mit Schwyz verhindert werben.” 

Diefe Dentichrift wurde nach dem Wunfche der Gefandt- 
haft der äußern Bezirke unverweilt der Tagſatzung vorge- 
legt, welche die Sache zu verfchieben beichloß, bis die von 
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den Bezirken denen von Schwyz zur Gewährung ihrer For⸗ 
derungen angejette Frijt verjtrihen fein werde und ſich die 
dortige Randesgemeinde darüber werde ausgeſprochen haben. 
Bon Seite der Tagſatzung wurde ber Gefandtjchaft von Schwyz 
brüderlihe Nachgiebigkeit, den Abgeordneten ber Bezirke 
Mäßigung empfohlen. 
Sandögemeinde m Folge der von den äußern Bezirken gethanen Schritte 
von Shwyzden trat die Randesgemeinde von Schwyz am 23. Jänner, und 
a zwar in nicht gewöhnlicher Weife in der Kirche und bei 
felbe will an der 
Nebereintunge verſchloſſener Thüre zufammen. 
von 1814 fee Nachdem der Landammann die zahlreih verfammelten 
halten. Landlente mit den neueſten Vorgängen befannt gemacht, fuhr 
er in feiner Rede alfo fort: „Nicht ohne fchmerzlihe Em- 
pfindung habe ich Euch die Forderungen einiger Bezirfe un- 
ſers Kantons zur Kenntniß gebracht und ich bedaure das 
Benehmen diefer Bezirfe um fo mehr, weil ich überzeugt 
bin, daß durch dasfelbe den Rechten des alten Landes zu 
nahe getreten wird. Vom Schwindel des Zeitgeifted ver- 
wirrte Hitföpfe fordern eine Berfafjung , indem fie das 
von und in das eidgenöffische Archiv niedergelegte "Grundge- 
feß ein unnitke8 Papier nennen, dem das Bolt feine Ger 
nehmigung niemals ertheilt habe. Das iſt frech gefprochen. 
Wir bejigen eine Verfaffung, welche bei allen hohen Behör- 
den unfers Kantons bis zur Stunde ihre Anwendung gefun- 
den hat. Mo will man ein Beifpiel anführen, daB durch 
ihre Beobadjtung die Rechte der Bezirke oder der Privaten 
je gefährdet worden find ? Man fordert aber nicht bloß eine 
Verfaſſung, fondern eine gleichinäßige Vertretung in den ober» 
jten Kantonsbehörden nad dem Verhältniß der Bevölkerung. 
Diefe Forderung ift ungerecht, weil fie den Beftimmungen 
des DVereinigungsvertrage vom Jahr 1814 entgegen ilt. 
Diefer Vertrag iſt nicht, wie man behaupten will, im Drang 
der Umstände, fondern freiwillig und ungezgwungen zu Stande 
gekommen umd nad) feiner Genehmigung durch die Kantons» 
Gemeinde ald die Grundlage der VBerfaffung aufgeftellt worden. 
Zwar will man dein Volke des alten Landes weiß machen, 
daß diefe Uebereinkunft bezüglich der darin ausgefprochenen 
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Stellvertretung in den Kantonsbehörden nur vorübergehende 
Geltung gehabt habe. Dem tft aber nit fo. Das alte 
Land Schwyz hält fih an freiwillig eingegangene und feier» 
lich beſchworne Verträge; niemal® wird dasfelbe auf feine 
Freiheit verzichten, niemals feine von den Vätern wohler- 
worbenen Rechte Preis geben. Eben jo wenig liegt es in 
der Abficht des alten Landes, die Rechte der übrigen Bezirke 
zu Kränfen, indem es die Ueberzeugung hegt, daR durch Aner⸗ 
fennung feiner Rechte aud) diejenigen der übrigen Landes⸗ 
theile gefichert werden. Nie aber wird fih Schwyz vor dem 
frehen und verderblichen Zeitgeifte beugen, fondern feine 
Freiheit ebenjo mannhaft firmen, wie es in ähnlichen und 
fhwierigeren Zeitläufen die Väter gethan.“ 

Nach Beendigung diefer Nede wurde auf Empfehlung 
geiftlicher und weltlicher Wortführer von der Randesgemeinde 
einmüthig ber Beſchluß gefaßt, daß es bei der Uebereinfunft, 
welche im Jahr 1814 zwiſchen dem alten Lande und den Be- 
zirfen March, Einfiedeln, Küßnacht und Pfeffiton abgefchloffen 
worden, verbleiben ſolle. Dann fol, auf Grundlage derfelben 
und nach den Grundfägen der uralten Berfaffung, wie fie 
1821 in das eidgenöffifche Archiv und unter etdgenöffifche 
Garantie gelegt worden, vom Kantonsrath die Einleitung 
zur Entwerfung einer Verfaffung für den ganzen Kanton ge 
troffen und alle Bezirke zur Mitwirkung und Theilnahme 
eingeladen werden. Der anf diefe Weife zu Stande gefom- 
mene Entwurf felbjt aber fei zur Genehmigung der hohen 
Maienlandesgemeinde des ganzen Kantons vorzulegen, welche 
Behörde denfelben entweder annehmen, werwerfen oder nad) 
Gutfinden abändern könne. 

Würden die Bezirfe March, Einfiedeln, Küßnadht und 
Pfeffiton fich diefen Verfaffungsarbeiten entziehen und auf ihrem 
frevelhaften Entfchluffe beharren, fo verwahre fid) die Landes⸗ 
gemeinde des alten Landes Schwyz auf das feierlichite gegen 
ein ſolches verfaffungs- und bundeswibriges Unterfangen ; be⸗ 
halte fich ihre Rechte und die Souveränität des ganzen Kantons 
anf das feierlichite vor und werde nöthigenfalls diejenigen 
Maßregeln ergreifen, welche geeignet feten, Widerfegliche in 
die Schranken der beftehenden Ordnung zurüczuweifen. 
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Schließlich wurde durch ein befonderes Mehr erfennt, 
daß von diefer hohen Gewalt aus dem Löbl. Bezirksrath von 
Wollerau zu Handen des dortigen Volls für das biebere, feite 
und gefegliche Zufannmenwirlen mit dem altgefreiten Lande 
Schwyz und für die Aufrechthaltung der geſetzlichen Ordnung 
die vollfte Zufriedenheit ausgeiprochen und bemfelben aller 
nöthige Schuß und Schirm zugefichert fein foll. 

Diefer Beichluß wurde den Vorftehern der äußern Bezirke 
alſogleich mitgetheilt, mit der Weifung, benfelben zur Kennt⸗ 
miß des Volkes zu bringen. Weil diefe die herrſchende Auf⸗ 
regung dadurch zu vergrößern befürchteten, fo wurde dieſer 
Weiſung nicht entfprochen. Dagegen wurde, um den Beftrebun- 
gen der äußern Bezirke Vorſchub zu leilten, eine Aberdunng 
nah Luzern entjandt. Diefe fand beim hohen Vorort ſowohl 
als den Gefandtichaften einzelner Stände freundlide Auf⸗ 
nahme und Ermunterung ; allein die gefährliche Spannung durch 
eidgenöffiihe Dazwiſchenkunft zu heben, daran waren die Ge⸗ 
fandten durch den geltenden Grundjag der Nichteinmifchung 
und dur den Mangel an genügenden Aufträgen gebindert. 

Landeögemeine In den Tagen vom 20. bid zum 25. Hornung wurden 

ben in den äuspie Randögemeinden der äußern Bezirke von Neuem verſam⸗ 

bern Bezirken ot um fie von den jüngften Beſchlüſſen der Landesge- 
am Ende des : ‚ j f 

Hornungs. Sie meinde von Schwyz in Kenntniß zu fegen. Die von diefer 

fprechen bie eingenommene Haltung hatte die Gemüther erbittert und nur 

Nichtigkeit ded mit Mühe gelang es den Vorftehern, den geftellten Antrag 

a zur gänzlichen Lostrennung von Schwyz auf den Beſchluß 

Ach von Schwyg einer einftweiligen Selbſtkonſtituirung und Selbftoerwaltung 

zu trennen. herabzuſtimmen. Die dießfälligen Beichlüffe der Landes- 

gemeinde der March Tauteten dahin, daß das vom Lande 

Schwyz als gänzlich frei und unabhängig anerkannte Volt 

der äußern Landichaften die Uebereintunft von 1814, als 

einen von Seite ded Landes Schwyz theils umerfällten, 

theils wirklich gebrochenen, und daher für die übrigen Land⸗ 

ſchaften ausgelösten Vertrag anfehe. Das Volk der Land- 

Schaft Marc laſſe fich durch Leine neue Verfaſſung binden, 

welche auf die Uebereinfunft vom Jahr 1814, oder auf bie, 

ohne fein Wiffen im Jahr 1821 ins eidgenöffiiche. Archiv 
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niedergelegte Urkunde gebaut fei und verwahre fi) aufs feier- 
Lichte gegen die Einführung jeder Berfaflung, die dem rein 
demofratiichen Grundſatze der vollften Sleichheit der Rechte 
und der Freiheit des gefammten Volles in irgend etwas zu⸗ 
wider fein möchte. So lange Schwyz auf feinem jüngften 
Landsgemeindebeichluße beharre, werde das Volk der March, 
ohne ſich vom Kanton loszutrennen, an ber gemeinfchaftlichen 
Berathung und Verwaltung des Landes feinen Antheil neh- 
men und in fein im Jahre 1814 dur bie Aufhebung 
der damals beitandenen DBerfafjung berbeigeführte® Proviſo⸗ 
rium zurüdtreten, und mit den fih mit ihm vereinigenden 
Bezirken diejenigen Behörden aufftellen und erwählen, welche 
für die gemeinfame Verwaltung, fo wie für Handhabung ber 
öffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit als nothmwendig 
erachtet werden. Schließlich erklärte fi das Volk bereit, 
den aufzuftellenden Behörden die für die Erhaltung diefes 
Proviforiums erforberlihen Mittel an die Hand zu geben. 

Diefe Schlußnahmen wurden dem eidgenöjfiihen Vorort 
übermittelt und dabei bemerkt, daß, nachdem von Schwyz 
das eimende und jühnende Band zerriffen worden, das ergrif- 
fene Mittel das einzige geweſen jei, um einen bewaffneten 
Bufammenftoß zu verhindern. ‘Die einftweilige Aufhebung 
der gemeinfamen Verwaltung fei nicht als Gebietsablöfung 
anzufehen und der Gewährleiftung des Kantons Schwyz durch 
den Bund nicht entgegen. Auch dem alten Lande wurde von 
dein gethanen Schritte Kenntniß gegeben und dabei der Wunſch 
geäußert, daß Schwyz zu einer freundſchaftlichen Annäherung 
die Hand bieten möchte. Dieſen Beichlüffen traten fofort 
Kinfiedeln und Pfeffiton bei und ſelbſt der Rath von Küßnacht, 
der aus Rückſicht ber geographifchen Lage feines Bezirks die 
Wiedervereinigung mit Schwyz wünſchte und fich in feine 
Trennung vom alten Rande einlaffen wollte, erklärte unterm_ 
4. März, daß er die beftehende Kantonsregierung nicht mehr 
anerfennen fönne und auf der Forderung einer Kantonsver⸗ 
faffung, welche auf gleichmäßige Stelivertretung in den Be⸗ 
hörden, je nad) dem Verhältniß der Bevölkerung gegründet 
fei, beharren müſſe. Ebenfo erflärte Gerfan dem Rathe 
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von Schwyz, daß es an der Uebereinkunft im Jahre 1814 
feinen Antheil genommen habe, noch jemals nehmen wolle. 
Es fei in dieſem verhängnißvollen Jahre als freier und 
unabhängiger Staat von Schwyz anerlarmt worden und 
verwahre fi aufs feierlidhite gegen jede Anwendung des 
bejagten Vertrags bei ber allfälligen Bearbeitung einer 
Rantonsverfaffung. | 

Nach diefen Vorgängen erwählten die Bezirke einen all« 
gemeinen Landrath und ein Appellationsgericht. Der neuge- 
wählte Landrath Tonftitnirte fit am 9. März in Lachen und 
führte für die vereinigten Bezirke eine gefönderte Verwaltung 
ein. An ihre Spike wurde Joachim Schmid von Lachen 
geftellt. Hervorragendes Talent, gepaart mit volksthümlicher 
Redeweiſe, die er mit wohlberechneter Derbheit zu würzen 
verftand, war er die Haupttriebfeder aller politifchen Kämpfe, 
die den Kanton Schwyz während diefer Zeit in Bewegung 
bradten. Ihm zur Seite ftanden Landammann Benziger 
von Einfiedeln, der fih im jüngſten Prozeſſe der Walditatt 
mit dem Kloſter hervorgethan; M. Diethelm von Lachen, 
wiflenfchaftlicy gebildet und jung, aber mit der Fähigkeit 
des Alters an feinen Grundfägen feithaltend, und M. Gyr 
von Einfiedeln, der ebenfo entſchieden und rüftig auf der 
betretenen Bahn vorwärts fchritt. 

Bon diefem Vorgehen wurde am 15. März dem Rathe 
von Schwyz Kenntniß gegeben, mit der Verfiherung, daß 
die vereinigten Bezirke mit Vergnügen dem Zeitpunft ent 
gegenfehen, der alle Gebietstheile des Kantons unter dem 
Schutze einer auf Billigfeit und Gerechtigkeit beruhenden, den 
Forderungen der Zeit entfprechenden Verfaſſung vereinigen 
und den Stand Schwyz zu feinem verlornen Anfehen zurück⸗ 
bringen werde. Boll und Rath von Schwyz fühlten ſich da- 
durch tief verlegt und In gereiztem Zone erwiederte der Letztere, 
mit Umgehung des provijorischen Landrathes der vereinigten 
Bezirke, dem Rathe der March diefe Anzeige folgendermaßen : 
Der Rath von Schwyz vermöge zu dieſer Xostrennung der 


Bezirke weder einen rechtlichen Grund noch irgend welde 


Befugniß aufzufinden. Daraus ergebe fi) von felbft, daß 
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das eingeführte PBroviforium als verfaffungs- und bundes- 
widrig und als eine aufrührerifche Handlung angefehen wer- 
den müſſe. Der Rath von Schwyz werde mit einer auf 
folhe Weife zu Stande gekommenen Regierung niemals in 
Briefwechfel treten und ebenfo wenig werde dies von den 
Regierungen der übrigen Stände geſchehen. Die Behaup- 
tung, daß die im Jahr 1821 ins eidgendffifche Archiv nieder» 
gelegte DVerfaffung weder von der mit ihrer Bearbeitung 
betrauten Behörde ausgegangen, noch dem Volke zur Kenntniß 
gebracht worden, fei nicht bloß falſch und unrichtig, fondern 
eine Verleumdung, die fi) der fchlechtefte Bürger des Kan⸗ 
ton® faum erlauben würde. Bei der Entwerfung diefer 
Verfaſſung feien alle Bezirke durch ihre Vorſteher vertreten 
gewefen und ebenfo im dreifahen Kantonsrath, als fie ihre 
Genehmigung erhalten. Jedem Unbefangenen müſſe e8 Daher 
auffallen, daß man num auf einmal ein Bedürfniß erbliden 
wolle, welches man fo viele Jahre hindurch gar nicht gefühlt 
habe. Schließlich wurden die Kantonsräthe der vereinigten 
Bezirke eingeladen, auf den 11. April in Schwyz einzu- 
treffen, um an den Einleitungen zur Mund, einer 
Berfaffung Theil zu nehmen. 

Diefer entgegenkommende Schritt, welcher, wäre er früher 
geichehen, den Zerwürfniſſen wahrjcheinlich vorgebeugt hätte, 
kam zu fpät; die Dinge waren zu weit gediehen und Die 
Gemüther zu aufgeregt, als daß eine Verjtändigung zwifchen 
den Parteien hätte erzielt werden fönnen. Statt Verfühnung 
zu bewirfen, brachte diejes Schreiben in den äußern Bezirken 
Entrüftung hervor. Man werde, fo tönte e8 aus Aller Mund, 
ald eine Nebellenhorde gebrandmarkt und bei dem freund» 
Ihaftlichften Entgegenfommen mit Verachtung zurüdgeftoßen. 
Wenn die Lostrennung von einer beftehenden Regierung 
ein jo großes Verbrechen ei, fo dürfe man fragen, mit wel- 
chem Recht Schwyz im Yahre 1814 die rechtmäfige Regie: 
tung geftürzt habe , und mit welchem Recht der Rath des 
alten Landes fih als die Negierung des ganzen Kantons 
betrachte. In feinem bezüglichen Antwortfchreiben bedauerte 
der dreifache Rath des Bezirks Mar), aus gedachter Zu- 
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Ihrift entnehmen zu müflen, daß eine Wiebervereinigung der 
getrennten Zandestheile nicht in der Abficht von Schwyz liege. 
Statt einen freundſchaftlichen Zufammentritt zu ermöglichen, 
jet das Schreiben von Schwyz eher geeignet, die ausgefchrie- 
bene Verfammlung unmöglid) zu mahen. Auch gehe aus 
demjelben hervor, daß der von den Bezirken geäußerte Wunſch 
nad einer Verfaffung als ein Verbrechen angefehen werde, 
woraus fi) ergebe, daß an eine Erfüllung besjelben 
nicht zu denken fei. Das Erſcheinen der Bezirke bei der 
angebahnten Verfammlung würde die Flammen der Zwie- 
tracht von Neuem anjchiiren und es müſſen die Rathsmit—⸗ 
glieder der äußern Bezirke von der angebahnten Berathung 
um fo eher fern bleiben, als e8 ihnen durch Landesgemeinde- 
beichlüffe anf da8 beſtimmteſte unterfagt fei, an der Berathung 
einer Berfaffung nach Anleitung der bezüglichen Landesge⸗ 
meindebefchlüffe von Schwyz Antbeil zu nehmen. Schließlich 
wurde der Rath von Schwyz erſucht, betreffende Schreiben 
in Zukunft an den provijorifchen Landrath der vereinigten 
Bezirke zu richten, da nur auf diefe Weiſe eine Vereinigung 
mit Schwyz gedenkbar ei. 

Hierauf erwieberte Schwyz, daß es das eingeführte Pro⸗ 
viforium in den Außern Bezirken nicht anders als verfaf- 
ſungs⸗ und bundeswidrig betrachten könne und mit dem pro- 
piforiichen Landrath niemals in einen Briefwechſel oder 
andere Verhandlungen eintreten werde. Die Bezirke feien 
demnach aufgefordert, den ungefeglichen Zuftand aufzuheben. 
Sollten diefelben aber, wider Erwarten, in ihrer angenom- 
menen Stellung verharren, fo werde die Regierung von 
Schwyz diejenigen Maßregeln ergreifen, welche geeignet feien, 
die widerrechtliche Stellung der Bezirke aufzuheben und ben 
rechtlichen Zuftand im Kanton wieder herzuftellen. 

Diefe drohende Spradje veranlagte die umfangreiche Denf- 


äußern Bezirke |hrift der vereinigten Bezirke an die fouveränen Behörden 
an bie fouverä der Eidgenofjenjchaft, in der fich diejelben auf die Nothwen⸗ 
nen Behörden digkeit bezogen, zu jener hohen Behörbe felbft zu fprechen, 


um von ihr Anerlennung und Schuß ihrer gerechten Sache 
zu erbitten. ‘Der wejentlihe Anhalt diefer Denkſchrift lau⸗ 
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tete dahin: daß bei der geziwungenen, unfreten Stellung ‚Cin 
der fich die äußern Landichaften bei Abſchluß der Leberein- 
funft vom Jahr 1814 befunden, das übermädjtige Schwyz 
gleichwohl keinen Anftand genommen habe, bie den Land⸗ 
haften in den Yahren 1798 und 1802 ertheilte Freiheit 
neuerding® zu beftätigen. Diefe wenig beliebte Uebereinkunft 
getreulich zu halten, feien die Bezirke ſtets bereit geweſen 
und haben eben deßwegen die in derſelben bedungene Ver⸗ 
foffung verlangt. Wenn Schwyz im Sahre 1814 die ver- 
mittlungsmäfige Verfaffung zu ftürzen vermochte, fo hätten 
die Bezirke doch in feine andere Lage als die von 180% 
zurüdgedrängt werden fönnen, wo fie Schwyz freiwillig als 
felbftftändige und freie Landfchaften erklärt und anerkannt 
habe. Da die Uebereinfunft vom Jahr 1814 von Schwyz 
gebrodhen worden fei, fo hindere fie nichts, von berfelben 
zurädzutreten. Um dies zu beweifen, fei es nöthig, daß fie 
als ein Glied der Eidgenoffenfhaft da jtänden, oder daß 
ihnen im Kantonsrath die gehörige Stellvertretung geftattet 
werde. Der freie Zutritt zur Kantonsgemeinde fei hiefür 
ungenügend, da die weite Entfernung vom Flecken Schwyz 
dem Wolfe der äußern Bezirke nicht erlaube, an derjelben 
fein Souveränitätsrecht geltend zu machen. Ueberdies werde 
an der Zandesgemeinde außer den Wahlen der eriten Landes» 
beamten nur Unwefentliches verhandelt, und felbjt diefe feien 
nur eine Betätigung derjenigen Herren, welche adıt Tage 
zuvor die Bezirksgemeinde von Schwyz gewählt habe. Es 
jeien überhaupt die Befchlüffe der Landesgemeinde nur ein 
leeres Echo von dem, was der ein» und dreifache Kantons⸗ 
rath zuvor befchloffen, deren Mehrheit befanntlich von den 
zwei Drittheilen der Stellvertieter von Altſchwyz gebildet 
werde. Eine angemefiene Beitimmung des Verhältniffes der 
Stellvertretung im Kantonsrathe fei das Einzige, das einer 
dem Scheine nad) noch fo freien Verfaſſung wirklichen Werth 
geben könne. So unumgänglich dieſes Erforderniß für die 
Bezirke erfcheine, fo gering fet der daherige Verlurft für 
da8 alte Land Schwyz. Das Beifpiel von Kantonen, in 
welchen die Hauptftädte Vorzüge genießen, komme hier nicht 
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in Betracht, da folche Ehrenrechte mit den Dienftleiftungen 
und den finanziellen Leiftungen an den Staat im Verhältniß 
ftänden. Dies fei im Kanton Schwyz nicht der Fall, da der 
ärmfte Bezirk an die Staatskoſten nach) Maßgabe feiner Be- 
völferung ebenfo viel als der reichfte beizutragen habe. Die 
angerühmte überwiegende Geiftestultur des Bezirks Schwyz 
zu beurtheilen, tele man getroft der Eidgenoſſenſchaft an- 
heim. Das legte, ficherjte, ja einzige Mittel, den Zwiſt zu 
ſchlichten, fänden die Bezirke darin, wenn die entzweiten 
Theile als von einander unabhängige Körperfchaften erhalten 
und in den eidgenöfjifhen Schug aufgenommen würden. 
Zwei Kantone, welche den gleichen Namen tragen und als 
Theile eines Ganzen in wahrhaft brüderlidem Nebenein- 
anderfein das gleiche eidgenöffische Intereſſe pflegen, feien 
ein ermuthigendes DBeifpiel, und der Eidgenofjenfchaft ſelbſt 
müßte es weit wünjchbarer fein, im Kanton Schwyz 
zwei Glieder zu erhalten, deren jedes vom andern ungeftört 
feine Kräfte entwideln und fo im friedlichen Nebeneinander» 
fein dem gemeinfamen Vaterlande getreue Dienſte Teiften 
fönnte, anjtatt daß fi in einer gezwungenen Wiederver- 
einigung die entgegengefchten Naturen nur zernagen und der 

Börderung eidgendffischen Lebens hinderlich jein müßten.“ 
Munich der Nachdem die Tagſatzung von diefer durch den Druck ver» 
Tagfagung zu breiteten Denkſchrift Kenutnig genommen, trugen Uri und 
nn na Glarus am 15. April darauf an, die Wirrniffe im Kanton 
— — Schwyz noch vor der Auflöſung der Tagſatzung zu Ende zu 
führen. Die Geſandtſchaft von Schwyz verwahrte ſich dagegen 
vor jedem Eintreten in diefen Gegenftand, bis ein bezügliches 
Anfuchen von der rechtmäßigen Regierung des Kantons hie» 
für geftellt fei, mit der weitern Bemerkung, daß feine Ge- 
fahr im Verzug liege, da die Bezirke zu einem neuen Ver⸗ 
ſuch einer Ausgleichung bereits eingeladen feien. Dieſe Bor- 
ftellungen fanden um fo eher Gehör, als die Mehrheit der 
Tagſatzung günftigen Erfolg von der Einwirkung des Vor⸗ 
orts in diefer Angelegenheit erwartete. Auf den Wunſch der 
Tagſatzung fand jodann am 31. April beim Präfidenten der» 
felben, in Beifein eidgenöffiicher Vermittler, ein Zufanmen- 
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tritt zwifchen Schwyz und den äußern Bezirken ftatt, wobei 
folgende Ausgleihungspunfte in Vorſchlag kamen: Leder 
Theil, ſowohl das alte Land als die Bezirke, feien einzu- 
laden, einen Vermittler außer dem Kanton und zehn Aus- 
ſchüſſe zu bezeichnen, deren Aufgabe darin bejtehen follte, 
eine Ausgleihung zu verjuchen und die Grundlagen einer 
fünftigen Verfafjung fejtzuftellen. In der Zwiſchenzeit follten 
die Berrichtungen der Behörden der vereinigten Bezirke ein- 
gejtellt bleiben. Diefer Vermittlungsverfud, führte zu feinem 
Ziele und grollend reiste die Gejfandtichaft von Schwyz am 
folgenden Morgen in ihre Heimat ab. 

Um dem Volke von Schwyz von dem in der Zwifchenzeit Landsgemeinde 
Borgefalfenen Kenntnig zu geben, wurde die Landesgemeinde 7 
am 28. April zu Mbad vor der Brüde verfammelt. Dabei — ihre Ges 
wurde den Landleuten der Swift mit den äußern Bezirken neigtheit zu 
in den grelliten Farben gefchildert und Hochtönende Worte einer Außalels 
von der Berderblichfeit des Zeitgeiftes, dem guten Recht der Yung aus. 
Schwyzer und den Anmaßungen vormaliger Unterthanen ge» 
fproden und nur Wenige fuchten die Verfammlung friedlich 
zu ſtimmen. Endlich wurde der Beſchluß gefaßt, daß Schwyz, 
fofern die getrennten Bezirke ihr PBroviforium aufheben wür⸗ 
den, geneigt fei, Ausfchüjfe zu ernennen und ihnen den Auf» 
trag zu ertheilen, fi) mit der Verfaffungsarbeit zu beſchäf⸗ 
tigen. Die auf diefe Weife zu Stande gekommene Verfaffung 
fei ben Landesgemeinden der einzelnen Bezirke vorzulegen 
und zur Annahme oder Verwerfung an die allgemeine Landes» 
gemeinde zu bringen. Obſchon diefer Beſchluß verföhnlichern 
Einn als alle frühern befundete, fo war er gleichwohl 
nicht im Stande, das in ben Bezirken feitgewurzelte Miß-Landesgemein⸗ 
trauen’gegen Schwyz zu befeitigen. ben in ben äus 

Die Randesgemeinden der Bezirke March, Einfiedeln und he Bezirken 

nfange des 
Pfeffikon verſammelten ſich Anfange Mai, vernahmen die arg. Sie 
von Schwyz gethanen Vorſchläge und bevollmächtigten den zeigen ſich zu 
proviſoriſchen Landrath, im Einverſtändniß mit den breik einer Ausglei— 
fachen Räthen der Bezirke die Berfaffungsangelegenheit zu Bee, — 
beſorgen, für die Rechte und Freiheiten des Volkes zu wachen gewiſſenVorbe⸗ 
und zu biefem Ende fowohl über den Vermittlungsvorjchlag, kalten geneigt. 
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als andere damit verbundene Gegenftände das Zweckmäßigſte 
vorzufehren. In Folge deffen erklärten die dreifachen Land⸗ 
räthe der Bezirke, im Einverftändniß mit dem proviforifchen 
Zandrath, daß fie zu einer Vereinigung mit Schwyz bereit 
feien und die dvorgefchlagene Zuſammenkunft durch Ausschüffe 
befuchen werden, jedach mit dem deutlichen Vorbehalt, da 
dem Artifel des Vermittlungsvorfchlages, der die Einjtellung 
des eingeführten Proviforiums betreffe, von ihrer Seite nidt 
beigetreten werde, und daß fie fich zur Aufhebung deffelben 
jo lange nicht entjchließen können, bis eine bie vollftändige 
Rechtsgleichheit aller Bürger, fowie die verfchiedenen Gebiets⸗ 
theile gewährleiftende Verfaffung den Bezirksgemeinden zur 
Annahme oder Verwerfung vorgelegt fein werde. Andern 
Sinne war Wollerau, welches an feiner Bezirkögemeinde 
vom 29. Mai die Erklärung abgab, am alten Lande feit- 
halten zu wollen. Allein auch hier waren die Meinungen 
getheilt, was einen Landmann zu dem Borfchlag veranlaßte, 
es möchte fid) Wollerau um des lieben Friedens willen in 
diefem Etreite neutral erflären. Dagegen ſprach am 2. Brach⸗ 
monat die Bezirfögemeinde von Küßnacht ihre Verbindung 
mit ben äußern Bezirken aus und am 12. beſchloß aud) bie 
von Gerfau fid) vom alten Lande Loszufagen, 
Kreisfihreiten Die erwähnte Schlußnahme der Bezirfe, welche ſowohl 
von Schwyz an dem Vorort, als der Negierung von Schwyz mitgetheilt 
nn wurde, veranlaßte die Letztere zu einem Kreisfchreiben an 
iverlegung i J 
dervonten Be: ſämmtliche Stände, in welchem hervorgehoben wurde, daß 
zirfen tem fich die vereinigten Bezirfe dem Bunde, der Kantonsverfaf- 
Terort einge fung und ihrem geſchwornen Eide zumider, durd ihre ein- 
ne * genommene Stellung von ihren rechtmäßigen Kantonsbehörden 
ze: eigenmächtig abgetrennt hätten. Dann fuchte das Kreisfchreiben 
die Denkſchrift der vereinigten Bezirke zu widerlegen, indem 
es diefelbe als eine in myſtiſches Dunkel gehüllte Flugfchrift 
bezeichnete und den Vorwurf, daß die im Jahr 1821 der 
Tagjagung übergebene Urkunde über die Grundlagen ber 
Verfaſſung ein finftere® und im Lande unbefanntes Mad- 
werk fei, als eine fchamlofe Behauptung zurückwies. Endlich 
verlangte Schwyz, geftütt auf diefe Urkunde, den Bundes» 
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vertrag und die Wienerkongreß⸗Akte, Zurücweifung der Be- 
zirfe auf ihre innehabenden Pflichten. Dieſes Schreiben fand 
bei der Mehrheit der Stände wenig Anklang und unbeirrt 
jdritten die vereinigten Bezirke anf der betretenen Bahn 
vorwärt®. 

Um die Anfchuldigungen des erwähnten Kreisichreibens 
zu entfräften, gelangten bie vereinigten Bezirke abermald an 
die Tagſatzung, indem fie in einem weitläufigen Schreiben 
ihre in der frühern Denkſchrift aufgeftellten Behauptungen 
nochmals begründeten und die von Schwyz erhobenen Ein⸗ 
reden zu entfräften fuchten. Vorzüglid war es ihnen darum 
zu thun, die Berechtigung und Nothwenpigkeit der eingenom- 
menen Stellung nachzuweiſen. Schwyz, ſagt diefe Schreiben, 
fteht uns nicht edler und nicht höher, als wir uns felbft; 
fein Recht gilt an fi nicht mehr ald das unfrige; wenn 
Schwyz dem ale Fonftitutionelle Grundlage gel- 
tenden Bertrag untreu geworden iſt und fi) nun eigen- 
mächtig als Kanton geberdet, fo fteht auch uns die Befugniß 
zu, uns felbitftändig zu geftalten. Es ift diefes Necht nichts 
mehr und nicht® weniger als dad Recht, eine freie‘, volks⸗ 
thümliche Verfaſſung zu begehren. Wer uns daher die Be- 
fugniß abftreitet, uns felbft zu verwalten, der greift unfer 
natärlihes Recht in feinen Wurzeln an und unterordnet 
unfer Beftehen fchon zum voraus demjenigen des Schwyzers. 
Durch unverzäglihe Bearbeitung einer allen Theilen ent- 
Iprechenden Berfafjung wird das fo verhaßte Proviforium 
von felbft aufhören... Dem Lande Schwyz ijt e8 aber um 
ein andere® Proviſorium zu thun, nämlih um die Wieder: 
einführung eine® Zuftande®, wo die alte Unordnung von 
Neuem begönne und das alte Land im Stande wäre, feine 
Uebermacht im Rath und an der Landesgemeinde von Neuem 
zur Geltung zu bringen. 

Inzwiſchen that der vorörtliche Staatsrath fein Mög» 
lichſtes, das mißbeliebige Zerwürfniß zu heben. Zu diefem 
Behufe wurden Abgeordnete von Schwyz nach Xuzern berufen 
und das alte Land eindringlich angewiefen, das Zuſtande⸗ 
fommen einer auf volllommene Nechtsgleichheit gegründeten 
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Berfafjung zu befchleunigen. Die Haltung des Vorortes und 
die Ereigniffe in andern Kantonen wirkten mäßigenb auf bie 
Stimmung in Schwyz, während die gleichen Urfachen die 
Gemüther in den äußern Bezirken immer mehr erhitten. 
Lantögemeinde Sp war die Lage der Dinge, als der proviforifche Land⸗ 
2 vereinigten th die Landesgemeinde ber vereinigten Bezirke auf den 
ezirfe am 28. Re i : 
Brachmonat. 23. Brachmonat nad Einfiedeln berief. Die von Landam⸗ 
Es wird die mann Schmid derjelben eröffneten Anträge wurden mit Ein« 
Entwerfung ei miürthigleit angenommen. Sie betrafch die Ungültigkeite- 
ner neuen Der: erklärung der im Jahr 1831 ins eidgenöffifche Archiv nieder- 
faffung bes ß f 
fhtoffen. gelegten Verfaſſung und bie Bearbeitung einer neuen für 
den ganzen Kanton durd) einen Verfaffungsrath. Die Grund» 
lage diefer Verfaſſung follte die völlige Rechtsgleichheit aller 
Kantonsdangehörigen bilden. Würde Schwyz Hierauf nicht 
eingehen, jo jollte für die äußern Bezirke eine eigene Ver⸗ 
fafjung entworfen werden. Endlih wurde der Hof Reichen 
burg, mit erflärter Einwilligung des Stiftes Einfiedeln, von 
den vereinigten Bezirken in ihren Verband aufgenommen. 
Diefe Gemeinde verlief ruhig; als aber die von Küßnacht 
auf ihrer Heimreife janchzend durd) das Dorf Steinen zogen, 
glaubten dejjen Bewohner, daß jene fie bamit befchimpfen 
wollten. Eiligft wurde Sturm geläutet, ohne Unterfchied bes 
Standes und Gefchlechtes ftrömten die von Steinen herbei 
und jagten die Küßnachter zum Dorf hinaus. 

In Lollziehung der erwähnten Landesgemeindebefchläffe 
verordnete der Landrath der äußern Bezirke, daß die Bezirks⸗ 
gemeinden auf je eintaufend Einwohner ein Mitglied in den 
Kantonsrath erwählen follen. ‘Dabei erklärte er fich bereit, 
den allfällig mit Schwyz zu bildenden Verfaffungsrath, der 
unter der Gewährleijtung der Tagſatzung jtehen und feinen 
Präfidenten felbft wählen follte, bi8 zur Einführung der zu 
bearbeitenden Verfaſſung als proviſoriſche Regierung anzu- 
erkennen. Dem alten Lande wurde hievon Kenntniß gegeben 
und, um dieſen Vorjchlag zu erdauern und Verfaffungsräthe 
zu wählen, eine Frift bid zum 13. Heumonat angefeßt. 

DieAngelegene Mit Kreisichreiben vom 10. Brachmonat berichtete ber 
beiten von Vorort den Ständen, daß bie von der Tagfakung in feine 
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Hände gelegten Mittel nicht hinreichen, um der ftetd wach⸗ Schwyz aber 
fenden Spaltung im Kanton Schwyz Schranten zu feen, mals vor ber 
weßhalb fie auf die bevorftehende ordentliche Tagſatzung für ee 
bezügliche Aufträge forgen möchten. Von der im Anfang Schläge: 
des Heumonats zufammenbernfenen Tagfagung wurde die 
Schwyzer-Angelegenheit am 12. behandelt. Unfchwierig ver- 
einigten fich einundzwanzig Standesſtimmen zur Niederfeßung 
eined Ausſchuſſes für den nochmaligen Verſuch einer Aus— 
gleihung und für Einberufung von Abgeordneten beider 
Theile. Es Herrfchte im Allgenteinen in der Verſammlung 
ein gemäßigter Geift. Ein Antrag Thurgau’s, die einfeitige 
Gefandtfchaft des alten Landes Schwyz als folde nicht an« 
zuerfennen, blieb ohne Folge; Zrennung wollte Niemand. 
Als der mit der Vermittlung betraute Ausſchuß aber berich- 
tete, daR alle Ausgleichungsverfuche fruchtlos jeien, indent 
fi) beide Theile durch die Aufträge ihrer Landesgemeinden 
für gebunden erachten, machte die Tagſatzung unterm 8. Heu- 
monat, von dem Wunfche befeelt, auch fernerhin und un- 
mittelbar Alles zu verſuchen, was die getrennten Theile ver- 
jöhnen könnte, mit Cinmüthigfeit (ohne Bern) den Streitenden 
folgenden Bergleichsvorfchlag : | 

Um den Zweck einer Annäherung zu erreichen, follten 
von der Tagſatzung zwei unpartetifche Vermittler bejtellt und 
von den Gemeinden beider Theile je zwölf Ausſchüſſe ge» 
wählt werden. Diefe follten unter dem Schuß der Tagſatzung 
in Schwyz zufanmentreffen und ihre Aufgabe darin beftchen, 
auf dem Wege freier Verftändigung eine Ausgleihung zu 
erwirfen und die Grundlagen der zu entwerfenden Berfaffung 
feftzuftellen, um dieſe den Bezirfögemeinden zur Annahme 
oder Verwerfung vorzulegen. Auf den 7. Anguft follten die 
Bezirksgemeinden einberufen werden, um über die Gench- 
migung oder Nichtgenehmigung dieſes BVergleichsvorſchlags 
abzuftimmen. Würde anf diefe Art feine Verftändigung er» 
zielt werden fönnen, fo behalte fic die Tagſatzung ihre Ent» 
Iheidung vor. Zu diefem Ende follten alle Ehrengefandt- 
fhaften von ihren Kantonen mit Aufträgen verfehen werden, 
um ſowohl über die beftrittene Zulaffung des Proviſoriums 
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in den äußern Bezirken, als über die Frage der Stellver⸗ 
tretung ded Standes Schwyz in der eidgenöſſiſchen Bundes⸗ 
verfammlung bejchließen zu können. Dabei richtete die Tag⸗ 
fagung an fämmtliche Bezirksbehörden die ernfte Mahnung, 
allen ihren Einfluß anzumenden, daß die öffentliche Ruhe 
nicht geftört, Ausbrüche roher Leidenſchaft verhütet und da⸗ 
gegen jedes Mittel zur Anwendung gebracht werde, um eıne 
Ausfühnung der getrennten Gemütber zu bewirken. 
Dieſer Vergleichsvorſchlag wurde mit einem. eindringlichen 
Aufruf an das gefammte Schwyzervolk begleitet, danrit es 
die hohe Nothwendigfeit begreife, einer traurigen Zerriffen- 
heit, wodurd die heiligften SIntereffen des Vaterlandes Ges 
fährde erleiden fünnten, ein Ende zu machen. 
Da diefe Bermittlungsporfchläge den Bezirken verjpätet zu⸗ 
famen, jo wurde ihnen von ber Tagſatzung zur Abhaltung 
ihrer Yandesgemeinden ein Auffchub von acht Tagen gewährt. 
Schwyz, welches die Ergebniffe der Bezirkögemeinden abwar⸗ 
ten wollte, ließ feine Bezirkögemeinde nad) eigenem Ermeſ⸗ 
fen erft auf den 28. Auguft ausfünden. 
Kreisihreiten In der Zwilchenzeit wandte ſich der Nath des alten 
von Schwyz Landes vermittetft Kreisfchreibens nochmals au die Kantons: 
an fämmtliche s ; ; * 
Kantonsregie, regierung und ſprach die Erwartungenus, daß die Stände 
zungen; Ber: in der Vorausſetzung, daß Schwyz niemals vom rechtlicdgen 
wahrung gegen Standpunkte abweichen werde und nie etwas Unrechtes beab- 
bie er fichtigt habe, den unverlegbaren Beftand feines Gebietes 
— Beyirke, handhaben, die Behörden, die fi) in den Bezirken unbefugt 
zu einer Regierung aufgeworfen, nicht anerkennen, den Kan⸗ 
ton bei feiner rechtlichen Stellung fhügen und die im Jahr 
1821 ausgefprochene Gewährleiftung feiner Verfaſſung nicht 

zu leerem Tand herabwürdigen werden. 
Beunrubigende Mittlerweile hatte fi) das Gerücht verbreitet, daR das 
— we alte Land auf Gewaltmaßregefn finne und der dreifache Land« 
— rath von Schwyz den Plan gefaßt habe, das Volk am der 
Bezirkögemeinde gegen die äußern Bezirke aufzuhezen und fie 
‚mit Waffengewalt zu überfallen. Diefe Kunde und eine von 
Schwyz Her in Umlauf gefeßte aufregende Flugfchrift, welche 
dem Vergleichsvorſchlag der Tagſatzung ſcharf zu Leibe gieng, 
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brachte in den äußern Bezirken eine bedeutende Aufregung 
hervor. Der Landrath der äußern Bezirke mahnte das Volt 
zu den Waffen, um nöthigenfall® Gewalt mit Gewalt abzu⸗ 
treiben. Schon hatte fich das wohlbewaffnete Einfiedeln des 
Kloſters und feiner Kanonen bemächtigt. Die dortigen Klo» 
fterherren waren den äußern Bezirten abgeneigt, theils weit 
fie von den neueften Zeitbejtrebungen wenig Eriprießliches für 
ihre Zukunft hofften — theil® weil fie in die Machtitellung 
von Schwyz mehr Zuverſicht ſetzten, als in diejenige der 
äußern Bezirke. In der Mar und Pfeffikon ftanden beide 
Auszüge unter den Waffen; über die Rüftung des Landſturms 
wurde Rundſchau gehalten ; die wichtigften Posten gegen 
Wollerau und Schyyz befegten die Scharfihäten. Während 
man aus zürcheriihen Gemeinden Kriegsbebarf herbeifchaffte, 
wurden aus der March und Pfeffikon hausräthliche Gegen» 
ftände auf die andere Seite des See's geflüchtet. — 

In Mitte diefes Triegerifchen Getümmels erfolgte in DieBorichläge 
ſaͤmmtlichen äußern Bezirken die Annahme der von der Tags nt 
fagung empfohlenen Bermitllungsvorfchläge, wovon dem ho- oe 
ben Vorort fogleih Kenntniß gegeben wurde, fowie die 
Wahl der Berfaffungsräthe. Schwyz dagegen Hatte zu die» 
fen Vorfchlägen an feiner Randesgemeinde nur unter der Be- 
dingung des Ausschluffes eidgenöffiicher Mitwirfung Hand 
geboten. Als Verwerfungsgründe wurden von Schwyz ans» 
geführt: Die Ernennung dev Vermittler durch die Tagſatz⸗ 
ung ; der den äußern Bezirken zugeficherte eidgenöfftiche Schuß, 
welcher als eine Beleidigung der eigenen Standesregierung 
anzufehen ſei; die verweigerte Gewährleiftung der im Jahr 
1821 ins etdgenöffiiche Archiv niedergelegten Verfaſſung; die 
den Bezirkögemeinden, mit Umgehung der oberjten Landes⸗ 
behörde (Kantonsgemeinde), vorbehaltene Genehmigung der 
Berfaffungsarbeiten und endlich die Beitimmung, daß Schwyz, 
in Verbindung mit Wollerau, nur die Hälfte der Ausſchüſſe zu 
beftellen habe. Nachdem bie Tagſatzung von diejen Ergebnij« 
fen Runde erhalten, befchloß fie, im Vorgefühl erniterer Er- 
gebnifje, die Beibehaltung der eidgendffifchen Truppen für 
Bafel; forderte die äußern Bezirke zur Entloffung ihrer Auf- 
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Bruch unter 
den älißern 
Bezirken und 
deſſen Verhin⸗ 

derung. 


gebote auf und ermahnte beide Theile, fich aller Thätlichkeiten 
zu enthalten. 

Rad) diejen Ereigniffen trat im Kanton Schwyz, unges 
achtet der durch die Bafler- und Neuenburger-Wirren aufs 
höchite gefteigerten Spannung, etweldde Ruhe ein. Um die 
Gährung nicht zu vergrößern, wurbe von ber Tagſatzung 
auf das von Altſchwyz neuerdings gejtellte Geſuch, den 
proviforifhen Zuftand in den äußeren Bezirken aufzu- 
heben, nicht eingetreten, indem fie eine Ausgleihung ber 
ftreitigen Verhältnige von dem mildernden Einfluß der Zeit 
erwartete. 

Im Anfange ded Jahres 1832 machte Schwyz einen 
neuen Verſuch mit den äußern Bezirken eine Ausgleichung 
zu Stande zu bringen. Dem angenommenen Syften gemäß 
war das betreffende Schreiben nicht an ben propiforijchen 
Zandrath der äußern Bezirke, fondern an die einzelnen Be- 
zirfsräthe gerichtet, welche, uneingedenf ihrer frühern dieß—⸗ 
fälligen Schlußnahmen, darüber Berathung pflogen. Na⸗ 
mentlih war es der Bezirksrath Einfiedeln, welcher auf 
Andringen feined Vorſtandes, des Herrn Landammann Ben» 
ziger, mehrere Befchlüffe faßte, die auf eine Annäherung an 
Schwyz hindeuteten. Einer diefer Beichlüffe enthielt jogar die 
Erklärung, daß Einfiedeln die verfchiedenen Bezirte des Kan- 
tons, bis zur Erjtellung eines neuen Grundvertrags, als eben 
fo viele jelbftftändige und von einander unabhängige Theile 
betrachte, und daß der proviforifche Landrath in der Frage, 
ob man fih mit Schwyz verftändigen wolle, nur in foweit 
zuftändig fei, al8 er von den einzelnen Bezirfsräthen hiefür 
bevollmächtiget werde. Dieje Anſchauung wurde durch das 
Borgeben begründet, daß, weil die Verfaſſung vom Jahr 
1821 ungültig und die Uebereinfunft vom Jahr 1814 nicht 
mehr verbindlich fei, die Bezirke in diejenige Stellung zu- 
rüdträten, welche fie ver dem Tage jener Uebereinfunft ein» 
genommen. An diefer Stellung müßen fie fo lange verhar- 
ren, bis ein neuer Grundvertrrag fie wieder verbinde. Diele 
fonderbare Schlußnahme, welche den Zuftand von 1798 ale 
den wirklich beftehenden anzujehen geneigt war, bradte in 
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ben übrigen Bezirken und befonders in der March Unmillen 
hervor. Um dem drohenden Bruch zuvor zu kommen, wurbe 
ein Zufammentritt von Abgeordneten ſämmtlicher Bezirke 
auf den 14. März angeordnet. 

Inzwiſchen Hatte die Mehrheit ber Bezirfsräthe von 
Einfiedeln den begangenen Fehler eingefehen und gab bie 
Erflärumg ab, fo lange an dem Proviſorium feithalten 
zu wollen, ale Schwyz die Gültigkeit ber Verfaſſung vom 
Yahr 1821 behaupten werde. Am feftgefekten Tage tra- 
ten die Abgeordneten der Bezirke in Lachen zufammen und 
faßten, um der drohenden Spaltung vorzubeugen, folgende Be- 
fhlüffe, welche von den dreifachen Näthen die Genehmigung 
erhielten : 

1. Alle vereinigten Bezirke: March, Einfiedeln, Küßnacht 
und Pfeffikon bleiben, wie biöher, ihrer eidlichen, hei⸗ 
ligen Verbindung getreu. 

2. Die genannten Bezirke anerkennen dad gemeinfam 
angenommene Proviforium und die darin aufgeftellten 
Behörden. 

3. Demzufolge beforgt der proviſoriſche Landrath, wie 
bisher, alle allgemeinen, die vereinten Bezirke berüh- 
renden Gefchäfte, befonders auch die politifchen Ange- 
legenheiten gegen das Land Schwyz, und es bleibt der⸗ 
jelbe ermächtigt, im Einverjtändniß mit den dreifachen 
Räthen der Bezirke, mit Schwyz auf verfaffungsmäßige 
Wiedervereinigung binzielende Unterhandlungen anzu⸗ 
heben und zu pflegen, jedoch nur innert den Schrans 
fen, welche durch frühere Befchlüße der Landesgemeinden 
und dreifachen Räthe dießfalls vorgezeichnet find. 

Im vierten Punkt war zur Beruhigung der Bezirke be> 
ftimmt, daß der proviforifche Landrath nur mit ihrem Wif- 
» jen und Willen handeln dürfe und die Art und Weife an⸗ 
gegeben , wie berjelbe bei der Faſſung feiner Beſchlüſſe ver- 
fahren ſollte. Schließlich wurde erklärt, daß die Intereſſen 
eines jeden Bezirks die Intereſſen Aller feien und daß kei⸗ 
ner derfelben die künftige Verfaſſungsarbeit als gejchloffen 
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und die gegenwärtige Verbindung ald aufgehoben Betrachten 
dürfe, bis die Nechte Aller beriiffichtigt und gefichert fein 
würden. 

Diefe Schlußnahmen fteigerten die Gährung im alten 


vom 15. April. Lande und da eine gätliche Verftändigung je länger je mehr 


Die äußern Be: 
zirke ſprechen 


an Wahrſcheinlichkeit verlor, ſo beſchloß der proviſoriſche 


ihre Trennung Landrath der Bezirke, ſich von Schwyz unabhängig zu erklä⸗ 
von Schwyz ren und für die getrennten Bezirke eine beſondere Berfaflung 


aus. 


zu entwerfen. Zu diefem Ende wurde eine allgemeine Lan⸗ 
beögemeinde auf den 15. April nah Einfieveln ausgefchrie- 
ben. Bon Gerſau wırrde fie nicht befucht, dagegen fehr zahl: 
reich von den Landleuten aus der March, die fehon bei ih- 
rem militärifch geordneten Einzug, die zerriffenen Fahnen der 
vereinigten Bezirke an der Spite, fendfelige Gefinnungen 
gegen Schwyz an den Tag legten. Die Landesgemeinde wurde 
vom Vorſitzenden des provijorifhen Landrathes, Joachim 
Ehmid, eröffnet, deffen thätige Förderung der freifinnigen 
Intereſſen fein frühere Benehmen in den Uznacer- und 
Reichenburger - Händeln allmählig in Vergeſſenheit brachte. 
Er redete die Verfammlung mit folgenden Worten an: — 
„Landleute der äußern Bezirke! Das Scheitern vielfacher 
Verfuhe, fid) mit Schwyy zu vereinigen und bittere Er- 
fahrungen, welche die äußern Bezirke in jüngfter Zeit 
empfinden mußten, zeigen uns deutlich, daß anf gütlichem 
Wege mit Schwyz Nichts zu erzielen if. — Ungeaächtet 


der politifhen Bewegungen in vielen Kantonen der Eidge- 


nofjenfchaft, welche die Gleichberechtigung aller Bürger zum 
Zwede hatten, ſehen die Herren des alten Landes auf die 
Zandleute ber äußern Bezirke herab umd können es nidt 
über fich bringen, den ehemaligen Unterthanen in den 
änßern Landfchaften gleiche Rechte zu geitatten. Ja fie 
haben die dringenden Borftellungen Euerer Behörden nicht 
einmal einer Antwort gewürdigt, objchon fie in einem ges 
mäßigten, ich möchte jagen, in einem Zone gefehrichen war 
ren, wie ein Berliebter zu feiner Jungfer Braut am Vor⸗ 
abend feiner Verbindung redet. Dieſer Starrfinn hat jedoch 
in unferer Zeit, wo eitle Vorrechte weggeblafen werden wie 
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därre Spren, wenig zu bedeuten. Die Bezirke haben vor 
den Augen ihrer Miteibgenofjen den Beweis erbradit, baf 
fie für fih allein und ohne das alte Land glücklich beftehen 
onnen, um fo mehr, als ihr gefönderter Staatshaushalt 
bereitö einen nicht unbedeutenden Vermögensvorſchlag nad. 
weist. Diefe günftige Finanzlage wird fi in Zukunft noch 
verbeifern, wenn das Kloſter Einfiedeln, in Betreff der 
Steuer, in Mitleidenichaft gezogen wird. Da alfo der 
dlonomifche Punkt, die Seele und die Kraft eines jeden 
Gemeinweſens, für die äußern Bezirke ficher gejtellt ift, fo 
ftelfe ich den Antrag, daß die äußern Bezirke fih von Schwyz 
abtrennen und eine Verfaſſung fär fich entwerfen möchten, 
welche an den Bezirfsgemeinden dem Volle zur Genehmigung 
oder Verwerfung vorgelegt werden folle.* 

Nach dem Schluß diefer Rede erhob fih Yandammann 
Benziger und brachte den Antrag, daß die von den Bezirken 
zu entwerfende Verfaffung auch dem Lande Schwyz mitgetheilt 
werden möchte und daß es, im Kalle der Berwerfung berjel- 
ben, jedem Bezirke unbenommen fein fol, fih an Schwyz 
oder an die vereinigten Bezirke anzufchließen. Diefer An⸗ 
trag wurde von der VBerfammlung mit Unwillen vernommen; 
dumpfes Gemurmel erhob fih; man rief dem Redner zu, 
daß er ſchweigen folle. Nach wiederhergeftellter Ruhe an⸗ 
derte Landammann Benziger feinen Antrag dahin, daß eine 
auf Rechtsgleichheit gegründete Verfaffung für die äußern 
Bezirte entworfen und jedem berjelben zur Annahme oder 
Verwerfung vorgelegt werden möchte; daß e8 aber jedem Bes 
zirk frei geftellt fein foll, noch einen gütlichen Verſuch zur 
Vereinigung mit Schwyz anzubahnen. Die Führer der übri- 
gen Bezirke widerjetsten fich diefem Antrag und fchlugen vor, 
daß die entworfene Verfaffung dem Wolle vorgelegt und nad 
ihrer Annahme fofort der Zagfagung zur Gemwährleijtung 
überfandt werben ſolle. Mit überwiegeuder Mehrheit wurde 
der letere Antrag angenommen, Landammann Schmid zum 
Geſandten auf die bevorftehende Tagſatzung gewählt und die 
eriten Zandesvorfteher als folche bejtätigt. 
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Der Verfaſ⸗ Sofort machte fich der Verfaffungsrath der äußern Be- 

ſungsentwurf zirke an feine Arbeit und ſchon am 27. April tonnte der Ber- 

—— = fafjungsentwurf gebrucdt unter das Bolt vertheilt werden. 
Es zeichnete fi) diefer Entwurf vor den ältern bemofrati- 
Shen Berfaflungen durch den ſtreng durchgeführten Grund- 
fat der Trennung der Staatdgewalten aus und enthielt alle 
Beitimmungen, welche als Hauptgrundfäge in die Verfaffung, 
welche im Kanton Schwyz bis zum Jahr 1848 Geltung 
hatte, niedergelegt wurden. 

Ungeachtet der Umtriebe gegen diefe Verfaffung und ber 
mit Eifer verbreiteten Anfhuldigung, daß ihre Beſtimmun⸗ 
gen ber Tatholifchen Religion zu nahe treten, wurde biefelbe 
ohne erheblihen Widerftand von ſämmtlichen Gemeinden 
der vereinigten Bezirke Anfangs Mai angenommen und bes 
ſchworen. 

DieAngelegen Bei Eröffnung der ordentlichen Tagſatzung am 9. Mai 
an erſchien Hr. Landammann Schmid als Gefandter des äußern 
berZagfagung. Landes Schwyz und überreichte derjelben feine Beglaubi- 
Gin neuer Ver: gungsfchriften. Der lebhafte Widerfpruch der Gejandtjchaft 
mittlungöver yon Schwyz gegen deffen Zulafjung veranlaßte im Schooße 
ſuch ſcheitert ger Tagſatzung eine lebhafte Verhandlung, deren Ergebniß 
dahin ging, daß die Angelegenheit des Kantons Schwyz erſt 
an der ordentlichen Tagſatzung zu behandeln ſei. Für die 
Zulaſſung des Geſandten von Außer⸗Schwyz hatten nur vier 
Stände geſtimmt. Die ordentliche Tagſatzung verſammelte ſich 
am 2. Heumonat und auch Herr Landammann Schmid hatte 
ſich als Geſandter des Kantons Schwyz, Aeußern Landes, wie⸗ 
der eingefunden. Für deſſen Zulaſſung ergaben ſich dießmal 
ſieben Standesſtimmen, für Nichtzulaſſung elf. Endlich 
vereinigten ſich dreizehn Stimmen auf den Antrag, daß für 
einmal die Gefandtfchaft des alten Landes anerkannt fein 
fol. Nach einigen Tagen gelangte diefe Angelegenheit aber- 
mals zur Verhandlung. Da die Anerkennung der äußern 
Bezirke noch wenig Anklang fand, fo wurde die Frage aber» 
mals auf eine Vermittlung hingelenkt, welche am 11. Hew 
monat mit ſechszehn und einer halben Standesftimme beichlof- 
fen wurde. Um eher zum Ziele zu gelangen, follten die 
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Vermittler nicht von den Parteien, jondern von der Tag⸗ 
fagung ernannt werben und ihr Zufammentritt an einem 
unbetheiligten Ort ftattfinden. Diefe Vermittlung wurde 
von beiden Parteien angenommen und e8 trafen zu dieſem 
Ende die eidgenöffifhen Vermittler am 1. Auguft in Zug 
ein. Die Abgeordneten des alten Landes zeigten fich geneigt, 
zu einer Berfaffung auf rein demofratifcher Grundlage die 
Hand zu bieten; die äußern Bezirke dagegen verlangten zu 
wiffen, ob unter diefem Ausdrud die vollftändige Rechts⸗ 
gleichheit zu verftehen fei? Je mehr man jich beitrebte, dar» 
über ins Klare zu kommen, defto mehr verwickelten fid) die 
gegenfeitigen Erklärungen und Zugeſtändniſſe, und unverrich- 
teter Sache trennte man fi. Der von den Abgeorbneten 
der Tagſatzung den Barteien vorgeichlagene Vergleich ber 
ruhte auf der Gleichjtellung ſämmtlicher Zandestheile bei der 
Befegung der oberjten Landesbehörden; der Aufftellung 
eines Verfafjungsausichuffes von vierundzwanzig Mitgliedern 
nad) demfelben Grundfage; der Abftimmung über die Ver⸗ 
faſſung durch die Bezirkögemeinden; der Abhaltung der Kan 
tonsgemeinde an einem mehr im Mittelpunkt des Kantons 
gelegenen Ort und Beibehaltung von Schwyz als Hauptort 
und Sig der oberiten Staatsgewalten. Die äußern Bezirke 
waren nicht ungeneigt, auf diefe Vorjchläge einzugehen; nidjt 
fo das alte Land, deſſen breifacher Landrath der Tagſatzung 
einberichtete,, daß in die Vorſchläge der in Zug ftattgehabten 
Vermittlung nicht eingetreten werden lünne, da fie nur ben 
Ansprüchen der äußern Bezirke gerecht feien und mehrere 
Artifel den Grundſätzen alles Rechts zumiderlaufen. Nament⸗ 
(ih drang Schwyz darauf, daß die Verfaſſung der Kantons⸗ 
gemeinde vorzulegen fei, wogegen die Vermittler mit Recht 
bemerkten, daß ſich der freie Vollewille nur an den Bezirks⸗ 
gemeinden äußern könne und die Kantondgemeinde, je nad 
dem Zufall ihres Beſuchs, dem einen oder andern Theil 
Gewalt anthun würde. Nach diefem mißlungenen Bermitt- 
(ungsverfuch verlangten die äußern Bezirke von der Tagſatz⸗ 
ung die Anerkennung ihrer DVerfaflung, während das alte 
Land um abermaligen Aufichub einfam. Dieſer wurde ihm 
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bis zum 27. Auguft gewährt, an welchem Tage die Schwy- 
zer-Ungelegenheit bei der Tagſatzung neuerdings zur Ver⸗ 
handlung gelangte und zur Begutachtung einem Ausſchuß 
überwiefen wurde. 

Dieſes Vorgehen der Tagſatzung veranlafte bie Ge⸗ 
fandtfchaft von Schwyz zu der Erklärung, daß, da die Tag- 
fagung ohne Berüdfichtigung der im Jahre 1821 ausge⸗ 
ſprochenen Gewährleiftung der ſchwyzeriſchen Kantonsverfaſ⸗ 
fung im Begriffe ſtehe, fich Beichluffes-Entwürfe zur Be⸗ 
rathung nnd Genehmigung vorlegen zu Taffen, welche die 
Souveränität und Integrität ihres Standes gefährden, fie 
fi) .genöthiget fehe, zur Ehre ihres Kantons und um des 
Rechtes und der Gerechtigkeit willen, fich gegen alle bun⸗ 
deswidrigen Beichlüffe und Neuerungen zu verwahren, welche 
von der Tagſatzung, entgegen dem Bundesvertrag vom 7. 
Auguft 1815, der Wiener» Kongreß -Afte über die Angele- 
genheiten der Schweiz vom 20. März 1815, der Beitritts-Ur- 
funde vom 27. Mai 1815 und der im Jahre 1821 feierlich 
garantirten Verfaffung, gefaßt werden möchten. ferner er- 
Härte die Gefandtichaft, daß der Kanton Schwyz auch nicht 
in den geringften Dingen feine Berhältnifje zur Eidgenoffen- 
{haft verlegt habe und den Verträgen und den ihm obliegen- 
den Verpflichtungen getreulich nachgelommen fei. Deßwegen 
habe er aber aud) unzweifelhaft da8 Necht zu fordern, daf 
feine hohen Mitſtände mit gleicher Treue und Gewiffenhaf- 
tigkeit ihre Bundespflichten gegen ihn erfüllen, nur die eine 
rechtmäßige Regierung im Kanton anerkennen und nur die 
von diefer Regierung ausgehenden Stellvertreter aufnehmen, 
den Sonverän des Landes, bie Kantonslandsgemeinde, in 
feinem ihrer Rechte kränken und überhaupt alles dasjenige 
handhaben möchten, was fie demjelben bundespflidhtig ge- 
wäbrleiftet haben. Endlich wiederholte die Geſandtſchaft ihre 
frühern Berwahrungen gegen jede vorhabende Trennung oder 
Epaltung des Kantons nnd gegen alle und jede Beichküffe, 
welche, obigen Verpflichtungen entgegen, von ber hohen Tag⸗ 
fagung gefaßt werben könnten. Diefer Verwahrung war die 
Erflärung beigefügt, daß die Regierung von Schwyz no 
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immer bereit fei, die obwaltenden Anftände in vermittelndem 
Sinne zu heben, mit Ausjchäffen der äußern Bezirke eine 
rein demofratifche Berfaffung auszuarbeiten und denſelben in 
den Räthen die Stellvertretung in einem der Bevölkerung 
annähernden Verhältniſſe, wie basfelbe wirklih im 
Kantonsgericht beitehe, zuzugeftehen.“ 

Diefe Erklärung, wenn auch in mildern Ausbrüden abr 
gefaßt als alle vorigen, bewog. den in Luzern anmelenden 
Herrn Landammann Schmid zu der fchriftlicden Anzeige, daß _ 
die äußern Bezirke zu einer Vereinigung mit Schwyz nie- 
mals Hand bieten werden, bis ihr Broviforium anerlannt 
fei und ihre Geſandtſchaft Eintritt in die Tagſatzung erlangt 
haben werde. Ohne fich bei diefer Erklärung aufzuhalten, 
trat die Tagjagung in den Vorſchlag ihres Begutachtungs- 
ausschuffes ein und genehmigte, mit Außerachtſetzung mehrerer 
Anträge, folgende Punkte: Die ſämmtlichen Theile des Kan⸗ 
tons Schwyz find ernftlich angewieſen, fich zu relonftituiren 
und unter eine gemeinfame Verfaſſung zu vereinigen. — Zu 
dieſem Ende ift die Eidgenoſſenſchaft ſtets bereit, ihre Ver⸗ 
mittlung eintreten zu laffen und der Vorort wird auf ben 
Fall des an ihn deßhalb gelangten Anfuchens der verjchie- 
denen Theile beauftragt, zwei oder drei Vermittler zu er- 
nennen, um fi an den bejagten Drt zu verfügen und ihre 
Bermittlung eintreten zu lafjen. — Allen Theilen wird ber 
Lanbesfriede geboten. Demnach follen fie fich gegenfeitig 
jeder Thätlichleit enthalten und dafür forgen, daß Ruhe, 
Friede und Ordnung aufresht erhalten werben. 

In die übrigen Artikel des Vorſchlags, die Anerkennung 
des beſtehenden politifchen Zuftandes und die Beſchickung der 
Tagjagung durch eine gemeinjchaftliche Geſandtſchaft betref- 
fend, wurde nicht eingetreten. 

Landammann und Rath von Schwyz gaben den Ermah- 
nungen ber Tagſatzung infoweit Gehör, daß fie die äußern 
Bezirke zur Entwerfung einer gemeinfamen Berfaſſung ein⸗ 
luden nnd fämmtlichen Ständen durch Kreisfchreiben hievon 
Kenntniß gaben. Gerfau ertheilte dem Benehmen von Schwyz 
Beifall, ertlärte aber, daß es an feiner Verfaſſung Antheil 
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nehmen werde, die nicht von allen Kantonstheilen ausgegan- 
gen fei. Bon Mar und Einfiedeln wurbe das Einladungs⸗ 
Schreiben uneröffnet zurüdgefandt. Daraufhin erließ der Land⸗ 
tath der vereinigten Bezirke, jih nun „Landrath des äußern 
Landes Schwyz” nennend, mehrere Kreisichreiben an die Stände 
der Eidgenoffenfchaft. Im erften derjelben, vom 3. Winter- 
monat, wurde da8 Bedauern ausgeiprochen, daß die Ent- 
Icheidungsanträge des Tagſatzungsausſchuſſes vom 8. Wein⸗ 
monat von der Tagſatzung nicht vollftändig angenommen 
worden feien und darauf angetragen, daß biejelben zu wirt 
lichen Beihlüffen erhoben werden möchten, da diefer Weg 
der einzige fei, die täglich fchwieriger werdende Vermittlung 
zu ermöglichen. Das zweite Kreisfchreiben, vom 15. Ehrift- 
monat, hatte den Zwed, gegen die Zulafjung einer von 
Schwyz einfeitig zu ernennenden Gejandtjchaft für die nächſte 
Tagſatzung Verwahrung einzulegen, Das dritte Schreiben, 
vom 18. Jänner 1833, betraf den von einem Ausichuß der 
Zagfagung bearbeiteten Bundesentwurf und führte Beſchwerde, 
daß in demfelben von einem ungetheilten Kanton Schwyz bie 
Rede fei, da doch fein getrennter Staub in einen ganzen 
verfchmolzen werden fönne, bevor die getrennten Theile durch 
eine gejegliche Verfaſſung wirklich verbunden ſeien. Die 
äußern Bezirke fpräcden aus triftigen Gründen das Recht 
an, in ihrer gegenwärtigen Stellung als Aeußeres Land über 
den neuen Bundesvertrag von fi aus und ohne Schwyz zu 
berathen. Ihre Forderung gehe aljo dahin, dag fi Schwyz, 
auf Grundlage der Rechtögleichheit, mit den äußern Bezirken 
durch eine Verfaſſung, nod) vor Abſchluß des Bundes, ver- 
einigen, ober daß die Tagſatzung, falls ſich Schwyz deſſen 
weigern ſollte, die äußern Bezirke, als in dieſer Sache zu 
handeln berechtigt, anerfennen möge. Dieſes im gewohnten 
Ton gehaltene Schreiben’ ſchloß mit folgenden Worten: 
„Sollte aber die Stunde unfers Rechtes noch nicht gefchlagen 
haben, fo jteht dennoch unfer Entihluß unabänderlich feit: 
wenn. bis zu den eintretenden Bundesberathungen feine 
Wiedervereinigung erfolgt fein wird, fo verwahren wir und 
fo lange gegen jede Bereinigung gegen Bund und Bunde 
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pflichten, bis und vorher die eibgenöffifche Anerkennung zu⸗ 
gefichert fein wird. Mag dann der Sturm, ben man durch 
unſere Aufopferung beſchwichtigen wollte, über uns ausbrechen ; 
ſelbſt das Unterliegen muß uns erwünfdter fein, benn als 
ein Opfer liberaler Klugheit im neuen Bunde zur Schlact- 
bank zu Triecden. Der Kampf ift und um fo weniger fürd« 
terlich, weil wir ihn Lange ſchon vorausſahen.“ 

Noch einmal verfuchte es der Vorort Zürich, bie getremn- Eine vom Vor: 
ten Theile des Kantons Schwyz zum Frommen geſammter ort Züri an⸗ 
Ciogenoffenfchaft zu verfühnen und lud dieſelben zu dieſem Sheönte Wer 
Ende, unter Beiordnung zweier eidgenöffiicher Beauftragten, A 
auf den 5. Hornung 1883 zu einer freundfchaftlichen Be⸗ 
ſprechung im Klofter Einfiedeln ein. Landammann und Rath 
von Schwyz wünfhten wegen wichtigen Gefchäften Feſtſetzung 
eines andern Tages, den Bezirten war der Ort ber Juſam⸗ 
menlunft umgelegen. In ſeinem bezüglichen Antwortfchreiben 
bezeg ſich Schwyz auf feinen ſtets bezeigten verjühnfichen 
Sinn, während die Bezirke umwerzägliche Entſcheidung ber 
Angelegenheit verlangten und darauf drangen, daß Schwyz 
fürberhtie ihr Recht bei der Tagſatzung wicht vertreten möge. 

Rur auf diefem Wege werde dem freihen, felbftfüchtigen Spiel 
ein Ende gemacht und alle Berfucde zu einer Ausſoͤhnung 
würden nur zu nenen Verwidlungen führen. Mißſtimmit 
due dieſe unbegründeten Ausflüchte ertheilte Züri den 
Streitenden die Antwort, daß die angebahnte Beſprechung 
nit ftattfinden werbe. 

Am 16. Hormung 1833 benachrichtigte der Vorort die Außer⸗Schwyz 
Stände von dem Scheitern feiner Bemühungen und forderte wird als Halber 
fe auf, ihren Gefandtfhaften für bie bevorſtehende Tag⸗ snnnnun 
ſatzung bezügliche Aufträge zu ertheilen, bamit dieſe unfelige rfannt. 
Spaltung auf eine für das Geſammtwohl des Baterlandes 
eriprießlihe Weife endlich geldst werben könne. Nachdem 
ein abermaliger Ausgleichungsverſuch aus Urfache der Ab⸗ 
lehming von Seite des alten Landes ohne Erfolg geblichen, 
trat die Zagfakung am 13. März außerorbentlicherweife in 
Zürich zufanmen. ‘Der mit der Angelegenheit des Kantons 
Schwyz beirante Ausſchuß Hatte fi zu dem Antrag ber» 
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einigt, daß der dermalige Zuftand des Kantons Schwyz an⸗ 
erfannt, beide Theile zur Entwerfung und Vorlegung einer 
gemeinfamen Berfaffung ermahnt und inzwifchen den äußern 
Bezirken Sig und eine halbe Stimme in der Tagſatzung 
gewährt werden folle. Diefer Antrag blieb bis am 21. März 
auf Sich beruhen, indem nur zehn und eine halbe Stimme 
den dermaligen Zuftand im Kanton Schwyz anertennen und 
nur neun und eine halbe Stimme der Gefaridtfchaft der äußern 
Birke den Zutritt zur Tagſatzung geftatten wollten. Am 
9. April gelangte der Gegenitand abermal zur Verhandlung. 
Nach längerer Berathung und manigfachen Zwiſchenanträgen 
erfannte die Zagfakung, daß der gegenwärtig im Kanten 
Schwyz beitehende politifche Zuftand für einftweilen anzuer- 
tennen ſei. Bis fi) das innere und äußere Laub unter 
einer gemeinfamen Kantonsverfaffung würden vereinigt Haben, 
foliten beide Theile das Recht der Stellvertretung an der 
Tagſatzung genießen und ein jeber Theil unter ben gleichen 
Bedingungen, wie Unterwalden und Appenzell, eine Halbe 
Stimme Haben. Beide Landestheile feten aufgefordert 
fih unter eine Verfaflung zu vereinigen und diefe der Tag⸗ 
fagung zur Gewährleiſtung beförberfich vorzulegen. Beiden 
Zandestheilen jei geboten, dafür zu forgen, daß Ruhe md 
Drönung aufrecht erhalten und alles vermieden werde, was 
den Lanbesfrieden ftören könnte. Beide Theile follen ihre 
Verpflichtungen gegen die Eidgenofſenſchaft nad) Maßgabe 
der Bevölkerung nach dem bisherigen Verhältniſſe tragen. 
Am 21. erfhien Landammann Schmid als Gefandter von 
Aufer- Schwyz zum erjtenmal in der Tagfakung und nahm 
in Abweſenheit der Gefandtichaft des alten Landes den Sitz 
des Standes Schwyz ein. Ein Antrag, dad Außer⸗Schwyz 
bis zum Wiedereintreffen des alten Landes eine ganze Stimme 
haben folle, erhielt feine Mehrheit. 

Am 23. wurde in Lachen wegen Anerkennung des äußern 
Landes eine Öffentliche Feier angeordnet. Der verjammelte 
große Rath, der die erwünfchte Botſchaft von Stunde zu 
Stunde erwartet hatte, zog, von zahlreichen Volle begleitet, 
in die Kirche, wo ber Beſchluß der Tagſatzung von der 
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Kanzel verlefen und hierauf das „Herr Gott Dich loben wir“, 
mit Orgel begleitet, abgefungen wurde. Das Geläute aller 
Stoden in fünmtlien Pfarrlirden und der Donner der 
Geſchütze verküindeten weithin den allgemeinen Jubel; Abends 
brannten auf den Höhen Freudenfener. In Einfiebeln wurde 
das Ereigniß durch Männergejang und Beleuchtung des Fle⸗ 
ckens gefeiert; dagegen kam eine Tirchliche eier, wie fie von 
der oberften Landesbehörde angeorbnet war, wegen beharr- 
licher Weigerung des Klofters nicht zu Stande. 

Am 29. April fprad) der Rantonsrath des Aeußern⸗Landes 
der Tagſatzung für die gewährte Anerkennung feinen Tebhaf- 
ten Dauk aus. Eine Stelle des betreffenden Schreibens 
drückt ſich alſo aus: „Range zwar mußte unfer Nothgefchrei 
verhallen und hart drohend, wenn gleich, Gott ſei's gedankt, 
acht bfutig war der Rumpf, den man uns kämpfen ließ; 
aber defto füßer ift jeßt der Sieg, weil er mit dem frohen 
Dewußtfein fi) paart, daß er von allen Eidgenoſſen als 
mackellos gefeiert und als eidgendffifche Sache gepriefen wer- 
den muß. Freilich mag es bedauert werben, daß zum Siege 
des Rechts die einftweilige Scheidung unſers Kantons nöthig 
geworden tft; allein nicht unfere Anfprüce, vielweniger der 
Beſchluß der hohen Tagſatzung find Urfache der Trennung. 
Mögen alfo unfere Gegner nod) fo entfchloffen auf die Wie- 
derverbrüberung unferes Landes denken; wir werben uns ſtark 
fühlen im Kreiſe der Eidgenoffen. Mögen fie, unfere verirr- 
ten und uns fo ſehr mißkennenden Brüder, auch die gefähr- 
fihften Blane brüten, wir bauen auf unfere heilige Sache 
und auf Euch, getreue liebe Eidgenoffen, die Ihr unfer Recht 
m Schuß genommen. Darum überlaffen wir und and, der 
zuverfichtlichen Hoffnung, daß das innere Land Schwyz bald 
wieder der Kette des Bundes ſich anfchließen und dadurch 
die Wiedervereinigung ermöglichen werde, zu ber wir, wie 
bisher, auch im Zukunft bereit find. Bis zu biefem 
Augenblick bleibt und nichts übrig, als alle unfere Kräfte 
anzuftrengen, um unfern Landestheil würdig in der Eidge- 
noftenfchaft zu vertreten. Die Erfüllung dieſer Pflicht wird 
uns bei unfern allfeitigen Berhältniffen fchwer fallen und 
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bedarf der kräftigen Beigülfe der Bundesbehörde, auf welche 

vertrauend unfer Staat mit jugendlichen Muthe in's Leben 

tritt und alle Hindernifje zu belämpfen entjchloffen ift.” — 
Landesge⸗ Am 5. Mai trat die Landesgemeinde der äußern Bezirke 
a in Zachen zufammen, vernahm mit Befriedigung den Beſchluß 
vom 5. Mai. der Tagfagung und erfannte, daß dem eidgendſſiſchen Bolle 
Deren Be: aller Gauen und namentlid jenen biedern Eidgenoſſen, die 
Ihluß wegen fich der gerechten Sache des äußern Landes angenommien, 
ber Bundesaͤn⸗ der aufrichtigfte Dank gezollt und -der Tagſatzung, als der 
mg · Stellvertreterin aller Eidgenoffen, eine Danf-Kbreffe überreicht 

werden fol. 

In Rückſicht einer neuen Bundeöverfaffung erkannnte bie 
Zandesgemeinde, daß, in Anbetracht der Mangelhaftigleit des 
Sünfzehnerbunde® und in Würdigung der eigenen Landes 
verhältniße , die vereinigten Bezirke bereit fein, an den dieß⸗ 
fälligen Berathungen Theil zu nehmen. Dabei folle das 
Verlangen geftellt werden, daß. die vereinigten Bezirke in 
der neuen Bundesverfaflimg in ihrer nunmehr erlangten 
Selbſtſtaͤndigkeit, ald „Kanton Schwyz, Aeußeres Land,“ aufr 
genommen werden möchten. Endlich erflärte die Landesge⸗ 
meinde, daß fie, ihren bisherigen Berheifungen getreu, aud 
jegt noch bereit fei, id mit Iuner⸗Schwyz zu vereinigen, 
wenn ſich Letzteres dazu verftehe, mit dem Aeufern-Lande 
eine auf politische Rechtsgleichheit gegründete Verfaſſung zu 
entwerfen und fie dem Volle an den Bezirfögemeinden zur 
Annahme oder Verwerfung vorzulegen. Hiemit war die Ab- 
trennung der äußern Bezirke von dem alten Lande Schwyz 
zur vollendeten Thatfache geworben. 

Schwyz ver- In Folge der Anerfennung des Aeußeren-Landes von 
wahrt fih we: Seite der Tagfakung trat am 28. April die Landesgemeinde 
— Poren: von Schwyz zuſammen und erklärte dem Vorort zu Handen 
g bes Aeup- = : 

ern Landes. Der Tagſatzung, daß fie den, von der in Züri ge 
jegwiedrig gebildeten Verfanumlung gefaßten Beſchluß in der 
Angelegeuheit des Kantons Schwyz als ungültig unb uwer⸗ 

bindlich betrachte und den Bund von 1815, welder die Son- 

veränität und Integrität bes Kantons gewährleifte, vorbehalte. 

Im Fernern erklärte das Volt von Schwyz, im Einver⸗ 
ſtändniß mit feiner Regierung, die ungeheuchelte Bereitwillig- 
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keit, die Anftände mit den äußern Bezirken zu heben und zu 
einer Wiebervereinigung auf billige und gerechte Grundlagen 
mitzuwirten. Wenn biefer Antrag jedoch unbeadhtet bleiben 
follte, jo verwahre ſich Schwyz auf's feierlichſte gegen den 
erwähnten Tagſatzungsbeſchluß und behalte fi vor, feine 
wohlerworbenen Rechte und Freiheiten in dem ihm ſchicklich 


Iheinenden Zeitpunkt von Neuem geltend zu machen und fie 


mit Gut und Blut zu behaupten. 

Dieje Verwahrung gieng fchon am folgenden Tage nad; 
Zürid ab mit dem Beifügen, daß das alte Land den Land» 
frieden feinerfeits in einer Weife ftören werde und daß es 
auch erwarte, daß die äußern Bezirke nichts unternehmen 
werden, was denfjelben trüben könnte. Cingriffe in das Ci- 
genthum des alten Landes oder Gewaltthätigleit gegen das 
Klofter Einfiedeln würden ben Landmann bes alten Landes 
in hohem Grade aufreigen und Folgen herbeiführen, für 
welche die Obrigkeit nicht gut ftehen Tönnte. 

Diefer Beſchluß wurde auch dem Klofter Einfiedeln mit- 
getheilt, welches in der Hoffnung, bag ihm fein theurer Schirm⸗ 
ort auch in Zukunft feinen väterlichen Schuy werde angebei- 
hen laſſen, erklärte, daß es ſiets am Wohl und Weh 
desfelben Antheil nehmen und unter allen Umijtänden 
Trend und Leid mit ihm tbeilen werde. Noch bat die 
Gewalt, jo fchloß das bezügliche Schreiben, nicht über 
das Recht gefiegt; noch find die heiligen Bande nicht gewalt- 
ſam zerrifien, welche uns feit Jahrhunderten feit an unjern 
Schirmort fnüpfen und wir wollen Hoffen und mit doppelter 
Kraft zu Gott und unferer Schntzmutter fleben, daß dies 
ewig nie geichehen möge.“ 


Nachdem Außer⸗Schwyz durch die Tagſatzung ale Kanton Schw ys finnt, 


im den Bund der Eidgenoffen aufgenommen worden, ſah ſich 
das alte Yand, dem an der Erhaltung feines Anſehens und 


um jeinefrühere 
Stellung wie 
der zu gewin⸗ 


feiner Macht alled gelegen war, genöthigt, auf neue Mittel nen, anf andere 


zu finuen, um die Wiebervereinigung mit den abgetrenuten 
Bezirien herbeizuführen. Ein folches bot ſich ihm in der 
engern Bereinigung mit ber in gleicher Lage fich befindenden 
Stadt Baſel und andern gleichgefinnten Ständen dar und es 


Mittel, 
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lag eine ſolche Vereinigung um jo näher, als einige andere 
Kantone, welche bie Abtrennung der äußern Bezirke be- 
günftigt, unter ſich eine ähnliche Verbindung bewerkſtel⸗ 
figt hatten. Diefem Bündniß im Bunde fetten die altges 
finnten Stände den f. g. Sarnerbund entgegen, indem naf 
der Trennung von Baſel und Schwyz, auf Betreibung des 
leßtern Standes, am 14. Wintermonat Abgeordnete von Uri, 
Unterwalden, Neuenburg, Bafel-Stadt und Inner⸗Schwyz in 
Sarnen zufemmen traten und das unerfchütterkiche Feſthel⸗ 
ten am gemeinſamen Bunde erklarten. 

Ein noch wirkſameres Mittel zur Ausführung ſeines Pla⸗ 
nes fand Schwyz darin, daß es die äußern Bezirke zu tren⸗ 
nen und eine Partei in demſelben zu bilden ſuchte, die die 
Wiedervereinigung mit Schwyz betreiben ſollte. Dieſem Plan 
wirkſamen Vorſchub zu leiſten war Niemand geneigter ale 
das Kloſter Einfiedeln, welches ſich durch den Einfluß feiner 
Stellung und die ihm zu Gebote ftehenden Hülfsmittel na⸗ 
mentlich in den Bezirten Einfiedeln und Pfeffikon bald einen 
nahmhaften Anhang zu verfchaffen wußte. Ohne viele Muhe 
war der ftet8 geldbedärftige Landammann Schmid gewonnen, 
deſſen perfönlicher Einfluß einen großen Theil des Bewohner 
ber March den Schwyzern zuführte. In Einftedeln ſchwankte 
DBenziger, ſei es, weil er die gänzliche Abtrennung von Schwyz, 
die immer deutlicher in den Vordergrund trat, wicht wollte; 
fei e8, daß er für das Kfofter fürchtete und dadurch ben 
Bortheil feines Bezirks bedroßt fand. Unentwegt dagegen 
ftanden Diethelm und Gyr, feit 'entichloffen die errungene 
Stellung fo lange zu behaupten, bis die vollkommene poli⸗ 
tifche Freiheit aller Bürger des Kantons durch eine Verfaſſ⸗ 
ung ſicher gejtellt und von ber Tagſatzung gewährleiftet fein 
werde. Die Umtriebe in den äußern Bezirken begannen mit 
ber Verbreitung eines Aufrufes, welcher ben Titel führte 
„Ein wohlmeinendes Wort an das Bolt des Kan 
tons Schwyz." Er begann mit den Worten: Wie lange 
noch wollen wir durch gegenfeitiges, hämiſches Betragen die 
Gefilde der Freiheit entheiligen ? Wo ift er hin, der hohe 
Stolz unferer Väter für Tugend und Religion, Freiheit 
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und Vaterland ? Iſt es fo meit gelommen, bag ihre Enkel 
demſelben Selbftfuht und Willfür vorziehen? Wo ift fie 
bin, die holde Eintracht, die unfere Väter brüderlich verband 
und dem fchmählichen Joch der Tyranei entriß? Sollten ihre 
Enfel dur. Zwietracht und Neid niederreißen, was fie fo 
lühn errungen und: und als heilige Erbe zurück gefaflen !— 
Bir wollen ein Volk fein und miteinander befchlieffen und 
ordnen, was dem Glücke Aller frommt. Weg daher mit als 
len Hinderniffen, die unferm: Gfüd und der Ordnung entge⸗ 
gen ſtehen. Der Geijtder Väter führe uns wieber zufammen 
und mache und vergeflen, was der Strom ber Zeit Schlam“ 
miges Aber umjere Auen hinwarf. Wir wollen ein Boll 
fein, um mit einander Wohl und Weh zu theilen, wie es 
auch kommen mag. Auf diefe Weife wirb eine Verfaffung 
entstehen , die unfere Ehre und unjer Glück begründen wird. 
Ein drittes Mittel, beffen ſich Alt⸗Schwyz zur Erreichung 
jeines Zweckes bediente, war bie neue Bundesverfaffung, 
mit der man das. Volk zu ſchrecken ſuchte. Es wurde aus⸗ 
geſtreutj, daß dieſelbe den Tatholtfchen Glauben gefährde und 
daß durch die freie Niederlaffung der Ölonomifche Ruin ber 
Heinen Kantone gewiß fet. 
. Diefer mit Eifer auögeftrente Saame gieng zuerft in 
Einfiebeln auf. Fleißig wurden von den für Schwyz gewonnenen 
Werkzeugen die Biertel befucht, mo fie durch Verſprechen und 
Drohungen und noch wirkfamere Mittel den Landmann für 
Alt⸗Schwyz zu ftimmen und gegen die neue YBundesverfaffung 
aufzuftacheln fuchten. Ihre unausgefegten Bemühungen 
brachten e8 bahin, daß fi in den Vierteln ˖ Euthal, Groß 
und Willerzell die |. g. Schellengemeinden *) verfammelten. 
An denfelben kamen die Gefährbung der Religion, die hel⸗ 
vetifche EinheitSverfaffung, die Unterbrüdung der Klöfter, 
und der Untergang der Wallfahrt zur Sprade. Den Frei» 
finnigen diefer Viertel wurde mit einem nächtlichen Ueberfall 
von Hberg her gedroht. Obſchon von diefer Verſammlung 
feine eigentlichen Befchlüffe gefaßt wurden, fo begaben fich 
gleichwohl elf Landmänner aus den gedachten Vierteln am 
*) Die Verfammlung der Bewohner eines Viertel. 











Grneuerte Vers 
mittlungsver⸗ 
ſuche von Seite 
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unddes Vororts 
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14. Heumonat nah Schwyz, um ber Hegierung anzuzeigen, 
daß die äußern Bezirke der Trennung von ihren alten Hersen 
müde feten und die Wiedersereinigung mit dem alten Lande 
zu ihren ſehnlichften Wünſchen gehöre. Sie wurden in Schwyz 
wohl aufgenommen und fin ihren Beſtrebungen ermuntert, 
ohne jedoch irgend welche fchriftlidge Zufage zu erhalten. Der 
Bezirksrath Einfiedeln ſäumte nicht, gegen bie Urheber dieſer 
Umtriebe mit Nachdruck einzuſchreiten. Er leitete eine Un⸗ 
terſuchung gegen fie ein und erlich einen Aufruf an das Bolt, 
in dem er basfelbe über Alles belehrte, bie Getreuen buch 
entichiedenes Einſchreiten ermunterte und Beftärkte und bie 
Bollsanfwiegler mit ftrenger Berantwortlicäteit bedrehte. 

Um diefe Zeit begab fich in Einfieveln ein Vorfall, ver 
bei der Gereisiheit der Gemüther Auffehen machte und von 
den Anhängern des Kloſters in und außer dem Lande zur 
Berdähtigung der freifiunigen Einſtedler ausgebeutet wurde. 
Wie Kblid), wurde der Firchliche Umgang am Frohnleichnams⸗ 
fefte mit: Böhlerfchüffen gefetert. Da die in der Nähe des 
Eloſters anfgepflanzten Gefchäge mit getrocknetem Lehm ge 
foden waren, murben einige Kppitularen und das Klofter⸗ 
gebäude von den zerftiebenden Lehmſchollen getroffen. Weil 
die, welche geichoffen, zu den Freifinnigen zählten, fo wurde 
ber angebliche Frevel guf Rechnung biefer Partei geſetzt. Eine 
dießfällige Unterſuchung führte zu Teinem Ergebniß, aber fo 
viel ift gewiß, daß durch dieſes Schießen Niemand beichäbi- 
get wurde und vermöge der Natur der Ladung nicht befchä- 
digt werden konnte. *) 

Aehnliche Umtriebe wie in Einſiedeln fanden in ben Be⸗ 
zirten Küßnacht und Pfeffikon ftatt. 

Sp war die Stimmung in ben äußern Bezirken, als der 
Borort auf Anregung des Standes Graubündten vor bem 
Zufammentritt der ordentlichen Tagſatzung abermals einen 


r) Wir wörben dieſes unbedeutenden Vorfalls nicht erwähnt haben, 
mern niht Friedrich v. Hurten in feiner Schrift: Die Befeinbung 
der katholiſchen Kirche in der Schweiz” daraus deu Beweis Hätte her lei⸗ 
ten wollen, wie kirchenfeindlich die freifinnigen Schweiger und insbeſon⸗ 
dere die Einſtedler ſeien. 
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Berſuch zur gütlicden Ausgleichung zwiſchen ben ftreitehben 
Parteien anorbnete. Da der Vorort die Ueberzeugung hegte, 
daß der betreffende Vorſchlag nur von Erfolg fein werde, 
wenn er von ber Mehrheit der Stände unterftügt werde, fo 
erjuhte er am 21. Mai ſaͤmmtliche Kantone um: Mittheilung 
Ihrer Anficht über biefen Gegenftand. Da die Sarnerfonfes 
renz nicht wohl vereinzelt antworten Tonnte, fo wurbe ber 
Grgenftand am 28. Brachmonat der in Schwyz tagenden Kon⸗ 
ferenz zur Beraihung vorgelegt. Mit Entfchiebenheit erflärte 
ſich Schwyz gegen jebe Vermittlung, indem es. anführte, 
dab der Gegenftand von einer ungefeglichen und grd- 
ſteutheils feindſeligen Tagſatzung behandelt werde, in der auch 
Lieſtal und Lachen fäßen.. Man wolle eine Wiedervereini⸗ 
gung nur auf Koften bes alten Landes Schwyz erzielen; un« 
gebährliche Aumuthuugen werden folgen und das Nichtein⸗ 
gehen anf diefelben unbrüberliche Halsſtarrigkeit genennt wer- 
den; auch würde aus einem ſolchen Jufammaentritt die Aner⸗ 
lennung ber ungeſetzlichen Tagſatzung von Seite der bun⸗ 
destrenen Stände gefolgert werben. Die: übrigen Geſandt⸗ 
ſchaften waren verſöhnlich geitimmt und da der Geſandte von 
Schwyz mit feiner Anficht allein blieb, jo wurde zulekt ein- 
ftimmig heſchloſſen, dem Vorort die Bereitwilligfeit auszu- 
fprechen, die vorgeichlagene Vermittlung anzunehmen, wenn 
diefelbde unabhängig ven der Tagſatzung eingeleitet werbe. 
Nebſtdem wurde ben betheiligten Ständen Schwyz und Bafel 
von der Konferenz bie Zuſicherung ertheilt, daß bei dem Ver⸗ 
mittlungsverſuch Teine Zumuthung werde geduldet werben, 
die wit Dem Souneränitätsrecht, der Ehre unb dem Wohl 
der beiden Stände, nad) deren eigenem Ermeflen, unverträg- 
lich ſcheinen. Sollte der Vermittlungsverſuch fcheitern, fo 
werben die Ronferenzftände in das gleiche Verhältniß zurück⸗ 
treten, als wenn er gar nicht ftattgefunden Hätte, 

Da fi ungeachtet dieſes Entgegenkommens von Seite der 
Sarmerlonferenz für Graubündtens Antrag keine Mehrheit 
der Staubesftimmen ergeben wollte, jo machte der Vorort 
deu Ständen bie Anzeige, daß er bie Entfcheidung diefer An- 
gelegeuheit her beporitehenben ordentligen Tagſatzung an⸗ 
beim ftelle. 
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Die Tagſatzung wurde am 1. Henmonat in Zürich,/erdffnet' 
Ihre Aufforderung an die Stände der Sarnerlonferenz zur 
unverzüglichen Beichidung der Tagſatzung blieb ohne Folge, 
indem die Regierungen derjelben nach genommener Rüdiprache 
ihre Ablehnungen wiederholten. Am 4. Heumonat eröffnete 
Wallis feine Verwahrung gegen die Zulafjung der Geſand⸗ 
fchaften von Auſſerſchwyz und Bafelland, jo wie den Antrag auf 
deren Entfernung. Da demfelben une eine Standesftinme 
beitrat, fo nahm die Gejandtichaft von Wallis an den fer- 
neren Sigungen der Tagſatzung, mit Ausnahme der Berath- 
ung über die Vermittlungokonferenz, Leinen Antheil mehr. 
Sraubündtens PVermittlungsantrag kam zum erften Mal am 
2. Heumonat zur Verhandlung, wobei fih Außerſchwyz fo 
lange gegen jede Vermittlung. erflärte, bis das alte Land 
die Tagſatzung befchidt haben werde. Luzern, Freiburg und 
Thurgau waren der Anficht, dag neue Vermittlungsauträge 
ber Würde der Tagſatzung zuwider feien, während Grau⸗ 
bündtens Antrag befonders an Glarus, Schaffhauſen und 
Aargau Unterftügung fand. Schließlich wurde der Gegen- 
ftand mit zwölf Stimmen zur nochmaligen Berathung au 
einen Ausſchuß gewieſen. Der von biefem Ausihuß am 13. 
Heumwnat erftattete Bericht enthielt den Antrag, auf den 
1. Auguft eine nene Konferenz zufammen zu rufen und man 
hoffte von diefem Schritte um fo eher ein günftige® Ergeb- 
nid, als fih Altſchwyz und Yafel-Stadt zu demfelben bereit 
erflärt Hatten. Auch begaben fi) die Gejandten von Grau⸗ 
bündten und Wallis perfünlih nah Schwyz; und Baſel um 
Altſchwyz und Bajel-Stadt der angebahnten Vermittlung ge. 
neigter zu machen. Beide Stände gaben die Antwort, daß 
fie die VBermittlungsfonferenz bejuchen werden, daß aber das 
Gelingen der Vermittlung wejentlich davon abhangen werde, 
ob die in Zürich vermittelnden Stände den bisher eingeichla- 
genen Weg verlaffen werden, da man fowohl in Schwyz als 
Baſel die Ueberzeugung bege, daß fich für die Wiederverei⸗ 
nigung mit den abgetrennten Zanbestheilen über furz ober 
lang ein anderer Weg öffnen werde, nämlich: die freiwillige 
Anſchließung der Losgeriffenen Theile in Folge gemachter Er⸗ 
fahrungen und ruhigerer Einfidt. 
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Die Berathung über dad Gutachten des Ausfchußes der 
Tagſatzung gelangte am 15. zur Behandlung. Außerſchwyz 
erflärte fi) bereit, die Vermittlung anzunehmen, wogegen Ba- 
fel-Land auf der unmittelbaren Vollziehung ber betreffenden 
Tagſatzungs⸗Beſchlüße beftand. Bei erfolgter Abftimmung 
ergaben fi) nur elf Stimmen für eine VBermittlungstonfe 
renz umd es erfolgte demnach keine Entjcheidung. Die Regie 
rung von Zürich übernahm es nun, von ſich aus eine Ver⸗ 
mittlungsfonferenz auf den 5. nad) Zürich auszufchreiben. 
Zu diefem Ende follten die unbetheiligten Stände Abgeord- 
nete ohne beſtimmten Auftrag, die beiden Theile von Schwyz 
und Bafel dagegen folche, mit den nöthigen Vollmachten ans» 
gerüftet, abjenden. Auf diefe Einladung beſchloß ber Rath 
von Bafel, vorerft die Anfichten der Gefandten von Schwyz 
über die Konferenz Kennen zu lernen. Diefe behandelte ben 
Gegenftand am 26. Heumonat, wobei der Gefandte von 
Schwyz gleich Anfangs eröffnete, daß im alten Lande wenig 
Geneigtheit zu Beſchickung der angebahnten Konferenz vor- 
handen fei; man betrachte diefen Scheinbar verfühnfichen Schritt 
als einen Rothfchritt , wodurch die in Zürich vertretenen 
Stinde Zeit gewinnen wollen, ihre Gegner aus ihrer recht» 
lien Stellung zu verdrängen und den Schein des Starr- 
finn® und der Unbeugfamteit auf fie zu wälzen. Wenn aud) 
die Abgeordneten der übrigen Sarner-Stände diefe Bedenk⸗ 
lichkeiten nicht theilten, fo glauben fie gleichwohl, daß durd) 
feftes und Huges Zufammenhalten ihre eingenommene Stell» 
ung behauptet werden müfje und daß ihr einmüthiges unb 
entichloffene® Auftreten einen günftigen Eindruck auf bie 
übrigen Stände und das fchweizerifche Voll hervorbringen 
werde. Die Geſandtſchaft von Schwyz war in diefer Frage 
jedoch felbft getheilter Anficht, indem es der eine Gefandte 
unter der Würde des Alten Landes fand, die Konferenz zu 
beihiden, während der andere, um einer Trennung unter 
den Konferenzftänden vorzubeugen, diefelbe befuchen wollte. 
Endlich befchloß die Konferenz, der Regierung von Schwyz 
anzurathen, ihre Bereitwilligfeit für Beſchickung der Ber: 
mittlung möglichft einfach anszufprechen und dabei zu erflä- 


- 
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en, daß ſich die Stände ihre Rechte auf's feierlichite vor- 
behalten und von dem Bunde von 1815 nicht zurüdtreten, 
fondern an ihm fejthalten wollen. Um ſich über diejen An- 
trag zu berathen, trat am 27. der ganz gefeflene Landrath 
in Schwyz zufammen. Die oberwähnten Bedenken wurden 
neuerdings angeregt und nur ber gefürdhtete Bruch mit ben 
übrigen Konferenzftänden beſtimmte endlich die Verſammlung, 
den Gegenjtand dem breifahen Vandrath vorzulegen, damit 
das Volt durch feine Stellvertreter beruhigt und belehrt werde 
nnd die Ueberzengung gewinnen möge, daß die Konferenz von 
der Bahn des Mechts nicht abweichen wolle. Nachdem der 
breifache Landrath dem erwähnten Vorſchlag feine Geuehmig⸗ 
ung ertheilt, Tießen die Sarner ihre entiprechenben Antwor⸗ 
ten nad) Zürich abgehen. Endkich erflärte auch Baſel⸗Land, 
unter Vorbehalt feiner errungenen Rechte, an der vorgeſchla⸗ 
genen Vermittlung Antheil zu nehmen. | 

Aber ehe ſich dieſe verſammelte, änderte fi die Lage, 
Indem die Berwerfung der neuen Bunbesverfaflung die Alt⸗ 
gefinnten und Freunde des 1815er⸗Zuſtandes mit neuen 
Hoffnungen erfüllte. Diefes Ereigniß, Spuren von Gähr« 
ungen in mehreren Kantonen und günftige Berichte aus ben 
äußern Bezirken, brachten bei dem an raſches Handeln ges 
wöhnten Altſchwyz den Entſchluß zur Reife, die äußern Be 
zirte durch Waffengewalt zum Gehorſam zurück zu führen, 
Ein Vorwand hiefür bot fih um fo leichter, als die Span. 
nung in ben Bezirken eine bedenkliche Höhe erreicht und 
mehrfache Gewaltausbrüdhe in Lachen und Küßnacht bereits 
ftattgefunden hatten. 

Am 30. Heumonat früh Morgens gelangte bie Kunde nad 
Luzern, daß tm der verfloffenen Naht zu Küßnacht Unruben 
ausgebrochen feien. Bald darauf erihien Hr. Landammann 
Stuger von Küßnacht und forderte von Luzern Hülfe. Ein 
Maun war bafelbft verhaftet worden, welcher eine Bittfchrift 
zur Wiedervereinigung mit Schwyz herumgeboten hatte, Da 
zogen von Haltiflon, Mörlifhadhen und Immenſee Bewaff⸗ 
nete nah Küßnacht, um ihn zu befreien. Nachdem mehrere 
Schüſſe gewechfelt und einige unbedeutende Berwundungen 
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ftattgefunden,, wurden die Angreifer zurücdgebrängt. Die un⸗ 
terlegene Partei wandte fih um Hüffe nah Art und bald 
tief die Nachricht ein, daß Schwyzertruppen unter Oberft 
Abyberg in Art eingerüdt feien und Küßnacht zu überfallen 
drohen. Die Negierimg von Luzern fchidte fofort cine von 
ben in der Stadt Liegenden Compagnien an die Grenze ge- 
gen Meggen, verſprach den Küßnachtern Hälfe und bot zu 
diefem Zwecke ein Bataillon auf. Gleichzeitig bildete fich 
in Luzern eine Schaar Freiwilliger, von der ein Theil das 
Jeughaus bewachte, der andere fi in der Nacht nad) Küß⸗ 
nacht einjchiffte ; dieſe waren von Schultheiß Amrhyn, ala Abge⸗ 
orbneter der Regierung begleitet. Am 31. Morgens bei Tages» 
anbruch verfündete das Sturmgeläute von Art den Heranzug der 
Schwyzer. Als ſich in Küßnacht Alles zur Gegenwehr ſammelte 
gieng Amrhyn, von Landammann Stutzer und der luzerneri⸗ 
ſchen Standesfarbe begleitet, den Heranziehenden entgegen, 
um von ihnen die Abficht ihres Einmarſches zu erfahren. 
Sie begegneten den Schwyzern, welche 600 Mann ſtark wa- 
ren und vier Kanonen mit fi führten, in der Nähe der 
Tellstapelle. Auf ihre Anfrage erklärte Abyberg, baf er von 
der Regierung von Schwyz gefanbt fet, um Ruhe und Ord⸗ 
nung in Küßnacht wieder herzuftellen. Amrhyn verwahrte 
fih im Ramen feines Standes und der Eidgenoffenichaft ge- 
gen diefe Maßnahme, da Küßnacht durch Verfügung der Tag⸗ 
tung vom alten ande getrennt fei. Ihm erwiederte Abyberg, 
daß er feine andere Eidgenoſſenſchaft anerfeme, als diejenige, 
melde dermalen in Schwyz tage. Darauf zog die Schaar 
der Altſchwyzer gegen Küßnacht, deſſen Bewohner ſich zur 
Gegenwehr aufgeftellt hatten, auf Anrathen Amrhyns aber 
Ihre Waffen niederlegten. Ohne Wiederftand 309 Abyberg 
im Kaßnacht ein, nahm DVerhaftungen vor und erklärte den 
bisherigen Bezirksrath für aufgelöst. Als Amrhyn feine 
Verwahrung gegen dieſes Verfahren erneuerte, wurde er felbft 
mit Verhaftung bedroht. Die Schwyzer betrugen ſich in 
Kußnacht als Sieger und machten Miene, die Grenzen bes 
Kantons zu überfchreiten und auf Luzern zu marſchieren. 
Anyberg erließ Berichte und Aufrüfe aus feinem Hauptquar- 
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tier zu Küßnacht; der Landſturm wurde aufgeboten, Uri und 
Unterwalden um Zuzug gemahnt. 

Mittlerweile Hattetuzern feine waffenfähige Mannfchaft 
aufgeboten und aus den benachbarten Gemeinden waren vier, 
hundert freiwillige zum Schuge der Stadt herbeigeeilt. 
Amrhyn, nad Luzern zurüdgelehrt, wurde an die Tagfatung 
nad) Zürih entſandt, um eidgenöſſiſche Hülfe anzurufen. 
Die Kunde von diefen Maßregeln bewogen Abyberg feinen 
Plan gegen Luzern aufzugeben. 

Sobald die Kunde vonder Befegung Lußnachts in bie än» 
Bern Bezirke gedrungen war, trafen diefe unvermweilt krie⸗ 

geriſche Anordnungen gegen einen Ueberfall und riefen ben 
Landiturm unter die Waffen. Als fid in Einfiedeln mehrere 
Klofterfnechte weigerten, dem an fie ergangenen Aufgebot 
Folge zu leiften und der Statthalter (Dekonom) des Stiftes 
erflärte, daß die Knechte in feinem Dienfte ftänden- und nur 
Befehle von ihm zu erhalten hätten, verbreitete fich plötzlich 
daß Gerücht, daß die Klofterherren ihre Koftbarfeiten und 
Schätze geflüchtet Hätten und das Klofter verlaffen wollen. 
Um diefem zuvor zu tommen, ließ der Bezirfsrath alle Aus» 
gänge des Kloſters und die Stellen, welche eine ſolche Flucht 
begünjtigen Tonnten, mit Wachten beſetzen. 

Nachdem der Borort von den in Küßnacht ansgebrochenen 
Unruhen Nachricht erhalten, mahnte er, ehe er von dem 

‚ militärischen Zuge Abybergs Kenntniß hatte, die Stände 
Zürich, Bern, Luzern und Zug zu getreuem Aufſehen, er- 
ließ an den Landrat von Inner⸗Schwyz die Aufforderung, 
Alles zu unterlaffen,, was den beftehenden Zuftand im Kan- 
ton Schwyz verändern könnte und empfahl der Regierung 
von Aufer- Schwyz alle Mittel anzuwenden, um leidenfchaft- 
lichen Ausbrühen und Störungen des Landesfriedend vor- 
zubeugen. 
VBeſezung des Schon am 1. Auguft war die Kunde von der Beſetzung 
— — Küßnachts nach Zürich gelangt. Die Tagſatzung ermannte 
genoffen, ſich und faßte kräftige, der drohenden Gefahr entiprechende 
Beſchlüſſe. In Folge deffen wurde ein Truppenaufgebot an 
alle Stände, mit Ausnahme derjenigen der Sarnerkonferenz, 
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erlaſſen. Fünf bis jechstaufend Mann follten Küßnacht be- 
fegen, während andere Truppen in die äußern Bezirke des 
Kantons Schwyz einrüden jollten. Die rafche Ausführung 
diefer Mafregel hatte die Wirkung, daß fi) Abyberg mit 
feinen Truppen am 3. Augujt von Küßnacht zurückzog, worauf 
die Beſetzung dieſes Bezirks durch die Eidgenofjen ohne Wi⸗ 
derſtand vollzogen wurde. Das gleiche gefhah auch in den 
übrigen Bezirken und am 8. Auguft zogen die Eidgenoffen 
in Schwyz ein. Nachdem die Tagſatzung am 11. Auguft die 
Auflöfung der Sarnerfonferenz ausgeſprochen, verfanmelte 
fh am 16. der Landrath von Schwyz, erklärte die Rostren- 
nung von derjelben und die Bereitwilligkeit, bie Tagſatzung 
mit einer Geſandtſchaft zu beſchicken. 

Hierauf ordnete die Tagfagung als eidgendffifche Bevoll⸗Sendung eidge⸗ 

mächtigte den Landammann Nagel von Appenzell und den — * 
Schultheißen Schaller von Freiburg nad) dem Kanton Schwyz und ihre Ver⸗ 
od, mit dem Auftrag, den Landfrieden aufrecht zu erhalten richtungen. 
mb zu einer DVerföhnung zwiſchen den zerklüfteten Parteien 
nah Kräften beizutragen. Die eidgendffifchen Bevollmächtig⸗ 
ten vollzogen ihren Auftrag mit Lobenswerthem Eifer und 
ihren unausgeſetzten Bemühungen ift e8 vorzüglich zuzufchrei« 
ben, daß die äußern Bezirke ihnen unterm 16. Auguſt die 
Mittheilung machen konnten, daß ein amtlicher Zuſammen⸗ 
tritt mit dem alten Lande Schwyz ftattgefunden und der dor» 
tige Landrath befdyloffen habe, den Verſuch zu machen, mit 
den äußern Bezirken eine Verfaſſung auf die Grundlage der 
Gleihherehtigung aller Kantonsangehörigen zu entwerfen, 
ober, fofern man fich darüber nicht verftändigen könnte, die 
Trennung ber beiden Tandestheile jo durchzuführen, daß beide 
Theile fürderhin friedlich neben einander beftehen können. 
Die äußern Bezirke verſprachen fih von diefem Verſuch 
zwar wenig, indem fie glaubten, daß Schwyz, wie es frü- 
ber gethan, das ihnen Bewährte unter veränderten Umftän- 
den neuerdings in frage ftellen werde; gleichwohl ent- 
fprachen fie dem Wunfche ber Bundesbehörden und erwählten 
Ausſchüſſe, welche mit foldhen vom alten Sun am 17. 
inlammentrafen. 
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Vereinigung: · Obſchon fie die eidgendſfiſchen Bevollmächtigten, unge- 
Vertrag am28. achtet der an fie ergangenen Einladung, nicht in die eigent- 
Auguſt 183. (hen Verhandlungen einmiſchten, fo war es dennoch ihrer 
entihiedenen Haltung zu verdanken, daß unter den Abgeord- 
teten beider Theile allmälig ein verfühnlicderes Verhältniß 
eintrat und das Zerwürfniß endlich gehoben wurde. 
Am 28. Auguft kam zwifchen den getrennten Landesthei⸗ 
len ein Bereinigungsvertrag zu Stande, welder zugleich als 
Grundlage der zu entwerfenden Verfaſſung gelten follte. 
Nah demfelben verbürgten ſich ſämmtliche Bezirke des 
. Kantons, äußeres und inneres Land, die vollfte politische 
Rechtsgleichheit als Grundlage des zu entwerfenden Ver⸗ 
faffung. Die Bearbeitung der Verfaffung follte einem Ber⸗ 
faflungerat übertragen werden. Die Hauptgrundfüse der 
Verfaſſung wurden im Vertrage näher bezeichnet und bezo⸗ 
gen fich anf die gleihmäßige Vertretung ſäämmtlicher Lan⸗ 
destheile in den Kantonsbehörben, die freie Niederlaffung 
innert den Grenzen des Kantons, die Ablöfung von Zehn⸗ 
ten und Grundzinjen, die Trennung der politiſchen Gewal⸗ 
ten u. |. w. In Rückſicht der Klöfter wurde beitimumt, daß 
fie in Allen, was nicht bürgerliche Streitigkeiten betraf, 
unter der Aufficht und Leitung des dreifachen Rathes ftehen 
ſollten. In den letztern Füllen waren fie, gleich, den andern 
Bürgern, dem ordentlichen Zivilrichter unterworfen. Bis zur 
Annahme der zu entwerfenden Verfaffung und bis zur Kon⸗ 
ftituirung fänrmtlicher verfalfgngsmäßiger Behörden anerkann⸗ 
ten beide Theile den durch den Trennungsbefhiuß vom 22. 
April L Jahrs (1833) eimgetretenen Stand der Dinge und 
die in beiden Kantonstheilen beftehenden ſelbſtſtändigen Be⸗ 
börden mit den ihnen verfaffungsmäßig zukommenden Eigen⸗ 
Ihaften und DBefugniffen. ‘Dabei verwahrte fih das Aeußere 
Land gegen alle Koften und Laften der militärifchen Beſetzung 
des Kantons in dem Sinne, daß, wenn bie Eidgenofienfchaft 
vom Kanton Schwyz ‚die theilweiſe oder gänzlide Tragung 
diefer Koſten fordern und ein näherer Entſcheid hierüber nö⸗ 
thig würde, ein ſolcher noch wor der endlihen Annahme der 
Berfaffung gütli oder von höherer Stelle rechtlich ausge⸗ 
tragen werden müſſe. 
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Sämmtlide in dem Kantonszeughaus zu Schwyz befind- 
tigen und dahin gehörigen Waffen aller Gattungen, jo wie 
andere Kriegsvorräthe waren nach dem Verhältnige der Bes 
völferung auf die einzelnen Bezirfe zu vertheilen und in die- 
jelben zu verabfolgen. 

Diefer Vertrag, der ohne die zwingende Macht der Um⸗ 
flönde die Zuſtimmung yon Altſchwyz niemals erhalten 
gätte, wurde am erjten 1. Heumonat ſämmtlichen Bes 
ziefsgemeinden vorgelegt und von denſelben angenommen. 
Gleichzeitig fand die Wahl der Berfaffungsräthe ftatt. 

Die Bedenken, welche ſich in einigen der äußern Bezir- Bedenken gegen 
fen gegen dieſen Vereinigungsvertrag fund gaben, waren a 
vorzüglich gegen den Artikel gerichtet, welcher beitimmte, daß 
zur Annahme der zu entwerfenden Verfajjung zwei Drittheile 
der ftimmfähigen Bürger erforderlich feien. Mit Recht wurbe 
dagegen eingewandt, daß die äußern Bezirke nur % und 
nicht 2, der Sejammtbevölferung des Kantons ausmachen und 
es daher nnmöglid) fei, daß ohne die Zuitimmung von Schwyz 
die zu entwerfende Verfaſſung angenommen oder andere Ge- 
fege erlaffen werden fönnen. Durch diefe Abftimmungsweife 
erhalte da8 alte Land Gelegenheit, jede ihm mißbeliebige 
Schlußnahme zu Hintertreiben und den im DVereinigungsver- 
trag aufgeftellten Grundfag ber Gleihberechtigung zu vernich⸗ 
ten. Außerdem habe die Ausübung der höchſten Gewalt durch 
die Bezirksgemeinden noch andere bedenkliche Seiten; es liege 
un Begriffe des Volkes, daß man ihm durch Abſchaffung 
der Rantonsgemeinde die Ausübung feines höchſten Rechts 
verfünnmern wolle; darum jei e8 nothwendig, daß in dem 
Bereinigungsentwurf aud die Kantonsgemeinde als oberfte 
Gewalt wieder aufgenommen werde. Wenn Schwyz, wie zu 
erwarten ftehe, mit der Mehrheit eines andern Bezirkes 
ftimme , fo werden diefe beiden Bezirke ftets die Mehrheit 
im Ranton ausmachen, was um jo eher eintreten müße, da 
an den Bezirksgemeinden die Minderheiten zur allgemeinen 
Mehrheit gezählt würden. Aus diefem Grunde fei es wünſchbar 
und für die Ruhe des Kantons unerläßlich, daß fich die Lan⸗ 
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desgemeinde in der Mitte des Kantons, etwa um Rothen⸗ 
thurın oder auf der Altmatt verſammle. Endlich fei es ſehr 
wünfchbar, daß mit der Bearbeitung der PVerfaffung nicht 
länger gezögert werde, damit die Behörden ihre Verrichtun⸗ 
gen beginnen fönnen und dem verderblichen proviforifchen 
Zuftand ein Ende gemacht werde. Diefe Bedenken wurden 
von den Bezirken den eidgenöffiichen Bevollmächtigten zu 
Handen der Tagſatzung ſchriftlich mitgetheilt; diefe fanden 
aber, daß diefelden wenig erheblich ſeien und bei dem Ent» 
werfen der Verfaffung immer noch Berückfichtigung finden 
fünnen. 

Da der Bereinigungsvertrag von den fänmtlihen De 
zirfen angenommen worden war und feine Ausführung ſowohl 
im Vortheil der Bezirke, als dem Wunſche der Tagſatzung 
lag, fo wurde der Zufammentritt des Verfaffungsrathes von 
den eidgenöffiihen Bevollmächtigten unverwmeilt angeordnet. 
Demzufolge verfammelte ſich derfelbe am 7. Herbſtmonat im 
Schwyz und ernannte einen Ausſchuß, der mit der Bearbei⸗ 
tung der neuen Berfaffung beauftragt wurde. Gegen diefe 
Anordnung erhob Kinfiedeln Einfprache, weil es feine 
Behörden dem Sinn und Inhalt des Vereinigungsvertragd 
zuwieber fanden, daß die Berfaffung von einem Ausſchuß 
und nicht vom gejammten Verfaſſungsrath ausgehen foltte 
Die Verfaffungsräthe diefes Bezirkes wurden demzufolge bes 
auftragt, von der Beibehaltung der Kantonsgemeinde in feiner 
Weife abzugehen und, falls diefem Verlangen nicht entſpro⸗ 
hen würde, mit einer Vorftellungsfchrift an die Tagfagung 
zu gelangen. Der vermittelnden Dazwiſchenkunft der eidge⸗ 
nöffishen Bevollmächtigten gelang e8, diefe Bedenllichkeiten 
zu heben und am 19. war die Verfaſſung vollendet. ˖ Sie 
enthielt eine weitere Ausführung der im Vereinigungsvertrag 
vom 28. Augujt niedergelegten Beltimmungen mit Beifeite- 
lafiung der Kantonsgemeinde und Beibehaltung der Abitim- 
mung durch die Bezirfögemeinden nach dem Zweidrittelſyſtem. 
Sie wurde am 29. Herbftmonat den Bezirksgemeinden zur 
Annahme oder DVerwerfung vorgelegt und von fFämmtlichen 
Bezirken angenommen; in einigen jedoch nur mit der Der 
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dingung, wenn die Kantonsgemeinde beibehalten und die 
Abftimmung in den Bezirken nad) dem Zweidritteliyiten be⸗ 
feitigt werde. Diefer Umftand machte den Wiederzufammen- 
tritt des Verfaſſungsrathes nothwendig, der fih amd. Wein- 
monat in Schwyz verjammelte, an der Kantondgemeinde, die 
fih alle zwei Jahre am Rothenthurm zu verfammeln Hatte, 
feithielt, das Zweidrittelſyſtem im Allgemeinen bejeitigte, 
dasjelbe aber in Rũckſicht der Abänderung der Berfaflung beibe- 
hielt. Diefe Verfaffung wurde von jämmtlichen Bezirfsgemeinden, 
mit Ausnahme derjenigen der March, angenommen. Der Grund 
diefer Verwerfung lag darin, daß nad) der neuen Verfaflung 
die Kantonsbeamten von den Bezirken und nit aus der Kan⸗ 
tonskaſſe Befoldet wurden. In Schwyz Hatte fich jedoch 
ein großer Theil der Laudleute der Abſtimmung enthalten, 
vorgebend, daß fie unter dem Drude fremder Gewalt nie zu 
einer Berfaffung ftimmen werden. | 


Zur Wahl der oberften Kantonsbeamten wurde die Ran, Tanddgemeinde 


tonsgemeinde am 13. Weinmonat zum erftenmal am Rothen- 
turn verfanmelt. Dervon den Ausihüßen fämmtlicher 
Bezirke zur Führung der Landesgemeinde beauftragte Hr. 
Altlandammann Karl Zay eröffnete die VBerfammlung, indem er 
die zahlreich herbeigejtrömten Kantonsbürger herzlich willkom⸗ 
wen hieß und brüderliche Vergeſſenheit Alles deſſen, was 
während der Zeit ber Trennung gegenjeitig vorgefallen, em⸗ 
fahl. Wahrhafte und aufrichtige Verfühnung, Rechtsgleichheit 
im wahren Sinne des Wortes und treue Erfüllung der Pflid- 
ten gegen den Kanton und die gefammte Eidgenoffenfchaft, 
dieg fei es, was gegenwärtig Noth thue und was den Kan⸗ 
ton mit den übrigen Ständen der Lidgenoffenfchaft auf's 
Nene befreunden werde. Nachdem ermehrt worden, daß bie 
drei erften Memter des Kantons nur bis zur ordentlichen 
Rantonsgemeinde im Mai 1834 vergeben werben follen, wurde 
Hr. Nazar von Reding von Schwyz zum Kandammann, Hr. 
Doktor Diethelm von Lachen zum Kantonsftatthalter erwählt 
und die neue DVerfaffung von der ganzen Verfammlung fei- 
erlich beichworen. 

Am 20. Weinmonat verfammelten fi) bie Bezirksgemein⸗ 
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den zur Wahl der Kantonsbeamten, welche fih am 22. in 
Schwyz fonftitwirten und ſämmtliche Neuwahlen der Bezirle- 
Beamten auf den 3. Wintermonat anordneten. Durch einen 
angemeſſenen Aufruf wurde dem Volfe von der Konftituirung 
feiner oberften Landesbehörden und dem Beginn ihrer ver- 
faffungsmäßtgen Wirffamfeit Kenntniß gegeben. Dasſelbe 
wurde dem hohen Vorort und ſämmtlichen Mitjtänden kundge⸗ 
than, worauf die Tagſatzung die fhon früher verminderten 
Befagungstruppen gänzlich) zurückzog. 
DieBefapungd: Om Betreff der Beſatzungskoſten, die fich auf 412,448 
koſten. Franken beliefen, faßte die Tagſatzung unterm 12. Weinmonat 
den Befchluß, daß die Regierung des Kantons Schwyz, In⸗ 
neres Land, durch die militäriiche Belegung von Küßnacht 
den, den beiden Theilen gebotenen Landsfrieden gebrochen 
habe und daher ſchuldig fet, die hiedurch verurſachten Koften zu 
tragen. Innerſchwyz, in Rückſicht feiner beſchränkten Fi⸗ 
nanzen, kam bei der Tagfatzung um Nachlaſſung derſelben 
ein. Ungeachtet der warmen Unterſtützung mehrerer Stände 
wurde diefes Geſuch von der ordentlihen Tagſatzung des 
Jahres 1834 abgewiefen. Glücklicher war Schwyz im fol- 
genden Yahre, indem die Tagſatzung das Gefuch dahin be 
ſchied, daß drei BViertheile der Befagungsfoften vom Jahr 
1833 nachzulaffen und von dem übrigen Vierttheil die 
von Schwyz eingelösten Gutfcheine der Eidgenoffenfchaft im 
Betrage von 15,632 Fr. in Abrechnung zu bringen feien. 
Neue Umtrite Mit der Annahme der neuen Perfaffung und der Re 
berfiltgefinnten gefepung der Kantons» und Bezirfshehörden trat für den 
Augenblid Ruhe ein und es fchtenen ſich die Leidenjchaften 
nad) und nad) abzufühlen. Als aber der Frühling fam und 
die Zeit der Abhaltung der ordentlihen Kantondgemeinde 
herannahete, da fproßte mit dem jungen Xenze die alte Saat 
ded Haderd und Parteizwiftes abermals auf. ‘Diejenigen, 
welche erflärt hatten, daß fie nur der Gewalt der eidgenöſ⸗ 
ſiſchen Bajonette nachgegeben, entwidelten ihre verderbliche 
Thätigfeit von Nenem und fuchten durch Verläumdung und 
Borfpiegelung von Gefahren für das allgemeine Beſte und 
die Religion das Volk für ihre Zwede zu bearbeiten. Gegen 
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Randammann Meding wurde ausgejtreut, daR er ein Verächter 
der Religion fei, der mit denjenigen liebäugle, die fich zum 
Sturze des 1815er Bundes verſchworen und, um den Einfluß 
von Diethelm in der Mard) zu untergraben, wurde die in 
früberer Zeit häufig gebrauchte Waffe der Beichimpfung und 
Ehrverlegung ans derKäftfammer verrofteten Demagogenthuns 
hervorgeholt. Wegen nngleicher Anfihten in Rechnungsſachen 
in Betreff gemeinſchaftlich bezahlter Amtsreifen zur Zeit des 
Proviforiums, Schalt der, vollends in das Lager der Altſchwyzer 
übergetretene Landammann Schmid den Diethelm Lügner und 
Betrüger und die altgefinnte Partei verfäumte nicht, mit diefem 
Borfall das größte Aufſehen zu machen, Nach fruchtlos ge- 
ſuchter Ausgleichung forderte Diethelm Genugthuung vor den: 
Gerichten, welche ihn aber bei der Art, wie die Prozeſſe 
vor den ſchwyzeriſchen Gerichten damals geführt wurden, vor 
Abhaltung der Landesgemeinde nicht mehr zu Theil wurde. 
Schmid, gewandter Advokat und des „Trölens“ kundig, wußte 
jeder Antwort dur dad Auswerfen von PVorfragen auszu⸗ 
weichen, bis es ihm nad mehrtägiger Verhandlung gelang, 
den Austritt zweier Richter zu erwirken, wodurch das Gericht 
genöthigt wurde), fi) wegen unvollftändiger Anzahl feiner 
Mitglieder aufzulöfen. 

Unterdeffen war der Tag der Kandesgemeinde, der Son gan- Die Landsges 
zen Lande mit Spannung erwartet wurde, wicder herangerüdt. nn . 
Zahlreich ſtromte das Volt am 4. Mai am Rothenthurm in: 
zufommen. Nachdem Landammann Reding feine Stelle nie- me Auflöfung. 
dergelegt, geſchahen von beiden Parteien Vorjchläge zur Wahl 
des neuen Landammanns. Bonden Altgefinnten wurde Abyberg, 
der Eroberer von Küßnacht, von den Freifinnigen der abge» 
tretene Reding vorgefchlagen. Ehe es zur Abjtimmung kam, 
wurde die Verſammlung unruhig Viele riefen, man folle 
mit den Verhandlungen einhalten, weil die Einfiedler noch 
nicht anwesend, fondern erft im Anzuge feien. Als Statt» 
halter Kamenzind von Gerfan zur Beruhigung das Wort 
ergreifen wollte, entftand unter ciner nahe an der Bühne 
ftehenden Schaar Tumult und mit Ungeſtümm wurbe das 
Berlangen geſtellt, daß Diethelm, der Rantonsftatthalter, auf 
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die Bühne treten möchte. Diethelm wurde nun emporgeho- 
ben und von feinen Anhängern auf die Bähne getragen. Als 
er zu reden begann, brad) der Lärm von Neuem los; Schmide 
Anhänger aus der Marc fchlugen ſich zu den Altſchwyzern, 
Freunde und Feinde wogten wild um die Bühne. Als Diethelm, 
num den QTumult zu befchwichtigen, von derfelben herabfteigen 
wollte, wurde er von einer Schaar Wüthender angegriffen; 
fie riffen ihn an den Haaren und ſchlugen und mißhandelten 
ihn, bis es der Entfchloffenheit und den Fräftigen Armen feiner 
Freunde gelang, ihn in Sicherheit zu bringen. Auch Land» 
ammann Gyr wurde, al8 er feinem Freunde zu Hülfe eilte, 
mißhandelt. Zwei junge Burfche rißen ihm den Mantel 
von den Schultern, fchlugen ihn und ftießen arge Drohungen 
aus. Da fih durch diefe beträbenden Vorfälle der Grimm 
der Parteien fteigerte und noch Schlimmeres zu befürchten 
ftand, fo erklärte Landammann Reding die Gemeinde ale 
aufgehoben nnd verließ mit den übrigen Mitgliedern des 

Rantonsrathes die entheiligte Stätte. 
Bezügliche Am folgenden Tage verfaınmelte fih der Kantonsrath 
— und beſchloß, daß wegen der an Statthalter Diethelm ver⸗ 
raths. übten Mißhandlung in ſämmtlichen Bezirken eine Unterſuchung 
einzuleiten und die Landesgemeinde nochmals einzuberufen 
ſei. Im’ Anbetracht der gereitzten Stimmung wurde bie 
Abhaltung derſelben auf den 1. Brachmonat angeſetzt und 
Hr. Kantonsſtatthalter Diethelm erſucht, daß er, um Seinet⸗ 
willen und der Ruhe des Landes zu lieb, von der nächften 
Landesgemeinde fern bleiben möchte. Der gleihe Wunfd 
twurde gegen Landammann Schmid ausgefprodhen,, da fein 
Erfcheinen ſowohl al® dasjenige Diethelms die Auhe” neuer⸗ 

dings gefährden könnte. 

Landammann Ehe fich die Kantondgemeinde wieber befammelte, reichte 
——— — Reding ſeine Entlaſſung als Landammann ein. In ſeiner 
fung. bezüglichen Zufchrift zeichnete er ven Zuftand alſo: „Für den 
eriten Magiftraten des Kantons Schwyz fei die gegenwärtige 
Lage ungemein ſchwierig. Noch feien die Verhältniſſe des⸗ 
felben zur Eidgenoſſenſchaft umgeregelt und das Vertrauen, 
wie es unter gleichbevechtigten Bundesbehörden bejtehen follte, 
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nicht wiedergelehrt, Perfönliche Zwifte hätten einen großen 
Theil des Kantons zu gefährlicher Leidenſchaftlichkeit aufge- 
regt und verderblicher Parteigeift Habe fi der Gemüther zur 
Grreihung ‚von Parteizweden bemächtiget. An der letzten 
Lanbesgemeiude habe man die traurigen Ausbrüche derjelben 
wahrnehmen können, die Zolgen derfelben drohen fich noch 
mehr zu entwideln und erufte Wirren: zu veranlafien. Als 
lein alle diefe Schwierigfeiten würden ihn , im Vertrauen auf 
ben Beiſtand des Allerhöchſten, nicht zurückſchrecken, wenu 
er ich auf des Volkes Zutrauen verlajjen könnte, aber durch 
ſchmähliche Trölerei, durch Verdächtigungen und Verläumd⸗ 
uugen ſei ihm das Zutrauen bei einem großen Theil des 
Volkes geraubt worden; er habe gefühlt und erfahren, daß 
er der Erfüllung mancher Pläne, die im Finſtern gebrütet 
wurden, im Wege ſtehe.“ Der Kantonsrath fand die von 
Hr. Reding für feine Eutlaſſung vorgebrackten Gründe nicht 
genügend, zumal nur die Kantondgemeinde, von der er fein 
Amt erhalten, ihn desfelben entheben Tönne, und lud ihn 
ein, feine Verrichtungen bis zur nächſten Landesgemeinde 
fortzuſetzen. 

Dieſe trat am feſtgeſetzten Tag zuſammen, war aber von Landsge⸗ 
Landleuten aus den äußern Bezirken weniger zahlreich beſucht, sr am — 
als die vorige. Diethelm und Schmid waren nicht anweſend > — 
und ohne weitere Störung wählte die Landesgemeinde Abyberg ſten Kantons⸗ 
zum Landammann. Von den getroffenen Wahlen wurde ſo⸗ Beamten. 
wohl dem Vorort und den Mitſtänden, als auch den Ge⸗ 
jandiſchaften der auswärtigen Höfe Kenntniß gegeben. 

Am darauf folgenden Sonntag verſanmelten ſich die Ber Die Wahlen 
zirksgemeinden. Schwyz und Wollerau beftellten ihre Be⸗ In ben Bezir- 
hörden mit Altgefinnten, während die dußern Bezirke wich. cal 
tige Aemter durch Erwählung ber in Schwyz entfernten Frei⸗ 
finnigen bejebten. 

Durch diefe Ereigniffe wurde die Kluft zwiſchen den Alt⸗ 
gefinnten und den Freiſinnigen je länger je mehr erweitert 
und es war der Natur der Verhältniſſe gemäß, daß fid) zwi- 
ſchen den, unter den gleichen: Geſetzen Lebenden Herrſchern 
und vormals Beherrſchten diejenigen Reibungen und Strei⸗ 
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tigfeiten ergaben, die einerjeits durch das Gefähl früherer 
Dberherrlichleit und anderſeits durch dasjenige erworbener 
Nechtögleichheit nothwendig hervorgerufen murden. Zwar 
hatte fi nach der Berfaflungsannahme im Jahr 1883 ein 
verföhnlicherer Sinn bemerkbar gemacht; allein, als die Bor- 
fämpfer für die Anſprüche der äußern Bezirke ſchwankten und 
ber Mißbrauch wieder einriß, die Stimme des Lanbmanns 
mit Geld zu erfaufen, da gelangten die Altgefinnten neuer» - 
dings zu ausſchließlicher Herrſchaft und machten fi, im Boll 
gefühle der Gewalt, während vier Jahren aller berjenigen 
Handlungen und Unterlaffungen ſchuldig, die den Haß eines 
großen Theils des fchweizerifchen Volkes auf fie lud und 
neue Stürme bervorriefen. 

Beſchwerden Diejenigen, welche ihre Unzufriedenheit mit der beſtehen⸗ 
der nn den Ordnung ungefchent an den Tag legten, beffagten fi 
fer und Wer, Hauptfächlic über die Unthätigfeit der Kantonsbehörden in 
faſſungsverletz, den wichtigften Verwaltungszweigen ; über die Nichtvollzieh⸗ 
ungen. ung und Verletzung der Berfaffung und über die Willkür 
und den Hohn, womit die Angehörigen der freifinnigen Bar- 
tei nicht nur in ſtaatlichen Angelegenheiten, ſondern ſelbſt 

in Privatfachen und vor den Gerichten behandelt wurden. 
Als eine Verfaſſungsverletzung ftellte fich zunächſt das 
Verfahren dar, welches der große Math, bei Anlaß der 
Wahl de8 Hr. Dr. Kundig als Kantonsrichter, einhielt. 
Derjelbe war von der Bezirfögemeinde Schwyz zum Kantons 
richter, von der Bezirsgemeinde Einfiedeln dagegen als Er- 
fagınann in das Rantonsgericht gewählt worden. Ungeachtet 
Hr. Kündig fogleich erklärte, daß er die Stelle als Erſatz⸗ 
mann in das Kantonsgericht nicht annehme, weil er Kan⸗ 
tonsrichter fei, fo fprach der große Rath aus dem Grunde 
daß er der Bezirfögemeinde Schwyz, die fich inzwifchen gar 
nicht verfammelt Hatte, hievon feine Kenntniß gegeben, die 
Erledigung feiner Kantonsrichter Stelle aus. Diefe willkir- 
liche Handlungsweife hatte ihren Grund darin, um dem in ber 
March nicht gewählten Landammann Ehmid einen Stk im 
oberjten Gerichtshof zu verſchaffen. Ebenſo wurde Schmid 
von dem dienftwilligen dreifachen Rathe des Bezirke Schwyz 
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an die Stelle eine® ablehnenden Großrathes aus dem alten 
Bande gewählt. In ähnlicher Weife wurde es mit Diethelm 
getrieben, den man von feiner Stelle als Mitglied der Re⸗ 
sierung entfernte, ehe feine Amtsdauer zu Ende war. Als 
bie gegen dieſes Benehmen erhobenen Klagen beim großen 
Rathe keine Berüdfihtigung fanden, verwahrte fi) Landam- 
mann Gyr gegen dieſe ungefegliche Handlung und verlieh 
den Sigungsfaal. Ihm folgten fämmtliche Großräthe aus 
den Bezirken Einſiedeln, Pfeffilon, Gerfan und Küßnacht. 
Diejes entichiedene Benehmen erhieft ſowohl vom dreifachen 
Nath des Bezirks Einfiedeln als der Bezirksgemeinde voll- 
tommene Bilfigung, indem legtere unterm 1. Heumonat diefe 
Berwahrung beftätigte und allen Kantonalbeamteten von Ein- 
fiedeln den beſtimmten Auftrag ertheilte, jedem Eingriff in 
die Verfafſung Eräftig entgegen zu treten und Feine Verlekung 
berfelben zu dulden. Die Beſchwerden der Sreifinnigen, die 
Berlegung der Verfaffung betreffend , beſtanden in folgendem: 
Nach der Verfaffung fet der Landesgemeinde das Recht ber 
Geſetzgebung vorbehaften; gleichwohl erlaffe der große Rath 
Geſetze und ſelbſt vom Kantonsrath würden Beſchlüſſe ge 
faßt und Berorönungen erlaffen, welche offenbar in das Ge⸗ 
biet der Gefetgebung gehören. Die Verfaffung fichere allen 
Bürgern des Kantons die gleichen ftaatSbürgerlichen Rechte, 
welche da auszuüben feien, wo der Bürger ſeßhaft jei. Trotz 
diefer Beftimmung werde den in Schwyz miedergelaffenen 
Bürgern der äußern Bezirke das Stimmrecht in vielen Fäl- 
len vorenthalten. Die Berfaffung beftimme, daß alle Bür- 
ger vor dem Gelege gleich fein follen; dennoch Habe die 
Geiftlichleit vom großen Rathe die Beftätigung ihrer Im⸗ 
munsität in ausgedehnteften Sinne erhalten. Der Artikel der 
Berfaſſung, welcher die perfönliche Freiheit des Bürgers ges 
währleiftet,, jet von der Obrigkeit in mehreren Fällen auf's 
gröplichfte verlegt worden. Für die Bildung: des Volles fei 
feit der Einführung der neuen Verfaſſung nichts gefchehen 
und eben jo wenig für eine Reviſion der Gefege, wie fie die 
Verfaſſung vorfchreibe. Auch über den Grundſatz der Ge- 
waltentrennung fege ſich der große Rath willfürlich hinweg, 
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da mande Beamte richterfiche und vollziehende Geſchäfte zu- 
gleich ausüben, Von den Vorſchriften über die Veröffeut⸗ 
fihung des Staatshaushaltes ſei bis jett nicht eine erfüllt 
worden. Dem großen Rathe jet vom Kantonsrath, ungeachtet 
wiederholten Aufforderungen, kein Verzeichniß des Staatäver- 
mögen und eben jo wenig ein Gejchäftsbericht vorgelegt 
worden. Die Berfaffungsartifel, welche Aufzeichnung des 
Kloftergutes uud deſſen Beſteurung verlangen, feien nicht 
nur außer Acht gelajjen, fondern ein Antrag zur Vollzieh- 
ung derjelben mit ‚Hohn zurüdgewielen worden. Tür das 
Straßenwefen werde nichts gethan; für die Organifation der 
Gemeindebehörden noch weniger. Endlich habe der große Kath, 
ungeachtet der Verwahrung der äußern Bezirke, durch Mehr⸗ 
beitsbefchluß für die Beſatzungskoſten 100 Lenisd’or auf 
die Staatsrehnung genommen. Wehnlihe Klagen wurden 
von den Freifinnigen über Parteilichkeit und Willkür von 
Benniteten und Behörden erhoben. In den Gerichten 'finde 
bei allen wichtigen ragen die Beratung mit ſolcher Lei⸗ 
denfchaftlichkeit ftatt, daß an eine befonnene Prüfung des 
Falles gar nicht: zu denken fei. Nicht minder werde Allem 
aufgeboten, um die Stimme des Richters vor der Behand 
fung des Falles für ſich zu gewinnen. Drohungen, Der 
iprechungen, ja felbft Geldfpendungen würden nicht unver 
fucht gelaffen.. Die meiften Klagen waren dießfalls gegen 
Landammann Schmid gerichtet, den die öffentliche Meinung 
laut der Bejtechlichleit bezüchtigte. Nicht weniger Mißbräuche 
herrihen im. Verwaltungsfacdhe, indem bei einer unbeholfe- 
nen Finanzwirthſchaft die öffentlichen Gelder verpfändet und 
die ergiebigften Quellen der Stantseinkünfte zum Privatnır 
ten ansgebeutet werden. Diefer ärgerliche Zuſtand danerte 
zum Hohn der Freifinnigen und der ganzen Eidgenofjenfchaft 
beinahe vier Jahre, ohne daß ſich gegen ihn nachhaltiger 
Wiederftand erhoben hätte — Ruhig verlief die Kantons⸗ 
gemeinde vom Jahre 1836, mo, an die Stelle bes abgetre- 
tenen Abybergs, Holdener von: Sog zum —— 
erwählt wurde. 
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Im Frühjahr des Jahres 1838 nahmen die Parteiver- Anzeichen ber 
hältniffe wieder eine grellere Färbung an. ‘Der erjte Anlaß Unzufriebenbeit 
zur Aeußerung der Unzufriedenheit bot die Rechnungsablage |" ee labr 
des Landesfädelmeifters, da derfelbe immer verfichert Hatte, 
daß fih Schulden und Guthaben gegenfeitig ausgleichen 
werden und nun auf einmal mit einem Rückſchlag von 33,800 
Gulden auftrat. Die Haupturfache aber, welche die grolfenden 
”Barteien von Neuem auf den Kampfplat führte, war der 
im Bezirt Schwyz aufgetauchte Ho rn- und Klauenhandel, 
ein Streit unter den dortigen Allmendgenoffen über ihre An 
ſprüche an der Benutzung ber Allmenden, von welchem her 
fich die politischen Parteien die Namen: Hörner und Klauen 
beilegten. Ehe wir jedoch diefe in der Eidgenoſfenſchaft viel 
- Anfjehen erregenden Vorfälle erzäßlen,, wollen wir derjenigen 
Beränderungen erwähnen, welche um biefe Zeit die Ber- 
bältnifje in Betreff der Allmenden im Bezirke Einfiedeln er- 
fuhren. 

Nah Beendigung des Streites der Waldftatt Einfledeln Veränderungen 
mit dem Kfofter, betreffend Miteigenthum, Mitnugnießung Im Bezirk Ein- 
und Mitverwaltung an den Allmenden, verwaltete, in Folge — z 
des abgefchlofienen Vergleiche vom 3. Brachmonat 1830, der menten 
Bezirksrath fünf Yahre lang die Allmenden und beftritt aus 
deren Ertrag zum größten Theil die Bezirks⸗ und Gemeinde- 

Ausgaben. Kaum war jener Vergleich aber ins Leben ge 
treten, fo fehlte es nicht an Solchen, welche die Verwaltung ber 
Almenden von der Bezirksverwaltung zu trennen wünſchten, 
um, wie fie vorgaben, eine beffere Benutzung derfelben zu 
erzielen. Diefe Beftrebungen gewannen immer mehr an Aus» 
dehnung und fanden endlich auch bei den Behörden Eingang. 
In Folge deffen befchloß der dreifache Bezirksrath am 21. 
April 1835, daß, um einen befiern Staatshaushalt zu 
erzweden, eine Sönderung des Bezirks⸗ und Genofjenver- 
mögend, wie man nun die Allmenden nannte, vorzunehmen 
fei. Unterm 3. Mai erhielt diefer Beſchluß von der Be- 
zirfögemeinde die Genehmigung und e& wurde zu feiner Aus» 
führung ein befonderer Ausſchuß erwählt. Diefer entledigte 
fih rafch feines Auftrages und ſchon am 24. Mai wurde 
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der betreffende Sönderungsentwurf ber Bezirksgemeinde vor: 
gelegt und von derfelben nach artifelweifer Durchberathung 
angenommen. Nach diefem Entwurf wurbe die Verwaltung 
de8 Senofjenvermögens von der allgemeinen Bezirks⸗ bezich- 
ungsweiſe Gemeindeverwaltung, getrennt und einer eigenen, 
bom Bezirksrathe unabhängigen Behörde übertragen. Durch 
diefe Rostrennung erhielt das Vermögen, welches biöher vor: 
züglich zur Beftreitung der Staats⸗ und Gemeinde-Bedürfniffe 
gedient Hatte, einen mehr privatrechtlichen Charakter, Indem 
fih die alten, vollberechtigten Landlente als die eigentlichen 
Eigenthümer deöfelben betrachteten und dem Staate oder ber 
Gemeinde nur inſoweit Rechte an demfelben einräumen 
wollten, als dies von ihrem Willen abhieng und durch das 
jüngfte kantonsräthliche Urtheil ausdrücklich geboten war. 
Durch diefe Einrichtung wurde das dreigegliederte Verhält⸗ 
niß bezüglich der Allmenden, wie e8 vor der Revolution bes 
ſtanden, gewiffermaßen wieder hergeftellt, mit dem Unter 
Ichiede jedoch, dag an die Stelle der damaligen Waldfiatt 
nun die Genoffenbürger traten und daß, ftatt des Vogts oder der 
Hoheit von Schwyz, der nunmehrige Bezirk Einfiedeln als 
theilweifer MiteigenthHämer an ben gedachten Gütern zum 
Vorfchein fam. Da durch die Ausfcheidung des fogenannten 
Genofjengutes von dem Gemeindevermögen die Quellen, aus 
welchen der Bezirks⸗ und Gemeindehaushalt bisher beftritten 
wurde, größtentheils verjiegten, fo trat die Frage ber un- 
mittelbaren Befteurung in den Vordergrund. Da nach dem 
fantonsräthlichen Urtheil vom Jahr 1829 der Ertrag ber 
vormals dreizertheilten Güter vorzüglich zur Beftreitung des 
Gemeindehaushalts zu verwenden war, nun aber größten 
theild zum Brivatnugen Einzelner beanſprucht wurbe, fo wet 
gerte ſich das Stift Einfiedeln, an die Bezirkslaſten in der 
Weiſe beizutragen, wie es vom Bezirksrath darum angelegt 
wurde, indem es die ganz richtige Behauptung aufſtellte, 
daß auf der Genofjame Einfiedeln eine Pflicht zur Leiftung 
an die Bezirksausgaben hafte. Da diefe Behauptung von 
den Genofjenbürgern beftritten wurbe, fo drohte Prozeß, bi6 
das Gejhäft endlich nach vielen, mühevollen Unterhandlungen 
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in dem Vergleich vom 22. Jänner 1837, abgefchloffen zwifchen 
dem Bezirk, der Genoſſame und dem Klofter Einfiedeln, feine 
Erledigung fand. Durch diefen Vergleich wurde das Steuer- 
verhältniß des Klofters an den Bezirk im Allgemeinen und 
jenes der Genofſſame für ordentlihe Fälle, fo wie die An« 
ſprüche des Kloftere auf das Vermögen ber Genoſſame Ein« 
fiedeln für alle künftige Zeiten geregelt. Der Gäftlingsberg 
wurde mit den gleichen Rechten und Laften, wie er vom Klo⸗ 
fter befeifen worden , mit dem Vermögen der Genoffenfchaft 
Einfiedeln vereinigt und dagegen dem Kloſter das Miteigen- 
thumsreht auf das Gefammtvermögen der Genofjenihaft, 
was man vor einigen Jahren fo lebhaft und hartnäckig beftritten 
hatte, neuerdings eingeräumt. Die Verwaltung diefer Güter 
wurde der Genoſſame überlaffen und ebenfo die Benutzung 
der Einkünfte von demjelden. ‘Dagegen wurde dem Kloſter 
der unmmfchränfte Auftrieb von zwei und fiebenzig Stüden 
Vieh auf die Allmend geftattet; wogegen es den einfachen 
Auflag, wie diefer von einem Genoſſen zu bezahlen war, 
ebenfalls zu entrichten hatte. Aus dem Ertrag der Allmen» 
den follten jährlich zehntaufend Did oder fünf taufend GL 
alter Schwygerwährung zur Dedung der ordentlichen Bezirks» 
bedürfniffe verwendet werden. Wenn die wahren und noth- 
wendigen Bezirtsbebürfniffe die Summe von achtzehntauſend 
Diden überfteigen würden, fo verpflichtete fi das Klojter, 
an den Mehrbedarf einen Drittheil, als außerordentlichen 
Steuerbeitrag, baar zu leiften; jedoch erft dann, nachdem die 
andern zwei Dritttheile von den Bezirksbürgern entrichtet 
fein würden. Falls der Bezirk genöthigt würde, zur Dedung 
der achtzehntaufend Dielen, nad) Abzug der zehntaufend Dide 
und anderer Gefälle, unmittelbare Steuren zu entheben, fo 
verpflichtete fich das Klofter diefelben gleich den andern Bür⸗ 
gern zu bezahlen. Dies ift der wefentlihe Inhalt des ſo⸗ 
genannten 1837er- Vertrags, welcher die Verhältniſſe, wie fie 
ber Vertrag vom 3. Brachmonat 1830 geſchaffen, gänzlich 
umgeftaltete und fie den frühern Zuftänden wieder näher 
brachte. 

DieTrennung des vormaligen Bezirks⸗, beziehungsweiſe Ge⸗ 





206 


meindevermödgens vom Genoflengnt hatte zurnächſt die Folge, 
daß die Bezirks⸗- und Gemeindeauslagen größtentheile durch 
unmittelbare Steueren gededt werden mußten. Da der Steuer- 
beitrag zunächſt anf da8 Vermögen gelegt wurde, fo ift es 
richtig, daß die Stantslaften, in Folge der neuen Einrichtung, . 
nach einem gleihmäßigern und billigern Maßftabe, als dies 
früher der Fall war, auf ſämmtliche Bürger vertheilt wur- 
den; auch läßt fih nicht läugnen, daß dem einzelnen Ge- 
noffenbürger durch befjere Aeuffaung und Verwaltung der 
Allmenden ein größerer perjönlicher Vortheil zufam. Allein 
wie Alles in der Welt, fo Hatte diefe Einrichtung neben ih- 
ver Lichtſeite auch eine Schattenfeite, die, vom politischen 
Standpunkt aus betrachtet, die angeführten Vortheile über- 
wiegen ‚dürfte. Durch die Individualifirung diefer Güter 
wurde der Gemeinfinn, diefe Seele jedes republifanifchen 
Gemeinweſens, weſentlich geſchwächt und an deffen Stelle 
trat der Eigennuß, der im feiner Hurzfichtigfeit eigenen Ges 
winn nur zu leicht dem Geſammtvortheil vorzieht. Auch wurde 
das Gemeinweſen durch Entziehung feiner Hülfsquellen im 
Allgemeinen gefhwädht, gemeinnügige Unternehmungen ge- 
hindert, die beftgemeinten Beftrebungen der Behörden verei- 
telt, die Verwaltung erfchwert und die ganze Thätigfelt des 
Staates, melde weſentlich durch feine Finanzkraft bedingt 
ift, von dem Eigennutz und den Launen derjenigen abhän- 
gig gemacht, die mit dem Staat und feinen Behörden 
gewöhnlich unzufrieden find. Aus ähnlichen Quellen ent 
Iprangen auch die Streitigkeiten, welche im Anfang der vier 
ziger Jahre der Gegenftand langer Prozeſſe zwifchen der Ge 
noſſenſchaft Einfiedeln und den fogenannten Beifaffen waren. 
Althergebrachte Rechte der Beifaffen wurden in Frage ge 
ftellt und beitritten und gläubigen Ohrs horchten die Ge- 
noſſen auf die Etimme derjenigen, die fi) bei den endlofen 
Pozeffen auf Koften der Gefammtheit behaglich fühlten. Die 
bezüglichen Urtheile des Kantonsgerichts giengen dahin, daß 
die im Streit gejtandenen Beiſaſſen von Einfiedeln berechtigt 
fein follen, ſechs Stüd Vieh auf die Allmenden, welche zum 
Weidgang bejtimmt waren, zu treiben und daß fie dafür fo 











j 207 


viel Auflage zu bezahlen haben, als der Waldmann im Jahr 
1812 zu entrichten pflidytig war. Dagegen wurden die Bei» 
jaffen mit ihren Auſprüchen anf einen Dritttheil Bflanzländer, 
wie fie dem vollberechtigten Genofjen zufommen, und auf den 
Holzbezug abgewiefen. ' 

Die Allmenden des alten Landes Schwyz wurben vor Entitehung bes 

uralter Zeit uach Gefchlechtern in die Unter» und Oberalf- „Horn: und 
mende getheilt. Die Unteralimendgenoffen (f. g. Unterähmie "im enter 
ger) — folten ihre Alpen, Waldungen und Pflanzboden im Schwyz 
Gebirgeftod des Rigi, Spitenbitel, Auffiberg, Roßberg 
und auf der Frohnalp bei Brunnen, die Oberällmiger die 
ihrigen in den übrigen Gegenden des Bezirks erhalten. *) 
Im Laufe der Zeiten entfernten fi die zum - Allmendnugen 
berechtigten Geſchlechter von der Nähe der ihnen angewiejenen 
Allmenden, fo daß ihnen die Benutung nit mehr Leicht 
moͤglich war; andere, die Tein Vieh befaßen, namentlich die 
in den Dörfern lebenden’ Handwerker, zogen ohnehin feinen 
Nuten aus den Genofjengütern, Als daher die -Unterällmi- 
ger anftengen, den Ueberſchuß von dem reichlichen Auftrieb- 
geld unter ſämmtliche Antheilhaber zu vertheilen, regte fich 
da8 gleiche Verlangen auch bei den Oberallmendgenoſſen. 
Man klagte, daß die Oberallmend- Verwaltung für zweckmä⸗ 
Bige Bewisthfchaftung der Alpen und Wälder zu wenig thue 
und die Gemeindegäter auf unverantwortliche Weife den nächſt⸗ 
gelegenen Randleuten zur Ausbeute überlaffe. Auch lag die 
Mfiht nahe, daß ein Korporationsgut, dad von Einigen 
zu fünf, von andern zu acht Millionen Gulden gewerthet 
wurde, bei einer geregelten Verwaltung ſämmtlichen Untheil- 
habern einen ſchönen Yahresertrag abwerfen müße. Zu dies 
jem Zwecke entwarf ein Hiefür beftellter Ausſchuß ein Gute 
achten über eine beffere Benutimg der Allmenden, in wel⸗ 
hen ımter anderm auch der Vorſchlag enthalten war, das 
Recht des Auftriebes der verfchiedenen Viehgattungen und- 
die Zahl der Viehſtücke, die auf eine Alp getrieben werden 
durften, nach Klauen zu berechnen, jo daß 3. DB. ein Pferd 
für fechszehn, eine Kuh für ai und ſechs Gaiſen m acht 

*) — I, Band, Seite 30. 








208 


Klauen gerechnet werden follten. Bon bdiefer Zeit an wurden 
diejenigen, welche die Neuerung wünjcten, Klauenmänner, 
diejenigen, bie beim Alten bleiben wollten, Hornmänner ge 
naunt. 

Die rüdfichtlofe Abweifung der Wünfche der Klauenmän- 
ner an der Oberallmendgemeinde und das Nichterfcheinen 
derfelben, als die Verwaltungsbehörde Geneigtheit zeigte, ih⸗ 
ren Wünſchen entgegen zu Tommen, vereitelten jede gütliche 
Mebereinfunft und e8 gelangte der Streit vor die Gerichte. 
Das Berlangen der Klauen gieng dahin, daß ihnen gleich⸗ 
mäßige Nutznießung der Korporationsgüter zugefprochen werde. 
Der Sprud des Kantonsgerichted, daß der Oberallmendge⸗ 
meinde das freie Verfügungsreht über die Benutzungsweiſe 
der Allmenden zuftehe, bot feinen Grund, das Gericht der 
Parteilichkeit zu bezichten; wohl aber fchien einige Willkühr 
zum Vortheil der Höruer darin zu walten, daß der Vorfi- 
ende des Gerichte, gegen Geſetz und Uebung, die nöthigen 
Erjagmänner, mit Umgehung der zunächſt wohnenden unbe 
theiligten Richter, aus der Marc berief. Mit mehr Recht 
befchwerten fich die Klauen über die Einſchüchterung, bie 
mehrere Hundert mit Stöden bewaffnete Muothathaler im 
Gerichtsſaal dur ihr Toben und Drohen auf die Richter 
auszuüben fuchten. ES war dies die alte Taktik, die man 
zu wiederholten Malen im großen Rathe, wenn freifinnige 
Großräthe eingefhüchtert werden follten, angewandt hatte 
und die aud) die Urfache war, warum man gegen die an der 
Landesgemeinde vom Jahr 1834 verübten Frefel nicht ein» 
zufchreiten wagte. So fehr diefer Handel die Bevölkerung 
des alten Landes aufregte, jo war doch nicht anzunehmen, 
daß dieſes Verhältnig allein für längere Zeit die Span 
nung zwilchen den Parteien unterhalten werde; denn bereits 
war die Oberallmendverwaltung den Wünſchen der Klauen 
männer in foweit entgegengelommen, daß fie für den PVich- 
auftrieb, für Anweilung von Gärten und Hausplägen größere 
Auflagen anorönete, welche, nad) Abzug dießfälliger Laſten, 
unter die Allmendgenoffen vertheilt werden follten. Mau 
glaubte allgemein, daß, wenn einmal am Ende des Yahres 
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1838 die erfte Abrechnung erfolgt fein würde, jedem Ge- 
nofjen ein Ertrag von fünf Gulden zukommen werde. 

Da fih dem ungeachtet viele Klauenmärner in ihren Die Mauen 
Rechten benachtheiligt glaubten und die Schuld hieran dem und andere Un« 
Behörden beimaßen, fo jchlugen fie fi), um fich an denjel- ne 
ben zu rächen, auf die Seite der Freifinnigen in den äußern ſich zu denFrei⸗ 
Bezirken, indem fie von einer Veränderung des Regierungs- finnigen ber 
Perſonals für die Erfüllung ihrer Wünfche beffere Ausfid, Subern Bezirke. 
ten erwarteten. 

Einen anderen Kern der Unzufriedenen, der ſich ebenfalls 
zur Rlauenpartei fchlug, bildeten im Bezirk Schwyz die ſ. g. 
neuen Zandleute, die eine Zahl von fieben bis adhthundert 
Bürgern ausmadten. Im Jahr 1823 wurde dieſe Klaffe 
von Bürgern ihrer Stimmfähigfeit beraubt und dem alten 
Landmann gegenüber vielfach benachtheiligt. Zwar war die 
politifche Mechtsgleichheit der Bürger durch die Verfaſſung 
vom Jahr 1883 wieder bergeftellt worden und bie neuen 
Landleute hatten ihr Stimmrecht wieder erhalten; gleichwohl 
aber waren fie von jeder Wahl in die Bezirfe- und Kantonalbe- 
hörden thatfächlich ausgefchlogen. Eine Verfügung des Be⸗ 
zirfsrath8 von Schwyz, vermöge welder die Steuren, die 
auf den alten Landmann fielen, aus dem Genoffengut; dies 
jenigen aber, die auf einen neuen Landmann fielen, aus fei- 
nem eigenen Vermögen bezahlt werden follten, und noch mehr 
eine in der Kirche ansgekündete Verordnung, daß jeder neue 
Landmann, der bie Steuer nicht bezahlen Tünne, an Leib 
und Gut zu beftrafen jet, hatte diefe Bürger in hohen Grade 
erbittert und fie zu einer nähern Verbindung mit den Frei⸗ 
finnigen der äußern Bezirke Hingetrieben. Auch in Wollerau 
waren es nicht politifche, fondern Beweggründe des Privat- 
ungens, welche diefen, dem alten Syſtem ſehr ergebenen 
Bezirk auf die Seite ber Freifinnigen hinüberzog. Der dor- 
tige Bezirksrath glaubte nämlich, daß ihm gegen Geſetz 
und Necht zugemuthet werde, die Seetraße zu erftellen. 

Ferner waren die Wollerauer der Anficht, daß ihr Bezirk 
in der Angelegenheit der Wafferleitung aus ber Sihl von 
Schindellege gegen den Zürcherſee, wodurch für ra eine 
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zum Betrieb von Induſtrie erſprießliche Waſſerkraft gewon⸗ 
nen worden wäre, zu wenig unterſtützt worden ſei. Endlich 
war der größte Theil der Wollerauer über die Verſchacherung 
der. ſ. g. Hafengüter, die ſich bis in den Flecken Richterſchwyl 
hineinerſtreckt hatten und nun an den Kanton Zürich gekom⸗ 
men waren, erboßt. 

So war der Stand ber Parteien im Anfange des Yahre 


orbnungen ber 1838 und es läßt fi mit Gewißheit annehmen, daß ein 


Parteien vor 


ber Landesge⸗ 


meinde des Jah⸗ 
res 1888. 


gewaltſamer Bruch in kürzeſter Zeit erfolgt wäre, auch wenn 
die Ereigniſſe der Landesgemeinde vom 6. Mai denſelben nicht 
beſchleuniget hätten. Auf der einen Seite ſtanden die |. g. 
Hornmänner, die Altgefinnten aus dem Bezirke Schwyz und 
ihre Anhänger in den übrigen Bezirken, an ihrer Spige bie 
Mehrheit der oberften Kantonalbehörden. Ahnen war die 
von den äußern Bezirken errungene Nechtsgleichheit zumiber 
und fte verfäumten keine Gelegenheit, mit fchlecht verhaltenem 
Zorn die Freifinnigen in ihren erworbenen echten zu bes 
einträchtigen. Auf der andern Seite ftanden die Freifinnigen 
der äußern Bezirke ober die f. g. Klauenmänner,, welche den 
ihnen von der herrfchenden Mehrheit gebotenen Hohn nur mit 
Ummwillen ertrugen und an den durch das Grundgefeh errun- 
genen Rechten feithalten wollten. Ahnen fchloßen fich alle 
an, melde aus irgend einer Urſache mit der Regierung 
unzufrieden waren. Als der Tag der Landgemeinde näher 
fam, ftieg die Gährung und es war dieſelbe im ganzen Kan- 
ton um fo gewaltiger, als fi) zwei an Kräften ungefähr 
gleiche Parteien gegenüber ftanden und faft Niemand war, 
der nicht der einen oder andern Partei angehört hätte. Mit 
Eifer rüftete man ſich anf den bevorftehenden Wahltag. Die 
Klauen, in ihrer Mehrheit in Flecken und Dörfern vereint, 
hielten Zufammentünfte, an denen nicht bloß die Führer, 
jondern auch andere Landleute Theil nahmen. Bel diefen 
Zufammenkünften wurden die gemeinfamen Zwecke befprochen, 
die Mittel zu ihrer Förderung berathen, die Weberzeugung 
der Einzelnen befeftigt und gemeinfame Mafregeln vorbereitet, 
Die Hörner, mehr zerftreut wohnend, Tonnten feine folce 
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zahlreiche Zufammmenkünfte halten, deſto häufiger traten an 
verfchiedenen Orten ihre Führer zufammen, um fich über 
die auszufährenden Plane zu verftändigen. Die Klauen be 
nühten fich, die Urfachen ihrer Unzufriedenheit mit der Re⸗ 
gierung dem Volle aufzudeden, ihre Willführlichkeit darzu⸗ 
thun und zu beweilen, daß fie nicht bloß in beftändigem un⸗ 
vaterländifchem Hader mit der Mehrheit der Eidgenofjen lebe, 
fondern daß fie auch jedem Fortfchritt im Innern des Kan⸗ 
tond entgegen wirke. Um den nothwendigen Schlüffen, welche 
der Landmann hieraus ziehen follte, Eingang zu verjchaffen, 
wurden zu diefem Zwecke verfaßte Schriften zahlreih und 
enfig unter dem Volke verbreitet. — Den Hörnern 
ftand das Mittel der Preffe nicht in dem Maß zu Gebote, 
da ihr Kern aus der Bauerfame beftand, welcher des Leſens 
meiftend unfundig war. Um fo naddrüdlicher fuchten ihre 
Führer der Preffe auf amtlichem Wege und durd die ihr 
ergebene Priefterfchaft entgegen zu wirken. Auf BVeranlaf- 
fung der leßtern wurde vom biſchöfl. Kommiſſär in Schwyz die 
Geiftlichkeit desöertariats Schwyz, welches Schwyz, Gerſau und 
Küßnacht in fich begreift, zufammenberufen. Sie faßte den Be⸗ 
ſchluß, in allen Kirchen eine öffentliche Warnung gegen die in 
Umlauf gebrachten verderblihen Schriften ergehen zu laſſen. 
Diefer Befchluß wurde mit großem Eifer vollzogen, und 
dabei ausgeftreut: wenn man Nazar NReding zum Lands 
ammann wähle, werde er und fein Anhang tm Kanton res 
formirte Kirchen bauen, die Religion der Väter zerftören 
und die freie Niederlaffung einführen, der Bundesrevifion 
beitreten, den Nuntius und die Sefniten verjagen und die 
tatholifche Geiftlichleit fo wermindern, daß fie die Pflicht 
der Seelforge nicht mehr auszuüben im Stande fei. Derar- 
tige Bemühungen ber Geiftlichfeit förderten die Zwecke der 
Hömer, indem die gläubigen Gemüther dadurd) beunruhiget 
wurden und fi) von den Klauen abwandten. Aehnliches Spiel 
trieben die weltlichen Agenten der Hörner, indem fie her» 
Ihende Borurtheile ſchlau benugten, um ihre boshaften und. 
albernen Ausſtreuungen an Mann zu bringen. Sn Bezirk 
Schwyz ſchreckten fie den Landmann mit der Bundesrevifion 
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und der Aufnahme der neuen Landleute in das Genoffenredt; 
in der Mar, Wollerau und Pfeffikon drohten fie mit der 
freien Nieberlaffung, weil dieje in den genannten Landes⸗ 
theilen aus materiellen Gründen verhaßt war. Aber auch die 
Klauen waren in ihren Weußerungen gegen die Mitglieder 
der Regierung und die Führer der Hörner heftig und maf- 
(08 und mit übertriebener Bitterfeit wurden die früheren po⸗ 
litifchen Zuftände und der Drud und die Ungerechtigkeit der 
Altſchwyzer gefchildert. Beim Gebraud) diefer Mittel bfie- 
ben jedoch) die Parteien nicht ftehen. Wie e8 im Lande Schwyz 
von jeher üblich gewejen , wenn Parteifragen die Leidenſchaf⸗ 
ten de8 Volkes erhigten, jo wurde auch jegt von dem eben 
jo ſchändlichen als wirkffamen Mittel der Geldaustheilung Ge- 
braud) gemadt. In den Bezirken Einfiedeln und Küßnacht 
wurde jedem ftinmfähigen Bürger, ohne Rückficht anf feine 
Parteianſicht, etwas Geld verabreidt, damit er fih an der 
Kantonsgemeinde ein Abendeffen verfchaffen könne. In Wol- 
ferau und Pfeffiton fanden keine Geldausſpendungen ftatt; 
un fo ärger gieng es aber in den Bezirfen March, Schwy; 
und Küßnacht her. In den zwei letztern Bezirken wollten 
die Geldfpender das Geld aus eigenen Mitteln vorgefchoffen 
haben, was in Anbetracht ihrer ökonomischen Verhältniſſe 
Sehr dem Zweifel unterlag; in Betreff der March dagegen 
wurde mit Bejtimmtheit verjichert, daß ein vom Klojter Ein- 
fiedeln einem dortigen Vorjtcher einige Tage vor der Lan- 
desgemeinde gemachtes Anleihen erwünſchten Dienjt geleiftet 
habe. An der Schindellege wurden am Tage der Landesge- 
meinde den vorüberziehendenLandleuten Fünffrantenthafer aus- 
getheilt und ihnen zugerufen: wenn fie für Abyberg ſtimmen 
wollen, fo können fie einen folchen in Empfang nehmen. Yu 
allen Gafthäufern diefes Ortes wurde den in ganzen Zügen 
durchſtrömenden Wäggithalern und Märchlern Eijen und 
Zrinfen unentgeldlich verabreicht und die Zeche nachher von 
den Führern der Hornpartei aus der Marc) bezahlt. Auf 
folche Weife gefchah e8, daß beinahe Niemand im Kanton 
unentfchieden blieb, fondern Alle fih parteiten; Alle aufge 
regt und gegenjeitig erbittert waren. 
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Endlich war der 6. Mai, der Tag der Landesgemeinde, Die Landesge— 
angebrochen. Bon den Barteien wurden feierliche Aufzüge meinde vom 5: 
nah Rothenthurm angeordnet. Früh Morgens, als kaum — 
der Tag graute, wurde in Brunnen zum Zeichen des Yuflöiung. 
Aufbruchs aus Mörfern geſchoßen. Bon Küßnacht wurde 
Mufik mitgenommen und in Steinen trafen Immtliche Klauen 
der Bezirke Schwyz , Gerfan und Küßnacht zufammen, um 
von da gemeinschaftlich nach dem Wahlplat zu gehen. DieKlauen 
aus den andern Bezirken verfammelten fih in Einfiedeln, um 
bon da aus ebenfalls gemeinfchaftlih nach Rothenthurm zu 
sihen. Die gejammte Klanenpartei ftellte fi) auf dem 
Pla der Kantonsgemeinde zur linken Seite auf. Ihre Hal« 
tung war nicht drobend, aber zuverfichtlich. Auch die Hörner 
hatten ihre Züge geordnet. Bon der einen Seite famen die. 
der Bezirke Schwyz und Küßnacht, von der andern die der . 

Bezirke Mard) , Bfeffilon und Wollerau. Unter denjenigen 
der March waren die Wäggithaler mit Knütteln (einem Mit- 
teding zwifchen Keule und Alpenſtock) verfehen, die fie jauch⸗ 
zend in der Luft ſchwangen. Den Hörnern des Bezirks Schwyz 
voran zog eine Schaar von einigen Hunderten, die frifchge- 
bauene und gefchälte Knüttel trugen, angeführt von einem 
Trommler und einen Dann, der ein Horn aufeiner Stange trug. 
Ihre Haltung war drodend; häufig hörte man den Heraus» 
forderungeruf „Haaraus!* Schon in Schwyz wurde aus 
der Schaar gegendandammann Redings Haus gerufen: „Heute 
Abends bringen wir Redings Rippen heim.“ Ge— 
gen zwölf Uhr gelangten die Züge, an zehntaufend Mann, 
nach Rothenthurm, wo nordwärts, außerhalb des Thors, 
rechts von der Straße, die Bühne der Landesgemeinde ftand. 
Nachdem Hr. Landammann Holdener die Gemeinde mit eis 
uer Anrede eröffnet, wurde, vor dem &intreten in die Haupt- 
geichäfte, von den Führern der Hörner ein Antrag gebracht, 
der die thatfächliche Anerkennung der vom Kantonsrath für 
die Landesgemeinde gewählten Stimmenzähler zum Zwecke 
hatte. Die Klauen dagegen fehlugen die Neuwahl der Stim⸗ 
menzähler durch die Kantonsgemeinde vor. Die Reden für 
und gegen diefe Anträge wurden theils mit jubelndem Bei» 
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fall, theils nit Murren entgegen genommen. Für den erften 
Antrag ſtimmte die ganze Hornparteti, die rechts von der 
Bühne ftand; für den zweiten die geſammte SKlauenpartei. 
Der Kantonslandammann, der Kantonsfchreiber und der 
Rantonswaibel, melde dieſes Mehr zu vergeben hatten, 
ſprachen fih nad) kurzer Berathung dahin ans, daß fie 
das erfte Mehr für das größere haften, jedoch fügte ber 
Kantonslandammann bei, daß er die Abftimmung nochmals 
vornehmen wolle. Da fi die Klauenmänner des Sieges 
fiher ‚geglaubt und ihre Führer von der Bühne her ihnen 
zugerufen hatten, daß fie das Mehr hätten, fo war ihre Ent⸗ 
täufhung bei der unerwarteten Erflärung der geriannten Be 
amten groß, und es gaben fich fofort Aeußerungen des Miß—⸗ 
trauens fund. Nach längerem Gemurmel brach endlich ein 
allgemeines Lärmen los, das fich immer vergrößerte und 
fein Ende nehmen wollte. Die Führer beider Parteien gaben 
Zeichen, daß ſich die Barteien von einander fcheiden follten, 
damit man die Hände der Stimmenden befjer überjchauen 
könne, Auf diefeArt fuchte ih auhHr. Landammann Schmid ver- 
jtändlich zu machen, als plößlid eine Schlägerei begann, 
die ihren Urfprung zwei bis drei Klafter von der Bühne 
hatte, ſich aber alfogleih bis zu dieſer fortpflanzte und 
bald allgemein wurde. Von der Hornpartei nahmen einige 
hundert Knüttelmänner daran Antheil, die in gefchloffener 
Schaar auf die Klauenmänner anftürmte und mit ihren 
Knütteln fchonungslos darein fchlugen. Sobald es das 
Gedränge zulich, flohen die Klauen, von ihren wüthen- 
den Gegnern mit Knütteln verfolgt. Während diefer furdt- 
baren Schlägerei ftanden die Führer der Hornpartei ruhig 
auf der Bühne und nur Hr, Kantonslandammann Holdener, 
von Yandammann Gyr biezu aufgefordert, gebot den Lan» 
desfrieden, indem er das Landes-Schwert dreimal hoch em- 
porhob. Während die Landfleute, die an ber Schlägerei fei- 
nen Antheil nahmen, ftehen biteben, wurden von den Klauen 
von der Seite her Steine auf die Bühne gefchleubert, von 
denen einer den Hut des Landammann Holdener traf. Ale 
die Klauen da Feld geräumt Hatten, ftiegen die oberfeitli- 
den Herren von der Bühne herab und begaben ſich, von Knüttel⸗ 
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männern begleitet, nad) Rothenthurm zurüd, Da die Wuth 
der Knüttelmänner weder Alter noch Gebrechen fchonte, fo 
wurden ven den Klauen Biele erheblich verwundet, von den 
Hörnern dagegen trug Niemand Schaden davon. Von Kampf 
und Wein erhigte Knüttelmänner fetten ihre Rohheit auch 
noch auf ihren Heimwegen fort. Im Gafthaus zur Krone 
am Kothenthurm, wo Nazar Reding gejpeist hatte, wurden 
nad) der Gemeinde die Zimmer unterfucht, mit dem Vorhaben, 
ihn, wenn er gefunden würde, todtzufchlagen. Aloys Re⸗ 
ding, der Sohn des Sieger am Rothenthurm, war ge- 
nöthigt, auf dem Heimwege aus dem Wagen zu fpringen, 
mm einem Angriff der Hornmänner zu entgehen. Gleiche Roh⸗ 
heiten wurden auf ihrem Heimzuge von ben Hörnern der Mard) 
ausgeübt und an der Schindellege einem Klauenmanne mit 
ber Anzündung feines Hanfes gedroht. Als gegen Abend die 
Rofterfnechte von Einſiedeln heimfehrten und die dortigen 
Klanen beichimpften, rotteten fich diefe zufammen, jagten jie 
in den Klofterhof, drangen in diefen ein und zerichmetterten 
mit Steinwürfen bie Klofterfenfter. So endigte diefer ſchauer⸗ 
lie Tag zur Schande Aller, die durd) rohe Gewalt das 
heiligſte Recht eines Freiftantes mit Füßen traten. 

Wer bei diefer, die Würde des Landes tief verlegenden Bon wen bie 

Schlägerei den erjten verhängnißnollen Streich geführt, konnte Schlägerei be» 
nicht ermittelt werden; dagegen fagt der Bericht der nad bonnen wurde. 
dem Kanton Schwyz dießfalls entjendeten eidgenäffiichen Be—⸗ 
vollmächtigten , daß ſich aus dem Zeugniß Unparteiifcher 
ergebe, daß die Hörner die Schlägerei begonnen. Das Schrei» 
ben der Landammänner der Bezirke KEinfiedeln, Gerſau, 
Lüßnacht und Wollerau, welches fie am 10. Mai an den 
Borort abgehen Tiefen, geht hierin weiter und behauptet ges 
tadezu, daß die Schlägerei im Auftrag der Regierung und 
der Führer der Hornpartei jtattgefunden habe. Wenn fid) 
diefe Behauptung nicht formgerecht und nad) juriftiichen Re» 
geln beweifen läßt, jo mögen folgende Thatfacdhen gleichwohl 
hinreichen, dem unparteiifchen Beurtheiler Licht über den 
bedanrenswerthen Vorfall zu verfchaffen. 

Niemand wird behaupten, daß die mit Knütteln verjehe- 


216 


nen Hornmänner aus eigenem Antriebe alſo bewaffnet an 
die Landedgemeinde zogen; fordern es iſt anzunehmen, daß 
fie von ihren Führern dazu aufgefordert waren und daß die 
teulenartigen Stöde zum Zwede des D’reinfchlagend mitge- 
bracht wurden. Ninımt man auch den an und für fih um 
wahrſcheinlichen Fall an, daß fich die Behörden und einzelne 
Beamte in feiner Weife dabei betheiligten, fo tft es gleid)- 
wohl eine ausgemachte Thatfache, daß die Häupter und Füh⸗ 
rer der Hornpartei mit den Behörden in der genanejten Ver⸗ 
bindung ftanden und daß Lebtere vermöge dieſes Umſtandes 
vom Plane derfelben Kenntnig Haben mußten. Auch ift es 
erhobene Thatfache, daß hochgeftellte Kantonsbeamte die mit 
Rnütteln bewaffneten Muothathaler mit fihtbarem Wohlge⸗ 
fallen auf den Wahlplatz begleiteten und die kampfluſtige 
Menge anfmunterten, ih, im Kalle eines Angriffe recht 
tapfer zu jchlagen. Ferner ift e8 Thatſache, daß den bewaff⸗ 
neten Schaaren aus der March vor ber . Zanbesgemeinde von 
hohen Beamten zu Eſſen und zu Trinken bezahlt wurde. Es 
iſt Thatſache, daß der Angriff der Hörner auf die Klauen 
in geordneter Schaar und gemeinfam erfolgte und fo lange 
fortgejett wurde, bis die Erftern auseinander gefprengt wa⸗ 
ren. Es iſt Thatfache, daß kein Beamter, der der Horn 
partei angehörte, mit Ausnahme des Landammanns, fich bes 
mühte, der Schlägerei Einhalt zu thun. Endlich ift es That⸗ 
ſache, daß die Magiftraten in Mitte der Knüttelmänner von 
der Landesgemeinde wegzogen, nachdem es ihnen nicht ge 
lungen war, in Abwefenheit der zeriprengten Klauen die 
Sandesgemeinde fortzufeten. 

Geſtützt auf diefe Umftände Hatte fich unter ber Klauen⸗ 
partei allgemein der Glaube verbreitet, daß die Schlägerei 
von den Hörnern in der Abficht veranſtaltet worden ſei, um 
fie an der Landesgemeinde zu keinem Mehr kommen zu laſ⸗ 
fen und fie vom Beſuche einer künftigen Landesgemeinde ab» 
zufchreden. Der Aerger über die erlittene Niederlage und 
insbefondere der Hohn, mit dem fi die Hörner mit ihrem 
Siege groß thaten, ſchürten den Haß gegen die oberfien Landed- 
behörden und es war die Erbitterumg fo tief nnd allgemein, 
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daß die Führer der Klauen den Entſchluß faßten, ſich von 
dem bisherigen Regiment loszuſagen und für ſich eine neue 
Ordnung ber Dinge zu begründen. 

Schon am 10. Mai, vier Tage nad) der Sandesgemeinbe, Unterredungber 
verfammelten fich die Vorfteher der Bezirke Einfiedeln, Küp- Nauen an ber 
naht, Gerfau und Wollerau und einige Klauenmänner von ge 
Schwyz an der Schindellege, und beſchloßen eine Bittſchrift shmwerbean ven 
an den eidgenöffifchen Vorort zu richten, in der um fofortige Vorort. 
Abhülfe gegen den im Kanton berrfchenden gefelofen Zu— 
ftand nachgefucht wurde. Es hieß in derſelben: daß unterm 
6. Mai die Kantonsgemeinde am Rothenthurm, die höchſte 
geſetzgebende Behörde des Landes, durch eine im Auftrag 
der Regierung vorbereitete Schlägerei in ihrer Wirkſamkeit 
nicht nur geftört, fondern durch Barbarei und Todtfchläge 
aufgelöst worden ſei. Der Vorfteher der Berjammlung und 
zwei Unterbeamtete hätten, nad) erfolgter Abſtimmung, die 
weit überwiegende Mehrheit für die Minderheit erklärt, wo⸗ 
durch die Verfaffung, welche der Mehrheit des Volkes an 
‚der Kantondgemeinbe die höchſte Gewalt einräume, in ihrer 
Weſenheit verlegt worden ſei. ‘Die Regierung habe demnach 
aufgehört, eine rechtmäßige zu fein, da fich ihre Mitglieder 
über Berfafjung und Recht Hinweggefegt. Anarchie fei ein« 
getreten; die öffentliche Sicherheit fei von der Regierung, 
die fid) an Blut umd Leben ihrer Mitbürger vergriffen, ſelbſt 
auf der Stätte der Geſetzgebung aufgehoben worden. Nicht 
minder fei die Sicherheit des Vermögens und der Perjonen 
bedroht. Die betreffenden Bezirke erklären daher frei und 
einmäthig: daß fie feine Pflicht anerkennen, ſich einer fol» 
den widerrechtlichen Regierung zu unterziehen und daß fie 
bad Recht ber Mehrheit des Volkes mit allen ihnen zu Ge⸗ 
bote ftehenden Mitteln behaupten werden. — Um diefer Bitt- 
ſchrift mehr Nachdruck zu verfchaffen, wurde eine perjünliche 
ordnung nad Luzern entjandt. 

Auf den 13. Mat wurden die Bezirks» Gemeinden ein- Die erhobenen 
berufen, welche die von ihren Vorſtehern an der Schinbelfege — | 
gefaßten Befchlüffe beftätigten und gleichzeitig befchloffen, daß Landgemeinde 


der äußern Be: 


den Mitgliedern der Kantonalbehörden der Beſuch derjelben zirke genehmigt 
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unterfagt fei. Jeder Bürger verpflichtete ſich die Angelegen, 
heit des Andern zu unterftügen und ihm in vorkommenden 
Fällen treu und redlich beizuftehen, Alle für Einen und 
Einer, für Alle. — Gleichzeitig wurde von Küßnacht aus ein 
Aufruf an die biedern SKlauenmänner des Kantons Schwyz 
verbreitet, der in gereigter Sprache die Regierung der 
Schuld der am Nothenthurm ftattgehabten Schlägerei bezüch⸗ 
tigte und fie eine „Mörderregierung“ nannte. Das Bolf wurde 
darin aufgefordert, ſich von feiner Regierung loszufagen ; 
weder die Kantons» noch Bezirsgemeinden zu befuchen; eigene 
Berfammlungen zu halten und die Hornmänner davon aus 
zufchließen; einen Verfafjungsrath zu erwählen und denſel⸗ 
ben mit der Entwerfung eines neuen Grundgeſetzes zu be 

auftragen. on 
Der Vorort Noch ehe der, der Sade der Klauenmänner gewogene 
mahnt zu ge Vorort von den Ereigniffen vom 6. Mat amtliche Kunde 
nn a erhalten, fehrieb er am 11. den Etänden, daß in Folge der 
det nach dem gewaltſamen Störung der am NRothenthurm abgehaltenen 
KantonSchwyz Kantondgemeinde im Kanton Schwyz eine Gährung herrſche, 
eigen. Bevoll» die Ausbrüche befürchten Laffe, durch welche bie öffentliche 
mächtigte. Ruhe und Ordnung erfehüttert werben könnten. Cr finde 
ſich darum verpflichtet, fämmtliche an den Kanton Schwyz 
angrenzenden Stände zu getrenem Aufjehen zu mahnen und 
eidgenöfftiche Benollmächtigte in den Kanton Schwyz ab- 

. zuordnen. 

Deren Erklä- Am 17. Mai langten als fjolde. Hr. Negierungsratä 
rung an bie Wilhelm Näf von St. Gallen und Hr. Kriminalgerichts⸗ 
a Präfident Adolf Hertenftein von Luzern in Art an, wohin 
Aufcuf n pag Ihnen eine Abordnung der in Schwyz verfammelten Mitglie- 
Schwyzervolt. der des Kantonsrathes entgegen gieng. Dieſe erflärte den 
Benrllmädtigten, daß die gegenwärtig in Schwyz verfam- 
melte Kantonsbehörde bereit ſei, ihre Eröffnungen entgegen 
zu nehmen. Dagegen erklärten die eidgenöſſiiſchen Bevoll⸗ 
mäcdhtigten den ſchwyzeriſchen Abgeordneten, daß, nach der 
Anficht des Hohen Vororts, die Kantonsregierung durch die 
Creigniffe am Rothenthurm zu beitehen aufgehört habe und 
daß fie demgemäß nicht im Kalle feten, eine jolche anzuerken⸗ 
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nen. Eie, die Bevollmächtigten, feien gelommen, den Wil- 
fen de8 Volkes zu vernehmen und die Urſachen der obmal- 
tenden Zerwürfniße zu erforfchen. Um diefen Zweck zu er- 
reichen, feien fie beauftragt, fi unmittelbar an das Bolt 
felbft und an keine Behörde als foldhe zu wenden. Im 
gleihen Sinne Tieß fi) der an da® Volk von Schwyz ge- 
rihtete Aufruf vernehmen, indem er fagte: „Wir haben 
Euern Boden auf Geheiß des eidgenöffifchen Vororts betre⸗ 
ten. Der Vorort will ans zuverläßiger Quelle die Urfachen 
fennen lernen, die Euere Zerwäürfniffe hervorgerufen haben 
und jendet uns daher in Euere Bezirke, um die Stimme 
des Volkes unmittelbar zu vernehmen und um defto ficherer 
diejenigen Mafregeln treffen zu können, die geeignet find, 
Enern Kanton in einen gefetlichen Zuftand zurüdzuführen. Vor 
Allem, Bürger des Kantons Schwyz, gebieten wir Euch den 
Landfrieden und erklären jeden Störer desfelben perfönlich 
für alle Folgen verantwortlid. Wir erſcheinen vor Euch, 
frei von jeder vorgefaßten Meinung, nur das Eine Ziel im 
Auge, Eud) recht bald Ruhe und Ordnung wieder zu brin- 
gen und dem Landmann Sicherheit feiner Berfon zu ver- 
Ihaffen. Wendet Euch zutrauungspoll an die eidgenöſſiſchen 
Bevollmächtigten und eröffnet ihnen frei Euerg Beſchwerden 
und Wünſche. Ihr Alle, die Ihr Euch nicht mehr ficher ge- 
glaubt auf Euerm heimifchen Boden, kehret zurüd in Euere 
Heimat; faßt wieder Zutrauen in den gefunden Sinn Euerer 
Mitlandleute für Recht und Ordnung, der im freien Manne 
nicht erfterben Tann; faßt Vertrauen in den entſchiedenen 
Willen und in die Kraft des eidgenöffifchen Vorortes, der je- 
den Verſuch zur Gewaltthätigfeit und verderblichen Umtrie- 
ben im Keim erbrüden wird, auf daß die Anardhie auf dem 
Boden ber freien Eidgenoffenfhaft feine Wurzeln fchlage.“ 
Ihrem Auftrage gemäß ſchickten fich die Bevollmächtigten Was von den 
an, den Kanton von Gemeinde zu Gemeinde zu bereifen, um Pdrnern und 
zu Ermittlung des wahren Zuftandes mit den Führern bei- — 
der Parteien und andern einfichtigen Landleuten Verhöre auf- 
zunehmen. Durch dieſes Vorgehen gelangten ſie bald zur 
Ueberzeugung, daß das Volk des Kantons Schwyz in zwei 
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faft gleich große, Parteien geſchieden ſei. Unentſchiedene oder 
ſ. g. Schwänzler gab es faſt feine und Jeder, vom ober- 
ften Beamten bis zum Taglöhner herab, erklärte offen, daß 
er ein Horn- oder ein Klanenmann fei. Die Erklärungen der 
Hornmänner ftimmten darin überein, daß fie an ihrer recht⸗ 
mäßigen geijtlichen und weltlihen Obrigkeit feithalten und 
ihre von den Vätern ererbte Religion behalten wollen. Da 
man ihnen eine Verfaffung mit Waffengewalt aufgebrungen, 
fo wollen fie dieſelbe behalten, bis fie auf die in derfelben 
vorgezeigte Weite abgeändert werben dürfe. Auch die Lan⸗ 
desgemeinde wollen fie behalten und wern man ihrem Wil- 
fen Gewalt anthue, fo feien fie im Stande zu zeigen, daß 
noch altes Schwyzerblut in ihren Adern fliege. Die Klauen 
dagegen verlangten, daß durd eine geheime Abftimmung ber 
Wille des Volkes: ob man die Verfafjung beibehalten oder 
abändern wolle, in Erfahrung gebracht werden möchte. Bei 
einer allfälligen Verfaffungsänderung habe die Kantonslands⸗ 
gemeinde wegzufallen; die Bezirke möchten gleichförmiger ge- 
jtaltet werden, damit die größern die kleinern nicht erdrüden. 
Gegenerklaͤ⸗ Der Aufruf an das Schwyzervolk und die Art und Weiſe, 
— wie ſich die eidgemöffifchen Bevollmachtigten ihres Auftrags 
fammelten entledigten, war den in Schwyz verfammelten Kantongräthen 
Kantonste- ungelegen und erfüllte fie mit Unwillen. Einmüthig fprachen 
hörde und bes fie über die vorörtlichen Maßnahmen ihr Befremden aus 
und erklärten, daß fie, in reglementarifcher Anzahl verfam- 
zervolt. ” melt, von Rechtswegen ben Kantonsrath bilden und fih, im 
Bewußtfein ihrer rechtlihen Stellung, ale folcher benehmen 

werden. An den Vorort erließen fie eine kräftige Verwahr⸗ 

ung gegen da8 Vorgehen der eidgenöffifchen Bevollmächtig⸗ 

ten und drangen auf die Einberufung einer außerordentlichen 

Tagſatzung. Bon diefen Beichlüffen wurden fämmtliche 

Stände in Kenntniß gefegt und ein Ausſchuß der ver- 

fammelten Kantonsräthe bevollmäditigt, im Innern des 

Kantons alle diejenigen Vorkehrungen und Maßregeln zu 

treffen, die je nach Umftänden rafcher Erledigung bedürf⸗ 

ten. Sämmtlichen Landleuten wurden die bisherigen Ereig- 

niffe in folgender Weife fund getan: „Die gewaltfame Stö- 
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rung der am 6. Mat am Rothenthurm abgehaltenen Kan- 
tondgemeinde, fo wie die dabei ftattgehabte Berlekung ber 
perfönlichen Sicherheit hat Euere Regierung mit tiefer Be⸗ 
trübnig und mit ſchmerzlicher Empfindung erfüllt. Sie 
trägt feine Schuld daran und kann ſich nur mit einem Schauer, 
der ihr ganzes Weſen durchbebt, die vorgefallenen Ereigniffe 
in's Gedächtniß zurückrufen. Sie waren von den Teinden 
der beitehenden Ordnung und des gejetlichen Zuſtandes, von 
den Feinden der Regierung und des Volles, von den Fein- 
den Euerer Freiheit verabredet und vorbereitet. Man hatte 
dieſe bedauerlichen Ereigniffe, für den Ball des Mißlingens 
gewifler Abſichten, als das Mittel auserjehen, die Landes» 
gemeinde aufzulöfen und durch diefe Auflöſung auch diejenige 
der Verfaffung zu Stande zu bringen. Um den Vorort zu 
dem eibgenöffifchen Einfchreiten oder gar zur Truppenſend⸗ 
ung zu vermögen, entſchloſſen fi mehrere Perjonen zur 
Auswanderung, ungeachtet ſich feit dem Tag der Landesge- 
meinde feine Gefährdung perfünlicher Sicherheit oder des Ei⸗ 
genthums fundgegeben. Nebenbei wurden Gerüchte aller Art 
in Umlauf gefegt, um diefe Flucht zu rechtfertigen und da⸗ 
Durch den ruhigen Bürger mit Beforgnig und Furcht zu er- 
füllen und fo einen allgemeinen Ausbruch der Unzufrieden- 
Heit zu erregen. Sehet, Liebe Landleute! jo weit geht die 
Bosheit, daß man auswärtige Einmiſchung erzielen und Euch 
Euerer Freiheit und Selbftjtändigfeit verlurftig machen will. 
Noch aber ift e8 den Elenden, die diejes anftreben, nicht 
gelungen, ihr ſchändliches Vorhaben zum Gelingen zu für- 
dern. Der hohe Vorort, durch Lügenhafte Vorgaben getäufcht, 
Hat ſich bewegen laſſen, zwei eidgenöffifhe Bevollmächtigte 
in unfern Ranton abzufenden, um duch fie Friede gebieten 
zu laflen und zur Aufrechthaltung der Ordnung mitzuwirken; 
allein der Hauptzwed ihrer Sendung, die Auflöfung der Re- 
gierung, ift ungeachtet aller Anftrengungen unerreicht geblie- 
ben. Die Regierung tft wirklich in der gefetlich vorgeichrie- 
nen Zahl verſammelt, fie wird von den ihr zuftehenden Rech⸗ 
ten nichts vergeben und nicht auseinander gehen, bi! alle 
Bezirke und namentlich auch die zur Abtriinnigfeit geneigten 
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fi) wieder mit ihr werden vereinigt haben. Indem wir Euch, 
geliebte Landleute! erfuchen, dad was wir Euch fund gethan, 
wohl zu beherzigen, wünfchen wir, daß Ihr der weitern 
Entwidlung der Sache ruhig entgegenjehen möget. Euere 
Regierung wird nicht aufhören, für Euere Freiheit und Wohl⸗ 
fahrt zu wachen und, fo Gott will, follt Ihr den Feinden 
derfelben nicht geopfert werden. Lebt, biedere Landleute, 
mit einander im Frieden; vergeffet einander bie erlittenen 
Beleidigungen; bietet Euch gegenfeitig die Hand zur Ver⸗ 
fühnung und feid eingedent der darauf bezüglichen Lehren 

unferer heiligen Religion.“ 
Fernere Mafe Ungeachtet diefer theils geharniſchten, theils gleisnerifchen 
regeln des Bor» Sprache ließ ſich das Vorort von der eingefchlagenen Bahn 
ss a nicht abbringen. Zwar hatte ſich Schwyz wegen Einberufung 
feit der eibge: Einer außerordentlichen Tagſatzung an die Stände gewendet 
nöffifchen Be: und es war feinen Bemühungen gelungen, für fein Begeb- 
volmägtigten. gen fünf Stände zu gewinnen. Allein die Zeit der Ber- 
fammlung der ordentlichen Tagſatzung war zu nahe, als daß 
eine außerordentliche Berufung derfelben fich den Wünſchen 
der andern Stände gegenüber hätte rechtfertigen laffen. Auch 
die eidgenöfjiihen Bevollmächtigten jegten ihre Verrichtun⸗ 
gen fort und es war zunächſt ihrem gemäßigten Einſchreiten 
zu verdanken, daß der Bürgerkrieg nicht in hellen Flammen 
aufloderte. Durch ihre Verheißungen von endlichen Verfüg- 
ungen der Bundesbehörden wurden die Parteien in Schran- 
fen gehalten; die eine, weil fie wohl einſah, daß bei neuen 
Gewaftthätigfeiten der Einmarſch eidgendffifcher Truppen die 
Folge wäre, die andere, weil fie fich durch dem eidgenöffi- 
ſchen Schuß gegen Gewaltsmaßregeln ficher glaubte und über- 
haupt auf günjtige Verfügung von Seiten ded Vororts zählte. 
Dieäufern Be Ehe die eidgenöffifhen Bevollmächtigten ihre Rundreiſe 
zirke vereinigen vollendet, hatte der dreifache Bezirksrath von Einfiedeln ei- 
2 — nen Ausſchuß von acht Mitgliedern beſtellt, der, um dem 
. Mafregeln ge hänfigen Zufammentritt zahlreicher Behörden auszumeichen, 
gen Schwyz. die Angelegenheiten gegen Schwyz von fich aus beforgen follte. 
Um fi mit den von Schwyz losgetrennten Bezirken in Ber- 
bindung zu ſetzen, fchrieb diejer Ausſchuß auf den 30. Mat 








eine Berfammlung von Abgeordneten nah Einfiedeln aus. 
Sämmtliche Bezirke folgten dem an fie ergangenen Rufe und z 
ed vereinigten fich deren Abgeorbnete über folgende Punkte: 
„Der verfafiungsmäßige Zuftand des Kantons Schwyz ift 
durch eine Durchſicht der frühern Verfaſſung wieder herzu«- 
ftellen. Die Art und Weife der Abftimmung über diefen Ger 
genftand full von Gemeinde zu Gemeinde, und zwar geheim 
und unter Aufficht eidgenöffifcher Bevollmächtigter jtattfinden. 
Die eidgenöffiihen Bevollmächtigten ſollen erjucht werden, 
zum Schutze der Perjonen und des Eigenthums jo lange im 
Kanton zu verweilen, bis der gewänfchte verfaflungsmäßige 
Zuſtand wieder hergeftellt fein wird. Um unter den Stell» 
vertretern des Schwyzervolkes bie nöthige Verbindung zu er- 
halten, foll ein Ausfchuß beftellt werden, unter der Ver⸗ 
fihferung , daß derfelbe keineswegs die Abficht hege, die hei» 
fige Religion der Väter zu gefährden. Um die unwahren 
Gerüchte, welche zum Schaden ber guten Sache verbreitet 
würden, zu wiederlegen, jet ein Bericht an das Bolt zu er- 
faffen und dasjelbe zur Feithaltung an feinem Recht auf's 
kräftigfte aufzumuntern. Diefer Bericht ſolle gedruckt und 
in fänmtlichen Kantonen verbreitet werden. 

In Folge diefer Schlußnahmen wurde da8 Begehren ei⸗ Dieflauenvon 
ner Berfaffungsänderung aud) unter den Klauenmännern des ur 
Bezirks Schwyz in Anregung gebradht und bald bededte ſich ——— 
die bezügliche Bittſchrift mit zahlreichen Unterſchriften. Dar⸗ rung Daherige 
über beunruhigt, verboten die in Schwyz tagenden Kantons⸗ Maßnahmen 
räthe das Sammeln von Unterjhriften und orbneten fomohl der ae 
gegen die Verbreiter als die Unterzeichner der Bittſchrift nasfihen Be: 
polizeiliche Unterfuhung an. Beſchwerend wandten fich die vollmädhtigten. 
Klauenmänner dießfalls an die eidgenöffiihen Stellvertreter 
und riefen ihren Schug zur Aufrechthaltung des durd) die 
Verfaſſung gewährleifteten Rechtes der Bittjtellung an. In 
Folge deifen gelangten diefe mit einer ernften Zuſchrift an 
die verfanmelten Kantonsräthe und ftellten ihnen vor, daß, 
der Zwed ihrer Sendung gerabe darin beitehe, die Stim- 
mung der Bürger und die öffentliche Meinung des Kantons 
Innen zu lernen, um dadurch die Mittel zu finden, die ci- 
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nen bleibenden und beruhigenden Zuftand herbeiführen könn⸗ 
ten. Sie werden daher nicht dulden, daR ein Kantonebür- 
ger gehindert werde, ſich fehriftlich über den beftehenden Zu⸗ 
ftand auszusprechen und erklären jede daherige Unterfuchung 
und jedes Einfchreiten irgend einer Behörde für unbefugt 
und den verfaffungsmäßigen Rechten des Volkes zumider- 
laufend. An den Unterſuchungausſchuß erließen die eidge- 
nöſſtſchen Bevollmächtigten die Aufforderung, gegen Bürger, 
welche Bittihriften überreichen oder für ſolche Unterjchriften 
fammeln wollen, Teinerlei Unterfuhungen vorzunehmen und 
an das Kantonsgericht gelangte die Weifung, feine Verrich⸗ 
tungen für einftweilen einzuftellen. Ungeachtet diejer ent» 
ſchiedenen Sprahe waren die verfammelten Kantonsräthe 
weit davon entfernt, eingefchüchtert ober befonnener zu wer- 
den. ALS Antwort auf dieſe Zufchrift erhielt das Kantons⸗ 
gericht den Auftrag, feine Verrichtungen fortzufegen und ſich 
durch die von den Bevollmächtigten erhaltene Aufforderung 
nicht abhalten zu Laffen, feine verfaffungsmäßige Stellung 
unverrädt feſtzuhalten; den eidgenöffiihen Bevollmächtigten 
aber murde fund gethan, daß ſich die beftehenden Behörden 
des Kantons Schwyz niemals werben behindern lafjen, in 
-ihren Geſchäften fortzufahren, und ebenfo wenig werde ber 
fantonsräthliche Ausſchuß gegen die Fortfegung der ihm übertra- 
genen Unterfuhungen von irgend einer Seite Einſprache an- 
nehmen. — Was die Herren Bevollmächtigten ſelbſt betreffe, 
fo habe der SKantonsrath fie als folche nie anerkannt und 
fünne demzufolge auf ihre Weifungen keine Ruckſicht neh⸗ 
men. Bet den Ständen wurden über die unbefugten Eingriffe 
in die Rechte der Rantonalfouveränität Klage erhoben. 

- Ungeachtet des wiberjelichen Charakters dieſer Beſchlüſſe 
hatte das Vorgehen ber Bevollmächtigten die Wirkung, daB 
viele Klauenmänner der Aufforderung, vor Berhörant zu er- 
feinen , Teine Folge gaben. Da von der Regierung dießfalls 
gegen fie feine Schritte eingeleitet wurden, fo begaben fich bie 
eidgendffifhen Bevollmächtigten am 6. Brachmonat nah Lu⸗ 
zern zurüd, um bem Vorort über den Stand der Dinge im 
Kanton Schwyz Bericht zu erjtatten. 
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Bei ihrer Abreife befand fich der Kanton in ziemlich ru⸗ Beide Parteien 
higem Zuftand und es wäre ben Behörden Teicht möglich beabfichtigen 
gewefen, bis zum Entſcheid der Tagſatzung über diefe Wirr- oo eu 
nifle Ruhe und Ordnung beizubehalten, wenn fie Gelaffen- — Sant 
heit genitg beſeſſen Hätte, dieſe Entfcheidung abzuwarten. ſchenkunſt ver 
Da fi) die Häupter der Hornpartei aber in den Kopf ges eidgen. Bevoll⸗ 
fest hatten, den Knoten ohne eidgendffifche Dazwiſchenkunft mäßtigten. 
zu löfen, fo wurden neue Maßregeln vorbereitet , die das 
toum zu Athem gekommene Land abermals in Aufregung 
verjegten. Demzufolge wurde das Volt des Kantons Schwyz 
durch Öffentliche Bekanntmachung auf ben 17. Brachmonat 
zu einer Landesgemeinde am Rothenthurm einberufen. Bei⸗ 
neben wurden die beunruhigendften Gerüchte in Umlauf gefeht 
und in den Bezirken Schwyz, March und Pfeffikon Waffen 
an die Hörner ausgetheilt, um, wie man vorgab, die ab» 
zubaltende Kantonsgemeinde vor gemwaltfamer Störung zu 
(hügen und Ruhe und Ordnung aufreht zu erhalten. Bes 
waffnete aus andern Bezirken drohete man mit. Gewalt zu- 
tüdzutreiben. Die Kunde von diefen Mafregeln veranlaßte 
den Ausſchuß der Bezirke, auf den gleihen Tag Volksver⸗ 
femmlungen in Art und Einfiedeln anzuordnen und die Mann- 
ihaft ihrer Bezirke unter die Waffen zu rufen. In Art 
benußte der Gemeindsausfchuß den Anlaß, Gewehre, die fich 
zufällig zum Zwecke bes Exerzierend dort befanden, an An- 
bänger der Klauenpartei auszutheilen. 

Bei diefer Lage der Dinge erjchienen die eidgenöſſiſchen 
Bevollmächtigten neuerdings im Kanton Schwyz, mit dem 
Auftrage, bei derjenigen Behörde, welche die Landesgemeinde 
ausgejchreiben , die kräftigſten DVerwahrungen einzulegen ; 
an das Volk des Kantons Schwyz einen Aufruf zu erlaffen 
und dasfelbe einzuladen, ſich bis zum Entjcheid der Tagſatz⸗ 
ung aller Handlungen zu enthalten, durch welche die Lage 
der Dinge auf irgend eine Weife verändert werden könnte. 

In Betreff der Bewaffnung hatten die eidgenöffiichen Be- 

vollmächtigten den Auftrag, fo ferne diefe einen die öffent- 

lihe Ruhe gefährbenden Zwed haben follte, die Regierungen 
15 
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der Stände Zürich und St. Gallen hievon zu benachrichtigen 
und zu getreuem Aufjehen zu mahnen. 

In der Nacht vom 15. auf den 16. Brachmonat wurde 
der erwähnte Aufruf unter das Volt ausgetheilt. Er enthielt 
das Verbot an der Nandesgemeinde, zu ericheinen und er 
flärte zum voraus als nichtig und ungültig, was eine Par- 
tei von Ungehorſamen an einer folden vornehmen wird. 
Den Bürgern und Landestheilen, welche fih den will 
führlichen Verfügungen der nicht anerlannten Regierung nit 
unterzichen würden, wurde eidgenöffifher Schuß zugeficert. 
Ein gleiches Verbot gegen die Abhaltung der Landesgemeinde 
erließen die Bevollmächtigten am Morgen des 16. an die 
jenige Behörde, welche fie veranftaltet hatte und erflärten 
abermals alles für Null und nichtig, was an einer folden 
vom Vorort unterfagten Landeögemeinde vorgenommen würde. 

Da es den eidgenöffifchen Bevollmächtigten daran gelegen 
war, über die angeordnete Entwaffnung bejtimmten Aufſchluß 
zu erhalten, fo begaben fie fich perjönlich in die Sitzung der 
Regierungskommiſſion, wo fie ihr Verbot wiederholten und 
fofortige Ablegung der Waffen verlangten. Die Erklärung, 
daß durch) das Zruppenaufgebot fein Angriff gegen die äußern 
Bezirke beabfichtigt werde und eine anderjeitige Zuficherung 
von Einjiedeln und Küßnacht, daß fie fi nur vertheidigend 
verhalten werden, beftimmten die eidgendfjiichen Bevollmäd- 
tigten von dem Aufgebote eidgenöffiicher Truppen abzugeben, 
um jo mehr, als es die Zeit ohnehin nicht mehr erlaubt hätte, 
die Landesgemeinde mit Waffengewalt zu verhindern. 

Da bei der gedachten Unterredung die Regierungs-Kom- 
miſſion Geneigtheit gezeigt hatte, ihreTruppen zu entlajjen, wenn 
ihr die Entwaffnung der äußern Bezirke ebenfall® zugejichert 
werde, fo erließen die eidgenöffiichen Bevollmächtigten eine 
Erflärung, in der fie ihre Bereitwilligfeit ausfprachen, die 
erforderlichen Anordnungen zu treffen, um ſämmtliche Waf- 
fen, die in die Zeughäuſer gehören, dahin zurüdzubringen 
und darauf Hinzuwirken, daß von Geite der Klauenpartei 
feine die öffentliche Ruhe und Ordnung gefährdenden Angriffe 
jtattfinden werden, fofern das gleiche auch von der andern 
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Seite zugefichert werbe. Die Regierungstommifion ließ bie 
eidgenöffiihen Berollmächtigten bis Abends fpät auf eine 
Antwort warten, in der fie dann erklärte, daß fie auf der 
Abhaltung der Yandesgemeinde und deren Beſchützung durch 
die Truppen beharren müße, nad) Abhaltung der Gemeinde 
aber zur Entlaffjung der legtern geneigt fei, fofern die 
Klauen der äußern Bezirfe ihre Waffen in die Bezirks⸗ 
zeughäufer abgeben würden. 

Während diefen Unterhandlungen hatten die eigenöffiichen 
Bevollmädtigten ihren Aufruf verbreiten laffen und den fie 
begleitenden Waibel beauftragt, zwei Exemplare an öffentli» 
der Stelle anzuſchlagen, worauf unter ihren Augen ein Kan⸗ 
tonsläufer, angetdan mit der Schwuzerfarbe, im Auftrag 
feiner Obern die Zeddel von der Mauer herunterriß. Die 
eidgendffiihen Bevollmächtigten berichteten hierüber an bei 
Borort, indem fie anführten, daß ihnen fein Mittel zu Ge- 
bot geftanden, diefen Trotz auf gebührende Weiſe zu ahnden 
und Genugtduung zu fordern. Deſto eher dürfen fie erwar- 
ten, daß es die oberjte Bundesbehörde nicht gleichgültig an- 
fehe, dag auf folhe Weife eidgenöffifche Anordnungen vers 
höhnt würden. Nach diefen Vorfällen blieb den eidgenöffi- 
ſchen Bevollmächtigten nichts übrig, als den angeordneten 
Berfammlungen den Lauf zu laſſen, und, da ber eine Theil 
die Abftellung der Gemeinde und Entwaffnung verweigert 
hatte, auch dem andern Theil keine einſeitigen Zumuthungen 
zu machen. Am Tage ber Abhaltung ber Gemeinde verfügte 
fich ein Bevollmächtigter nad) Art, der andere nach Einfie- 
bein, um fogleih an denjenigen Stellen bei der Hand zu 
fein, wo das Aufeinandertreffen der Parteien und Ausbrüche 
von Thätlichfeiten am meiften zu befürchten waren. 

Die Verjammlungen giengen indeffen ruhig vorüber. In 
Art war diefelbe abbeftellt worden und da am Nothenthurm 
und in Einfiedeln nur Anhänger von einer Partei erfchienen, 
fo war fein Stoff zu Neibungen vorhanden. 

Einzelne Thätlichkeiten dagegen fielen in Küßnacht vor, 
wo auf die an die Landesgemeinde ziehenden Hornmänner 
geihofjet wurde, ohme jedoch Jemanden zu verlegen. Fer⸗ 


Beichlüffe ver 
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ner an der Schindellege, wo das Haus eines Klauenmannes 
geftürmt und derfelbe mißhandelt wurde; ebenfo in La— 
hen, wo auf das Haus eined Klauenmannes einige Schüfle 
fielen. 

An der Landesgemeinde am NRothenthurm Hatten ſich vier: 


Sanbögemeinte gig fünftaufend Mann verfammelt. Die Klauenmänner wa- 


vom 19. Juni 
in Rothenthurm 


ren entweder zu Haufe geblieben, ober nad) Einfiedeln ge 


und Einſiedeln gangen, fo daß nicht nur bei der Abftimmung in Betreff 


Der Vorort 


der Stimmenzähler Niemand mehr für ben frühern Antrag 
der Klauenmänner ftimmte, fonderr daß and) bei der 
Wahl des Landammanns deren Kandidat gar nicht mehr 
genannt wurde. Die ganze Verhandlung befchräntte fi) auf 
die Wahl der drei Kantonsbeamten: des Landammanns, 
des Statthalter und des Sädelmeifters. Die übrigen Gegen- 
ftände wurden zu nochmaliger Erbaurung dem großen Rathe 
überwiefen. 

Auch in Einfiebeln waren an die dreitanfend Mann zur 
Landesgemeinde zufammengejtrömt. Die Befchlüffe derjel- 
ben giengen dahin: daß fie die bißherigen Schritte des Aut 
Ichuffes der Klauenmänner genehmigte; ſich gegen die Ver⸗ 
handlungen der Gemeinde am Rothenthurm verwahrte; das 
Berfprechen gegenfeitigen Zuſammenhaltens erneuerte und 
den Wittwen und Waiſen von folden, die im Kampfe fal- 
len follten, Unterjtügung zuficherte. 

Am Abend der Sandesgemeinde erhielten die eidgendffl- 


fordert Entwaff⸗ ſchen Bevollmächtigten vom Vorort den Auftrag, von beiden 


nung , Ve zum 


Theil vermeis 
gert wird. 


Parteien die Niederlegung der Waffen zu fordern, mit ber 
Androhung mitlitärifcher Beſetzung derjenigen Theile, die 
innerhalb einer beftimmten Frift der Aufforderung nicht ent- 
fprechen würden. In Folge beffen wurden von bdiefen an 
alle Orte, wo Bewaffnungen ftatt gefimden hatten, Eil- 
boten entjandt, um den erhaltenen Auftrag in Bollziehung 
zu ſetzen. In Einfiedeln, Küßnacht, Wollerau und Gerjau 
wurde der Aufforderung fogleih entſprochen und felbft im 
Art, wo der Gemeindeausfchuß die Waffen, wie er fi aus 
drückte, den Feinden abliefern mußte, wurden auf eine aber- 
malige Aufforderung die Gewehre am Abend des 20ften zur 
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Verfügung des ber Regierung ergebenen Gemeinde-Präfi- 
denten geftellt. Dagegen wurde die Abgabe der Waffen in 
den Bezirken Schwyz, March und Pfeffifon verweigert. 

Am 18. Morgens erließen bie eidgenöffifchen Bevollmäch⸗ 
tigten an die in Schwyz verfannnelten Kantonsräthe neuer» 
dings die Mahnung, alles Ernftes auf die Entwaffnung ih⸗ 
rer Anhänger Bedacht zu nehmen. Die am gleihen Tage 
vom Ausſchuß der verfammelten Rantonsräthe ertheilte Ant- 
wort war froßig. Diefer erflärte nicht nur, daß der Ran» 
tonsrath fi in feiner Stellung als Regierung des ganzen 
Kantons behaupten und Ruhe und Ordnung herftellen werde, 
mo ſolche immer im Kanton geftört werden wolle, fondern 
er gab auch zu verftchen, daß man die Gewehre in Art mit 
Gewalt abholen und die Führer der Nevolutionspartei in 
obrigfeitliche Haft bringen werde. Dagegen wurden die Trup⸗ 
pen, ohne fie zu entwaffnen, für einftweilen entlaffen. 





In Folge ermeuerten Auftrags wiederholten die eidge- Neue Senbung 


nöfftfchen Bevollmächtigten ihre Aufforderung zur Entwaff- 
nung und fegten die Friſt zur Vollziehung diefer Maßregel 


eigen. Bevoll⸗ 
mächtigter, be 
renlinterredung 


auf den 2Often Abends an. Diefer Tag verſtrich, ohne daß mit Abyberg u. 
die Waffenablieferung oder eine Anordnung hiefür erfolgt baherige Mebers 


wäre; wohl aber erhielten die eidgenöſſiſchen Bevollmächtig⸗ 
ten am gleichen Abend eine Zufchrift, in welder frühere 
Berwahrungen wiederholt und die beſtimmte Erflärung ent- 
halten war, daß der betreffenden ———— nicht werde 
entſprochen werden. 

Am folgenden Morgen reisten bie Bevollmächtigten von 
Schwyz ab. Ahnen folgten die Führer der Klauen und eis 
nige andere Familien, weil fie von Seite der Hörner &e- 
waltthätigfeiten und militärifche Beſetzung, des Kantons be- 
fürdteten. . 

Der Hülferuf der Flüchtigen und die Geneigtheit des 
Vororts, die angedrohte militärifhe Beſetzung nicht ein- 
treten zu laffen , jofern von Seite ber verfammelten Kan 
tonsräthe hinlängliche Beruhigung für Handhabung bes Frie- 
den im Kanton gegeben würde, veranlaßten den letztern, den 
Herrn Negierungsrath Näff nochmals nah Schwyz zu ent- 


einkunft. 
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jenden, um den Allzubeängftigten einige Beruhigung zu ge 
währen. 

An Schwyz angelangt, es war am 21jten Abends 7 Uhr, 
verfügte fich der eidgenöffiihe Bepollmächtigte zu Landam- 
mann Abyberg, dem Vorjigenden der verfammelten Kantons- 
räthe, überzeugt, daß eine Verftändigung nur durch münd⸗ 
liche Erörterungen erzielt werden fönne. Abyberg ertheilte 
ihm die Antwort, daß die Flüchtigen nichts zm befürchten 
hätten und daß ihre Entfernung lediglich den Zweck habe, 
die Beitrebungen und das Benehmen der Regierung zu ver- 
bädhtigen. Die ganze Beiprehung nahm eine ſolche Wend⸗ 
ung, daß Hr. Näff die Anficht gewann, daß die barjchen 
Schreiben ab Seite der verfammelten Kantonsräthe mehr 
dem angebornen Stolz ſchwyzeriſcher Beamteten, als wirt 
licher Adgeneigtheit, den Wünfchen des Vororts zu entſpre⸗ 
hen, zuzufchreiben feien. Dieſe Auffaffung Hatte die Folge, 
daß es der eidgendffiihe Bevollmächtigte mit feinen Gefüh- 
(en unverträglich fand, jchon jett die militärifche Beſetzung 
des Kantons Schwyz eintreten zu Laffen und vielleicht einen 
Kampf von Eidgenoffen gegen Eidgenoſſen herbeizuführen. 
Er beichloß daher weitere Aufträge von Seite des Vororts 
abzuwarten und jtellte noch am gleichen Abend Hrn. Abyberg 
eine Erflärung zu, welche da8 Begehren der Entwaffnung 
wiederholte. Es erfolgte alfogleich eine Gegenerflärung, welde 
die Erfüllung diefes Begehrens jedoh am Bedingungen 
fnüpfte, die eine gegenjeitige Berjtändigung vor der Hand 
unmöglich machten. ‘Dagegen wurde man einig, die Unter 
handlungen am folgenden Tage fortzufegen. 

In der Zmwifchenzeit langten die neuen Aufträge des ho- 
hen Vororts ein, nad, welchen von der Ablieferung der Waf- 
fen Umgang genommen werden follte, wenn über die Ber- 
wendung der Truppen und Handhabung der Ruhe bis zum 
Entjcheide der Tagſatzung befriedigende Zuſicherungen gege⸗ 
ben würden. Am Morgen des 22jten wurde dieſes Verlan⸗ 
gen den verfammelten Kantonsräthen fchriftlich mitgetheilt. 
Nebſtdem verfügte fi der eigenöffifche Bevollmächtigte in 
die Sitzung des Kantonsrathsausſchußes, um die Ablegung 
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der Waffen und Schuß gegen wechfelfeitige VBerfolgungen 
zu erzweden. 

Rah längern Unterhandlungen vereinigte man ſich über 
folgende gegenfeitige Erklärungen , diejenige des eidge— 
nöffifchen Bevollmächtigten lautete dahin: daß in den Bes 
zirken Einfiedeln und Küßnacht bie Waffen, die in die Zeug» 
häufer gehören, fo wie diejenigen Gewehre, die fih aus dem 
Zenghaufe Schwyz in Art befänden, unverzüglich dahin ab» 
geliefert werden follen, infofern von den in Schwyz verſammel⸗ 
ten Kantonsräthen die beftimmte Erklärung erfolge, daß die 
in den Bezirken Schwyz, Mard) und Pfeffikon in die Zeug- 
bänfer gehörenden Waffen ohne Verzug ebenfalls dahin ab- 
geliefert würden. Der eidgenöffifche Bevollmächtigte verſprach 
im fernern darauf hinzuwirken und die Bezirksräthe hiefür 
verantwortlich zu mahen, daß in den Bezirken Einfiedeln, 
Küßnacht, Wollerau und Gerfau die Sicherheit der Perfo- 
nen und des Eigenthums gefchütt bleiben und feine Gewalt: 
thätigfeiten verfallen jollen, injoferndie Kantonsräthe eine gleiche- 
Zufiherung in Betreff der Bezirke Schwyz, March und Pfef- 
fifon abzugeben im Falle feien. Sobald eine mit diejer Er- 
klärung übereinftimmende Zuficherung ſich in den Händen des 
Bevollmächtigten befinde, werde er fogleich dafür forgen, daß 
jede militärifhe Maßregel gegen den Kanton Schwyz einge- 
ftellt werde. Die Gegenerflärung derer von Schwyz lautete 
alfo: „Wir Landammann und Rath des Kantons Schwyz. 
nad; genommener Einficht der, im Namen des hohen Vororts 
Luzern ausgeftellten Erffärung des Hr. Regierungsrath Näff 
erflären hiemit die BVBereitwilligfeit, die in derfelben enthal- 
tenen Gegenverfiherungen bis zum Entfcheid der ordentlichen 
Tagſatzung des Jahres 1838 and) unfererfeits zu ertheilen 
und fie pünktlich zu erfüllen.“ — Nach gefhehener Ausmeche“ 
lung diefer Erklärung begab fich der eidgenöſſiſche Bevoll⸗ 
mächtigte nad) Luzern zurüd. 

Diefer Bergleich brachte bei den Klauenmännern Miß- 
ftimmung hervor, und felbft höhern Orts war man mit der 
Art und Weife, wie diefe gegenfeitigen Erklärungen erzielt 
wurben, wenig zufrieden, indem man ein derartiges Vorge⸗ 
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hen mit der Würde bes Vororts und der Eidgenoſſenſchaft 

nicht übereinſtimmend fand. Hr. Näff in ſeinem bezüglichen 

Bericht erklärte dagegen, daß ihm in dieſer Angelegenheit 

nur zwei Wege offen geſtanden: entweder ſofortige militäriſche 

Beſetzung des Kantons Schwyz oder aber Unterhandlungen 

mit derjenigen Behörde, welche thatſächlich über die 

Hornpartei gebot. Ob er ſich mündlich oder ſchriftlich an 

dieſe gewandt, habe auf deren Anerkennung keinen Einfluß, 

wohl aber unterliege es feinem Zweifel, daß bei dem trod— 

nen Schriftenwechſel allein ber gereitte Stolz der Schwyzer 

nicht geftattet Hätte, dem hohen Vorort eine ſolche Erklär⸗ 

ung zuzuſtellen, daß ſich derſelbe damit hätte befriedigen konnen. 

Abdaltungeinie Des eingegangenen Vergleich ungeachtet zeigten ſich die 

ner Sezirtsae Behörden non Schwyz durchaus ungeneigt, von der Abhal⸗ 
meinden; die von TEN f 

ben eigen. Be» fung der Bezirksgemeinden abzuftchen. Die inzwifchen nad 

vollmäctigten Schwyz .zurüdgefehrten Bevolfmächtigten unterließen nidt, 

dagegen erho⸗ dagegen wiederholte Verwahrungen einzulegen und alle Ber- 

a handlungen diefer Verfammlungen zum Voraus als ungäl- 

folg. tig und nichtig zu erklären. Da aber ihr bezüglicher Auf- 

trag feine Ermächtigung enthielt, dic Bezirksgemeinden durch 

Waffengewalt zu hindern, fo blieb e8 bei den Berwahrungen, 

Die Gemeinden wurden in den Bezirken Schwyz, Ward 

und Pfefjifon abgehalten, wo aller Einſprachen ungeachtet 

die Auslofung der betreffenden Mitglieder der Kantons-Be- 

hörden vorgenommen und Neuwahlen getroffen wurden; in 

Gerſau, Einfiedeln, Wollerau und Küßnacht unterblieben 

fie. Die auf dicfe Art verftümmelten Dehörden , welde, 

den ausdrüdlichen Verbot des Vororts zuwider, nur von 

einem Theil des Volkes gewählt worden waren, wurden von 

derHornpartei als bie rechtmäßigen anerlannt, jegten, fo meit es 

in ihrem Bereiche lag, ihre Verrihtungen fort, erwählten 

Namens des ganzen Kantons die Geſandtſchaft auf die Tag- 

jagung und ertheilten diefer den Auftrag, für den Fall; 

wenn ihr das Stimmrecht auf der Tagſatzung beftritten 

würde, fi) dagegen zu verwahren und darauf zu bejtehen, 

daß der Kanton Schwyz auf der Tagjakung vertreten fein 

müße und zwar durch diejenige Gefandtfchaft, welche von der 
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verfaffungsmäßigen Regierung dahin abgeorbnet ſei. Ferner 
jolle fie über das bundeöwidrige Verfahren des Vororts ges 
gen den Kanton Schwyz Klage erheben; den Schug ſämmt⸗ 
liher eidgemöfiicher Stände anrufen und die Wiederherftell- 
ung der dem Kanton Schwyz als fouveränem Stande zufte- 
henden Rechte fordern, Gegen den Antrag auf nochmalige 
Abhaltung der Kantons» und Bezirfögemeinden, oder einer 
zu exlaffenden Bergeifenheits-Erflärung ſei Verwahrung ein- 
zulegen. : 

Am 25. Brachmonat erhielten die eidgenöffiichen Bevoll⸗ 


Bericht der 


mädhtigten vom Vorort den ernenerten Auftrag, ſämmtliche tbgen. Bevoll⸗ 


Bezirke des Kantons zu bereifen, um fich zu überzeugen, daß 


&chtigten an 


den Vorort, bie 


den ertheilten Zuficherungen überall entjproden worden fei. Gntwaffnung 


Ihr diegfälliger Bericht Tprach fih dahin aus : daß bezüg- 
ih der Ablegung der Waffen theild gänzlich entjprochen, 
theils der Beweis geleiftet fei, daß hiefür allerorts die nö- 
thigen Anordnungen getroffen fein. In den Bezirken 
Küßnacht, Gerfau, Einfiedeln, Wolleran und Pfeffifon fei 
die Ablieferung der Waffen durchgeführt und auch größten« 
teils in der Mard) ; am meiften Zögerung finde unter den 
Augen des Regierungs⸗Ausſchußes ſtatt. Ein neuer Beweis, 
welchen Trotz die Behörden von Schwyz ben eidgenöffifchen 
Bevollmächtigten enigegenjegen, ergebe fi) daraus, daß ih- 
tem Verlangen, da8 Zeughaus zu befichtigen, nicht entſpro⸗ 
hen worden jei und zwar aus dem Grunde, weil die Erflä- 
tung vom 22. Brachmonat davon nichts enthalte und unnö- 
thiges Mißtrauen gegen die Regierung verrathe. 


betreffend. 


Am 28. Brachmonat thaten fich die Führer der Klauen Aufitellung eis 
in Einfiedeln zufammen und faßten, geſtützt auf die von dem "er oberften Be, 


Landesgemeinden erhaltenen "Bollmachten, den Beſchluß, daß 


hörbe für die 


von Schwyz 


zur leicgtern und beftimmtern Führung der Geſchäfte eine Igggetzennten 


andere Behörde aufzuftellen fei und zwar unter dem Namen 
„Regierungder Mehrheitdes Volkes des Kantons 
Schwyz“. Hievon wurde ſowohl dem Vorort ald ſämmt⸗ 
lichen Ständen Kenntniß gegeben und eine Aborönung nad 
Luzern entfandt, mit dem Auftrage,, gegen Alles, wad von 
ber Landesgemeinde am 17ten beichloffen worden, fowie ge» 


Bezirke. 
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z gen alle Kojten, die durch das wiberrechtliche Benehmen der 
angeblichen Regierung entjtehen fönnten, Verwahrung einzu⸗ 
legen. 

Die Streitiz-⸗ Am 2. Heumonat trat die Tagfakung in Luzern zufam- 
2: men. Eines ihrer erften Gejchäfte war die Angelegenheit des 
orbentl. Tagfa, Kantons Schwyz, und ſchon am folgenden Tage ſprach bie 
gung. Verſchie- Tagſatzung die Nichtzulaffung der ſchwyzeriſchen Geſandtſchaft 
benbeit der An- aus, mit dem Auftrage an den PVorfigenden , derfelben den 
— —— Zutritt in den Saal der Tagſatzung bis auf weitere Ber« 
m ächtigten ge fügung zu vermehren. Die Gefandtfhaft erklärte hierauf, 
züglih diefer Daß fie, der angebrohten Gewalt weichend, in der Tagſatzung 
Angelegengeit. nicht erfcheinen werde, fich aber gegen diefes unerhörte Vor⸗ 
gehen, mweldyes die Nechte des Standes Schwyz aufs tiefite 

verleße, verwahre und fih dad Sitz- und Stimmrecht bei 

den Verhandlungen der oberften Bundesbehörde vorbehalte. 

Hierauf wurde der Tagſatzung der gepflogene Briefwechſel 

und die Gutachten ber eidgenöffifchen Bevollmächtigten vorgelegt. 

Diefe waren über die Mittel und Wege, wie im Kanton 

Schwyz ein rechtlicher Zuftand für die Dauer herbeigeführt 

werden Tönne, verfchiedener Anfichten. Hr. Regierungsrath 

Näff ſchlug vor: Alle Kantonsbehörden in ihrem gegenwär- 

tigen Beltand fo lange als rechtmäßig anzuerkennen, bis die 
austretenden Mitglieder durch andere erſetzt fein würden. Zu 

diefem Behufe fei eine neue Landesgemeinde anzuordnen, 

weicher eidgenöſſiſche Bevollmächtigte beigumohnen hätten. 

Die Stimmenzähler feien von der Gemeinde felbft zu er- 

wählen und der große Rath aufzufordern,, die erforderlichen 

Mafregeln zu treffen, daß jedes Geldfpenden zum Zwecke des 

Beſuches der Landesgemeinde und das Mitbringen von Stö- 

den oder anderer Waffen unterbleibe. Ueber die Vorfallen« 

heiten vom 6. Mai und diejenigen Handlungen, die den Um 

fturz der Verfaſſung bezwedten ,. jet die PVergejlenheits-Er- 

Härung auszufprehen. Urtheile, die während bes Provifo- 

riums in Abweſenheit einer Partei aus den äußern Bezir⸗ 

fen ausgefällt worden, feien als nichtgefhehen zu betrachten. 

Hr. Präfident Hertenftein dagegen hielt biefe Maßregeln 

für ungenügend, indem er die Abändernng ber Berfaffung 
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für das einzige Heilmittel hielt und fchlug vor: Unter Auf⸗ 
figt eidgenöffiicher Bevollmächtigten eine geheime Abſtimm⸗ 
ung in allen Gemeinden des Kantons Aber die Frage vor« 
nehmen zu laffen: ob die bisherige Verfaffung abzuändern 
jet oder nit? Würde diefe Trage, was außer allem Zwei» 
fel jei, bejahend entichieden, jo wäre von den eidgenöſſiſchen 
Bevollmächtigten die Wahl eines Verfaffungsrathes anzuord- 
nen umd der Kanton zu biefem Ende in gleihmäßige Wahl- 
kreiſe einzutheilen. 

Wie zwifchen den eidgenöffiihen Bevollmächtigten , jo 
gaben fich hierüber auch im Schooße der Tagſatzung verſchie⸗ 
dene Anfichten kund und obwohl fich die Mehrheit der Ge- 
fandten der Sade der Klauen perfönlih günjtig zeigte, jo 
waren doch die meiften durch die Aufträge ihrer Kantone zu 
jehr gebunden, um eine raſche Erledigung der Angelegenheit 
herbeiführen zu können. 

Durd) die Haltung der Tagſatzung fowohl, als durch wohl- Schwyz zeigt 
meinende Räthe befreundeter Kantone wurde die Stimmung N® 
in Schwyz nad) und nad verföhnlicher. Es ſchrieb unterm on — 
30. Heumonat der Tagſatzung: Wenn die Geſinnnngen und die Tagſatug. 
Anſichten eines Theils dieſer Behörde nicht mit denjenigen 
von Schwyz übereinſtimmen, wenn ſich Schwyz durch Aus⸗ 
ſchluß von der Tagſatzung in eine ſchmähliche Stellung ver⸗ 
ſetzt fühle und ſein ihm bundesgemäß zuſtehendes Recht da⸗ 
durch verkümmert glaube, ſo fühle es gleichwohl, daß eine 
baldige Erledigung der obſchwebenden Anftände erfolgen müße. 

Unter fo außerordentlichen Umftänden und um den Miteids 
genoffen einen fprechenden Beweis von Bereitwilligfeit zu 
geben, werde Schwyz zu jedem mit feiner Ehre und Würde 
verträglichen Mittel, welches eine Ausföhnung herbeiführen 
fönne, die Hand bieten und gebe demnach die Erklärung ab, 
daß es fich entichloffen habe, eine neue Landeögemeinde ab» 
zuhalten, an welcher über alle am 17. Brachmonat getroffe- 
nen Wahlen neuerdings eingetreten werden fünne. Mit die- 
fem entgegenfommenden Schritt war bad Anfuchen verbun- 
den, daß die Tagſatzung eidgendflische Bevollmächtigte abfen- 
den möchte, damit unter ihrer unmittelbaren Aufſicht und 
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unter ihrem Schuge die freie und ungehinderte Meinungs 
äußerung ftottfinden fünne. Um die gleiche Zeit erklärte die 
gefchäftsleitende Behörde der Klauen in einer Zufchrift au 
die Tagfakung, daß diefe die Yandesgemeinde nur dann be 
fuchen werden, wenn das Mehr bei der Wahl der Stimmen- 
zähler von den eidgendjfifchen Bevollmächtigten weggegeben 
werde und die DVeranftaltung der Landesgemeinde burd) die 
am 6. Mai thatſächlich beftandenen Behörden ftattfinde. 
Würde dieſem doppelten Geſuche nicht ntfprochen, fo 
‚ werben ſich die Klauen an einem bejondern Ort als Lan 
desgemeinde verfammeln, eine eigene Regierung beftellen und 
gutfindenden Falls felbft eine Trennung von Altſchſchwyz an⸗ 
bahnen. Von dem Grundfage ausgehend, daß ein Volk nie 
mals rebelliren könne, jondern nur die Regieryngen, jeien 
fie einer Amneſtie nicht bebürftig, denn nicht fie, fondern bie 
Regierung mit ihrer Prügelgarde trage die Schuld auf fid. 
Diepfällige Ber Nachdem die Verhandlungen der Tagfakıng über die 
au — Schwyzer⸗Angelegenheit mehrere Tage angedauert und in 
den Sitzungen vom 5. und 7. Heumonat zu keiner Entſchei⸗ 
dung gelangt war, vereinigte ſich unterm 11. eine Mehrheit 
der Stände zu dem Beſchluß, daß im Intereſſe der Eidge⸗ 
noſſenſchaft die verfaſſungsmäßige Ordnung im Kanton Schwyj 
wieder herzuſtellen ſei. Behufs deſſen ſollte eine neue Kan⸗ 
tonsgemeinde einberufen werden, um in Gegenwart und un 
ter dem Schutze von eidgenöfjiichen Bevollmächtigten nad 
vorangegangener freier Wahl der Stimmenzähler die verfafr 
fungsmäßigen Wahlen vornehmen zu laſſen. *) Die Lam 
desgemeinde follte am 22. Heumonat am Rothenthum unter 
der Leitung derjenigen Beamten ftattfinden, welcde ihr am 
6. Mai vorgeftanden und dabei jede Unterfuchung wegen 
Störung der Kantonsdgemeinde, jo wie gegen alle Hanblun- 
gen, die ſich feither in Folge politiſcher Meinung ergeben, 
unterbleiben. 
Gewaltſame Ehe jedoch dieſe Beſchlüße im Kanton Schwyz zu allge 


tritt 
he meiner Kenntniß gelangten, traten Ereigniſſe ein, welche be 


*) Bu eidgen. Repräfentanten wurden erwählt: Heß von Zürich, Na 
gel von Appenzell Auff. Rhoden, Schmid von Uri, Räff von St. Gallen 
und Kern von Thurgau. 
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fürchten ließen, daß die Dazwiſchenkunft der Tagſatzung ver- 
fpätet fei und bei den Klauen den Glauben veranlaßten, daß 
es die Hörner darauf abgefehen haben, fie durch Gewaltthä- 
tigfeiten einzufchüchtern und vom Beſuch der Kantonsgemeinde 
abzuhalten. | 

Am 15. Henmonat war in dem eine Stunde ob Laden 
gelegenen Dorf Siebnen Schügengemeinde, welde der 
Mehrzahl nah von Klauen beſucht war. Auch Hr. Land⸗ 
ammann Schmid, der im Einverjtändnig mit einem dortigen 
Hornmann feine Getreuen aus den Gemeinden Tuggen, Schü- 
belbach und Wangen, angeblich zur Regelung einer Flöffer- 
Rechnung aufgeboten hatte, war in Siebnen anwejend. Uns 
gebetene Einmifhung von Seite Schmids in die Schützen⸗ 
face und herausfordernded® Benehmen feiner Leute veran- 
laßte Streit unter den Gäften, der bald in eine Schlägerei 
ausartete, die jedoch ohne Folgen blieb. Gegen Abend kehrte Hr. 
Schmid nad Laden zurüd, wo er auf bem Plage aus fei- 
nem Wagen ftieg, als die Bewohner Lachens eben aus dem 
Anendgottesdienfte heimkehrten. Schmid, vom Weine erhikt, 
trat ihnen entgegen und richtete heransfordernde Worte an 
fie. Darans entſpam ſich ein Wortwechjel, bei welchem An⸗ 
(affe ein Anhänger Schmids einem Klauenmann mit einem 
Sackmeſſer Streiche verjeßte, daR er zu Boden taumelte. 
Während des Tumults hatte ſich Landammann Schmid in 
fein Wirthshaus zum Ochſen zurüdgezogen, um mit den 
bort anweſenden Getreuen auf Rache gegen die Klauen zu 
finnen. Auf ergangene Mahnung ftrömten bald die Hör- 
ner von Altendorf herbei und es verbreitete fi das Ge⸗ 
rüdht, daß die in Siebnen zurüdgebliebenen Wangner und 
Tnggner im Anzuge feien. Inzwiſchen waren die Klauen 
nicht müßig geblieben, fie verjahen fih mit Waffen, traten 
zufammen und rüdten den Hörnern auf der Strafe nad 
Siebnen entgegen. Außerhalb des Fleckens ftiefen die Par- 
teien aufeinander; es kam zum Handgemenge, bei welchen der 
Führer der Wangner, Hr. Landammann Bruhi und Andere 
von den Klanen mißhandelt wurden. Die von Siebnen ge- 
fommenen Hörner traten hierauf ihren Rüdgug an. In⸗ 
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zwifchen hatten fidy auch die Hörner ‘von Lachen bewaffnet 
und ſchickten fi) an, den bedrängten Barteigenofjen zu Hülfe 
zu ziehen. Als ſie um eine Straßenede bogen, Tnaliten ans 
einem von den Klauen befegten Haufe Schüffe, welche bie 
Hörner erwiederten. Einer der Schüffe firedte den Sohn 
des Hr. Statthalter Knobel tod zur Erde. Zuverläßiger 
Erkundigung zu Folge flog das tödtende Blei aus dem Haufe 
eines Klauenmannes, und foll von einem bei ihm in Arbeit 
ftehenden Waadtländer-Gefellen entfandt worden fein. Kaum 
war die beträbende Nachricht von Knobels Tod unter die 
Kämpfenden gedrungen, als dieje, wie vom Donner gerüßtt, 
den Kampf einjtellten. Alles kehrte nah Haufe und unter 
Beforgniß und Bangen wurde ohne fernern Tumult die 
unheimliche Nacht durchwacht. Am Morgen brachten Boten 
die Nachricht von diefen Vorfällen nad) Einfieveln. Alfobald 
gerieth hier Alles in Bewegung und durch die Straßen halite 
der Ruf „Mord und Tod in Lachen.” Bewaffnet ftürz- 
ten die Bürger aus den Häufern, um den bedrängten Mei- 
nungdgenofjen zu Hülfe zu eilen. Da fie auf ihrem 
Marſche von der wahren Sachlage Kenntnig erhielten, fehr- 
ten fie, nadjdem fie eine wohlbewaffnete Schaar als Wache 
anf dem Etzel zurüdgelaffen, nah Einfiedeln zurüd. Bon 
der angeordneten Bewaffnung gaben die Einfiedler der Tag⸗ 
ſatzung dur einen Eilboten Kenntniß, unter der Verſiche⸗ 
rung, daß fie nur die Wiederherftellung bes geftörten Land- 
jriedend zum Zwecke habe. 

Aehnliche Auftritte begaben ſich um diefe Zeit auch in 
Küßnacht, wo die zahlreiche Partei der Klauen ſich in einem 
fehr aufgeregten Zuſtande befand. Als ein dort gepflanjter 
Freiheitsbaum umgehauen wurde, 30g eine Schaar von Klauen 
durch das Dorf und fchlug den Gegnern die Fenſter ein. 
Sole Auftritte wiederholten fich öfters. Als die Kunde 
von den Ereigniffen von Lachen nad Küßnacht gelangte, rie- 
fen die Klauen eine von ihnen beftellte |. g. Militär-Rom- 
miſſion zufammen, welche fofort eine allgemeine Bewaffnung 
des Auszugs und der Reſerve anorbnete und den Landſturm 
aufbot. Bon diefen Maßregeln gab die Militär-Kommiffion 
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der Tagfagung Kenntnig und rechtfertigte ihre Maßregeln 
damit, daß Küßnacht im Yahr 1833 erfahren habe, was 
eine fanatifhe Horde gegen friedliche Bürger auszuführen 
im Stande fei. Die forwährende Verlegung der Verfafjung 
und Geſetze belege die Abficht der am 17. Brachmonat ge- 
ſchaffenen Regierung fo deutlich, daß es unnöthig fei hier- 
über ein Wort zu verlieren. Dem Volke ftehe das Recht 
zu, feine durch das eigene Blut erfaufte und gewährleiftete 
Berfaffung zu ſchützen. Ungeachtet diefer jonderbaren Recht⸗ 
fertigung fand die Tagſatzung die von Küßnacht ergriffenen 
Maßnahmen mit dem gebotenen Landfrieden! im Widerfprucd 
und verfügte am 17., daß die Küßnachter aufzufordern feien, 
die aufgebotene Mannſchaft zu entlajjen und die Waffen un- 
ter Verantwortlichfeit niederzulegen. | 

Diefe Borgänge hatten die unverweilte Abreife der eid⸗ 
genöffifchen Benolimächtigten nach dem Kanton Schwyz zur 
Folge und noch am gleichen Abend trafen fie in Küßnacht 
ein. Ohne Säumen fügte fih Küßnacht dem Ausfprud) der 
Tagſatzung und ftellte den Bevollmächtigten eine in diefem 
Sinne abgefaßte Erklärung aus. Auch in Schwyz gab id) 
eine gemäßigtere Stimmung fund. Der von den Bevolimäd- 
tigten erlaffene Aufruf, welcher zur Verföhnung mahnte und 
zu zahlreichen Beſuch der bevorjtehenden Gemeinde einlud, 
wurde überall angefchlagen und die Behörden von Schwyz 
ertheilten die Verficherung, daß es keineswegs in ihrer Ab⸗ 
ficht Tiege, für die abzuhaltende Landesgemeinde militärijche 
Borforge zu- treffen. Bon diefer Zeit an blieb die Ruhe 
im Kanton Schwyz ungeftört. 

Unterdeffen war der von beiden Parteien mit Bangen Santsgemeinbe 
erwartete 22. Heumonat herangelommen. Die eidgenöffiichen am 22. Heum. 
Bevollmächtigten hatten fich ſchon zwei Tage früher in Schwyz a 
eingefunden, um ſich mit den Behörden über die zu treffen ronspeamten. 
den Anordnungen bei Abhaltung der Tandesgemeinde zu vers 
ftändigen. Am 22. Morgens begaben fie ſich auf den Yan- 
desgemeindeplag, deſſen Kreis durch einen feiten Doppelhag 
in zwei Hälften gejchieden war. Gegen Mittag rüdten von 
allen Seiten zahlreiche Schaaren von Klauen und Hörnern 
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heran, die fi) wie am 6. Mai rechts und links von der 
Bühne aufftellten. — Hr. Landammaun Holdener erdffnete 
die Verſammlung mit folgender Anrede: „Werthefte Mit 
landleute! Es liegt nicht in meinem Willen, die Landlente 
des Kantons mit langer Rede aufzuhalten. Der 6. Mai 
des gegenwärtigen Jahres, die betrübenden Ereigniffe jenes 
Tages und die noch traurigern Folgen desfelben find die 
Urjadhe, warum das Volk des Kantons Schwyz auf heute 
zur Landeögemeinde berufen wurde. Ych will Beute zur 
von einem Gegenftande reden, aber diejer iſt zu wichtig, zu 
ernſt und zu eingreifend, als daß der Landmann, weldem 
bie Wohlfahrt des Waterlandes aut Herzen Tiegt, bemfelben 
nicht feine volleſte Aufmerkfamfeit widmen follte. Diefer 
Gegenftand ift der Friede, der uns vor Allem Noth thut. 
Sa, er muß wieder kommen, Nuhe und gefellichaftliche Ord⸗ 
nung müßen von Neuem bei uns eintehren, wenn die Wohl 
fahrt und das Glück des theuren Vaterlandes nicht zu Grabe 
getragen werden fol. Jedem, welher Meinung und Gefin- 
nung er immer fei, gebiete ich Frieden im Namen bes Va⸗ 
terlandes, im Namen der Eidgenofjenfhaft, weldye ihre 
Stellvertreter zu dem gleichen Zwede zu uns abgeorbnet hat. 

Um den Frieden und den Segen für die heutigen Ber- 
handlungen von dem Allmächtigen, dem Lenker aller Wel- 
ten und Scidfale zu erflehen, fordere ih Euch, nach der 
frommen Sitte unferer Väter, zur Abbetung des üblichen Ge⸗ 
betes auf.“ 

Nah dem Schluffe des Gebetes ergriff Hr. Bürgermei- 
jter Heß von Zürich das Wort und ſprach alfo: „Landleute 
des Kantone Schwyz, Eidgenofjen ! Der Zwed ber heutigen 
Landeögemeinde ift Euch bekannt und aus Euerer Theilnahme 
geht der Beweis hervor, daß die freien Männer von Schwy; 
die Wichtigfeit des Tages einfehen. Die hohe Tagſatzung 
bat die Abordnung eidgenöffifher Stellvertreter beſchloſſen, 
deren Erjcheinen vielleicht von Manchen nicht verftanden, viel» 
leicht gar mißdentet wird. Wir find indeffen nur ale 
Zeugen hiehergefommen, um zu beobadten, ob die Gejchäfte 
nach der Berfaffung behandelt und die Verhandlungen in 


241 


Ruhe und Ordnung ihren Fortgang nehmen werden. — Die 
ganze Eidgenoſſenſchaft erwarte dieſes. Wir find gefandt zum 
Schuß der freien Meinungs-Aeußerung,, zum Schutze jedes 
Landmanns. Jeder möge nun fejthalten an Ordnung und 
Geſetz und friedlich fein, wie es Brüdern, ſelbſt bei unglei- 
her Meinung, geziemt; denn ohne Ordnung iſt feine wahre 
Sreiheit möglih. Jeder Auheftörer ift der Eidgenofjenichaft 
verantwortlich. Bedenkt daher die ſchweren Folgen, die aus 
deren abermaliger Störung für den ganzen Kanton hervor» 
gehen und den Unfchuldigen wie den Schuldigen treffen wür⸗ 
den. Es erwartet bie ganze Eidgenofienichaft, daß die heu- 
tigen Wahlen und Geſchäfte in ungeftörter Ruhe begonnen 
und ihrem Zwecke zugeführt werden. Yc hoffe, theure Mit- 
eidgenoffen! daß dieje wenigen Worte, die ich in meiner ge- 
* gemwärtigenStellung gefprochen, bei Euch gute Aufnahme finden 
werden. Es liegt keineswegs in der Abficht der eidgendffi- 
fhen Stellvertreter, fid) in die Angelegenheiten Eueres Lan⸗ 
des zu mifchen, fondern fie zu ſchützen und Zeugen zu fein, 
wie der Schwyzer feine Verfajjung ehrt und fich des Schwy⸗ 
zernamensd würdig macht. Es möge aljo diefer Tag, auf 
den die ganze Eidgenoffenihaft ihr Auge richtet, für den 
Schwyzer ein Zag der Ehre fein!” 

Diefe Worte wurden mit Aufmerkfamleit angehört und 
ermangelten nicht, auf die Verfammlung einen tiefen Ein- 
drud zu machen. 

Hierauf wurde zu der Wahl der Stinmenzähler gefchrit- 
ten. Als erften Stimmenzähler fchlugen die Klauenmänner 
den Rathsherrn Inderbitzin von Brunnen, die Hörner den 
Landammann Hediger aus dem Muothathal vor. Nachdem 
die Vorgefchlagenen in's Mehr gefegt worden, ſprach ſich 
die ganze rechte Seite jubelnd für Hediger aus, während die 
"ganze Linke für Inderbigin ftimmte. Das Mehr jchien zu 
Gunften der Hormmänner ausgefallen, allein es wollten ſich 
die eidgenöffifhen Bevollmächtigten zu ihrer eigenen und des 
Boltes Beruhigung die möglichfte Gewißheit verihaffen. Ein 
zweites und ein drittes Mehr wurden aufgenommen, ohne 
daß fi) die Stimmen veränderten. Bei den Hörnern nahm 

16 











242 


der Jubel zu und fie riefen: „Wir habens.“ Allein die 
eidgenöffifchen Bevollmächtigten fanden, daß ein ruhiges Aus 
fcheiden der Stimmenden dad Zweckmäßigſte ſei und ordne 
ten deßhalb im Einverjtändniß mit den Behörden eine Zähf- 
ung berfelben an, welche zwei and eine halbe Stunde dauerte. 
Das Ergebniß war, daß auf der rechten Seite 4478 Land⸗ 
leute für Hediger, auf der Linken 4000 für Inderbitzin ge- 
ſtimmt hatten. | 

Nach der Belanntmahung diejes Ergebniſſes begab fid 
ein großer Theil der Klauen auf den Heimweg, worauf bie 
übrigen ſechs Stimmenzähler, ohne Gegenvorjchlag von Seite 
der Klauen, von den Hörmern allein gewählt wurden. Es 
folgte num die Wahl ded Landammanns und ohne Gegen 
vorfchlag wurde zu diefem Amte Abyberg erhoben, zum Statt- 
halter und Säcelmeifter ebenfalls Anhänger der Hornpartei, 
Die übrigen Geſchäfte wurden an den großen Rath gewiefen. 
Am Schluſſe der Landesgemeinde richtete Abyberg folgende 
Worte an die Verfanmlung: „Werthe, biedere Landleute! 
Die Mehrheit des freien und felbftherrlichen Volles des Kan- 
tons Schwyz hat entſchieden; das Loos iſt geworfen; das 
Räthſel, welches ſeit elf Wochen in allen Gauen der Eidge⸗ 
noſſenſchaft herumgeboten wurde, iſt gelöst und dadurch bewie⸗ 
ſen, daß es im Kanton Schwyz nur eine Mehrheit des 
Volkes gibt. Wenn ich dem an mich ergangenen Rufe folge 
und das Staatsruder, welches mir das Volk vertrauensvoll 
in die Hände legt, wieder ergreife und die Leitung ſeiner 
heiligſten Intereſſe übernehme, ſo geſchieht dies einzig aus 
voller Hingebung in den Willen der Volksmehrheit und mit 
Hinopferung einer bequemern Lebensweiſe. Die Aufgabe, 
welche ich zu löſen habe, iſt ſchwer, die Zeit ſchwierig und 
nur unter Gottes mächtigem Schutze und unter kräftiger 
Mitwirkung der Herren Kantonsbeamten und ſämmtlicher 
und Landleute wird es mir möglich fein, dieſelbe befrie⸗ 
digend zu löſen, wozu ih aufridtig und bieder meine 
ſchwachen Kräfte gerne anwenden will. Wenn id) bie feit 
dem 6. Mai ftattgehabten Ereigniffe überblide; wenn ich den 
Zuftand des Kantons in feinem Innern ſowohl, als zu ber 
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Eidgenoffenfchaft ins Auge faffe, wenn ic) endlich die viel- 
fältigen und großen Pflichten, die mir mit meinem Amte 
überbunden werden, beherzige, fo durchdringen Gefühle tiefer 
Bejorgniffe mein Inneres nnd meine Blicke erheben fich zum 
Lenker aller Schickſale, an den ich mit dem geſammten Volle 
die Bitte richte, daß Friede, Ruhe, Eintracht und verföh- 
nender Geijt über uns Tomme und daß alle Bürger des 
Kantons einmal erfennen mögen, daß nur darin das wahre 
Glück und die Wohlfahrt des Landes befteht und daß 
fortdauernder Zank und Hader unaudweichlich deſſen Ruin 
herbeiführen. Auch die Eidgenoſſenſchaft bedarf des Friedens 
und der Eintracht, denn darin befteht ihre Kraft und die 
Erhaltung ihrer Selbftjtändigkeit. Hiezu nah Möglichkeit 
beizutragen , fei heilige Pflicht eines jeden biedern Schwy⸗ 
zers; daß aber das Loos und das Schidjal, welches ben 
Kanton Schwyz in jüngiten Tagen getroffen, über feinen 
feiner thenren Mitftände fommen möge, darum laßt uns 
zu Gott beten.” Nah dem Schluß diefer Rede zogen die 
Landleute ruhig der Heimat zu. 

Am darauf folgenden Sonntag den 29. fanden die Bes Die Bezirksge⸗ 
zirfögemeinben ftatt. meinben und 

In vollkommenſter Ruhe verlief diejenige von Schwyz, Ihe HBayIen: 
wo bie zu treffenden Wahlen auf entſchiedeue Hornmänner fielen. 

Ungeachtet der großen Aufregung, die in der March Herrichte, 
ging die Landesgemeinde auch hier ohne Störung vor fid. 
Die Klauen waren nicht zahlreich erjchtenen, das Mehr der 
Hörner war um einen Dritttheil größer und es fielen die 
Wahlen im Sinne der Lebtern aus. 

Bahlreid war die Gemeinde in Einfiedeln verfammelt, 
welche ihre Wahlen ausschließlich im Sinne der Klauen bes 
ftelite. Dem Schultheißen Kopp, dem Gerichtspräfidenten 
dertenftein und dem Staatsjchreiber Sigwart Müller von 
Luzern, welche die Sache der Klauen wirkſam unterftügt 
hatten, ertheilte die Verſammlung das Chren-Bürgerredt. 

In Wollerau maßen fih die Parteien. Mit dreißig 
Stimmen trugen die Klauenmänner den Sieg davon. 

An der Bezirfsgemeinde in Pfeffikon erfolgte feine Stö- 
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zung. Unter den dreihundert Anmefenden waren nur fünf 
zig Klauen und e8 wurden fämmttlihe Wahlen im Sinne 
der Hörner getroffen. 

In Gerſau waren dreihundert Klauen gegen ungefähr 
zweihundert und dreißig Hörner. Die Wahlen fielen auf 
Klauenmänner. Es herrichte Hier viel Aufregung und man 
befchwerte fich öffentlith, daß die Tagſatzung Gerjaus Klage 
wegen Berlegung der Verfaffung nidjt gewürdigt habe. Der 
eidgenöffifche Bevollmächtigte vertröftete mit der Zufunft. 

In Küßnacht war die Bezirkögemeinde von ungefähr 
ſechshundert Bürgern bejucht, worunter fünfhundert Klauen« 
männer; die Wahlen fielen im Sinne derlegtern aus. Nach der 
Berfammlung verbrannte die Schuljugend unter Jubel ben 
auf einer Stange aufgerichteten Geßlerhut. 

Am 1. und 2. Auguft verfammelte ſich der große Rath, 


großen Rathed, in welchem mit Ausnahme von Gerfau ſämmtliche Bezirke 


den beigelegten 
Streit betref- 
fend. 


vertreten waren. Die von diefer Behörde in Folge der Lan- 
desgemeinde vom 17. Brachmonat getroffenen Wahlen wur» 
den beſtätigt. In Ausführung der Schlufnahme der Tag- 
ſatzung, betreffend Ammeftie-Ertheilung für die feit dem 6. 
Mai jtattgehabten Vorfälle, wurde erkennt, daß jede dieß⸗ 
fällige gerichtliche Unterfuchung zu unterbleiben Habe, ohne 
daß einem Bürger das Recht benommen fet, wegen allfällig 
erfittenem Schaden vor den verfaffungsmäßigen Gerich— 
ten Klage zu führen. In Betreff der Handlungen und Vor- 
fälle, die jeit dem 11. Henmonat ftatt gefunden , wurde den 
Behörden die Befugniß der Unterfuhung und Beurtheilung 
vorbehalten. Berner behielt fich der große Kath vor, wegen 
ber, durch die ftatt gehabten Störungen verurfachten Koften 
das Angemefjene zu verfügen und die Koften dem fchuldigen 
Theil aufzulegen. Endlid, erließ derfelbe an den Kantons» 
rath, als der oberjten PolizeieBehörde, die Einladung, für 
die Wiederherftellung der Ruhe und verfaffüngsmäßigen Ord⸗ 
nung und die Handhabung der öffentlichen Sicherheit geeig- 
nete Maßnahmen zu treffen. Obfchon diefe Beichlüffe der 
Weifung der Tagſatzung vom 11. Heumonat nicht entfpra» 
hen und es den Anichein Hatte, al® ob man fi) durch die- 
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felben eine Art Vergeltung vorbehalten wolle, fo war ber 
Zeitpunkt doch wenig geeignet, von den vorbehaltenen Maß- 
regeln Gebrauh zu machen. Die Beichlüffe des großen 
Rathes blieben auf dem Papier, ohne daß. man es wagte, 
denſelben Vollziehung zu geben. 

Bon diefer Zeit an bis zum Ablauf ber Verfaffung vom Begehren einer 
11. Weinmonat 1833 ereigneten fih im Kanton Schwyz Lerfaſſungs⸗ 
feine weitere Vorfälle, welche die öffentliche Aufmerffamteit Re. 
in Anfpruc nahmen. Kaum war die Dauer diefer Verfaf- 
fung aber zu Ende, als fih im ganzen Kanton, mit Aus- 
nahme von Küßnacht und Einfiedeln, der Wunſch nad) einer 
Berfaffungs-Aenderung fund gab und von der Geiſtlichkeit 
warm befürwortet wurde. In Folge deſſen bejchloß der 
große Rath am 13. Jänner 1842, daß der Antrag zu einer 
gänzlihden Umgeftaltung der Verfaſſung den Bezirksgemein⸗ 
den zur Entjcheidung vorzulegen fei. Als Gründe, auf welche 
diefe Behörde ihren Antrag fußte, wurden angeführt: daß 
die beftehende Verfaſſung ſchon zur Zeit ihrer Annahme ſich 
nicht der Genehmigung ſämmtlicher Bezirke zu erfreuen ge- 
habt; daß in Bezug der zujtimmenden Bezirke angenommen: 
werden dürfe, daß diefelben damals nicht frei von auswär- 
tigem Einfluße gehandelt und daß fi) aus den gemachten 
Erfahrungen ergeben habe, daß durch die beftehende Verfaf- 
fung die ökonomischen Kräfte des Kantons zu fehr in An⸗ 
fpruch) genommen würden, fo wie, daß dieſelbeü berhaupt zu: 
wenig Gewähr für die ftantsrechtlichen Wünfche und Bedürf- 
niffe des ſchwyzeriſchen Volkes biete. Um die freifinnige 
Bartei, welche der Sache mißtraute, zu beruhigen, jerflärte 
der großräthliche Erlaß ausdrüdlich, daß in der neuen Ver- 
faffung, wenn anders eine folche zu Stande kommen werde, 
die wefentlihen Grundfäge der jegigen Verfaſſung beizube- 
halten feien. Ain 6. Mai wurde der großräthliche Vorjchlag- 
von den Bezirksgemeinden gutgeheißen und die Wahlen in 
den Verfaſſungsrath vorgenommen. 

Die von diefem entworfene neue Verfaffung zeichnete fich- 
vor der frühern dadurch aus, daß fie die Staatsverwaltung 
vereinfachte; die vielgliebrigen jchwerfälligen Behörden ver» 
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minderte und ihrer Thätigleit durch angemeffene Ausſcheid⸗ 
ung ihrer Befugniffe eine beftimmtere Richtung gab. Be 
tradjtete man jedoch die neue Schöpfung genauer, fo gewahrte 
man bald, daß e8 ihren Urhebern nicht bloß um Beſeitigung 
formelfer Gebreden zu thun war. Der Geift der Freiſin⸗ 
nigfeit, der feine Keime in dem Grundgeſetz vom Jahr 1833 
niedergelegt hatte, war aus dem neuen verbannt und es Tief 
fih leicht erfennen,, daß die von der Geiftlichfeit dießfalls 
geäußerten Wünfche befondere Berüdfichtigung gefunden hat- 
ten. Namentlich waren die Beftimmungen, die in der frü- 
bern Berfaffung das Berhältniß der Geiftlichfeit und der 
Klöfter zum Staate regelten, in ber neuen außer Acht ge- 
laffen und den lettern ihre frühere Unabhängigkeit zum grö- 
ften Theil wieder gegeben. Am meiſten Anftoß aber erregte 
die Verlegung der Kantonsdgemeinde nah Schwyz und die 
Beibehaltung des Zweidrittelöfyftens in Verfaffungsangeles 
genheiten. Mit Grund glaubten die Freifinnigen fich durch 
die Verlenung der Kantonsgemeinde in ihrer Nechtsgleichheit 
beeinträchtigt und fanden, daß durch die ermähnte Abjtim- 
mungsweife der wahre Volkswille nicht könne ermittelt wer- 
den. Am 17. April wurde die neue Verfaſſung dem Volle 
zur Annahme oder Verwerfung vorgelegt. Ungeachtet der 
vielen Bemühungen, die Berfaffung beim Volk beliebt zu 
machen, war ihr 2008 Berwerfung. Weil man nad) dieſem 
mißlungenen Verſuch das Beftehende dem Ungewiſſen vor» 
320g und ber bereits auffeimende Sonberbund fortan alle 
Kraft und Thätigkeit in Anſpruch nahm, fo blieb diefe An» 
gelegenheit auf fich beruben. 


Zweites Hanpifüc. 
Gemeineidgenöfliiche VBerbältniffe. 


Noch ehe die durch die Juli⸗Ereigniſſe in Frankreich beförderte 
Umgeftaltung der ſchweizeriſchen Kantonsverfaffungen ihr Ziel 
erreicht Hatte, trat die eingeſchlummerte, aber nic erftorbene 
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dee der engern Pereinigung der Stände umter einer 
mehr einheitlichen Bundesberfaſſung von Neuem in den 
Bordergrund. Die vorzüglichiten Träger diejer nationalen 
Idee waren die zahlreichen vaterländifchen Vereine, die den 
Glauben an die Einheit des gemeinfamen Vaterlandes in 
ihrem Schooße hegten ; dann die Preſſe, die nach allen Richt⸗ 
ungen hin die politifche ‚Aufklärung des Volles förderte und 
endlich eine Anzahl jüngerer Staatsmänner, welche den Werth 
der Gegenwart nicht nad dem Maßſtab der Bergangenheit 
allein bemaßen und des Glaubens. waren, daß die-Eidgenoffen- 
haft ben Gipfel ihrer Vollendung noch nicht erreicht Habe und 
daß das Kütteln am vorhandenen Zuftande weder Verrath noch 
<horheit fei. Dieſer weitwerbreiteten und beſonders in den 
nengeftalteten Kantonen zahlreichen Partei ſtand diejenige ge» 
genüber, welche die neue Zeit nach der Vergangenheit beur- 
theilte und ihren Erfcheinungen und Begriffen fremd bleiben 
wollte. An der Spike diefer Partei, welche ihren zahlrei- 
hen Anhang in den demofratifhen Kantonen hatte, ftand 
die Geiſtlichkeit, welche von den neuen Zeitereigniffen für 
das kirchliche Syſtem, welches feine Stärke in dem Glauben 
an das Beſtehende hat, wenig Erfprießliches hoffte; ferner 
die Regierungen ber Heinen Kantone ſowie diejenigen der- 
ftädtifchen Oberherrſchaft; erftere, weil fle in der Hingabe 
eines Theils ihrer Rechte an die Gefammtheit eine Beein- 
trähtigung der augeftammten Freiheit und ihres ftaatlichen: 
Einfluſſes fahen; kettere, weil fie für perfönlide und Fa- 
milienvortbeile fürchteten. Die erfte diefer- Barteien ſtrebte 
nad) einer engern Vereinbarung zwifchen den Kantonen und 
einer mit größern Befugniffen ausgejtatteten Bundesgewalt, 
um für das allgemeine Wohl. gemeinfame Grundlage zu ge⸗ 
winnen und eine würdigere Stellung gegenüber dem Aus» 
land zu erringen; die leßtere wollte an: dem Geift und 
Buchſtaben des beftehenden Bundes nnd an der beſchränkten Kan⸗ 
tonal-Politif feſthalten, um jeglichen Zwielpalt unter den 
Ständen zu verhüten und: fremden Höfen keinerlei Anlaß zur 
Einmifhung in die Landesangelegenheiten zu geben. 

Obſchon die Führer der erjtern Partei die Umgeftaltung 
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des Bunbdesvertrags als unausweichliche Nothwendigkeit er- 
fannten, fo nahmen ihre dießfälligen Bejtrebungen doch nur 
langfam eine beftimmte Geftaltung an; theils, weil ihre 
Thätigkeit durchdielimgeftaltung derfantonsverfaffungen zu fehr 
in Anjprich genommen war, theils, weil fih Bern, der da⸗ 
malige Vorort, jeder politiichen Veränderung in diefem Sinne 
abgeneigt zeigte. Günftigeres hoffte man in diefer Bezieh⸗ 
ung von Luzern, dem Tünftigen Vorort, und es fprachen fid) 
die freifinnigen Blätter zu diefem Behufe für die Einberuf- 
ung einer außerordentlichen Tagfayung aus. 

Aehnliche Stimmen Tießen fi fogar vom Auslande her 
vernehmen, indem mehrere höhere Offizieve der in Frank⸗ 
reich aufgelösten Schweizerregimenter in einer Bittſchrift die 
Einführung einer neuen YBundesordnung verlangten. In 
warmer Sprache redeten fie einer neuen Bundesverfaflung 
nad) dem Muſter derjenigen ber vereinigten Staaten Nord» 
Amerikas da8 Wort: „Aendert, fpraden fie, an unferer 
bundesgenößifchen Verfaffung, was ihr für gut findet aber 
gebt uns jene Kraft, die nur die Frucht der engften Ber- 
einigung fein kann.” Durch einen in Genf gedruckten Ent 
wurf einer neuen Bundesverfaſſnug, in welchem der Grund: 
fat der Einheit vorherrichend war, gelangten die Wunſche biejer 
Männer zur Deffentlichfeit. Well man aber ben ‘Dienern der Fürs 
ftengewalt mißtraute und Säbelderrichaft befürchtete, fo fand 
berjelbe nur wenig Anklang. Zu größerm Anfehen gelangte 
eine um diefe Zeit erfchienene Flugſchrift bes Hrn. Dr. Kaſimir 
Pfyffer von Luzern, in der zuerft die Umriſſe zur Umge⸗ 
ftaltung' der Eidgenoffenfhaft kühn entworfen und der be 
ftehende Zuſtand als unhaltbar angegriffen wurde. Der Ver 
fafjer erachtete e8 al8 eine Aufgabe der Gegenwart, basfe- 
nige zu vollenden, was in ben Jahren 1798 und 1803 ver 
fucht, aber nur zum Theil gelungen fei, und bezeidmete die 
Bollendung der beiden großen Entwidlungsepschen der Eid- 
genofjenfchaft und ihre endliche wahrhafter Wiedergeburt durch 
die Einführung eines wahren republikaniſchen Repräfentativ- 
ſtems, als die hohe Aufgabe der Gegenwart. Es fei von 
größter Wichtigkeit, auf was für Art und Weife die neue 
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Schöpfung ins Leben trete. Diesmal fei bie Schweiz von 
feinem fremden Einfluße beherricht, ſelbſtſtändig und frei 
werde die Umgeftaltung des Bundes aus bem Geifte des 
Solles hervorgehen, auf tiefer und lebendiger Ueberzeu⸗ 
sung beruhend. Das politifche Streben der Gegenwart laſſe 
fd in folgende Hauptpuntte zufammenfafjen : Errichtung 
freier Mepräfentativ-Verfaffungen in den einzelnen Kan⸗ 
tonen und höhere Entwidlung des Volkslebens; Gründung 
einer Bundesverfaffung nach der Idee eines Bundesſtaates 
und Erhöhung der Nationalkraft nad) Innen und Auffen. 
Um dieſen Zuſtand zu erreichen, müßen die zwei und zwan⸗ 
sig Kantone zum Bundesſtaate und durch eine tüchtige Zen- 
tral⸗Gewalt zu einer Nation erhoben werden; Rechtsgleich⸗ 
beit folle Staategrundfag fein und fürderhin nur reinde- 
mofratiihe und . repräfentativ-demofratifhde Verfaſſungen 
bie eidgenöffiihe Gewähr erhalten. Die Tagſatzung müße 
wegfallen und freiftimmende Abgeorbnete der Kantone, mit 
Rückficht anf die Volkszahl gewählt, an ihre Stelle treten; 
ein Ausichuß diefer Verſammlung jolle die Bundesangelegen- 
heiten von einer Bunbesverfammlung zur andern leiten; 
beide Gewalten follen mit hinreichenden Befugniffen ausge» 
ftattet und ihnen alle wichtigen materiellen Anterefjen der 
"zentralen Gewalt übertragen werden. Für die eidgenöffifche 
Nechtöpfiege fei die Aufſtellung eines Bundesgerichts noth- 
wendig. — Diefer Schrift wurde von den Gegnern, die fie 
in der Prefje lebhaft angriffen, der Vorwurf gemacht, daß 
fie auf eine Helvetit Hinfteure. Der Verfaſſer antwortete, 
daß ein großer Unterſchied walte zwiſchen jener Einheitsver⸗ 
faſſung, welche die Selbitftändigfeit der Kantone vernichtet 
habe und dem vorgefchlagenen Bunbesftante, in dem das 
jefbftftändige Leben der Kantone als Grundlage anerkannt 
fei. Und fo war e8; denn es wurde die Helvetik von Nies 
mand gewänfcht und dies von den Freunden ber Bundesän- 
derung um fo lauter betont, als fie dadurch die Umgeitalt- 
ung der Bundesverhältniſſe vollsthämlicher zu machen hoff- 
ten. Das zu erreichenbe Vorbild war eher die Bermittlungs- 
verfaffung; jedoch giengen die getbanen Vorfchläge weiter und 
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waren für vie kantonale Selbftherrlichkeit weniger ſcho⸗ 
nend. 

So war der Stand der Frage im allgemeinen, als amt⸗ 
liche Vorjchläge das wichtige Geſchäft bei den Behörden an« 
hängig madten. Es geichah dies von Seite des frifch auf 
blühenden Standes Thurgau, welcher in einem Kreisſchrei⸗ 
ben vom 25. Mai 1831 den Ständen die Bundes⸗Umge⸗ 
ftaltung empfahl und al& deren Zweck fräftiges Zuſammen⸗ 
wirten der Glieder des Bundes nad Innen und Außen be⸗ 
zeichnete. 

Der Vorort war inzwifchen an Luzern übergegangen, wo 
die ordentlihe Tagfagung am 4. Heumonat 1831 eröffnet 
wurde. Trotz der Umgeftaltung der Mehrheit der Kantone, 
zählte die Tagſatzung nur wenige der Yundesändermg ger 
wogene Standesftimmen. Zu biefen gehörten: Luzern, Zür 
rih, Freiburg, Solothurn, Schaffhaufen, Thurgau mb 
St Gallen; während fih Bern, Waadt und Argau, mo bie 
neue Ordnung der Dinge nod) nicht bie nothwendige Feſtig⸗ 
gewonnen, in ſchwankenderer Bewegung befanden. Dies war 
die eine Seite der Stände. Auf der andern ſah man Genf, 
Wallis, Uri, Schwyz, Unterwalden, Graubünden, Ap- 
penzell und Glarus, die in fturmvoller Zeit ihre Anfichten 
nicht geändert Hatten und die alten Einricdjtungen behalten 
wollten. Unter diefen Kantonen waren es bie Urftände und 
Wallis, welche unter fich eine eigene Verbindung gegen bie 
angeregte Berfafjungd- Veränderung zu gründen fuchten, wäh. 
rend Genf und Graubündten diefem Beſtreben abgeneigt 
waren und ed zu hindern fuchten. Zeifin, obwohl neu ger 
ftaltet, jtand dem Wejen der Bewegung zu fern, mährend 
Bajel dur eigne Zerffüftung und Neuenburg durch feine 
ausnahmsweile Stellung gebunden war. 

Am 19. Auguſt kam die Frage bei der Tagfagung zum 
erften Mal zur Verhandlung Für die Bundesumgeftaltung 
erklärten fih: Luzern, Zürich, Freiburg, Solothurn, Schaff 
haufen, St. Gallen und Thurgau. Zur Begründung ihres 
Auftrags führten fie an, daß die beitchende Bundesverfaſ⸗ 
fung nicht Hinlängliche Gewähr für die Erhaltung ber Selbit- 
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ftändigfeit der Schweiz unter allen Umſtänden biete; daß 
eine ‘genauere Ausmittlung der Pflichten und Befngniffe der 
Bundesbehörden einerfeit8 und der Stände andererfeitö drin- 
gendes Bedürfniß fei; daR der Bundesvertrag, abgefehen 
von feiner Entftehung , viel weniger da8 dem Bunde Erfprieß- 
liche enthalte, als eine gegenfeitige Abfindung unter den da- 
maligen Parteien; daß er die Rechte der Stände von unter» 
geordnetem Belang begünftige, die höhern Intereſſen des 
Vaterlandes dagegen unberüdfichtigt laſſe. 

Die Gegner der Bundesumgeftaltung dagegen, befonders 
die Urftände, verwahrten fich gegen ein Vorhaben, das zum 
Umfturze des Bundes führe; geftanden aber, daß in eidge- 
nöffifchen Dingen Manches beffer geregelt werben könnte und 
ſprachen ihre Seneigtheit aus, auf dem Wege des Vertrags 
nad Maßgabe ihrer Verhältniffe zu einer Verbeſſerung bes 
Bundes Hand zu bieten. — Mehrere Kantone hatten ihren 
Gefandten den Auftrag ertheilt, die Bundesfrage weder ab- 
zulehnen nod fördern zu helfen, indem fie die Wünſchbar⸗ 
feit einer Bundesoerbefferung nit in Abrede ftellten, den 
gegenwärtigen Zeitpunkt zur Ausführung aber für ungeeignet 
erachteten. 

Noch weniger als über die Sache ſelbſt waren die Stände 
über die Art und Weife der Bundes-Umgejtaltung einig. 
Mehrere wollten Entwürfe und Gutachten ausarbeiten, wäh. 
dere Andere zuerft den Berathungsftoff fichten und ordnen 
wollten. Nach langen Verhandlungen beichloß endlich eine 
Mehrheit von zwölf Ständen, den Gegenftand zur Berichter- 
ftattnng und Auftragsertheilung an die Kantone zurüd zu 
weifen, womit die Sache für bießmal erledigt war. Bis 
zur Berjammlung der außerordentlichen Tagfagung des Jahrs 
1832 gerieth da8 Bundesgefchäft in Stodung.: Nach dem 
Zuſammentritt der Tagfagung aber vereinigten fich die Ge— 
fandten der neugeftalteten Kantone, um vertraulid zu be⸗ 
rathen, was in dieſer unerquidlichen Zeit dem Vaterland from- 
men könnte. Daß die Bundes-Umgeftaltung , von der man 
vieles hoffte, auf dem bisherigen Wege nicht zum Ziele ge⸗ 
führt werden könne, darüber herrſchte freilich keine 
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Berichiedenheit der Anfihten; die Kräfte zu einigen, fie zu 
bemeſſen und feften Schritte dem vorgeftedten Ziele entge⸗ 
gen zu fchreiten, die® war bie Rofung, Demzufolge verſam⸗ 
melten fi) die Gefandten der Kantone Luzern, Zürich, Bern, 
Solothurn, St. Gallen, Aargau und Thurgan in der Woh- 
nung bes bernerifchen Gefandten und beriethen fich, wie ein 
neuer Bundesvertrag für die ſchweizeriſche Eidgenoffenfchaft 
zu entwerfen fei. Die wejentlihen Grundlagen des aus die- 
fer Berathung hervorgegangenen Bundesentwurfd waren: 
Anerkennung der Selbjtherrlichteit der Kantone; eine Tag⸗ 
fagung von ſechszig Abgeordneten, in welche die Heinen Kan⸗ 
tone je zwei, die mittlern je drei, bie größern vier wäh. 
en follten; freies Stimmrecht der Abgeordneten; erweiterte 
Befugnig der Bundesgewalt ; Zentralifation dee Münz 
und Poſtweſens; Vereinigung des Zollwefens und Abjchaf- 
fung nicht berechtigt befundener Zölle; freie Ausfuhr von eis 
nem Kanton in den andern; Leitung der Bundesangelegen- 
heiten durch einen Landammann mit zeitweiliger Zuziehung 
von vier Beifigern; Aufftellung eine® Bundesgerichts zur 
Beurtheilung von Streitfällen unter den Kantonen, Beibe- 
haltung der Vororte; freie Erwerbung von Liegenfchaften 
und freie Niederlaffung aller Schweizer in der ganzen Eid. 
genofjenfchaft, Gemwährleiftung der Verfaffungen der Kantone 
zum Scuge der öffentlihen Ordnung, fo wie der verfafl- 
ungsmäßigen Rechte des Volkes. 

Da biefer Entwurf feinen amtlichen Charakter trug, fo 
erichien er als Flugichrift unter dem Titel: „Entwurf ei 
ner [hweizerifhen Bundesverfaflung von einer 
Geſellſchaft Eidgenoffen.* Er erhielt im Allgemei- 
nen gute Aufnahme und obwohl er das Werk der Neuge 
ftaltung der Schweiz nicht unmittelbar förderte, jo trug er 
doch viel dazu bei, gehegte Beſorgniße zu heben und das 
Geſpenſt einer neuen Helvetit zu verſcheuchen. 

Getragen von der öffentlihen Meinung verfammelten ſich 
in den eriten Tagen des Brachmonats 1832, als die Tag⸗ 
ſatzung außerorbentlih tagte, die Geſandten von Quzern, 
Zürih, Bern, Zug, Solothurn, Freiburg, Appenzell, St 
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Gallen, Graubündten, Aargau, Thurgan und Genf bei 
dem Schultheißen Eduard Pfiffer, um über die hochwichtige 
Sade von Neuem zu berathen. Ohne Schwierigkeit einigte 
man fi) dahin, daß die Bundesarbeit einem zahlreichen Aus⸗ 
ſchuß der Zagfakung zu übertragen fei; über den Erfolg da- 
gegen war man nod im Ungewiffen. Im Ganzen waren 
die Oftjchweizer der Bundesumgeftaltung günftiger als bie 
Weſtſchweizer; man fuchte fich mit diefen zu verftändigen und 
trat felbjt mit den Gegnern der Bundesveränderung, na⸗ 
mentlich mit den Urfländen, Teſſin, Wallis und Neuenburg 
in Unterhandlung. In einem Zufammentritt mit den Ges 
fandten der Urftände ſprachen diefe ihre Anficht dahin aus, 
daß die Hebung. einzelner Gebrechen des Bundesvertrags ge⸗ 
nägen dürfte, dagegen eradhteten fie deſſen gänzliche Umge- 
ftaltung nicht für nöthig und hielten es für ungerecht, wenn 
man ihr Stimmrecht im Bunde, deſſen urfprüngliche Stif- 
ter fie feien, fihmälern wollte. 

Am 2. Heumonat wurde die ordentliche Tagſatzung des 
Jahres 1832 eröffnet. In feiner Eröffnungsrede äußerte 
der Präfident bezüglid) der Bundesverhältniffe, daß in Be⸗ 
treff derjelben von einer Einheit nie die Rede jein werde. 
Diefe vertrage fich weder mit unſern Verhältnifjen und Ge- 
wohnheiten, nocdy mit den Wünfchen der Mehrheit der Na- 
tion. Die Selbftherrlichkeit der Kantone müße jederzeit vor— 
herrfchender Grundjat bleiben und jedein Kanton müßen feine 
Eigenthümlichkeiten belaffen werden. Was man ſuche und 
bedürfe fet eine engere Verbindung aller Kräfte zur Ver- 
theidigung unferer Selbjtftändigfeit; freiere Bewegungen der 
Bundesbehörden in den ihnen anzumeifenden Schranken und 
Hebung materieller Zerfplitterung,, die der allgemeinen Wohl⸗ 
fahrt Hinderlih jet. Am 16. und 17. gelangte die Bun⸗ 
deöfrage vor der Tagfakung zum zweiten Mal zur Verhand« 
fung. Die Stände theilten fi in drei Meinungsgruppen, 
von denen die erjte die Idee des Bundesftantes mit ftärferer 
Vertretung der größern Kantone im Auge hatte; die zweite 
bloße Verbeſſerungen de Bundes in feinen wejentlichen 
Grundlagen wünſchte; die dritte aber unentwegt an dem Be⸗ 
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ſtehenden feſthalten wollte. Nach zweitägiger Berathung 
wurde die Bundesumgeſtaltung mit dreizehn Standesſtimmen 
beſchloſſen, denen ſich noch Zug und Neuenburg anſchloßen. 
Schwyz war abweſend. Die gleichen Stimmen übertrugen das 
Werk einem von der Tagſatzung aus ihrer Mitte gewählten 
Ausſchuß. 

Dieſer trat zum erften Male am 29. Weinmonat in Lu⸗ 
zern, unter dem Vorſitz des Schulheißen Eduard Pfiffer, zu⸗ 
ſammen. Seine Sitzungen fanden bei geſchloßener Thüre 
ſtatt, was im Lager der Freiſinnigen Unzufriedenheit erregte. 
Als Leitfaden bei ſeinen Berathungen wählte der Ausſchuß 
nicht den alten Bundesvertrag, ſondern behandelte eine Reihe 
von Hauptfragen, deren Erledigung die Grundlage zum neuen 
Bundesentwurf bildete. Als eine ſolche wurde vorab die 
Selbſtherrlichkeit der Kantone bezeichnet. Als Richtſchnur 
für die äußere Politik galt die alte Neutralität. Die Ge 
währleiftung der Verfaffungen wurde auf die Rechte des 
Volkes ausgedehnt. Einſtimmig war der Ausfhuß in Hin- 
fiht der freien Niederlafjung und felbjt die eifrigften Ver⸗ 
fechter des Beftehenden waren der Anficht, daß fich die Stände 
dießfalls zu Opfern bequemen müßen. Daß die erweiter- 
ten Zwede des Bundes zu ihrer Ausführung größerer Mit 
tel bedürfen , darüber herrichte allfeitiges Einverftändnig. Der 
Ausſchuß fand die Erhebung der umnittelbaren Geldbeiträge 
von den Kantonen nicht mehr für zwedmäßig, da fie in ge 
ringen Summen nicht genügten, in größeru zu drückend feicn; 
daher der Beſchluß, daß fürderhin alle Ausgaben des Yun 
des aus den Zinfen des vorhandenen Kapitals; dem 
Ertrag der einzuführenden Eingangszölle; den Poftenerträg- 
niffen und andern Regalien zu bejtreiten feien. Gelbbeiträge 
von den Kantonen follten nur dann erhoben werden, wenn 
die ordentlichen Hülfsquellen nicht ausreichten. Auch von 
einer größern Zentralifation des Militärs war die Rede, da 
durch die Verſchmelzung der kantonalen Contingente zu einer 
eidgenöffiihen Armee die Selbftjtändigkeit. der Stände bei 
gleichem Stimmrecht feine Gefährde erleide. Größer war 
der Kampf in Rückſicht des Stimmrechts der Kantone. Die 
Freunde der Gleichberechtigung fiegten, indem fie fi au 
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Das Necht der Gleichheit der zweiundzwanzig felbftftändigen 
Kantone beriefen. Mit der Aufhebung diefes Nechtes würde 
jeder Stand in feine urſprüngliche Stellung zurüdtreten und 
dadurd) die Auflöfung des Schweizerbundes erfolgen. Eine 
zweifelhafte Loſung fand die Frage: ob die Gefandten an 
der Tagfakung nad) Aufträgen oder nach ihrem eigenen Ers. 
meſſen abzuftimmen haben, indent das freie Stimmredt zwar 
als Regel angenommen wurde, dagegen die Abjtimmung in 
einzelnen Fällen, melde befonders zu bezeichnen waren, nad 
Maßgabe der innehabenden Aufträge ftattfinden ſollte. Als 
feitende und vollziehende Behörde wurde ein bleibender Buns 
desrath von fünf Mitgliedern gejchaffen, deſſen Verrichtun⸗ 
gen in vier Derwaltungsfreife getheilt wurden. Der Bor» 
Sigende der Bollziehungsbehörde oder der Landammann ber 
Schweiz war aud der Vorſtand der Tagfakung. Er jollte 
von den Ständen gewählt werden, während die Wahl ber 
Bundesräthe der Tagfakung zulam. Neben dieſen Behör⸗ 
den wurde gleichzeitig ein Bundesgericht aufgeftellt, weldjes 
fid) vorzüglich mit Streitigkeiten zwifchen den Kantonen zu 
befafien hatte. Die Wahl der Bundesridhter follte auf ben 
Vorſchlag der Kantone durch die Tagfakung erfolgen. Als 
Bundesfig wurde Luzern bezeichnet. Zwei Fragen wurden 
von den Bearbeitern des neuen Bundes unberührt gelaffen, 
nämlid) die, wann die gegenwärtige Bundesurfunde als an⸗ 
genommen zu betrachten jei und diejenige, welde die Ber» 
hältniffe wegen der Klöfter betraf. Nachdem das Werk vol- 
Iendet war, wurde es nebſt einem beleuchtenden Bericht in 
den drei Landesſprachen gedrudt und vom Vorort den Stäns 
den zur Annahme empfohlen. Ä 
Kaum war der neue Bundesentwurf befannt geworden, Die verfchicbes 
al3 zu feiner Beurtheilung eine Menge Flugfchriften aufs nen Gegner 
tauchten. Die Gegner desfelben theilten fi in drei Kaf- ee 
fen. Den Freunden der Einheit genügte er nicht, da fie eine es 
gänzliche Umgejtaltung der Bundesverhältniffe gewünſcht hat- 
ten. Ihr Ideal war ein fehweizerifcher Volfsbund, mit der 
Grundlage der Gefammtftellvertretung des Schweizervol⸗ 
kes nach der Kopfzahl. Nach ihrer Anſicht follte die ganze 
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MagiftraturderKantone, da8 „Herrenthum“, wie fie es nam⸗ 
ten, befeitigt werden. Eine zweite Klaſſe von Gegnern fand 
der neue Bund an der Tatholifchen Geiftlichkeit, welche von 
demjelben für ihre Awede fein Heil erwartete. Ihr ſchloſ⸗ 
fen fich theils mit, theils ohne fonfeffionelle Rüdfichten die 
jenigen Kantone an, welche die politifche Bewegung von ſich 
fern gehalten Hatten, namentlid die Mlagiftraten der Ur⸗ 
ftände und die gewefenen Räthe der, Städte-Rantone. Eine 
dritte Klaffe von Gegnern, welche zwifchen den beiden ges 
nannten die Mitte hielt, bildeten freifinnige Mittelmänner, 
die dem ftantenbündifchen Wejen mehr zugethan waren als 
dem Bundesftaate und die Selbitherrlichkeit der Kantone durch 
den neuen Bund zu befchränft eradjteten, babei aber andern 
und namentlich materiellen Verbeſſerungen der Bunbesver- 
hältniſſe nicht abgeneigt waren. 

Am 14. März 1833 gelangte der neue Bundesentwurf 
vor die Tagfagung, melde denfelben an einen zahlreichen 
Ausfhuß wies, ber aus je einem Gefandten der auf der 
Tagſatzung vertretenen Stände beſtand. Während fünf und 
dreißig langen Situngen lag der Ausfchuß feiner Tchwieri- 
gen Arbeit ob, deren Ergebniß von der N am 15. 
Mai genehmigt wurbe. 

Bergleiht man den im März 1832 —— Bundes⸗ 
Entwurf mit dem vorliegenden, jo fällt das Urtheil weſent⸗ 


dem von ber lich zu Ungunften des letztern aus. In diefem war die Be 
Tagſatzung ber zeichnung der Eidgenoſſenſchaft als unauflöslichen Bundes⸗ 


zathenen. 


ftaates weggelafien. Die ſchützenden Schranken, welde bie 
neuen Santonsverfaffungen umgaben, maren geſchwächt und 
da8 Zollweſen in feiner frühern Geftalt in der ganzen Eid 
genofjenfchaft beibehalten. Auch die Zentralifation des Poſt⸗ 
wejend war gefallen und die Einführung von neuem Maaß 
und Gewicht in weite Ferne geftellt. Nicht minder erlitten 
die DBefugniffe des Bundes in Betreff des Militärs in dem 
jüngern Entwurf wefentliche Befchränfungen. Den Stän- 
deabgeordneten war das perſönliche Vorſchlagsrecht entzogen 
und den Kantonen und dem Bundesrath allein vorbehalten. 
Ebenfo war die freie Stimmgebung der Abgeordneten jo ftart 
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als möglich bejchnitten, indem die Verfaſſung eine Menge 
von Fällen aufzählte, in denen die freie Stinnngebung unzu- 
läßig war. Die Amtsdauer ded Landammanns war auf vier 
Jahre feitgeftellt, ftatt der Wiederwählbarfeit auf neue vier 
Sahre, wie im erften Entwurfe beitimmt war. Die Bun⸗ 
desänderung war nad) dem neuen Entwurf fchon nach ſechs 
Jahren zuläßig und konnte von einem oder mehrern Kanto⸗ 
nen angeregt werden, während ber erjte Entwurf die Be 
wegung der Kantone in diefem Punkt erfchwerte. Für einen 
diepfälligen Befchluß waren nad) dem erften Entwurf zwei 
Drittheile aller Stimmen erforderlich, nad dem zweiten nur 
zwölf Stimmen. Dagegen waren beide Entwürfe in ihrer 
Grundauffaflung einander glei, indem fie gegenüber der al» 
ten eüdgenöffiichen Staatsordnung, der ale Bafis der Selbit- 
berrlichfeit der Kantone diente, eine einheitlichere Bundes⸗ 
gewalt ſchufen, welche jener Selbjtherrlichkeit engere Schran- 
ten 308. Beim erſten Entwurf war diefe Idee jedoch folge- 
richtiger durchgeführt. “ 

Im Brachmonat wurde der neue Bunbesvertrag vor die Der neue Bun⸗ 
großen Näthe der Kantone gebradht. Diejenigen von Zürich, desentwurf vor 
Bern, Luzern, Solothurn, St. Gallen, Genf, Graubünd- en 
ten, Glarus, Thurgau und Schaffhaufen genehmigten den un vem R-ire. 
Bundesentwurf, fofern derjelbe von zwölf Ständen die Zuftim- 
mung erhalte. Zweifelhaft ftand c8 dagegen im Aargau, wo 
die Sadje unwillkommene Zögerung erlitt und noch jchlim- 
mer in der Waadt, wo der große Rath den Bundesentwurf 
anfänglich verwarf und für den Fall einer nochmaligen Be- 
arbeitung eine Neihe ungewährbarer Forderungen ftellte. 

Auch Teſſin war unter den Verwerfenden und ftand mit den 
entfchiedeniten Gegnern der neuen Bundesordnung auf ber 
gleichen Linie. 

Noch hoffnungsloſer geftalteten ſich die Ausfichten, als 
der neue Bundesentwurf an das Volk gelangte. Zuerft er- 
folgte die Volksabſtimmung in Solothurn, bei der ſich 1875 
Stimmen für Annahme, 4030 für Verwerfung erklärten. Da 
die Nichtftimmenden für Annehmende gezählt wurden, fo er» 
gaben fi 8046 Annehmende. Am 7. Heumonat ging die 
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Abſtimmung in Luzern vor, wo fi) für Annahme 7307, für 
Berwerfung 11,412 Stimmen ausfprachen. Diefer unerwar- 
tete Schlag, der vorzüglich der feindfeligen Haltung der dor- 
tigen Geiftlichfeit zugefchrieben wurde, wirkte entfcheidend auf 
den Gang der Bundesangelegenheit. Während der Bundes⸗ 
entwurf noch von Thurgau und Bajelland angenommen wurde, 
machten fid) andere Stände, die für denjelben weniger ein- 
genommen waren, die Wendung der Dinge zu Nuten; fo 
Glarus und Appenzell, wo die zu dieſem Zweck bereits ein« 
gerufenen Landesgemeinden wieder abbeftellt wurden. Eine 
allgemeine Beſprechung ſämmtlicher Standesgefandtichaften 


an der nächften ordentlichen Tagſatzung, betreffend die Bun⸗ 


desangelegenheit, führte zu feinem Ergebniße und die Mehr⸗ 
heit derfelben fand e8 für angemefjen, über diefe wichtige 
Zeitfrage einfach die Tagſatzung walten zu laſſen, um fo 
mehr, da ihre Aufmerkſamkeit zunächſt von den Ereigniffen in 
Schwyz und Baſel in Anſpruch genommen war. 

Am März des Yahres 1832, als ſich mehrere den alten 
Zuftänden geneigte Kantone ftetsfort weigerten, die neuen 
Berfafjungen unter eidgenöffiiche Gewähr zu nehmen, traten 
die Gefandten der fieben Kantone: Luzern, Züri), Bern, 
Solothurn, St. Gallen und Thurgau zufammen und Tamen 
überein, daß fie fich gegenfeitig Gewährleiftung ihrer Ver⸗ 
faſſungen zuficherten und fich verpflichteten, fowohl die dem 
Bolfe jedes Kantons nad jeiner Verfaſſung ihm zuftehen- 
den Rechte, als auch die rechtmäßigen Behörden in ihren 
Befugnifien zu ſchützen. Berfafjungsabänderungen follten 
einzig auf dem durch fie bezeichneten Wege vorgenommen 
werden fünnen; bei Streitigfeiten wegen Verfaſſungsverletz⸗ 
ungen hatten die unbetheiligten Kantone nach fruchtlofer 
Vermittlung das Schiedsams auszuüben. Durch diefe gegen- 
jeitige &ewährleiftung anerkannten die fieben Stände ihr 
Recht und ihre Pflicht, einander Schub zu gewähren und un⸗ 
ter Anzeige an den Vorort einander felbft mit bemaffneter 
Macht beizujtehen, um die allenfall® gefährdeten Verfaſſun⸗ 
gen aufrecht zu erhalten. Dabei wurden alle aus dem be⸗ 
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ftehenden Bundesvertrag herfließenden Rechte und Pflichten 
ſowohl gegen die gefammte Eidgenofſenſchaft als die übrigen 
Stände vorbehalten.” Sobald der Bundesvertrag der Kidge- 
noffenfhaft umgeftaltet und in demjelben angemefjene Be- 
ftimmungen über Umfang und Wirkung der Gewährleiftun- 
gen der Berfaffung aufgenommen fein würden, jollte diejes 
Bündniß außer Kraft und Wirkſamkeit treten. 

ALS diefes nach dem beftehenden Bundesrecht unzuläßige 
Sonderbündnik zur allgemeinen Kenntniß gelangte, erregte 
es gewaltiged Aufjehen und felbit folche, die mit feinem 
Zwede einverfianden waren, traten als deffen Widerſacher 
auf. Bor Allem aber waren es die Gegner der neuen Bun⸗ 
desperfafjung und die mit der neuen Ordnung der Dinge 
Unzufriedenen, welche dieſes Bündniß mit den DBefugniffen 
der übrigen Stände für unvereinbar erklärten, indem e8 das 
bejtehende Bundesrecht vernichte und einen Bund im Bunde 
ſchaffe. Dagegen bejchwerten jich die konkordirenden Kantone 
darüber, daß unter der bejtändigen Berufung auf den Bund 
tm Grunde nichts anderes angeftrebt werde, als eine Ge⸗ 
genumwälzung zum Umfturz der neuen volksthümlichen Ord- 
uung und rechtfertigten ihren Schritt mit der Nothiwendig- 
feit. Die politifhe Tragweite dieſes Bündnifjes aber war 
um fo größer, als mit demjelben die Erhaltung der neuen 
Zuftände nit nur erzielt, ſondern für weitere Unternehm- 
ungen im freifinnigen Geiſte ein fejter Stütpunft gewon⸗ 
nen war. 

Am 14. Wintermonat des Jahres 1832 traten zu gleis Die Sarner: 
her Zeit, als der Tagſatzungsausſchuß in Luzern an der Conferenz. 
neuen Bundesverfaſſung arbeitete, Abgeordnete der Regier- 
ungen von Uri, Schwyz, Unterwalden, Bafel-Stadt, Wals 
lis und Neuenburg in Sarnen zufammen, um fid zur Auf- 
rechthaltung der beftehenden Verhältniffe und Wahrung ih» 
rer politifchen Stellung näher zu verbinden und dem Sieb⸗ 
nerbündniß, deffen Einfluß in den eidgenöffifchen Ange» 
fegenheiten immer fühlbarer wurde, ein Gegenbündniß ent» 
gegen zu ftellen. ‘Der Vorfigende diefer Verfammlung, Hr. 
Landammann Spidhtig von Dwalden, bezeichnete als Ver⸗ 
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Handlungsgegenftände zunähft da8 Siebnerbündniß, die An⸗ 
gelegenheiten von Schwyz und die Zermürfniffe von Baſel. 
In der biepfälligen Berathung traf am entjchiebeniten 
Schwyz auf, deifen Gejandter erklärte, daß es mit der Ehre 
der in Sarnen vertretenen Stände. umvereinbarlich fei, mit 
Kantonen, die an Baſel einen doppelten Bundesbruch be 
gangen, fernerhin in Verbindung zu ftehen. Schon früher. 
habe man erftärt, feinen Autheil an den Berathungen der 
Tagſatzung mehr nehmen zu wollen, wenn eine Gejandtfchaft 
von Bafel-Land bei ihr Zutritt erhielte, und da died num 
geſchehen, jo fei die Frage, ob man die Tagſatzung bejuchen 
wolle oder nicht, zum Voraus entſchieden. Zurüdhalteuder 
Gußerte fi) Nidwalden, welches in dem Siebnerbündniß eine 
Art Nothwehr wegen Verweigerung der Verfaflungsgewähr 
erblicte, und ebenfo Neuenburg, welches bie Tagſatzung zu 
beſuchen wänjchte, fofern eine folche wegen äußerer Gefahr 
einberufen würde und von ihr nur dann fern bleiben wollte, 
wenn fie fih in Folge der Baflerwirren verjammeln würde. 
Bafels Gefandtichaft drang hauptiächlic darauf, daß man fi 
darüber verjtändige, was geichehen foll, wenn aus irgend 
einer Urſache die Tagſatzung ausgeichrieben werden follte und 
die Geſandtſchaft von Lieſtall Sig und Stimme in derjelben 
nehmen würde. Nach längerer Berathung vereinigten ſich die 
Abgeordneten einjtimmig dahin, ihren Negierungen vorzu- 
fchlagen, daß fie in unerfchütterlicher Feithaltung an dem bes 
jtehenden Bunde erflären möchten: an feiner Tagſatzung, die 
> aus irgend einem Grunde ausgefchrieben werden follte, An- 
theil zu nehmen, fofern eine Gefandtfhaft von Baſel⸗Land 
dabei Zutritt habe. Für diefen Fall wurde die Regierung 
von Uri beauftragt, die anweſenden Abgeordneten von Neuem 
zufammen zu berufen, um alddann zu berathen, was zu thun 
und dem hohen Vorort zu antworten fei. Am folgenden 
Tage wurde diefer Beſchluß dahin abgeändert, daß fid die 
Abgeordneten verftändigten, jid) ohne befondere Ausſchreib⸗ 
ung fünf Tage vor Eröffnung einer allfälligen Zagjagung 
in Schwyz zu verfammeln. Schließlid) beantragte Bafel, 
daß die Konferenzftände mit Bafel-Land in keine Verbind⸗ 
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ung treten und bei ben andern Ständen Schritte than möd- 
ten, fie von der Vollziehung der Tagſatzungsbeſchlüſſe in 
Betreff Baſels abzuhalten und fie zu vermögen, fid) an die 
Sarnerlonferenz anzuſchließen. Die Erfüllung des erjten 
Begehren? wurde von jänmtlihen Abgeordneten zugefichert 
und auch das zweite für zweckmäßig befunden; bezüglich bes. 
dritten aber verfprachen nur Schwyz und Uri im angebeute- 
ten Sinne auf Teſſin einzuwirken. Auf den PVorichlag 
Neuenburgs wurde Bafel eingeladen, zu billigen Ausgleich⸗ 
ungsvorichlägen Hand zu bieten... Schließlich empfahl die- 
Sefandtichaft von Schwyz die Angelegenheiten ihres Kantons 
der Theilnahme der Mitftände und fprad) den Wunſch aus:- 
daß, fofern eine Gefandtfchaft der äußern Bezirke bei der- 
Zagfatung angelaffen würde, bie verfammelten Stände das 
gleihe Benehmen, wie in Bezug auf Bafel-Land einhalten 
möchten. Dieſe Beichlüffe erhielten von ſämmtlichen Stän- 
den der Sarnerkonferenz die Genehmigung, mit Ausnahme 
von Wallis, welches in Berüdfichtigung der allgemeinen 
Lage des Vaterlandes das Wegbleiben von der Tagſatzung 
nicht für angemeſſen hielt. 

Mit Neujahr 1833 ging ber Vorort an Zürid) über, 
welches die auf den 11. Jänner ansgejchriebene Tagſatzung 
auf den 11. März verlegte. Der in Sarnen getroffenen Ab- 
rede gemäß ſchrieb Uri auf. Verlangen Bafels eine Verfamm- 
fung auf den 30. Jänner aus, um nebft der hodywichtigen- 
Bundesfrage auch die DVerhältniffe der Stände Baſel unb: 
Schwyz vertraulic zu befprehen. Gegen: dieſes Vorgehen: 
war Neuenburg, indem es hervorhob, daß jede unnütze Maß⸗ 
regel in politifchen Dingen gefährlich ſei. Die Beſchickung 
der Konferenz aber. jei nuglos, da man über die Hauptſache, 
den Nichtbeſuch der Tagſatzung, einig fei; dabei müße man: 
bleiben und weiter zu gehen fei nicht gut, indem die Stell- 
ung der Sarnerjtände keine andere jei als beharrlicher und- 
unveränderliher Widerftand gegen die Verlegung bes befte- 
henden Bundesvertrags. Durch eine Befprechung wegen der 
neuen Bundesurkunde würde man ſich den Schein geben, als 
wolle man einen Bund im Bunde bilden und ſich dadurch 





262 


dem gleichen Tadel ausjegen, wie das Siebnerbündnif. Da 
fpäter auch Baſel diefer Anficht beipflichtete, fo fand fi 
Uri veranlaßt, die Konferenz nur von Abgeordneten der Ur- 
ftände befuchen zu laſſen. Unerwartet traf bei derjelben auch 
eine Gefandtichaft von Wallis ein. Die eindringlihen Bemüh⸗ 
ungen der Urfantone, diefen Stand der Sarnerfonferenz nä- 
her zu bringen, hatten feinen Erfolg; wohl aber ließ der 
Gefandte die Hoffnung durchbliden, daß, fofern die Sarner- 
jtände bei der nächſten Zagfakung mit ihren gegründeten 
Borftellungen fein Gehör fänden, alsdann auh Wallis mit 
ihnen austreten würde. Hierauf gelangte die neue Bundes- 
urkunde zur Sprache, über welche ſich die Urftände in Aus: 
brüden des ftärkften Unmwillens äußerten. Der Gefandte von 
Uri erflärte: er müßte cin PVerräther am Voll und Bater- 
land fein, wenn er den nenen Bundesentwurf zur Annahme 
empfehlen wollte. Obwalden bemerkte: das Trojanifche Pferd 
fei auch vor die Thore von Sarnen gefommen, man habe 
e8 aber nicht eingelafjen und bei feiner Zergliederung habe 
man gefunden, daß e8 ein „Ochſenbüchlein“ fe. Schwyz wi- 
zelte: der Landınann von Schwyz Habe das neue Kleid 
anprobiren wollen, es aber zu eng gefunden und wegge⸗ 
worfen; er behalte Tieber fein Hirthemd, eine mit SKafimir 
gefütterte Kleidung tauge nicht für ihn. Aud der Wallifer 
Sefandte fand an dem neuen YBundesvertrag manches auszu- 
ſetzen, glaubte aber, daß die Sarnerftände lieber dem neuen 
Bund beitreten, als eine Spaltung veranlaffen follten, da 
eine folche leicht fremde Einmifchungen in die Angelegenhei- 
ten ded Vaterlandes herbeiführen könnte. Schließlich wurde 
vom Sandammann Weber über die Zerwürfniffe in Schwyz 
Bericht erftattet, worauf fic die Abgeordneten, ohne eigent- 
liche Beichlüffe gefaßt zu Haben, trennten. 

Am 6. März trat die Konferenz , beitehend aus Abge⸗ 
ordneten von Uri, Schwyz, Ob- und Niedwalden, Bafel- 
Etadt und Neuenburg abermal in Schwyz zufammen. Ihr 
Borfisender, Yandammann Weber, eröffnete fie mit einer 
eindringlichen Rede, deren Grundgedante das Aufnehmen 
des Kampfes mit der einbrechenden Revolution war. Auf» 
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Härung, Voltsherrfhaft und Nechtsgleichheit nannte er Zau⸗ 
bergebilde, mit denen das Volk irre geführt und zur Ausbeu- 
tung für die Zwede der Selbſtſucht und des Ehrgeizes be- 
trogen werde; auf die Beichläffe der Sarnerkonferenz künn- 
ten edle, biedere und einfichtsvolle Eidgenoffen noch ihre 
Hoffnung fegen. Sarnen fei dad zweite Grütli; denn wie 
bort der Anfang ſchweizeriſcher Freiheit vorbereitet worden, 
jo werde Hier der Untergang derfelben verhütet und abge- 
wendet werden.” Schon in der erften Konferenzjigung wurde 
ein Ausſchuß zur Entwerfung einer Erklärung an die in 
Zürich verfammelten Stände ernannt, welcher feine Arbeit 
am 3. März beendigt Hatte und fie zur Annahme und Un⸗ 
terzeichnung den Ständen vorlegte. Nachdem ſich dieſe Er- 
Härung in bittern Worten über den an Schwyz und Bafel 
begangenen Bundesbruch befchwert, fährt dieſelbe aljo fort: 
„Die endlihe Schlußnahme der gedachten fünf Stände ift 
nun erfolgt und die zu Protofoll gegebenen Berwahrungen 
unferer Gefandtfchaften find beftätigt worden. Indem wir 
die von der Mehrheit der Kantone gefaßten Beichlüße vom 
14. Herbitm. und 3. Weinmonat 1832 als bundeswidrig be- 
trachten, werden wir nicht zugeben, daß unfere Gefandten 
neben Gefandten von Bafellandfchaft und den äußern Bes 
zirfen von Schwyz in der Tagfakung Sit und Stimme nehmen. 
Bon ihnen wird e8 nun abhangen, die Einigfeit in der Eid- 
genoffenfchaft wieder herzuftellen, was nur dann gejchehen 
kann, wenn fie, auf den Pfad des Nechts zurücgelehrt, ven 
Ruheftörern in den äußern Bezirken des Kantons Schwyz 
und in den Gemeinden des Kantons Baſel feinen Vorſchub 
und feine Unterftügung mehr angedeihen laffen und fo eine 
Wiedervereinigung möglih machen. Bereinigt im Lande 
Schwyz, von wo alle Eidgenoſſenſchaft ausgegangen, ver- 
langen die Abgeordneten der Stände Uri, Schwyz, Unters 
walden, nid» und ob dem Wald, Bafel und Neuenburg Auf- 
rechthaltung des befchwornen Bundes von 1815, der nur 
mit Zuftimmung aller Bundesglieder abgeändert werden fann. 
Würden wir und in der Hoffnung, womit wir nod) auf bie 
Bundestreue unferer eidgenöffifchen Brüder zählen, getäufcht 
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fehen und feine unumwundene Zuficherung von denfelben 
erhalten, daß weder die Gefandtihaft von Bafelland, 
noch diejenige der äußern Bezirke des Kantons Schwyz zur 
Tagſatzung werde zugelaffen werden, fo erklären wir ferner: 
daß wir die Verſammlung von Züri nicht als eine rechte 
und bundesgemäß zuſammengeſetzte Tagſatzung anjehen, nod 
ihre Befchlüffe als verbindlich für irgend einen der eidgenöſ⸗ 
ſiſchen Stände anerkennen werden.“ — Dieje Erllärung wurde 
durd) einen Standeswaibel von Schwyz dem Bürgermeiiter 
Heß überbracht. — Wenn die in Zürich verſammelten Stände 
in demfelben aud) nicht als Tagfagung bezeichnet waren, fo 
enthielt das bezügliche Begleitichreiben gleichwahl das Geſuch, 
fie der Tagſatzung zu überreihen. Diefe wurde im außer 
ordentlicher Weife am 11. März eröffnet. Bezüglich der 
Konferenz in Schwyz äußerte der Vorjigende in feiner Er 
Öffnungsrede: „Wendet Euere Blide von dem bedauerlichen 
Treiben der VBerblendeten ab, die da wähnen, der Bund der 
Eidgen oſſenſchaft könne außer der Eidgenoſſenſchaft gefunden 
werben. Sie werden ihn einſehen ihren Irrthum und zu⸗ 
rüdfehren und wir werden jie wieder brüberlih empfangen 
und mit Ihnen Freud und Leid theilen. Diefe augenblids 
lihe Zrennung von dem Bunde der zweiundzwanzig Kantone 
kann uns zwar fchmerzlid) betrüben, aber nicht irre machen 
an der bundesmäßigen Kraft der Mehrheit der Eidgenofien- 
Schaft. Laffen wir uns dadurch nicht ftören in unfern Ber- 
rihtungen; laßt uns vielmehr unfere Verpflichtungen um fo 
gewifjenhafter, um fo pünftlicher erfüllen.” Die Erklärung 
der Sarnerfonferenz war einer der erften Berathungsgegen- 
ftände der Tagſatzung. Sie wurde als eine Bittfchrift von 
Privaten betrachtet und die betreffenden Stände dringend 
eingeladen, die Tagſatzung in Gemäßheit ihrer bundesgenöfs 
ſiſchen Obliegenheiten zu befhiden. Schon am 12. März 
hatte die Konferenz in Schwyz von den betreffenden Ber “ 
handlungen der Tagjagung Kenntniß erhalten. Die Gering- 
ſchötzung, mit der ihre Erflärung in Zürich aufgenommen 
wurde, brachte bei den Abgeordneten cine gereigte Stimmung 
hervor. Nach bittern Bemerkungen verftändigten fie ſich über 
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die an den Borort zu erlafiende Antwort dahin: daß die 
Regierungen in gleihförmiger Weiſe den Kantonen eröffnen 
follen, daß die Gefandten der Konferenzftände bei ihrer Er- 
Härung vom 9. März einfah nad ihren Aufträgen gehan- 
beit hätten. Da die Einladung für Abfendung von Gefand- 
ten auf die Tagſatzung unter Berufung auf obhabende 
Bundespflichten gefhehen war, fo glaubten die Konferenz- 
ftände die Beſchuldigung, als entzögen fie fih den Bun⸗ 
despflichten, von fi) ablehnen zu ſollen und erließen an die 
in Zürich verfammelten Mitftände eine Zufchrift, in der fie 
erflärten, daß es gegen den beitimmten Willen der durch fie 
vertretenen Stände fei, den Sig in einer Tagſatzung zu 
nehmen, in welder die Geſandſchaft der fo geheißenen Re» 
sierung von Baſelland zugelaffen werde. Obſchon fie die 
ihweren Folgen ihrer Maßnahmen, die eine Auflöfung der 
ſchweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft herbeiführen könnten, Tennen, 
fo müßen fie gleichwohl wicderholen, daß fie eine geſetzwid⸗ 
tig gebildete Verfammlung nie al8 eine eidgenöffiihe Tag⸗ 
fagung anerfennen, nod) ihre Beichlüffe als verbindlich be- 
trachten Tünnen und daß fie ihren Ständen nochmals ihre 
Nechte fowohl im Innern als gegen da8 Ausland beitens 
verwahren. Wenn die in Zürich verfammelten Stände be- 
haupten, daß fie ſich durch das Fernebleiben von ihrer Vers 
fammfung einer Bundespflicht entzögen, fo feien fie im Falle, 
diefen Vorwurf mit Entfchiedenheit zurücdzuweifen. „Wie“, fo 
heißt e8 am Schluße der Zuſchrift, „wir follten eine Bun⸗ 
despflicht verläugnen, wenn wir und weigern, die Verletz⸗ 
gung ded Bundes durch unfere Gegenwart zu befräftigen ? 

Ueber alles diefes rufen wir einen Nichter an, den un⸗ 
ſere Gegner nicht ablehnen können und deſſen Urtheil wir 
mit ruhigem Gewiſſen entgegenjchen. Der gefunde, rebliche, 
biedere Sinn des Schweizervolfe® wird unfer Handeln recht⸗ 
fertigen, wenn wieder einmal befonnene Ruhe an die Stelle 
der Erſchütterung, welche das Vaterland an den Rand des 
Abgrundes gebracht hat, getreten fein wird.“ 

Ungeachtet diefer Erklärung, welde der Tagſatzung am 
23. März vorgelegt wurde, beſchloß diefe: die Sarnerjtände 
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aufzufordern, ihren Bundespflichten fofort Genüge zu leiften 
“und unverzüglid) Gefandte nah Zürich abzuordnen, indem fie 
alle Verantwortlichfeit wegen den Folgen längern Ausblei- 
bens von fich ablehnte und auf diejenigen übertrug, welche 
fi) der Erfüllung ihrer Bundespflichten entziehen würden. 
Die Konferenzftände aber beharrten bei ihrer Weigerung, 
indem ſich ſich darauf beriefen, daß ihnen ihr bisheriges 
Benehmen durch den geſchwornen Eid gebieterifch vorgeſchrie⸗ 
ben jei. 

Was die Stellung der Konferenz nad Außen betraf, 
fo wurde derfelben unterm 21. März von ihrem Bräfi- 
denten eröffnet, daß vielleicht der Fall eintreten dürfte, 
wo fie den Vorort oder die Tagjakung nicht mehr als Or- 
gan gegen dad Ausland betrachten können. Es. möchte an 
der Zeit fein, zu berathen: ob den in der Schweiz beglan- 
bigten Gefandten hievon Kenntniß zu geben fei. Diefer von 
Schwyz angeregte Gedanke, der zur Schlidtung des Zer- 
würfnifjes auf fremde Einmifhung Hindeutete, fand jedoch 
feine Unterftügung und es wurde dieſes Austunftsmittel als 
ein folches bezeichnet, zu welchem man nur im äußerten 
Nothfalle jeine Zuflucht nehmen dürfe. 

Auch die Stellung der Konferenz zu einzelnen Kantonen 
kam bet derjelben zu wiederholten Malen zur Sprache uns 
um das mit Wallis bereits beftehende Verhältniß fefter zu 
Inüpfen, wurbe der Gefandte von Bafel nad) diefem Kanton 
entfandt. Er überzeugte ſich jedoch bald, daß die Wallijer- 
behörden einer Trennung abhold waren und einftweilen noch 
eine neutrale Stellung einzunehmen wünſchten. 

Am 26. März berichtete Landammann Weber der Kon- 
ferenz: daß von gutgefinnten und angefehenen Männern von 
Zug der Anſchluß ihres Standes an die Konferenzftände ges 
wünſcht werde. Der Landrath diefes Standes hatte am 23. 
beichlofien, feine Geſandtſchaft von Zürich zurückzuziehen, 
weil der Stand Zug einerfeitS an der Bundesumgeftaltung 
feinen Antheil nehmen wolle und anderſeits zur baldigen 
Ausgleihung der Zerwürfniffe von Schwyz und Baſel feine 
Ausfiht vorhanden fei. 
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Am 1. April vernahm die Konferenz, daß aud) in Ap- 
penzel J. R. fi die öffentliche Meinung immer mehr ge- 
gen die Tagſatzung in Zürich ausſpreche, was fich durch die 
Abberufung des Gefandten zu beftätigen fchien. 

Am 10. April machte Landammann Weber die Einfrage, 
ob die Konferenz nicht handelnd auftreten wolle, um die un⸗ 
betheiligten Stände in ihr Antereffe zu ziehen; denn nicht 
nur in Appenzell und Glarus, fondern aud) in Graubündten 
und Teſſin fei auf das Volk zu rechnen. Neuenburg erklärte 
fi entjchieden fo wohl gegen offne als geheime Schritte in 
diefer Richtung, während die übrigen Stände der Anficht 
waren, daß auf mittelbaren Wegen in diefem Sinne gewirft 
werden ſollte. Nichtsdejtomeniger ſei die würdige und gefeß- 
gemäße Stellung der Stände beizubehalten und Alles zu 
vermeiden, was den Schein einer Propaganda an fich tragen 
könnte. Zu Betreibung diefer Angelegenheit wurde eine 
Raffa von 1600 Fr: nach dem Verhältniß der Beiträge der 
Kantone an die Eidgenoffenfchaft zuſammengeſchoſſen. 

Am 17. Mai beichloß die Konferenz ihre Vertagung, 
nachdem die Tagſatzung zwei Tage zuvor ihre Vertagung 

ebenfalls ausgeſprochen hatte. 
So war die Lage der Dinge in der Eidgenoffenfchaft, als 
ein eben fo unerwartetes als folgenreiches Ereigniß diefelben 
plötlich veränderte. Es war dies die Verwerfung des neuen 
Bundesvertrags dur das Volk von Luzern, die das feiner 
Bollendung entgegenreifende Werk des neuen Bundes ver» 
nichtete und die Anhänger der alten Zuſtände mit neuen 
Hoffnungen belebte. Diefes Ereigniß; günftige Berichte aus 
Luzern, ermunternde Zuſchriften aus mehrern Kantonen und 
die allgemeine Stimme, welche fid) gegen den neuen Bund 
immer lauter fund gab, veranlaßten eine Minderheit ber 
Konferenzftände, aus ihrer unthätigen Stellung herauszutreten 
und angriffsweife vorzugehen. An der Spige derfelben ftand 
Schwyz, welches bei maßlofer Ueberſchätzung feiner Kraft 
auf günftige Bewegungen in den Kantonen Luzern und So» 
lothurn vechnete und darauf dachte, den Umfturz der Dinge 
in den nengeftalteten Kantonen durch Gewalt und bewaffnete 
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Unterftätung herbeizuführen. Zu Schwyz gejellte ſich Bafel- 
Stadt, welder Stand, in Verzweiflung über fein unfeliges 
Zerwärfniß im Kanton und ohne Hoffnung auf Entwirrung 
desfelben, zu übereilten Schritten ſich hinreißen ließ. Geſtützt 
auf diefe Politif erfolgte die Einnahme von Küßnacht durch 
die Schwyzer, die wir oben erzählen und die Ereigniſſe in 
Bafel vom 3. Augujt, welche die militäriſche Beſetzung die- 
fer Kantone durch eidgendffiiche Truppen zur Folge hatten. 

Als fich diefe Ereigniffe begaben, Hatte die Konferenz 
wegen Mangel an Gefchäften ihre Situngen ausgeſetzt und 
erft nachdem der verhängnißvolle Schritt gethan war, fekte 
Landammann Weber die Konferenz davon in Kenutniß. Ob- 
Thon die Konferenzglieder, welche den unthätlihen Wieder 
ftand als die einzig richtige Politik erfannt hatten, den von 
Schwyz einfeitig unternommenen Schritt nicht billigen Tonn- 
ten, fo blieb ihnen doch nichts anders übrig, als die ge 
ſchehene Sache als folche aufzufaffen. Sie beglüdwäünfchten 
Schwyz wegen dem glücklichen Erfolg feiner Unternehmung 
und Sprachen die Erwartung aus, daß es das einmal Be 
gonnene raſch und kräftig vollenden werde. Der Eindrud ' 
der Ereigniffe in Schwyz und Bajel war überwältigend und 
trieb die in Zürich verfammelten Tagesherren zu rajchem 
und entſchloſſenem Handeln an. Schlag auf Schlag folgten 
die Befchlüffe der Tagfagung, die, durch die Umftände be 
günftigt, mit jedem Tag fräftiger auftrat. In dem Make, 
in welchem fich der Muth der Anhänger der neuen Zuſtände 
hob, entſank er den Gegnern und als die Beichlüffe der Tag- 
fagung wegen Bafel und Schwyz befannt wurden, vermochte 
die Konferenz in Schwyz bei der allgemeinen Entmuthigung 
nichts mehr auszurichten. Schwyz allein ſchien diefe Stimm- 
ung nicht zu theilen. Es ſprach von energiſchem Widerſtand 
auf der Linie von Art bis Nothenthurm; von Eröffnungen 
militärifher Verbindungen mit Zug, Glarus, Wallis und 
Zeifin; von einem bleibenden Kriegsrath u. ſ. w. Tief be 
wegt rief Abyberg and: „Zurüdweihen, ohne einen 
Teind geſehen zu haben, das wiederftreitet dem 
Ehrgefühl eines Soldaten.” Diefe Gefühle wurden 
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jedoch von der Mehrheit der Abgeordneten nicht getheilt und 
als ein Antrag Baſels und Neuenburgs, fi fjofort nad) 
Zürich zu begeben und perfönliche Vorſtellungen an die Mit- 
eidgenofjen zu richten, feine Mehrheit fand, beichloß die Kon⸗ 
ferenz Schwyz, welches die Eidgenoffen zu bejegen im Be⸗ 
griffe ftanden, zu verlaffen und fi) gemeinihaftlih an ei» 
nen Drt zu begeben, wo man die Lage ungejtörter und ru⸗ 
higer überblidlen könne. So begaben fich alle Gejandten, mit 
Ausnahme derjenigen von Schwyz, nah Bedenried, wo fie 
nach kurzer : Beratung während der Nacht darüber einig 
wurben, daß die Konferenz in Folge der ftattgefundenen Er- 
eigniffe nicht länger beifammen bleiben könne und darum zu 
vertagen fei. Die Leitung der Gefchäfte wurde inzwifchen 
dem Vorort Uri übertragen. Ebenfobald waren die Abge- 
ordneten darüber einig, daß ihr Auseinandergehen nicht ftill- 
jhweigend gefchehen dürfe und daß ihre Anfichten über die 
neuejten Vorgänge im Baterlande allen Eidgenofien öffent- 
(ih fund zu thun jeien. Folgendes ift die von ihnen unterm 
7. Auguft erlaffene Schlußerklärung: „Von den zweiund- 
zwanzig eidgenöſſiſchen Ständen, die dem Bunde vom 7. Auguit. 
1815 Treue gejchworen, ift eine Mehrheit fo weit gekom⸗ 
men, die Trennung des Gebiets benfelben vorzufchreiben und 
diejenigen als Bundesgenofjen anzuerkennen, gegen die fie 
jelbjt zuvor ald gegen Empörer eingefchritten war. Wenn die 
zur Schwyzerkonferenz vereinigten Geſandten ftille ſchweigen 
würden, während Schwyz und Baſel jo hart bedrängt find, 
jo würden fie nicht nur eine heilige Pflicht verfäumen, fon- 
dern fie würden in den Augen ihrer Gegner felbft den erften 
Fehler begehen, der ihrer Verbindung mit Grund vorgewor⸗ 
fen werden Tönnte. Denn rein wie ihr Benehmen ift ihr 
Bewußtfein; das einzige Band ihres Vereins war Treue 
gegen gemeinſchaftliche Verpflichtungen, der einzige Zweck 
dbeöjelben die Bewahrung des Bundes. Noch waren fie be» 
Ihäftigt, die Beſchickung der auf den 5. Auguft nad Zürich 
einberufenen Verſammlung von Seite ihrer Stände einzulei- 
ten, da ward ein Schritt, den der Stand Schwyz in Aus» 
übung feiner Souveränitätsrechte, übrigens ohne Mitwiſſen 
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‚der Konferenz, unternahm, zum Vorwande der Beſetzung 


dieſes Standes genommen und ähnliche Gewalt foll gegen 
Baſel geübt werden, weil da die Regierung (zwar au 
ohne irgend ein Mitwiffen der Konferenz) nad 
mehrfachen feindlichen Angriffen anf getreue Gemeinden die 
Waffen ergriff und weil die Bürger neuerdings mit ihrem 
Blute bezeugten, welcher Opfer fie die ftandhafte Behaupt⸗ 
ung ihrer rechtlichen Ueberzeugung werth achten. 

Bei fo ernften Umftänden haben die Gefandten ber Kon 
ferenz das Gebiet von Schwyz bei dem Herannahen ber Trup⸗ 
pen verlaffen und richten von Hier aus noch diefe Worte 
an ihre Miiteidgenofjen: „Sie behalten abermals die auf dem 
Bunde und Verträgen beruhenden Rechte ihrer Stände feier 
lich vor; beharren in dem Glauben, daß Gewalt zwar auf 
Augenblide das Recht verdrängen kann, daß aber dem Rechte 
eine Kraft innewohnt, die ihm in der Zukunft wieder Aner- 
fennung verichafft und empfehlen das theure Vaterland der 
Obhut des allmächtigen Gottes 1“ 

Am 9. Auguft überwies die Tagſatzung diefe Erflärung 
dem für die Schwyger- und Bafler Angelegenheiten befteliten 
Ausſchuß, welcher den Antrag bradte, die Sarnerkonferen; 
aufzulöfen und fie als revolutionär, anarchiſch und bundes⸗ 
widrig zu erklären. Am 12. Auguft ftimmten fünfzehn 
Stände diefem Antrage bei und beauftragten den Vorort mit 
deffen Bollziehung. 

So endete, jagt Baumgartner, diefes füderatine Schtöme, 
deffen Ausgang die Heilfame Lehre hätte geben follen, dab 
maßloje Vorliebe für eigene Rechtsanſichten in Sachen der 
Politit ohne verhältnigmäßige Macht leicht zu eigenem Scha⸗ 
den ausſchlägt und daß, wenn man entweder die Mittel oder 
bie Entſchlußfähigkeit nicht befigt, die einmal eingenommene 
Sonderftellung mit den Waffen in der Hand zu vertheidigen, 
es höchftes Gebot der Klugheit und ber Selbſterhaltung ift, 
ein ſolches Wagniß zu unterlaffen. 

Noch Hatten fich die politifchen Stürme, welde im An 
fange der Dreißigerjahre die Schweiz erfchütterten, nicht zur 
Ruhe gelegt, als die Anhänger der neuen Ordnung ihre Er- 
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rungenfchaften durch einen nationaler Selbititändigfeit ent⸗ 
ſprechenden Zuftand im Kirchenwefen zu befeftigen ftrebten. 
Zu dieſem Zwede traten, auf Luzerns Einladung, die Dio⸗ 
zeianftände des Bisthums Bafel in Badenzufammen. Das 
Hauptergebniß einer fiebentägigen Beratung war, Seine 
pöpftliche Heiligleit zu erjuhen , das Bisthum Bafel 
zum Rang eines fchweizerifchen Erzbisthums zu erheben 
und diefem bie übrigen unmittelbaren Bisthümer einzuverleiben, 
mit Vorbehalt weiterer Unterhandlungen für den Anfchluß an 
ein auswärtiges Erzbisthum, falls jene Bitte nicht Gewähr- 
ung fände. Durch ein ſolches Vorgehen Hofften die freifin- 
nigen Stände die bifchöflihen Nechte gegenüber der römischen 
Herrſchaft zu ſchützen und dem, eine beffere ftaatliche Ent- 
wicklung vielfach hindernden Einfluß des päpftlihen Both- 
ſchafters Schranken zu ſetzen. Dies die eine Richtung der 
Konferenz. Die andere beftand in der Feftftellung gewifier 
Säge, welche die ftaatliche Aufficht in kirchlichen Angelegen«- 
Heiten betraf. Sie hatte den Zweck, kirchliche Uebergriffe und 
unberechtigte Machtäußerungen abzuwehren und follte als 
Einleitung zu einer Verftändigung mit den Kirchenbehörben 
über die wichtigſten Angelegenheiten des kirchlichen Lebens 
“ dienen. Zufolge defjen follten die Synodalverfammlungen wies 
der eingeführt werden, um dem firchlihen Leben nad und 
nad eine felbftftändigere Geftaltung zu geben und ein ges 
meinſames ſchweizeriſches Staatskirchenrecht zu ermöglichen. 
Ferner verſtand man ſich auf dieſer Konferenz zu gemeinfa- 
men Mafregeln für Beſchütung der Biſchöfe und ihrer ober» 
herrlichen Nechte; über Inhalt und Form der Genehmigung 
für firliche Erlaße und Bekanntmachungen; über die Schran⸗ 
ten geiftlicher GerichtSbarfeit in Ehefachen und allfeitige An⸗ 
erfennung gemiſchter Ehen; über das gegenfeitige Verjpre- 
chen, ſich bei der kirchlichen Oberbehörde für Feſtſtellung wohl- 
feiler Ehedifpens-Sporteln und Verminderung der Teier- 
tage zu verwenden; über die Feftitelung des ſtaatlichen Auf- 
fichtsrechts über die Priejterhäufer; über die Aufhebung der 
bisherigen Unmittelbarteit der Klöfter vom päpftlichen Stuhl 
und Unterftellung derjelben unter die Gerichtöbarleit der Lan⸗ 
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desbifchöfe mit dem Recht, fie für religidie Zwede in An- 
Iprudy zu nehmen; über die Verhinderung der Abtretung von 
Pfrundredten an kirchliche Behörden oder geiftliche Körper⸗ 
ichaften; über die Wahrung der Wahlrechte des Staates bei 
Beſetzung der Lehrerſtellen gegenüber allfälliger Einſprache von 
Kirchenbehörden; über die gegenjeitige Zujage, von der ge- 
fammten Geijtlichfeit gutfindenden Falle den Eid der Treue 
zu fordern und endlich über das Verſprechen gemeinſamen 
Wirkens für Handhabung ſtaatlicher Rechte gegenüber ber 
Kirche im Allgemeinen. 

Gegen diefe, die Rechte der Kurie beichränfenden Beſtim⸗ 
mungen erhob fich diefe mit Macht, und da an vielen Or 
ten der Anfchauungsweife und dem Bedürfnife des Tatholi- 
Ichen Volkes zu wenig Rechnung getragen wurde, ſo ſchei⸗ 
terten diefe Beftrebungen an ihrem entichloffenen Widerſtand. 
Ein päpjtlicher Erlaß verdammte die Badener-Artifel im Allge 
meinen und ohne Rüdficht auf ihren bejondern Inhalt als 
falſch, verwegen und irrig; die Rechte des heiligen Stuhle 
Ichmälernd und die Kirche der Gewalt des Staates uuter 
werfend, als Teterifch und ſchismatiſch. Vergeblich waren die 
Bemühungen der Staatögewalt, die Verbreitung dieſes hef⸗ 
tigen und aufreizenden Erlaffes zu verhindern; allenthalben 
erhob fid) der verhängnißvolle Auf der Religionsgefahr. Die 
Badener-Artifel gelangten in ihrer Gefammtheit nirgends zur 
Bollziehung und nur von Luzerns Regierung geſchahen hie 
für kräftige Schritte. Dies hatte zur Folge, daß der päpfte 
liche Botfchafter von Luzern wegzog und feinen Sig nad 
Schwyz verlegte. Solothurns Großer Rath fand es, im Hin 
bli auf die bedenkliche Aufregung, nicht für angemeſſen, den 
Beihlüffen Genehmigung zu ertheilen. Im latholiſchen ar 
gau und Bern fanden fogar aufrührerifche Bewegungen ftatt, 
und obſchon deren Unterdrüdung durch Gewaltsmittel ge 
lang, fo ſah ſich Aargaus Regierung doch bewogen, die For⸗ 
mel, nach welcher die Briejter den Eid der Treue zu leiften 
hatten, in dem vom Biſchof gewünſchten Siune abzuändern. 
Bern, deſſen großer Rath die Badener-Bejchlüffe angenom⸗ 
men hatte, ging noch weiter in der Nachgibigkeit, indem es 
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fi) mit dem Bapfte in Unterhandlungen einließ. In St. 
Gallen wurde da8 auf die Badener-Artifel gebaute Geſetz über 
die Rechte des Staates in Kirchenfachen durch die verfaffungs» 
mäßige Einſprache des Volkes befeitigt. 


Nahdem auf diefe. Weile die Phalanx ber freifin Rüdicreitenbe 


nigen Stände auseinander gefprengt war, ging die Kurie 
fogleih zum Angriff über. Von fehr wichtigen Folgen 
war für die betreffenden Zwecke die blutige Ummwälzung 
in Züri vom 6. Herbitmonat 1839, welde durch die 
Berufung des Dr. Strauß auf den dogmatifchen Lehr- 
ftuhl der dortigen Univerfität veranfaßt wurde. Hier, am 
Urſitz der fchweizerifchen Kirchenverbefferung, ertönte, wie in 
den von Rom und den Jeſuiten beherrfchten Kantonen, 
das Feldgefchrei der Religionsgefahr. Don diefer Zeit an 
war Zürichs Stellung für die Eidgenoffenfhaft eine gänzlich 
veränderte. Loßgeriffen von den größern Kantonen, deren 
engere Berbindung in den jüngften Tagen für die Ruhe und 
Sicderheit des Vaterlandes jo wichtig war, wurde diefer 
Stand von den katholiſchen Kantonen als die Vormauer 
hierarchiſcher Beftrebungen betrachtet: Nafchen Zugs ging 
es nun -rüdwärte. In Schwyz war die freifinnige Partei 


- früher erlegen. Ihrem Sturze folgte unmittelbar die Be- 


rufung ber Jeſuiten, indem im Frühjahr 1836 die Bezirks— 
gemeinde Schwyz, auf Grund eincd Gutachtens des breifa- 
hen Landrathes, welches von der Geijtlichkeit des Landes 
Fräftig befürwortet war, die Aufnahme diefes Ordens bes 
ſchloß. Der Landesgemeindebefchluß vom Jahre 1758, der 
nach Verwerfung eines Anfiedelungsantrags jeden fernern 
Anzug zur Berufung der Sefuiten unter Androhung ſchwe— 
rer Strafe verbot, war vergefien. Angefehene Männer, an 
‚ihrer Spige bie erften Magiftraten , brachten im In⸗ und 
Auslande das für die Erbauung der Jeſuitenkirche und ih- 
rer Wohnung erforderliche Kapital zufammen. Der höhere 
Unterricht wurde ausschließlich in die Hände dieſer Priefter 
gelegt. Nachdem Schwyz gefallen war, gings an Teffin, wo 
der Verfuh an dem entſchloſſenen Widerftand der Negier- 
ung ſcheiterte und dann zu wiederholten Malen an Wallis 
18 
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und Genf. In Solothurn und im Aargau boten die bevor 
ftehenden Verfafjungsänderungen den Anhängern der kirchli⸗ 
hen Bartei erwünfchten Anlaß, für die gefährdete Religion 
befjere Gewähr zu fordern und die Bevölkerung in ihrem 
Sinne zu bearbeiten. Leicht wurde die Bewegung in Solo: 
thurn bewältigt; nicht fo im Argau, wo fich die freien Aaem- 
ter zum Umfturz der durch die Volksmehrheit angenommes 
nen Berfaffung erhoben. Ein blutiges Treffen zerftreute die 
Aufrührer, worauf der.große Rath die Aufhebung ſämmt—⸗ 
licher Klöfter beſchloß. Weil fie fih am Aufruhr betheiligt 
hatten und mit Net als die Seele aller feindlichen Um⸗ 
triebe gegen die Regierung angefehen wurden, ‚glaubte Yar- 
gau feine Maßregeln durch die Umjtände gerechtfertigt. Aber 
der heilige Stuhl, von den Fatholifchen Kantonen und aus⸗ 
wärtigen Mächten unterftütt , widerjegte fi der Klofter- 
aufhebung mit Standhaftigkeit, und nur mit der äußersten 
Anftrengung und nad) ſchweren diplomatiihen Kämpfen ge 
lang es, die Angelegenheit durch einen Tagſatzungsbeſchluß, 
der ſich mit der Herftellung von drei Frauenklöftern befriedigte, 
zu befeitigen. Nach diefem Schlage verdoppelte die kirchliche 
Partei ihre Anftrengungen., die zuerit im Wallis von Erfolg 
waren. In Verbindung mit den dortigen Altgefinnten 
wußte fie die Wahlen jo zu lenken, daß fie nicht bloß im großen 
Rathe, fondern auch im Staatsrath zur Mehrheit gelangte. 
Mebertreibungen von beiden Seiten und FTonfeflioneller Haß 
führten die Parteien im Frühjahr 1844 im offenen Kampfe 
zufammen. Die Gegner der Jeſuiten erlitten am Zrient 
eine biutige Niederlage, welche durch unnöthige Härte und 
Graufamfeit noch mehr erbitterte. Die Folgen diefes Sie 
ges waren: vermehrte Vertretung der Geiftlichkeit im großen 
Rath; urkundliche Anerkennung ihrer bis dahin nur that 
Jächlich Heitandenen Real- und Perſonal-Immunitäten; aus 
Ichließliche Uebergabe der höhern Lehranftalten an die Geilt- 
lichkeit und endlich die Beltimmung, daß im Wallis nur 
der katholiſchen Neligion die Ausübung geftattet fei. Weder 
die Bittfchriften der Reformirten im Wallis, noch Zurichs 
Vorftellungen vermochten diefen Beſchluß zu ändern; ein 
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Umftand, woraus fi) der Charakter der Bewegung am rich 
tigſten erkennen läßt. 


Die Niederlage, welche die kirchliche Partei durch die Vollzieh⸗ Die Jeſuiten⸗ 


ung der Badenerkonferenz-Beſchlüſſe in Luzern erlitten hatte 
entmuthigte fie nicht, fondern fpornte ihren Eifer. Feſten 
Blickes ftenerte fie auf das vorgeftedte Ziel los und Zus 
zern, ber größte der katholiſchen Kantone, war fortan der 
Gegenftand ihrer unausgefegten Bemühungen. Ihren Be- 
ftrebungen that ein heil der Priefterfchaft emfigen DVor- 
ſchub, indem fie die Handlungen der Regierungen als un- 
chriſtlich verdächtigte und Mitglieder derfelben als Religions 
verächter und Gottesläugner verfehrie. Außerdem wurde das 
Volk durch die Miffionen der Jeſuiten bearbeitet und ihrem 
Willen durch erjchütternde Kanzelvorträge und Androhung 
der Hölle dienftbar gemadt. Inzwiſchen war in diefem Kan⸗ 
ton die Beit der Verfaflungsänderung herangekommen. Die 
Wahlen in den DVerfaffungsrath fielen jefuitifch) aus und 
eben fo die Verfaſſung. In derjelben wurde der Geiftlich- 
feit ein entjcheidendes Wort in den wicdtigften Stantsange- 
legenheiten eingeräumt und das gefammte Erziehungsweſen 
übertragen. Das oberfeitlihe Plazet wurde bejeitiget und 
feiner Gemeinde follte e8 benoimmen fein, die Stimme des 
heiligen Vaters und der Kirche unmittelbar zu vernehmen. 
Durch diefe Berfaffung, welche dem Papſt zur Genehmigung 
vorgelegt wurde, hatte die kirchliche Partei eine gefetliche 
Grundlage gewonnen und die Verfaſſung jelbft diente ihr 
als Haltpunkt und Stübe, von wo aus fie ihre rüdjchrei- 
tenden Blane in's Werk zu fegen fuchte. Unter dieſen Um— 
jftänden wurde die früher angeregte Zejuiten- Berufung neu- 
erdings betrieben und vom großen Rathe den 24. Mai 1844 
befhloffen. —' Noch hätte die Einfprache des Volkes bie 
Bollziehung diefes Beſchluſſes hindern können; allein, wenn 
fi auch bei Vielen Abneigung gegen die Jeſuiten fund gab, 
fo fetten ihre Anhänger die oft erprobten Mittel um fo eifri⸗ 
ger in Bewegung, und da alle Gleichgültigen, Schüchternen 
und Eingefhüchterten, die bei der Vetogemeinde nicht er- 
Ichienen, für Annehmende gezähft werden mußten, fo ergab 
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fih für die Sefuitenbetufung eine bedeutende Mehrheit. 
Schrecken und Beltürzung verbreiteten ſich bei diefer Kunde 
durch die ganze Eidgenoſſenſchaft. Vergebens warnten und 
baten Züri und andere Stände; alle Verſuche, Luzern 
von der Vollziehung ſeines Beſchluſſes abzubringen, waren 
vergebens. Die herrichende Partei berief fih auf die Kan- 
tonalfouveränität und auf die geſetzlich erfolgte Annahme des 
großräthlichen Beſchluſſes, während die Gegenpartei in der 
Sefuitenberufung eineBerlegung derVerfaſſung erblidenwollte. 

Der erſte Brei Als alle frieblihen Mittel, die Luzerner⸗Regierung von 

N der Sefwitenberufung abzubringen, erfchöpft waren und 
freundeidgenöffifche Wünfche nur taube Ohren fanden, faßte die 
‚freifinnige Partei Yuzerns den Entfchluß, den durch die Jeſuiten⸗ 
Berufung geftörten Rechtszuſtand durch Gewalt herzuitellen. 
Den Anlaß zum Ausbruch diefer Kataftrofe boten gewalt- 
ſame Mafregeln der Regierung im Städtchen Willifau und 
das gleichzeitige Eintreffen eines im Kanton Teſſin nieder- 
gelaffenen Ruzernerbürgers, welcher den leitenden Ausſchuß 
der Freifinnigen zuſammen berief und denfelben unter Ber- 
heißung benachbarter Hülfe zum entjcheidenden Handeln auf⸗ 
forderte. Damit war die Loofung zum Gewaltſtreich gege- 
ben und deffen Ausführung auf den fommenden Morgen aun- 
gejekt. 

Am 8. Chriftmonat Morgens früh zeigten fih in Der 
Stadt Luzern bewaffnete Bürger auf den Straßen, die mit 
der Thorwache der Regierung bald handgemein wurden. Die 
Sreifinnigen befanden ſich anfänglich im Vortheil, allein da 
e8 ihnen nicht gelang, fid) mit den vom Lande zuzichenden 
Gefinnungsgenoffen zu vereinigen, fo war der Aufftand in 
der Stadt bald unterdrüdt. Am gleichen Vormittag hatten 
fi) die Yefuitengegner aus andern Kantonstheilen an 
der Emme gefammelt und, durch Zuzüger aus dem Aargau 
verjtärkt, die Regierungstruppen zur Flucht genöthigt. Als 
fi) aber die Kunde verbreitete, dag der Aufftand in der Stadt 
unterdrüdt fei und aus der Stadt Fliehende dur ihre Nie» 
dergeichlagenheit die Beſorgniß vermehrten, jo wurde der 
Rüdzug nad) Surfee beichlojfen, wo man die von Solothurn 
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und Bafelland Heranziehende Mannfchaft abwarten wollte. 
Mißmuthig über die Umentichlofjenheit der Führer, verlicf 
fih die Mannfchaft während des Marſches und Jeder han- 
defte, wie e8 bei ſolchen Unternehmen gewöhnlich gefchieht, 
nad) eigenem Gutdünfen. Die aargauifchen Zuzüger und 
die fpäter eingerücdten Solothurner begaben ſich in ihre Hei— 
math zurüd. 

So endete der erfte Freifchnarenzug. Diefer verhängniß— 
volle Tag diente der Tuzerner-Regierung zum Vorwand, das 
eingeführte Schreckensſyſtem noch ftärfer zu. entwideln. Es 
wurden eine Menge für den Augenblicd berechnete, verfaj- 
ſungswidrige Gefege erlaffen und gegen die Jeſuitengeg— 


ner mit rücichtlofefter Härte eingefchritten. Häufig erfolg« 


ten Vermögens Einziehungen; die angefehenften Perfonen 


wurden verhaftet und nur gegen fichere Bürgſchaft wieder 


in Freiheit gefett. Die Gefährdung aller perfünlichen Sicher- 
heit veranlaßte eine zahlreiche freiwillige Auswanderung. 
Die Ausgewanderten fammelten fid) vorzüglich in Aargau, 
" mo warmed Mitgefühl ihnen entgegen fam. Unter folchen 
Umftänden trat die Tagſatzung zufammen, um von Xuzern 
die Zurücknahme der Yeluitenberufung und Verzeihung 
für die Gefangenen und Ausgewanderten zu erwirken. Allein, 
obſchon die Mehrheit der Gefandten mit Aufträgen verjehen 
war, welche die Yefuitenfrage als Bundesangelegenheit be= 
trachten wollte, jo fonnten fie ſich gleichwohl wegen allzu- 
abweichenden Anfichten zu feinem Beichluffe vereinigen 
und unverrichteter Dinge ging die Tagfagung ausein- 
ander. Da von der oberften Bundesbehörde feine Aen⸗ 
derung dieſes unbehaglichen Zuſtandes zu erwarten war und 


die Zahl der Geflüchteten ſich täglid) mehrte, jo fteigerte ſich 


die Erbitterung in den Gemüthern und es ftand je länger 
je eher ein Ausbruch verhaltener Volkswuth bevor. Vor⸗ 
züglich regfam gings im Aargau her und es Tonnte fich 
die Regierung diefes Standes mit dem deutlich ausgeſproche⸗ 
nen Volkswillen um fo weniger in Widerfpruch fegen, als 
die Volfsbewegungen gegen ben gefürdteten Jeſuitenorden 
gerichtet war und das infchreiten gegen die berrichende 
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Stimmung derfelbeu nur einen gefährlichern Charakter ge 
geben hätte, Es wäre bie reformirte Bevölferung der 
Schweiz, wie dies bei der Fatholifchen der Fall war, für die 
Religion aufgeftanden und der unglüdfeligite und tollfte 
aller Kriege, ein Religionsfrieg , die Folge geweſen. 

Am 31. März 1845 kam das Gewitter, das ſich um die 
Grenzen ded Kantons Luzern gelagert hatte, zum Ausbruch. 
Gegen achttaufend wohlbewaffnete Männer. brachen vom Kan⸗ 
ton Aargau aus in den Kanton Luzern ein und gelangten 
in Eilmärfhen zu guter Stunde vor die Stadt. ‘Den Füh⸗ 
rern ſchien e$ ungeeignet, am fpäten Abend mit ermüdeter 
Mannſchaft die Stadt zu ftürmen und fie befahlen, um beſ⸗ 
fer ausruhen zu fünnen, eine rüdgängige Bewegung. Diele 
Mafregel wurde mißnerftanden ; beunruhigende Gerüchte fa- 
men in Umlauf und Unordnung bemädhtigte fih der Mann⸗ 
Ichaft, die ihre Auflöfung während der Nacht zur Folge 
hatte und am folgenden Morgen in wilde Flucht ausartete, 
Wuthentbrannt ftürkte fi der von allen Seiten berein- 
brechende Landſturm auf die Flüchtigen und verübte felbft 
an Wehrlofen fchauderhafte Unthaten. Mit Striden gebun- 
den, unter Spott und Hohn wurden mehr als zweitaujend 
derjelben gefangen nach Luzern eingebracht. Es war fomit 
auch diefer zweite Freifchaarenzug mißglüdt und hatte mit 
einer jchmählichen Niederlage geendigt. 

Nachdem diefe Unternehmung mißlungen, war es der 
Quzernerregierung und ihren Anhängern vor Allem daran 
gelegen, diefelbe ald die fchwärzefte Unthat zu verfchreien. 
Kein Berbrechen war groß genug, um es nicht den Befiegten 
anzudichten; fein Schimpfwort zu gemein, um ihre Thaten zu 
bezeichnen. Mögen fi die Theilnehmer an biefen verm⸗ 
glüdten Zügen aber tröften, die Nachwelt wird fie anders 
beurtbeilen, als es fiegberaufchte Parteiwuth that. Wenn 
fi) die Freifhaarenzüge aus dem Gefichtspunfte des öffent- 
lichen Rechts nicht rechtfertigen laſſen, fo war ihr Zwed 
doc Teineswegs tadelnswerth. Die Freiſchaaren wollten da% 
jenige vollbringen , was fie für die Wohlfahrt und das Ge 
deihen der Eidgenoſſenſchaft unentbehrlich hielten; dasjenige, 
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was die freifinnigen Regierungen gern vollbracht Hätten, 
wenn ihnen dazu nit der Muth gemangelt hätte; dasje- 
nige, was bie Tagſatzung hätte vollbringen follen, wenn 
ihre Thatkraft nicht durch die mangelhafteite Bundesform 
gelähmt gewejen wäre. Uebrigens ift das Freiſchaarenthum 
in der Gejhichte feine neue Erſcheinung. Es beruht das— 
jelbe auf einer unabmeisbaren Nothwendigfeit , auf einem in- 
nern Drang der menſchlichen Natur, welche das Unrecht auf 
die Dauer nicht ertragen kann und durch die Stärke einer 
Idee unwillführlich Hingeriffen wird. Wir wollen der groß- 
artigften aller Freifchäärlereien, der bewaffnenden Züge des 
Mittelalters nad) dem Morgenlande, nur beiſpielsweiſe erwäh- 
nen, und erinnern bloß an die Appenzeller-Kriege im Ans 
fange des fünfzehnten Jahrhunderts und an die Eroberung 
der öfterreifchen Rande nach dem Sturze des Herzogs Friedrich. 


Nach dieſen Ereigniſſen, welche die Schweiz in zwei feinde I. Umſchlag der 


liche Lager theilte und die gegenſeitige Erbitterung aufs 
hochſte ſteigerte, rief der Vorort die Tagſatzung außeror— 
dentlich nach Zürich zuſammen. Hier führten die Urſtände 
bie drohende Sprache der Sieger. Bern, Aargau, Solo» 
thurn und Bafelland mußten ihre in Luzern gefangenen Bür- 
ger mit fchwerem Gelbe Losfaufen und ben Vorwurf hören, 
den Randeöfrieden gebrochen zu haben. Berns Regierung fuchte 
diefen Vorwurf dadurch zu entlräften, daß fie den Freiſchaa⸗ 
renzug mißbilligte und die Beamten, die an demfelben Theil 
genommen, mit Abſetzung bedrohte. Diefes ihrer bisherigen 
Richtung entgengefettte Benehmen bewirkte, daß die Negier- 
ung im Jahr 1846 geftürzt wurde. An die Spige der neuen 
Kegierung trat Ochſenbein, der gewefene Anführer der Frei» 
fchaaren. Um diefelbe Zeit kam auch Züri durch die Je— 
fuitenbernfung und die Vorgänge in Luzern wieder zur 
Befinnung. Die freifinnige Partei trug bei den Wahlen im 
Jahr 1845 den Sieg davon und Zürich trat von Neuem in die 
Reihe der freifinnigen Kantone. ‘Dem durd den mißlunge- 
nen Freilhaarenzug und die graufame Behandlung feiner 
Theilnehmer erregten Vollszorn fielen noch zwei Regierun⸗ 
gen zum Opfer. Diejenige von Waadt, die ihre Geſandt⸗ 
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Ihaft auf der außerordentliden Zagjagung nicht zur Aus 
treibung der Jeſuiten ftimmen laffen wollte, wurbe im Hor- 
nung 1845 gejtürzt, und die von Genf mußte im Weinm. 
1846 dem Andrang der Sefuitenfeinde weichen. Selbſt in 
dem ruhigen Bafel regte es fi und es erfolgte eine Ver⸗ 
faffungsumänderung, welche wenigſtens theilweife den Wän- 
Then der Fortichrittpartei entfprad. In St. Gallen endlid, 
wo fid) beide Parteien feit längerer Zeit die Waage gehal 
ten , trugen die Preifinnigen in dem Wahlkampfe des Jah—⸗ 
res 1847 den Sieg davon. Da auf diefe Weife mehrere 
Kantone in die Reihe der Freifinnigen eingetreten waren, 
jo hatten die den Jeſuiten feindlich gefinnten Stände die Mehr- 
heit gewonnen, welche feſten Schritte vorwärts ging und ohne 
Zaudern zur Löſung der objchwebenden Zeitfragen jchritt. 
» 5 


Betrachtung. 


Nachdem im Anfang der Dreißigerjahre die Umgejtal- 
tung der Verfaffungen in der Mehrheit der Kantone mit 
mehr oder weniger Erjchütterungen vollendet war, lag es 
in der Natur der Sache, daß die Bartei, welche die Schöpfe- 
rin des neuen Zujtandes war, ihre Beitrebungen auch dar- 
auf richtete, die Bundesverfaffung auf diejenigen Grundla- 
gen zu ftügen, auf welche die neuen Kantonsverfaſſungen ge- 
baut waren. Dieſe Beftrebungen waren nicht blos die Folge 
einer politiihen Anfchauungsweife, fondern fie beruhten auf 
einer innern Nothwendigfeit, indem die Verjchiedenheit der 
Srundfäge, die in den alten und neuen Kantonsverfaffungen 
herrſchte, früher oder fpäter die Auflöfung des Bundes noth- 
wendig nad) fid) gezogen hätte. Weil nun die Stände, welde 
den alten Zujtand beibehalten Hatten, fich diefen Bejtrebun- 
gen widerjegten und ihr Widerftand vor der Hand aus⸗ 
reichend war, die Bundesumgeftaltung zu hindern, fo ergab es 
ſich von felbjt, daß die Boten der Stände, weldje zunädjft 
die Vertreter ihrer Kantone waren, anderjeitd aber auch die 
Politik gefammter Eidgenoffenjchaft beftimmen follten, unter 
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fih in Zwieſpalt geriethen, wodurch die Thätigleit der oberften 
. Bundesbehörde in allen Fragen, welche die gemein⸗eidgenöſſiſche 
Politik betrafen, gehemmt und zum größten Theil aufgeho- 
ben wurde. Diejem baltlofen, zwitterhaften Zuftande war 
es vorzüglich zuzufchreiben, daß während diefem Zeitraum 
in vielen Kantonen eine gewaltjame Umftürzung der befteh- 
enden Ordnung fowohl im freifinnigen, als im entgegefegten 
Geiſte erfolgen konnte, ohne daß die Tagſatzung fähig ge- 
weien wäre, dieſes zu verhindern. Da aber die freifinnigen 
Grundfäge immer mehr Ausdehnung gewannen und feitere 
Wurzeln jchlugen, fo gelangten die Freunde der neuen Ord- 
nung zuerſt in ber Mehrzahl der Kantone, und nah und nad 
auch auf der Tagſatzung zur Mehrheit und zwangen ihre 
Gegner, infofern dieſe nicht freiwillig da8 Feld räumen woll- 
ten, aus ihrer unthätigen Stellung heranszutreten und den 
dargebotenen Kampf aufzunehmen. Um denfelben mit Er- 
folg bejtehen zu können, ftifteten die dem alten Syſtem er- 
gebenen Stände den |. g. Sonderbund, deffen Entjtehung 
und Scidfale wir im nächſten Buche bejchreiben wollen. 
Borläufig ſei hier nur bemerkt, daß der Zwieſpalt unter 
den Eidgenoffen nie jo weit gediehen und der Bruderfampf 
demBaterlande vielleicht erfpart worden wäre, wenn man der Ent⸗ 
widlung dereidgen.Verhältniffe freien Lauf gelaſſen und mit der 
Heraufbeihwörung der Religionggefahr nicht neuen Zündftoff 
in die gährende Maße geworfen hätte. Allein durd die Ver- 
jündigung an dem Urgrundfag der Demofratie, daß fich der 
Mehrheit die Minderheit in, Sadhen der Bolitif zu fügen 
bat, oder deutlicher geſprochen, durch den Wideritand einer 
Minderheit der Stände gegen die Mehrheit der Tagſatzung, 
wurde die Schweiz in einen Zuſtand verſetzt, der die Lei- 
denfchaften in ihrer innerften Tiefe aufregte, den Sinn für 
Billigfeit verſcheuchte, die gegenfeitige Achtung vernichtete 
und eine Saat der verderblidhiten Zwietracht pflanzte. Wir 
wollen den Gegnern der freien Bewegung, die fih in den 
dreißiger Jahren entwidelte, keineswegs unvaterländifche oder 
gar Schlechte Anfichten unterfchieben; aber das hätten fie wij- 
jen follen, daß e8 ein eitles Bemühen ift, gegen den Strom 
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zu ſchwimmen und. daß feine Gewalt im Stande ift, dem 
Kortfchritt anf die Dauer unüberfteiglihe Schranken zu fe- 
gen, fo wenig, als ſich des Jahres Kreislauf in feinem ewi⸗ 
gen. Wechſel hemmen läßt. 











Siebentes Buch. 


Bie Peit des Rückſchlags und der Somderbund 
non 1841 bis 1847. 





Erſtes Hanptfün. 





Bas dem Kampf voranging und Borberei: 
tungen zu demfelben. *) 


Die Vereinigung der fatholifchen Stände Uri, Schwyz Angeblicher 
Unterwalden , Zuzern, Zug, Freiburg und Wallis, die — 
unter dem Namen Sonderbund hiſtoriſche Bedeutung „np veffenBor- 
erlangte, hatte ihre Veranlaſſung zunächſt in der durch die bereitung. 
Mehrheit der Tagſatzung auegefprochenen Billigung der 
Klöfter- Aufhebung Aargaus. Im Anfange war ihr Zwed, 
wie man vorgab, nur darauf gerichtet, ein engered Zuſam⸗ 
menhalten unter den Tatholifhen Kantonen zum Schuge der 
gefährdet geglaubten konfeſſionellen Berechtigungen zu er- 
zielen und fich zu deren Wahrung vor dem Zujammentritt 
einer jeweiligen Zagjagung, oder auch während berjelben, . 
über gemeinfame Schritte zu berathen. Zu diefem Ende 
wurde am 2. Herbftmonat 184% ein Zufammentritt der ge- 
nannten unb anderer gejinnungsverwandten Stände veran- 
ftaltet, der am 12. im Bade Rothen bei Quzern mit ei- 
ner Vorconferenz eröffnet wurde. Bei diefem Anlaß wurbe 
auch der Katholiken-Verein ind Leben gerufen, der als ſ. g. 
Katholiken⸗Congreß nahmals in Zug und Schwyz Jahres- 
verfammlungen hielt. An die Spite diefes Vereins und der 
ganzen Bewegung trat Conjtantin Sigwart Müller, Schult⸗ 
heiß von Quzern, der, früher der freifinnigen Partei ange- 
hörend, mit dem Umfchwung der Dinge in feinem Kanton 


*) Bei der Darftellung diefer Ereigniſſe find vorzüglich die Schrif- 
ten von I. B. Ulrih und Dr, 6. Weber, welche dieſen Gegenſtand be 
bandeln, benußt worden. 
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in’8 gegnerifhe Lager übergetreten war. Die Conferenz 
jelbit fand am 13. im Regierungsgebäude in Quzern ımter 
dem Vorſitze des Schultheigen Rudolph Ruttimann ftatt. Ihre 
Berhandlungen waren gleich Anfangs von der Art, daß es Je⸗ 
dermann Far wurde, daß e8 fi noh um etwas anders 
handle, als um die bloße Vertheidigung bundesgemäßer und 
fonfefjioneller Berechtigungen. Am klarſten und entfchieden- 
ſten ſprach ſichkuzern aus, deſſen Conferenz Abgeordnete erklärten, 
daß Verfolgung der Katholiken in den konfeſſionell gemiſchten 
Kantonen die katholiſchen Stände ſchon jetzt berechtigen würde, 
zum Aeußerſten zu fchreiten. Man wolle jedoch erft, wenn 
alle friedlichen Mittel erſchöpft feien, weiter gehen. Luzern 
Ichlage demnad) vor, nod) einmal eine Belehrung der verirr- 
ten Bundesbrüder zu verfuchen, mit dem Beifügen, daß, im 
Falle der Verweigerung der geitellten Begehren , den bım- 
desgetreuen Ständen nichts übrig bleibe, als ihre Gemein» 
ſchaft mit den übrigen Kantonen aufzuheben. Wenn bie fa» 
tholiihen Stände gefchloffen und feit auftreten, werde es 
Niemand wagen, fie anzugreifen; ein Tagſatzungsbeſchluß 
in diefem Sinne werde niemals zu Stande kommen. Im 
Nothfalle würden fich geeignete Gegenmittel finden, da das 
Recht der PVertheidigung den fathol. Ständen von Niemanden 
beftritten werden fünne. Der Abgeordnete von Schwyz hielt 
den gefallenen Antrag für zu wenig eingreifend. Er babe 
nur zu enticheidenden Maßregeln Vollmacht, zu halben könne 
er nicht Hand bieten. Im gleichen Sinne ließ ſich Uri ver- 
nehmen. Verſöhnlicher ſprach Unterwalden und warnte vor 
Schritten, die zur Trennung führen könnten. Zug fchilderte 
die eigenthümliche Lage feines Kantons, der, von reformir- 
ten Kantonen umgeben , zuerft als Opfer einer erniten Ver⸗ 
widlung fallen müßte. Inzwiſchen wurde von Sigwart ein 
bezüglicher Vorfchlag eingereicht, in Folge deffen die Konfe- 
renz am 14. den Beihluß faßte, daß auf Grundlage der frü⸗ 
her abgegebenen Verwahrung eine Erklärung an alle Eidge- 
nofjen zu erlafien fei, welche die Zurüdnahme des Beſchluſ⸗ 
ſes der Tagſatzung vom 31. Auguft 1843 verlangen und bie 
Wiederherjtellung aller aargauiſchen Klöfter , fo wie die Wie 
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dereinfegung der thurgauiichen in ihre Nechte, und die Auf« 
rehthaltung der Nechte der Katholiken in allen paritätifchen 
Rantonen fordern fol. In diejer Erklärung fei ferner an⸗ 
zubeuten, daB, Falls diefen gerechten Forderungen nicht ent» 
Sprochen würde, die katholiſchen Stände diefe Verweigerung 
als eine Beharrung im Bundesbruche betrachten und fi 
demnach genöthiget ſähen, die Bundesgemeinfchaft mit den⸗ 
jenigen Ständen abzubrechen, welche den Bundesbruch nicht 
gut machen und bei ihtem Unrecht verharren wollen. 

Im weitern wurden die Abgeordneten angewiejen, Alles 
anzuordnen und zu thun, was dieje Angelegenheit zu einem, 
den Rechten der Katholifen und den Forderungen des Bun⸗ 
des angemeſſenen Ziele führen könnte, mit der Erklärung an 
die Regierungen der Konferenzftände, auf die erforderlichen 
Mittel zu gemeinfchaftlichen militärischen Maßregeln für Wah- 
rungundPertheidigung ihres Gebiets, ihrer Unabhängigfeit und 
ihrer Rechte Bedacht zu nehmen. Bis Ende Wintermonats 
follten die betreffenden Entjchließungen der Stände der Re 
gierung von Luzern mitgetheilt und die Conferenz wieder 
einberufen werben. Allen Mitgliedern wurde vorfichtiger und 
zurüdhaltender Gebrauch der Gonferenzverhandligigen anem⸗ 
pfohlen. 

Diefe Schlußnahmen erhielten von den oberjten Behör- 
den der ſieben Stände die Genehmigung, worauf der nädjite 
Zufammentritt der Conferenz auf den 24. Yänner 1844 an- 
geordnet wurde. Dieſe trat am genannten Tage unter dein 
Vorſitze Sigwarts zufammen. In der erften Sigung wurde 
Art und Gang der Verhandlungen feftgefegt und der Ent⸗ 
wurf eines Manifeſtes an ſämmtliche Regierungen und au das 
Bolt der Eidgenofjenfchaft in Betreff der aargauifchen Klö- 
jter berathen. Am 2. Hornung verfammelte fi die Kom 
ferenz wieder und erjuchte die Regierung von Luzern, zur 
Wahrung der Eonfefjioncllen Rechte der Katholiken, im Sinne 
des Manifeftes, forgfältig zu wachen. Die Stände ficherten 
ſich gegenseitig ihre bundesgemäße Mitwirkung zu und be- 
ſchloßen, auch fürderhin fein bundesgemäßes Mittel unver- 
ſucht zu lafjen, bis das am Bunde begangene Unrecht gut 
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gemacht und den Tonfeffionellen Rechten Anerkennung zu Theil 
geworden ſei. 

In einer Konferenz vom 10. Auguft wurde die Verwah- 
rung der fteben Tatholifhen Stände berathen und angenom- 
men *) und der verſammelten Tagfagung zur Einverleibung 
in ihr Protokoll mitgetheilt. Ein Ausſchuß von drei Mit 
gliedern erhielt den Auftrag, zweckdienliche Anträge zur Be⸗ 
freibung diefer Angelegenheit vorzuberathen. Erft von die- 
jer Zeit an murbe von der Konferenz regelmäßig ein PBro- 
tokoll geführt. 

Am 17. Auguft faß die Eonferenz wieder. Der erwähnte 
Ausschuß legte die von ihm entworfenen Anträge vor, nad 
welchen ein auf das Manifeft und die abgegebene VBerwah- 
rung gejtügtes Kreisfchreiben an ſämmtliche Kantone ab- 
erlafjen und an der Tagfagung des Yahres 1845 das Be⸗ 
gehren der Wiederberftellung der aargauiſchen Klöfter nach⸗ 
druckſamſt erneuert werben follte. Endlich wurde die Regie 
rung von Luzern erſucht, die Ereigniſſe forgfältig zu beob- 
achten, die gegebenen Anläße zweckmäßig zu benugen und bie 
geeigneten Mittel anzuwenden, um die Rechte der fatholifchen 
Konfeſſion zu wahren und die Angelegenheit der aargauifchen 
Klöfter einer’ dem zwölften Artikel des Bundesvertrags ent- 
fprechenden Erledigung entgegen zu führen. Die daherigen 
Auslagen follten von den Ständen nad) der eidgenöffiichen 
Geldſkala beftritten werden. 

Mittlerweile Hatte in Luzern der Aufruhr vom 8. Chrift- 
monat 1844, unterftütt von Freifchaaren aus den Kantonen 
Bern, Solothurn, Bafelland und Aargau ftatt gefunden. 
Noch weilten die aus den Urkantonen herbeigerufenen Hülfs⸗ 
iruppen in der Stadt. Da erließ die Regierung, im Hinblid 
auf die kritiſche Lage Xuzerns, an die Kommandanten diefer 
Truppen die Einladung, mit der Militärkommiſſion ihres 
Standes über die beftmöglichfte Anordnung der Vertheidig⸗ 
ungsfräfte Berathung zu pflegen. Schultheig Nüttimann 


- führte den Borfig und lud die Kommandanten ein, ihre 


Meinung zu eröffnen, wie der noch nicht bejeitigten Gefahr 
*) Wallis war in diefer Gonferenz nicht vertreten. 
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am wirffamften zu begegnen und welche Borlehrungen zu 
treffen feien, um künftigen Angriffen von Auffen und auf» 
rührerifhen Bewegungen im Innern am Fräftigften wider- 
ftehen zu können. 

Hierauf erwiderten die Kommandanten aus den Urftän- 
den, daß fie dem Stande Luzern bedürfenden Falls in für- 
zefter Zeit eine beträchtliche Anzahl der zuverläßigiten N 
pen zur, Verfügung ftellen können. Namentlich bat fi — 
Abyberg, der Kommandant der Schwyzer, für diefen Fall 97” 
die Ehre aus, nicht etwa als Reſerve die Stadt Luzern zu 
(hüten, .‚fondern an der Spite der Seinen ins offene Feld 
gegen die Freifchanren ziehen zu dürfen. 

Am 17. Chriftmonat wurde diefe Berathung fortgefett. 
Alle Anweſenden waren darüber einig, daß, um fernern An- 
griffen gewachſen zu fein, vor allen eine Vermehrung und 
befjere Organifirung der Etreitfräfte nothwendig fei, da bie 
jüngften Ereignifje dies genüglich bewieſen hätten. Zur Unterftüs 
gung des Auszugs fei die Erridtung einer kräftigen Land⸗ 
wehr nothwendig und es dürfte jetzt ſchon zweckdienlich fein, 
für diefelde Eammelpläge zu beitimmen, Offiziere zu er- 
nennen und für deren hinlängliche Bewaffnung zu forgen- 
Auch die vorläufige Bildung eines Kriegsraths wurde für 
zwedmäßig eradıtet. Auf den Fall, daß fi) Luzern oder 
ein anderer Kanton mit dem Aufwand feiner eigenen Streit- 
fräfte bei einem Ueberfall von Außen nicht einzig zu 
halten vermöchte, fendern zur bunbesmäßigen Aufmahnung 
der benachbarten Kantone fchreiten müßte, jollte von den auf- 
gemahnten Ständen ſogleich ein Abgeordneter in den bedrohten 
Kanton entfandt werben, um den Militärbehörden desfelben mit 
Rath und That in ihren Anordnungen treneidgenöffifch beizufte- 
hen. Die Truppenfommandanten machten fih anheiſchig, beiihren 
Regierungen dahin zu wirfen,, daß die militäriichen Streit» 
fräfte im beſprochenen Sinne vermehrt nnd organifirt wer- 
den möchten. 

Indeſſen mehrten ſich die Vorzeichen eines zweiten Freiſchaa⸗ 
renzuges von Tag zu Tage. Dies veranlaßte die Regierung 
von Xuzern die Stände Uri, Schwyz, Unterwalden und Zug 
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einzuladen, die in Folge eines Beſchlußes der Milikärkonferenz 
am 17. Chriftmonat ernannten Mitglieder bes Kriegsrathes 
auf den 6. Hornung 1845 nad) Luzern abzuordnen, um we⸗ 
gen gemeinfamer Vertheidigunge-Mafregeln gegen einen alle 
fälligen Angriff Beſprechung zu halten. 

Nah Eröffnung der Verhandlungen bezeichnete der Prä- 
fident al® Berathungsgegenjtände : die Verabredung eines 
Bertheidigungsplans für alle fünf Kantone und da- 
herige Verwendung der verfügbaren Streitfräfte, und die Auf- 
jtellung eined Oberkommandanten für den Fall eines umſaſ⸗ 
Senden Angriffe auf die innern Kantone, 

Daraufhin berichteten die Kriegsräthe, daß die Stände 
ihre Kontingente bereit gemacht, bewaffnet und mit Kriegs» 
bedarf verjehen haben, und daß in den Kantonen Luzern, Uri, 
Schwyz und Obwalden aud) der Landſturm organifirt werde. 
Kriegsbedarf fei allerwärts zur Genüge vorhanden, die Pul- 
vermühlen in Luzern und Ingenbohl in fortwährender Thä- 
tigfeit und auch für die Beifhaffung von Geldfräften und 
Lebensmitteln werde in den Kantonen beſtmöglichſt geforgt. 

Nach diefem wurde Luzern beauftragt, für die Herftelfung 
einer ſchnellen Berbindung zwiſchen den fünf Kantonen und 
Freiburg und Wallis beforgt zu fein, und ebenfo follten Wallis 
und Uri für eine ununterbrodhene Verbindung über die 
Furka mit einander ins CEinverftändniß treten. 

Die nächſte Sitzung fand den 18. Hornung ftatt. 

Schultheiß Nüttimann eröffnete der Verſammlung die 
bedenkliche Nachricht, daß die Regierung von Waadt geftürzt 
worden fei, weil fie fich zu wenig Triegerifh und jefuiten- 
feindlich gezeigt habe. Gleiches fei in Genf verfuht wor⸗ 
den, an dem fräftigen Wiederjtande der Regierung aber ge- 
Icheitert. Dagegen deuten im Aargau und Solothurn ver- 
‚Ichiedene Erfcheinungen darauf, daß ein Angriff gegen die 
innere Schweiz bevorjtehe. Daraufhin wurde in Betracht 
er bedenflichen Lage befchloffen, das gefammte Bundeskon⸗ 
ngent mit Beförderung einzuberufen mit der Einladung an 
sie Stände, bei der nothwendig werdenden Permanenz des 
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Kriegsrathes für eine Vertretung in demfelben durch Erfag- 
männer zu forgen. Die Regierungen von Freiburg und 
Wallis wurden erſucht, je ein Mitglied beförberlichit in den 
Kriegsrath abzuordnen. 

Den 22. Hornung zeigte der Präfident an, daß der Vor⸗ 
ort Zürich, in Folge beunruhigender Gerüchte, die Truppen 
wieder auf’8 Picket geftellt habe, worauf der Kriegsrath auf 
die Anregung von Zug und Uri den Beſchluß fahte, dem 
Zruppenaufgebote, fo lange nicht offener Kriegszuftand ein» 
getreten fei, in allen Theilen jtreng nach den bundesredt- 
lihen Formen Folge zu leiften, wie dies bisher der Fall 
geweſen. 

In der Sitzung vom 24. verlangte Schwyz, daß, weil 
für die nächſten Tage nichts zu befürchten fei, eine Ver—⸗ 
minderung der in den Urfantonen aufgebotenen Truppen an» 
geordnet werden möchte. Um die Yeringen Geldfräfte der 
Kantone zu fchonen, ftinmten die Abgeordneten vpn Uri, 
Dbwalden, Nidwalden und Zug dieſem Antrage bei, wäh—⸗ 
rend er von Luzern aus naheliegenden Gründen bekämpft 
wurde. Endlich vereinigte man ſich zu dem Grundfage, daß 
die Urkantone, die gleichlam als Reſerve dajtänden, bei Auf- 
geboten und Entlafjungen von Truppen, des moralifchen 
Eindruds wegen, immer gleihmäßig handeln follen; Luzern, 
welches zunächft bedroht fei, möge zu feiner unmittelbaren 
Sicherheit nad) feinem Ermeſſen verfahren. 

In der Sigung vom 25. Hornung eröffnete der Präfi- 
dent, daß nad eingegangenen Nachrichten von der Tagſatz⸗ 
ung die Gefandtichaft von Waadt bei derjelben. noch nicht 
zugelaffen fei und ſich für den Fall, wo ihre Zulaſſung nit 
beijchlofjen würde, Drohungen erlaubt habe. Laut Private 
nachrichten werde Bern die Vertagung der Tagfakung bean« 
tragen; aud) liege e8 außer Zweifel, daß im Wargau die 
Vorbereitungen zu einem wiederholten Einfall in den Kan⸗ 
ton Luzern fortdauern. | 

In Anbetracht der drohenden Gefahr wurde ein Mitglied 
der Conferenz nah Züri entfandt, um mit den Gefand- 
ten der fünf Kantone über die Geftaltung der politifhen Zu- 
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ftände und die Frage der Truppenverminderung zu berath- 
fchlagen. Bei beruhigenden Berichten follten zwei Dritt- 
theile der Kontingente in den Urkantonen entlaffen werben. 

Am 26. Hornung erftattete der von Zürich zurücgefehrte 
Abgeordnete den Bericht, daR die Abgeordneten der fünf 
Kantone einftimmig der Anſicht feien, daß, weil durch die 
Prioritäts Erklärung in der Yefuitenfrage die radikale Par- 
tei einen bedenklihen Sieg davon getragen und überhaupt 
in den nächſten Zagen die Verhältniſſe Harer werden dürf- 
ten, eine Verminderung oder Entlaffung der Truppen nidt 
zwedmäßig fe. Da ungeachtet deflen die Verſammlung im 
Augenblicke keinen Angriff befürchtete, befchloß fie, die Kon- 
tingente der Urfantone um zwei Dritttheile zu vermindern, 
dagegen fämmtliche Scharfſchützen im Dienft zu behalten. 

Da fi) bis zum 4. März keine beunrubigende Anzeichen 
wahrnehmen ließen, jo wurde in diefer Sitzung befchloffen, 
die in den Urkantonen aufgeftellten Truppen ganz zu entlaffen, 
fie aber in Marfchbereitfchaft zu behalten. Der Regierung 
von Luzern wurde überlaffen, in Betreff der Entlaffung ihrer 
Truppen das Angemefjene felbft vorzufehren. 

In der Sigung des Kriegsrathes vom 5. März wurben 
die nöthigen Signale verabredet und Uri und Wallis nener- 
dings eingeladen, für eine möglichft gute Verbindung ihrer 
Kantone über den Furfapaß zu forgen. 

In der Situng vom 6. März eröffnete der Abgeordnete 
von Wallis feine Anfträge: „Er werde“, ſprach er, „an allen 
Berathungen und Beichlüffen des Kriegsrathes Theil neh. 
men; über bedeutende Koften oder Qiruppenaufgebote müße 
er fih aber die Genehmigung des Staatsrathes vorbehalten. 
Im Uebrigen werde Wallis treu mit den andern Kantonen 
für Behauptung der Rechte der Souveränität und der Re 
ligion einftehen. Er werde aud) nad) Vorfchrift des Bun⸗ 
des von 1815 bereitwillig feine Truppen im Falle eines 
Angriffes zu Hülfe fenden. Auch zähle er auf eine fchöne 
Zahl Freiwilliger ans feinem Kanton, objchon die Revoln- 
tion in Waadt aud) die Bewachung der eigenen Grenze 
nöthig gemacht Habe.“ 
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Da ſich die Angelegenheiten inzwifchen friedlich gejtalte- 
ten und ein neuer Angriff der Freifchaaren vor der Hand 
nit zu befürchten war, fo ſprach der Kriegsrath am Schluffe 
diefer Sitzung für unbeftimmte Zeit feine DVertagung aus. 

Der nächte Zufammentritt der katholiſchen Stände fand 
am Ende des Herbſtmonats 1846 unter dem Vorſitz Sigwarts 
in Schwyz ftatt. Man beichäftigte ſich dabei vorzüglich mit 
ber Bereitmachung des fonderbündifchen Heeres; der Ernen« 
nung von Oberoffizieren und anderer Militärbeamteten. Als 
Oberbefehlshaber wurde, nad) der Ablehnung Kalbermattene 
von Wallis, der Obrijt Ulrich v. Salis-Soglio aus Grau⸗ 
bündten gewählt, der zu dieſem Ende feine Entlaffung aus 
dem eidgendffiihen Stabe verlangt, hatte. 

In einer diefer Sigung machte Schwyz die Anregung, 
ob es nicht im Intereſſe der guten Sache *) Liegen bürfte, 
mit Kantonen Verbindungen anzulnüpfen und zu unterhal- 
ten, in denen große Parteien den Grundfägen der fatholis. 
then Stände huldigten. In Genehmigung dieſes Grundja- 
tzes wurden ſämmtliche Abgeordnete eingeladen, ſich in ihren 
Heimat-Kantonen in Rüchficht deffen mit vertrauten Freun⸗ 
den ins Einvernehmen zu ſetzen, auf daß durch fie derartige 
. Verbindungen angelnüpft würden. 

Die Treifhaarenzüge waren vorüber ; überall wurden Der Gonber: 
Verbote gegen fie erlaffen und die Zagfagung mißbilligte Bund. 
laut die ungejeglihen Gewaltthaten. Gleichwohl war Je⸗ 
dermann überzeugt, daß bei der tiefen Spaltung, welche die 
Eidgenofjenichaft in zwei feindliche Lager trennte und der 
Mangelhaftigkeit der beftehenden Bundeszuſtände, ein neuer 
Zujammenftoß nicht lange ausbleiben Tönne. 

Diefer Umftand veranlaßte die katholiſchen Kantone, ihre 
Bereinigung noc enger zu fnüpfen. Zu diefem Zwecke rich 
tete die Regierung von Luzern am 25. Brachmonat 1845 
an die Übrigen Stände die Einladung, einen Abgeordneten 
zu ernennen, welcher fi bei Annäherung der Gefahr als 
Standesbevollmächtigter an Ort und Stelle, behufs Anord- 


*) So nannten bie Sonderbünbifchen ihre Beſtrebungen, fich felbft 
aber die Buten. „Wir die Guten”, hieß es. 
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nung gemeinfamer Maßregeln begeben follte und die Ehren- 
gefandtichaft auf die bevorftehende Tagjagung zu ermädti- 
gen, mit Zuzug diefes Mitgliedes alle Mapregeln zu bera- 
then , welche zur Abwehr der den konfeſſionellen Rechten und 
der Selbjtherrlichleit der fieben Stände drohenden Gefahr er- 
forderlich würden. Die Tagſatzung verfammelte fih am 1. 
Heumonat in Züri, wo die Gelandten der Tatholifchen 
Stände mit ihren Zuzügern neben der Zagjatung der er- 
wähnten Conferenz oblagen. Aus ihren Berathungen ging 
Anfangs Auguſt der Entwurf des Sonderbündnifjes der ka⸗ 
tholifhen Stände hervor , deffen Wortlaut folgender ift: 

1) „Die Kantone Ruzern, Uri, Schwyz, Unterwalden ob 
und nid dem Wald, Zug, Freiburg und Wallis verpflichten 
fi), fowie einer oder mehrere aus ihnen angegriffen wür- 
den, zur Wahrung ihrer Souveränität und Kantonalrechte 
den Angriff, gemäß dem Bundesvertrag vom 7. Auguft 
1815, fo wie gemäß den alten Bünden, gemeinfhaftlich mit 
den ihnen zu Gebote ftehenden Mitteln abzuwehren. 

2) Die Kantone werden ſich über die zweckmäßigſte Weife, 
ſich gegenjeitig in Kenntniß von allen Vorfällen zu erhalten, 
verftändigen. Sowie ein Kanton von einem bevorftehen- 
den oder erfolgten Angriff fichere Kenntnif erhält, tft 
er bereits als bundesgemäß aufgemahnt anzufehen und vers 
pflichtet, die nach Umständen erforderliche waffenfähige Mann- 
ſchaft aufzubieten,, ohne geradezu die offizielle Mahnung des 
betreffenden Kantons abzuwarten. 

3. „Ein Kriegsrath bejtehend aus einem Abgeordneten 
ans jedem der obgenannten Stände mit allgemeinen und fo 
viel möglich ausgedehnten Vollmachten von den Regierungen 
verjehen, hat die oberfte Leitung des Krieges zu bejorgen- 
Er wird bei einem bevorftehenden oder erfolgten An- 
griff zufammen treten.“ 

4) „Der Kriegsrath, mit der ihm ertheilten Vollmacht 
hat im Falle der Noth alle zur Vertheidigung der betreffen- 
den Kantone erforderlichen Maßregeln zu treffen. Wo die 
Gefahr nicht fo dringender Natur ijt, wird er ſich mit den 
Regierungen diejer Kantone in Rückſprache fegen. 
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5) „In Beziehung auf Beftreitung der Dusch ſolche Trup- 
penaufgebote erwachjenen Kojten , wird ald Regel angenom- 
men, daß der mahnende Kanton die Kojten des von ihm 
verlangten Truppenaufgebotes zu bejtreiten hat. Vorbehal⸗ 
ten bleiben jedoch Fälle, wo bejondere Gründe vorhanden 
find, daß ein befonderer Maßſtab der BVertheilung einzu- 
treten Bat. Andere Koſten, die im gemeinfchaftlihen In⸗ 
terejfe dem einen oder andern Kanton erwachſen find, follen 
von allen eingangsbenannten Kantonen nad) der eidgenöf- 
ſiſchen Stala getragen werden.“ 

Diefer Entwurf wurde noch mährend der Tagſatzung den 
Regierungen der fieben Stände mitgetheilt und von ihnen: 
genehmigt. Am Schluße der Konferenz erklärte Luzern, daß 
eö die traurige Erfahrung gemacht, daß von dem Gebiete 
der eidgenöfjiihen Mitjtände aus bewaffnete Angriffe auf 
‚feinen Kanton und feine Selbftherrlichleit gemacht würden, 
ohne daß die Regierungen diefer Stände oder der eidgenöj- 
fiihe Vorort diefelben Hinderten. Die gegenwärtigen Be— 
ftrebungen in einen Theil der Eidgenoſſenſchaft böten Teine 
Gewähr, daß ſich ähnliche, bundes⸗ und völferrechtswibrige 
Einfähle nicht wiederholen fünnten. Um in Zufunft beab- 
fihtigten Angriffen auf das Gebiet umd. die Selbftherrlichleit 
des Kantons Quzern, oder eines andern der Mitftände ver- 
mitteljt vereinter Kraft einen entjcheidenden Wiederftand ent- 
gegenjegen zu können, feien von diejen die Konferenzbeichlüffe 
gemeinfhaftlid angenommen worden. 

Wenn dieſes Bündniß vom bundesrechtlichen Staud- 


punkte aus eben fo wenig zu redhtfertigten ift, al$ der Sar⸗ 


nerbund und das GSiebner-Concordat, jo Hätte ſich dasfelbe, 
wenn es feinem anfänglich ausgeſprochenen Zwecke treu ge- 
blieben wäre, aus der Nichtvollziehung des Tagſatzungsbe⸗ 
ichluffes, welcher den Kloſteraufhebungsbeſchluß Aargaus 
mit dem Art. XI. der Bundesverfafjung unvereinbarlid er- 
Härt Hatte und wegen der wiederholten Freiſchaarenzüge und 
dem üblen Willen der Tagſatzung, dieſen ungejeglichen Ge⸗ 
waltsausbrüchen mit Ernft entgegen zu treten, entichuldigen 
lafſen. Allein fo unfchuldig wie jene Artifel ausfahen, wa⸗ 
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ren fie nicht gemeint, und es bat fi in der Folge gezeigt, 
daß (menigftens bei den Hauptlenkern der Bewegung) gleich 
Anfangs noch ganz andere Abfichten, als die vorgejhügten 
im Spiele waren. Auch) war der Sonderbund, abgefehen von 
feinen Beftrebimgen, im Leben der Nation nicht blos eine 
politifche Partei, die fid) die Verwirklichung gewiſſer poli- 
ſcher Anfihten und Zwecke vorgefegt, fondern es war ber» 
felbe Schon anfänglich eine gejchlojfene, wehrfähige Körper- 
fchaft der fieben Santonsregierungen, die im fchmeizerifchen 
Stantsleben eine abgefönderte, einflußreihe Politik verfolgte 
und deren Beftrebungen, folgerihtig durchgeführt, feinen 
andern Zweck hatten, als die Schweiz zu trennen und fie in zwei 
Hälften, eine katholiſche und eine reformirte zu ſcheiden. 
Denn wenn es auch wahr geweſen wäre, daß der Sonder» 
bund anfänglich nur den Zwed gehabt hätte, fi den Ueber- 
griffen des Radikalismus entgegenzuftellen und die konfeſſio⸗ 
nellen Rechte der Fatholifchen Kirche und die Kantonal⸗Sou⸗ 
- veränität zu fchüßen, fo trat er doch bald, durd) die über 
fpannte Richtung feiner Lenfer getrieben, aus feinem ur 
Iprünglichen Geleife heraus, indem er nicht nur f. g. Ucher- 
griffe befämpfte, fondern alle freifinnigen Bejtrebungen über: 
haupt befehdete und denfelben, joweit fein Einfluß reichte, ei- 
nen Tonfefjionell gefärbten Widerftand entgegen ſetzte. So 
war der Stand der Dinge, als der in Luzern am 13. Herbftu. 
1842 im Geheim geborne Sonderbund feine urkundliche Ge- 
ftaltung erhielt. 

Biele Wochen und Monate blieb das unter den fieben 
Ständen abgefchloffene Bündniß unbekannt, bis dasselbe am 
9. Brachmonat 1846 dem großen Rathe von Freiburg zur 
Genehmigung vorgelegt wurde. Der Widerjtand, welchen 
die freifinnigen Großräthe demfelben entgegenfegten, verur: 
fahte Lärm in der freifinnigen Preffe und ſchon am 17. 
Brachmonat faßte der große Rath von Thurgau den Beſchluß, 
den Vorort auf diefe Erfcheinung aufmerfiam zu machen. 
Dem Winke folgend, ftellte der Vorort Züri) unterm 20, 
Brachmonat an Luzern die Anfrage: ob die auf halb amt 
lihem Wege ben Vorort zugefommenen Befchlüffe des gro 
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gen Rathes von Freiburg ächt feien? Auf den Fall einer be- 
jabenden Antwort glaube fid) der Vorort zum voraus ver- 
pflichtet, die Rechte de8 Bundes gegenüber der fraglichen 
Uebereinkunft zu wahren. Gleichzeitig wurden die Stände 
erjucht, ihre Gefandtichaften für die bevorſtehende Tagſatzung 
mit bezüglichen Aufträgen zu verſehen. Luzern ertheilte 
troßige Antwort und wartete der Tagſatzung ab, um durd) 
ſeine Geſandtſchaft das Recht der katholiſchen Stände zum 
Abſchluß des gedachten Bündniſſes darzuthun. 

Die Angelegenheit des Sonderbundes gelangte bei der 
Tagſatzung zum erſten Mal im Herbſtmonat 1846 zur Ver⸗ 
handlung; aber die Sache war noch nicht fo weit ges 
diehen, um gegen denfelben einen unmittelbaren Angriff vor- 
zunehmen. Nur 10 %/, Stände *) ſprachen fih in dem 
Sinne aus, daß eine einfahe Stimmenmehrheit der Tag⸗ 
ſatzung das Recht habe, die Auflöfung des Sonderbündnifjes 
zu beichließen; für die nöthigenfall® mit Zwang durchzufüh—⸗ 
rende Auflöfung ergab ſich feine Mehrheit. Genf behielt 
fih das Protofall offen, während Bajel-Stadt, St. Gallen 
und Appenzell %. Rh. Bericht erftatten wollten. Noch fehl- 
ten 1 und 1, Stimme zur gejeglichen Mehrheit, da jchlug 
der Genfer-Staatsrath dem großen Rathe vor, die Auflö- 


fung des Sonderbundes zu verlangen, jedoch nur unter der 


Bedingung, daß den Sonderbundstantonen Gewähr gegen 
feindliche Einfälle und Freifchanrenzüge geboten, und dem 
fünftigen Vorort Bern eidgenöffifche Bevollmächtigte beige- 
ordnet würden. Der große Rath von Genf genehmigte die- 
fen Antrag; das Volk dagegen erblidte in diefem Vorge⸗ 
ben eine Begünftigung des Sonderbundes und die DBeltre- 
bung , den freifinnigen Vorort zu bevormunden. Es erhob 
fi) im Quartier St. Gervais zum offenen Kampfe und 
durch feinen Sieg war Genf Stimme für die Gegner des 
Sonderbundes gewonnen. So war im Herbitm. 1846 die 
Genfer Umwälzung eine mittelbare Folge des Sonderbundes, 
gerade wie die Umgeftaltung in Bern im Frühjahr des glei« 
*) Bürid,, Bern, Solothurn, Schaffbaufen , Aargau, Teffin, Waadt, 
Thurgau, Graubündten, Glarus, Appenzell A. R. und Bafel-Lanv. 
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hen Jahres aus der Freifchaaren-Bemwegung, und die Um⸗ 
wälzung in der Waadt ein Jahr zuvor aus der Jeſuiten⸗ 
frage hervorgegangen war. 

So ftand die Sonderbunds- Frage aın Ende des Jahres, 
als Bern mit Neujahr 1847 die Leitung der vorörtlichen 
ÜUngelegenheiten übernahm. Diefer Umſtand mar von den 
weitausfehendften Folgen, da Bern, der mädtigite der Kan- 
tone und feine aus dem Freifchaarenthum hervorgegangene 
Megierung auf gefegliche Weile an die Spite der die Ye 
jniten und den Sonderbund befämpfenden Bartei geſtellt 
wurde. 

Die Parteien Verweilen wir jedoch, ehe wir die Auflöfung des Som 

und ihre Mittel. derbundes und den Kampf gegen denfelben beſchreiben, ei⸗ 
nen Augenblid bei den Mitteln, welche die fonderbündijce 
Partei zu feiner Erhaltung und Kräftigung in Anwendung 
brachte und bei denjenigen , welche der Gegenpartei zu Ges 
bote ftanden. 

Der Kampf der politiihen Parteien, der fich feit den 
Dreißigerjahren in der Schweiz befonders Tebhaft ent 
widelt hatte, war keineswegs eine allein jtehende Zeiterfchel- 
nung , fondern ftand mit den Anftrengungen und Schidja 
Ien des übrigen Europas im innigften Zufammenhang. Auf 
der einen Seite jtanden die durd die Juli⸗Revolution in 
Frankreich neugewedten freifinnigen Elemente, die fich af 
lenthalben in den Vordergrund drängten, um ihre Leh—⸗ 
ren und Grundfäte auf das öÖffentlide Recht anzumwen 
den und im Volksleben zur Geltung zu bringen; auf der 
andern Seite begegnete man den Trägern einer an geſchicht⸗ 
lihe Bedingungen gefnüpften Idee, die, neben den alten Ur 
berlieferungen in ſtaatlichen Dingen, eignen Bortheil zu 
wahren fuchten. Der erftern Partei fchloßen fich vorzüglich 
die volfsthümlichen Elemente an, während die LXebtere in 
der Tatholifchen Geiftlichkeit einen eben fo einflußreichen als 
entfchloßenen Bundesgenoßen fand. Da der Sonderbund 
feiner urfprüngliden Beitunmung nad) hauptſächlich zum 
Schutze der katholiſchen Religion und ihrer anerlannten Rechte 
geftiftet wurde, in der Folge aber die Kirche und die katho⸗ 
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liſche Geiftlichkeit in viel größerm Maße dem Sonberbund 
als Hebel und Stützpunkt diente, jo iſt es wohl am „Plage, 
näher in dieſes Verhältniß einzutreten. 

AS eine Haupttriebfeder zur Erreihung der jonderbün- 
diſchen Zwecke wurde die Religion gebraucht, und da durd) 
diefe die Erlangung der ewigen Seligfeit als bedingt gedacht 
wird, jo erwahrte ſich auch jett die alte Erfahrung, daß man 
die Menfchen mit nichts fo fehr in Angſt und Raſerei ver- 
fegen kann, als mit dem Teldgefchrei der Religionsgefahr. 
Bei diefer allgemeinen Aufregung wurden nüchterne Mens 
ſchen an fich jelber irre und bald verwandelte ſich die Ver- 
Ihhiedenheit in der Anfchauung religiöfer Dinge in eine Quelle 
des Haſſes und der Zwietracht. 


Nicht minder wird die katholiſche Geiſtlichkeit in der Er- 


reichung ihrer Zwecke durch die Gemeinſamkeit ihres Endziels 
und durch die Gleichartigkeit der von ihr angewandten Mit⸗ 
tel begünſtigt. Hier durchkreuzen ſich keine Sonderintereſſen, 
welche dem allgemeinen Zwecke Gefährde oder Schaden brin— 
gen könnten. Jeder Geiſtliche, der geringſte wie der höchſte, 
ſtrebt zum gleichen Ziele und die geſetzlichen Einrichtungen, 
welche ſeine Wirkſamkeit regeln, ſind von der Art, daß ein 
Ausſchreiten von der vorgezeichneten Bahn für den Einzel- 
nen geradezu unmöglid iſt. Eine der durchdachteſten Ein- 
rihtungen ift in diefer Beziehung die priefterliche Ehelofig- 
keit, welche den Geiftlichen dem ftaatlichen Gebiete entrüdt 
und ihn den Zweden der Kirche ausfchlieklich dienjtbar 
macht. Diefe innerlihe Einheit fcheint felbft auf die 
Politik einzumwirfen und wir erbliden die mit der Hierarchie 
befreundeten Staaten in einer viel engern Wechſelbeziehung, 
als dies beim Gegentheil der Fall ift. Die Konkordate der 
fatholifhen Orte mit Kaifer Berdinand, Philipp II. und 
Ludwig XIV., der goldene Bund— neuerer Beifpiele nicht zu 
gedenken — find Hiefür die fchlagendften Beweife. 

Weil alle Beitrebungen der Geiftlichfeit einen gemeinja- 
men Mittelpunkt haben und die Art und Weife, wie fie ins 
Werk zu feßen find, vermöge der hierarchiſchen Kirchenver- 
faffung von oben herab geleitet und beauffichtiget werden, 
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jo ijt eine genaue Kenntniß der jeweiligen AZuftände und 
Verhältniſſe hievon eine nothwendige Folge, und außerorbent- 
tihe Wachſamkeit, die zur Ausführung ihres Plans felten 
den rechten Zeitpunkt verfehlt, ein charakteriſches Merkmal 
des Kirchenregiments. Mit folhen Mitteln ausgeftattet 
trat die Geiftlichfeit der fieben Stände und nebſt ihr, mit 
geringen Ausnahmen, die fatholifche Geiftlichfeit der gefamm- 
ten Eidgenoffenihaft für den Sonderbund in die Schran- 
fen. Raum war durch die Ereigniffe in Genf eine Zwölfer- 
Mehrheit gegen den Sonderbund wahrjcheinlic geworden, 
al8 allerwärts der Auf der Religionsgefahr ertönte und um 
fo ftärfern Wiederhall fand, als Aargau durch feinen Ans 
trag in der SYeluitenfrage neuen Zündftoff in die gäh- 
rende Brandung geworfen hatte und mit der Löſung biefer 
Frage die Bundesumgeſtaltung in der engften Verbindung ftand. 
Allüberall, auf der Kanzel, im Beichtftuhl, in der Prefie 
und im Schenfhaus wurde verkündet, daß es die Partei der 
Freiſchaaren, wie man die übrigen Eidgenoffen nannte, dar- 
auf abgefehen habe, die Fatholiiche Religion zu ftürzen, ihre 
Priefter zu tödten, die Kirchen und Klöfter zu plündern, 
die Heinen Kantone der von den Vätern ererbten Freiheit zu 
berauben und unter das Joch der helvetifchen Einheit zu beu⸗ 
gen. Um bdiefe Gefahren abzuwenden und von Gott ben 
Sieg der gerechten Sache zu erflehen, wurden, zahlreiche 
Wallfahrten nad) Einfiedeln, Sareln und andern hl. Stät⸗ 
ten von Negierungswegen veranftaltet, wobei die für dieje 
Anläffe bejtellten Prediger die erhigten und in Furcht ge 
festen Gemüther nod mehr beängftigten ; den Sonderbund 
al8 eine Sache Gottes und der Religion darftellten, die bei 
dem fihtbaren Schuge des Himmeld unmöglid zu Schanden 
werden könne. Eine ſolche Wallfahrt wurde von der Ne 
gierung von Schwyz auf den 17. Weinmonat 1847 nad 
Einfiedeln angeordnet. An nie gejehener Zahl ftrömte das 
Volk aus allen Gegenden hier zufammen; an feiner Spige bie 
Negierung und die Geiftlichkeit. Der Feftprediger ſprach bei 
diefem Anlaffe von der Heiligkeit der Sache der fieben 
Kantone und der Ungerechtigkeit der zwölf Stände u. ſ. w. 
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In diefem Sinne, aber weit leidenfchaftlicher als es hier ge 
ſchehen, wurde allenthaflben gepredigt, bejondersaber bei Anlaß 
der Truppenbeeidigungen und der Fahnenweihen, welche überall 
mit Entfaltung großer Feierlichfeiten vorgenommen wurden. 

As am 26. Weinmonat ein fonderbündifcher Artillerie 
Part von Schwyz an den Ort feiner Beſtimmung abging, 
wurde, als er bei dem großen Kirchenthor vorbeifam, Halt 
geboten, und fiehe, e& erſchien der bifchöfliche Kommiffär in 
kirchlicher Kleidung, um durch ein ftilles Kirchengebet und eine 
Segensertheilung die Waffen zu heiligen. „Geht im Namen 
des Herrn“, fo rief er, „lei e8 zum Sieg oder zum Tod!“ 

So geſchah es in allen Sonderbundsfantonen. Die grös 
ften Feierlichkeiten fanden aber in Luzern ftatt, wo der päpft- 
fihe Botfchafter, wie im Jahre 1712, den fonderbündifchen 
Waffen in der St. Leodegarsfirche feinen Segen ertheilte 
und die Fahnen bes Landfturms einmweihte. 

Diefe religiöfen Uebungen hatten nicht blos den Zweck, 
die Stimmung bed Volfes zu heben und dasfelbe für die 
heilige Religion und die Freiheit zu begeiftern, fondern auch 
materielle Bedeutung, da durd) fie der Glaube an ftihe und 
fugelfeftmahende Mittel neue Nahrung gewann. 

Wie es von geiftlicher Seite getrieben wurde, fo geſchah 
es auch von der weltlichen. Als Hauptaufgabe Hatten ſich die 
fonderbündifchen Regierungen vorgefett, jede politifche Ne- 
gung, die nicht dem Syſtem des Sonderbundes huldigte, ge» 
waltſam nieder zu halten. Luzernd Regierung, welche bie- 
fen Zweden bie Heimat und den Wohlbefund von Tau⸗ 
jenden ihrer Bürger geopfert, vernichtete die Preffreiheit 
vollftändig, Hob das Vereinsreht auf, und führte ein eben 
jo gehäffiges als unerträglihes Spionirfyftem im gan⸗ 
zen Kanton ein. Aehnliche Maßregeln ergriffen die übrigen 
Sonderbundsftände, vor allen Schwyz, welches der Luzer⸗ 
ner Regierung nicht blos gleichkam, fondern fie in vielen 
Dingen überbot. Scharf wurden die Neben und Handlun- 
gen der „Schwarzen“ *) überwacht. Die unfchuldigften Aeuße⸗ 


*) „Schwarze” wurben die Gegner des Sonderbunbes, nach einer aus 
tem Kanton Luzern heritammenven Benennung geheißen ; feine Anhänger 
hieß man „Rothe“. 
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rungen hatten meitläufige, ftrafrichterliche Unterſuchungen zur 
Folge; Zweifel gegen den Sieg des Sonderbundes zog Ge⸗ 
fängniß nad) fi. Ueber den Mißbrauch der freien Mei⸗ 
nungsäußerung wurde ein Geſetz erlaffen, welches Lügen, 
Beleidigungen, Höhnungen der Sittlichkeit, der gefeglichen 
Ordnung und der Religion durd) Wort und Schrift mit 
den härteften Strafen bedrohte. Daß bei folcher Lage dieſe 
Begriffe gegen die, welche dem maßloßen Treiben abgeneigt 
waren, eine fehr weite Ausdehnung fanden, iſt wohl felbit 
verſtändlich. Nicht minder wurden, um jede Belehrung und 
beſonnene Erwägung fern zu halten, faſt alle Zeitungen ver⸗ 
boten und nur den wüthendſten Parteiblättern Einlaß ges 
ftattet ; ja, fo weit gieng die Naferei, daß fi) der außer⸗ 
ordentliche Regierungsausfhuß von Schwyz an dem Eigen 
thum der Privaten vergriff, indem er durch Maueranfchlag 
verkünden ließ, daß Schulden an die Nachbaren in den nidt 
fonderbündifchen Kantonen nicht mehr bezahlt werden müß- 
ten, fondern an die Regierung zu entrichten feien. Alk, 
die nicht den übertriebenjten Eifer an den Tag legten, wa⸗ 
ren verdächtig. Angeftellte, welche die Regierung zu wählen 
hatten, wurden von ihren Poſten entfernt und eine beträdt- 
liche Anzahl ſchwarzer Offiziere des I. und II. Auszugs 
außer Dienft gefegt, ein Umſtand, welcher der Kriegstüchtig⸗ 
teit der fonderbündifchen Truppen weſentlichen Eintrag that. 
Einen erwünfchten Anlaß, die Gegner des Sonderbunds zu 
brandmarfen , bot die Ermordung des Rathsherr Leu von 
Eberfol, des Hauptführers der veligionsvollen Luzernerbaw 
ren. Während jeder Unbefangene in diefem bedaurungswer- 
then Vorfall die Befriedigung einer durd) die Luzerner⸗Po⸗ 
Litit heraufbeſchwornen Privatrache jah, gab ſich die fonderbün- 
diiche, Partei alle Mühe, diefe That als eine Folge der zur 
Geltung gekommenen freifinnigen Grundſätze auszufchreien; 
ja man ſcheute ſich nicht, die eidgenöffifchen Brüder in Ta 
thofifchen und nichtlatholifchen Kantonen mit dem fchändl- 
hen Namen „Bartei des Meuhelmords* zu brand 
marfen. 

Um den radilalen Volfsverfammlungen in den änferu 
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Kantonen, welche zahlreich beſucht wurden und nicht ohne 
Einfluß auf die Berathungen der großen Räthe und der 
Tagſatzung blieben, ein Gegengewicht zu bieten, wurbe in 
Schwyz der Verſuch gemacht, einen Volfsverein zu gründen 
und für denjelben, unter dem Schuhe und der Leitung der 
Regierung befondere Vorfchriften erlaffen. Sein Zwed war: 
Wahrung politiicher und konfeſſioneller Rechte und Freihei- 
ten, jo wie Unterftügung der im Kampfe für diefe Güter 
Verunglückten und Gefallenen. Die Thätigkeit des Vereins 
ſollte in Allem darauf gerichtet fein, daß der religidfe Sinn 
des Volks und die Liebe zu feiner Freiheit immer rein er- 
halten und die Aufmerkſamkeit auf die drohenden Gefahren 
mehr gejchärft und erneuert werde. Die Mitglieder des 
Vereins waren pflichtig, fowohl auf auswärtige als einhei- 
miſche Ausjendlinge, welche ſich zur Aufgabe geſetzt, fchlechte 
Schriften und ſchlechte Grundſätze zu verbreiten, oder gegen 
geiftliche und weltliche Behörden und deren Beihlüße auf- 
zuregen, genau Acht zu haben und fie den Behörden zu ver« 
zeigen. Auch jollten fie fi) überall, wo fid) Gelegenheit 
darbot, offen nnd unumwunden für die konfervative und ka⸗ 
tholiſche Sache, und deren Grundfäge ausfprechen. Um die 
fen Berein ins Leben zu rufen wurden häufig abendlicdhe Ver⸗ 
fammlungen gehalten, in denen Geiftliche den Vorſitz führ- 
ten. Gleichwohl fand diefer Verein bei dem an Volksver⸗ 
Sammlungen im Freien gewöhnten Schweizervolf verhältnigmä- 
Big wenig Anklang, auch gebrach e8 an der Zeit, denfelben 
gehörig auszubilden. 

Maßlos, höhmend, von Hochmuth ftrogend war die Hal- 
tung der jonderbündifchen Preſſe. Wir laffen zum Beweis. 
Stellen aus der Staatszeitung der Tatholiichen Schweiz fol- 
gen, welche an Derbheit und konfeſſionellen Haß von dem 
Schwyzeriſchen Volksblatt noch überboten wurde. 

Schon bei Anlaß der Rothner⸗Verſammlung fchrieb je- 
nes Blatt Folgendes: „Mit jchwerem Herzen ergreifen wir 
heute die Feder, um' das jüngite Blatt in die Gefchichte un- 
ſers Baterlandes einzutragen. Wir finden zur Ueberſchrift 
feinen geeignetern Namen, als den der Sündel — „Ya 
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wohl, eine ſchwere Sünde ift im Schmweizerlanb begangen 
worden, eine Sünde des Meineides, des Bundesbruches, 
des Kirchenraubes ! 27“ „Wir glauben an einen Gott und 
an eine Vorſehung, darum fragen wir: Wird der gerechte 
Gott eine ſolche Sünde ungeftraft laffen? Wird Gott fer- 
nerhin eine Nation fegnen, welde mit dem Eide fpielt; 
welche den Allmächtigen höhnend zum Zeugen des Bundes⸗ 
bruches anruft; welche Kirchengut raubt? Gott ift unendlich 
barınherzig; aber wenn eine ſolche Nation niht Sühnung 
für die Sünde bringt, fo trifft fie, nad) dem Zeugniß der 
Offenbarung und ber ganzen Weltgefchichte, Gottes Fluch.“ 

„Gottes Fluch! Wen fchaubert nicht bei diefem Ge— 
danfen? Wer, der Religion achtet und fein Vaterland Liebt, 
bebt nicht in feinem Annerften bei ejner foldhen Ausſicht in 
eine jammervolle Zukunft! Wehe einem Lande, das den Eid 
bricht!“ Einfahes PBroteftiren gegen ein ſolches Ber- 
gehen ift feine Sühne und kann nie und nimmer mehr ge 
nügen. Ein ſolches Broteftiren, ohne nachfolgende ſühnende 
That, gleicht dem Händewafchen des Pilatus, welcher eben. 
fall gegen die Blutthat der Juden proteftirte, aber dieſelbe 
dennoch gefchehen ließ. Auch Pilatus glaubte mit feiner Pro⸗ 
tejtation genug zu thun und dadnrch feinen Theil an der 
Blutfchuld der Inden zu haben. Gott hat anders gerichtet.— 

Ferner jchrieb ein Korrespondent aus Schwyz in jenes Blatt: 
„Bird Schwyz im Sturm des Krieges, der über feine Gauen her: 
zuftrömen droht, feine Rechte, feine Freiheit und feinen Glauben 
wie einen alten Hauch verwehen laffen, oder wird es, eingedenft 
feiner Väter, die fo oft dem Tode Fühn ins Antlitz blicten, 
wenn dieſe Foftbaren Güter auf der Schneide des Schwertes 
ſchwankten, feine Brujt zum Schilde darbieten, feinen Arm 
zum Kampfe erheben ? Defters wurde und wird diefe Frage 
mit Nein beantwortet; allein dieſes Nein ift nur im den 
Herzen weniger Nichtöwürdiger gefchrieben, die auf der Bahn 
des Unrechts wandeln, welche die wahre Freiheit nicht ken⸗ 
nen, die Seligfeit des Glaubens nicht fühlen. — Ganz an 
ders, viel hehrer denkt da8 Schwyzervolk. Muthig und rie 
jenhaft wird e8 auftreten in der Stunde der Entſcheidung, 
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ja, dann wird man fie wieder erkennen, die Söhne der Hel- 
den am Morgarten. In den Armen der Freiheit ruhig zu 
leben, oder auf dem Grabe berjelben jterbend niederzufinten, 
diejes ift der Gedanke, welcher jeden Schwyzer befeelt und 
bejeelen muß. Denn was bleibt uns, thürmt das Unrecht 
auf den Trümmern unjerer Nechte, unferer Freiheit, unfers 
Ölaubens feinen Thron empor ? Nichts als ein Leben, dem 
der Zod auf dem Schladhtfelde weit vorzuziehen iſt? Was 
bleibt und, wenn der Artikel de8 Bundes, welcher unfer 
Recht begründet, nicht mehr geachtet wird; wenn bie Feinde 
unferer Religion uns vorſchreiben: Diefe und dieje Diener 
euerd Glaubens ‚dulden wir nicht; wir dulden nicht, daß ihr 
euch zur Vertheidigung euerer heiligften Güter zuſammen⸗ 
ſchaart und rüftet ? Was heißt das anders, als leget euer 
Haupt aufs Sterbefiffen, wir haben für euch den Dolch ge- 
fhliffen ? Nein, eine ſolche Sprache verjtehen wir nicht ! 
Wir laffen uns die Arme nit feffeln, die unfere Abs 
nen einjt erhoben, um euch frei zu Tämpfen. Wir laffen 
uns das Joch nicht aufbürden, das die Siege unferer Bü- 
ter von euch abgewälzt; wir Taffen uns die Freiheit nicht 
rauben, welche die Helden am Morgarten, zu Sempad, mit 
ihrem Blute befiegelt und die fie auch euch verfchafften. Wir 
wollen einen Krieg; wir dürften nicht nah Blut; laßt ung 
fen, was wir immer gewefen: ein ruhiges, ein freied Volk, 
und wir find zufrieden. Wil man aber das nicht; Tann 
man nicht ruhen, bevor man und gefnechtet; will man Krieg, 
um das Unrecht fieggefrönt zu erheben, o dann greifen wir 
freudig zu den Waffen und zeigen, was ein Volt vermag, 
bas im Gefühle feiner mißhandelten Rechte den letzten gro- 
Ben Kampf beginnt. Wir find zwar ſchwächer an ber Zahl, 
doch was nügt ein Niefenkörper mit einer Zwergfeele? Kraft 
und? Muth find es, melde den Siegeskranz Flechten. 
D fie mögen fi groß dünken die Feinde unferer Rechte, weil 
Tauſende ihrer Fahne folgen; fie mögen fid brüften, daß 
fhönere Waffen ihre Glieder umhüllen; fie mögen ftolz fein, 
daß Hundert Kanonen ihnen zu Gebote ftehen — wir zagen 
nicht! Geſtützt auf das Feld des Rechts laſſen wir ihre 
20 
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Kriegsfluthen um uns wüthen; fie werden zerſchellen, 
ſchmächlich zerſchellen; denn ein freies Volk, das ftehen will, 
kann nicht untergehen. Diefen Eat beweilt die Geſchichte 
aller Jahrhunderte. Das Voll von Schwyz aber will ſte⸗ 
hen und will feine Rechte, feine Freiheit, feinen Glauben 
ungeſchwächt, wie e8 ihn erhalten, feinen Kindern hinter⸗ 
laſſen; mit den Waffen in der Hand wird es ſich vor feine 
Güter ftellen, wird kämpfen und wird fiegen; denn we das 
Recht die Waffe führt, da wird ber Feind zerichmeitert !* 
So die fonderbündifche Preife — 

Als fernerer Stützpunkt und Rüdhalt diente dem Son- 
derbund die Haltung ber europäiſchen Kabinete, und ihre 
Hunftbezeugungen und Berjprehungen mögen nicht we— 
nig dazu beigetragen haben, die Verblendung und den Trotz 
der Tatholifhen Stände auf ihren Höhepunkt zu treiben. 

Schon am 2. Brachmonat 1847 Hatte der franzöftiche 
Minifter Guizot an feinen Gefandten in der Schweiz, Graf 
Bois Te Comte, eine Note gefandt, aus der die offenbare 
Sympathie des franzöftjchen Minifteriums mit den fonder- 
bündifchen Beftrebungen hervorleuchtete. In diefer Zuſchrift 
wurde der Tagfagung das Recht beftritten, in der Sonder» 
bundsangelegenheit einer Minderheit von Kantonen den Wil 
(en der Mehrheit aufzubringen. Als Grund diefer Behaupt- 
ung wurde angeführt, daß die dur die Staatsverträge 
anerfannte Schweiz fein einheitlicher Staat, fondern ein Bund 
von Staaten fei, welche fid) der Tagſatzung gegenüber die 
wejentlichen Souveränitätsrechte vorbehalten haben. Frank⸗ 
reich und die mit der Schweiz verbündeten Mächte prote- 
ftiren daher gegen eine ungebührliche Auslegung des Bun- 
dedvertragd und ein Verfahren, wodurd die individuelle 
Sriftenz einzelner Kantone geftört würde, indem dies ber 
erſte Schritt fei zur Abſchaffung des Bundesvertrags felbit, 
und mithin aud zur Aufhebung der mit Bezug auf ben 
Bundesvertrag abgejchloffenen Staatsverträge. Dieſes indi- 
refte Schreiben, welches das ſchweizeriſche Nationalgefühl . 
empörte, wurde der Tagſatzung non ihrem Präfidenten nicht 
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offiziell mitgetheilt, wohl aber von ihm perfönlich in ger 
bührender Weife beantwortet. 

Noch vor der Mittheilung diefer Verbalnote hatte Bois⸗ 
le⸗Comte ſämmtliche Kantone bereist um einzelne Staatö- 
männer in die Intereſſen der franzöfifhen Politik zu zie- 
ben. Bon Straßburg aus empfiengen die Sonderbunds Kan⸗ 
tone Flinten und Kanonen um billigen Preis, während das 
„Journal des Debats“ offen für den Sonderbund gegen bie 
Eidgenoffenfhaft Partei nahm. — Bon ähnlihen Anfichten 
wie Frankreich, gingen auch die übrigen europäifchen Mächte 
und namentlih Defterreihd aus. Beide, Metternid) und 
Suizot, fahen im Sonderbund die „Eidgenoffenfchaft” und 
würdigten die Mehrheit der Stände zu einer bloßen Faktion 
herab. ‘Der Öfterreichifche Beobachter ſchrieb fogar: die Eid- 
genoffenfchaft fei in zwei Bünde getheilt; Europa werde ent- 
fheiden, welchem von beiden e8 im Jahre 1815 die Neutra- 
lität gemwährleiftet habe. Die kaiſerliche „Schankung“ von 
3000 Flinten an den Sonderbund; die beträchtlichen Waffen» 
und Miunitionslieferungen aus dem Zeughaufe von Mailand 
und der zinsfreie Vorfhuß von 100,000 Gl. verriethen hin- 
Yänglich, was von der öfterreichifchen Politik in diefer Be⸗ 
ziehung zu erwarten war. *) Defterreihifche Offiziere nahe 
men in der fonderbündif—hen Armee Dienfte [und von den 
Ranzeln herab wurde laut und offen verfündet, daß im Falle 
des Mißlingens der ſonderbündiſchen Unternehmung die Des 
fterreicher unmittelbar in die Echweiz einrüden werden. **) 


*) Sch fand dabei, als eine dieſer Gewehrkiſten ausgepadt wurde. 
„Glauben jegt die ſchwarzen Kaiben, daß und der Kaiſer Hilft“, jo ſprach 
der Auspader- 

eo) (58 iſt von den Häuptern des Sonderbundes ftetSfort entſchieden in 
in Abrede geitellt worben, zur Erreichung ihrer Zwecke fremde Interven⸗ 
tion angerufen zu haben. Wie begründet dieſe Verfiherung war, laßt ih 
aus einem Schreiben des flebenörtigen Kriegsraths, unterzeichnet von 
Sigwart unnBernarpMeyer,b. d. 15. Nov., entnehmen. Dasſelbe 
war an den äftreichifchen Minifter von Kaiſersfeld gerichtet und lautete alſo 
„Exellenz! Mit Veranügen erjeben wir aus ber uns unterm 411. Novemb. 
übermittelten Rote, daß Sr. Majeftät, der Kaifer, die Stellung, welche bie 
VII Kantone eingenommen haben, anerfennen und feine Schuld für bie 
Folgen, welche für die Schweiz kommen werben, denfelben beimeſſen wird. 
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Selbft Englands Regierung war anfänglich dem Sonderbunde 
hold. Am 11. Hornung 1845 ſchrieb Aberdeen dem engli« 
ſchen Gefandten, daß die Schweiz, wenn eine Anflöjung 
de8 Bundes, gleichviel durch melde Schuld, bewirkt und da⸗ 
durch eine Umgeftaltung der Eidgenoffenfchaft in anderer Form 
herbeigeführt würde, zur Erlangung einer legalen Stellung 
im allgemeinen politifhen Syiteme von Europa, der fürmli- 
chen Zuftimmung der garantirenden Mächte vom 20. Nov. 1815 
bedürfe. Die englifchen Zeitungen, beſonders die „Times“, 
wetteiferten mit den franzöfifhen und öfterreihifchen in der 
Emporhebung des Sonderbundes und der Herabwürdigung 
der Eidgenoffenfchaft. Die „Morningpoft” nannte das eidge- 
nöffifche Bundesheer die „gnvaſions-Canaille“. Doch 
änderte England feine Anſichten über die jchweizerifchen Ver⸗ 
hältniffe; denn die fpätere Verbalnote Palmerftond an den 
neuen englifhen Gefandten Beel ſprach über das Verhalten 
des Vorortes ihre Billigung aus und erklärte, daß ſich Eng- 
land nicht in die fehweizerifchen Verhältnifje mifchen werde. — 
So hatte der Sonderbund an England eine moraliſche Stütze 
verloren; ein Umftand, der um fo bedeutungsvoller war, 
als der Beichluß des franzöfifchen Parlaments gegen die 
Sefuiten und die Minifterwechjel in Baiern, Belgien 
und Sardinien wenig geeignet waren, dem ſchweizeriſchen 
Jeſuitismus und Sonderbunde in Auslande neue Sympa- 
thien zu ermerben. Rußlands und Preußens Bolitit wer 

diefelbe, wie die Oeſterreichiſch-Franzöſiſche oder Metternid- 
Guizot'ſche. Von Rußland Hatte der Sonberbund freilid 
wenig mehr zu hoffen als die Sympathie, wogegen Prev- 
ßens Politik in Neuenburg zur Förderung ſonderbündiſcher 
Intereſſen thatfächlich mitwirkte. Dagegen entzog die libe⸗ 
rale Bolitit, welcher der hl. Stuhl in feinen innern Der 
Anden wir Namens der VII Stände unfern wärmften Danf für viele 
wohlwollende Anerkennung ausſprechen, können wir nicht umbin, noch⸗ 
mals diejenige Bemerkung fallen uz laffen, welche wir im eriten Schreis 
ben vom 13. dies an Ihre Exellenz uns erlaubten, die Beinerfung nims 
lich, daß der mächtige KaiferftaatS Defterreih in Folge Anerkennung 
unferer rechtlichen Stellung nit ermangeln wirt, diejenigen Mafre 


geln beforberlichit zu erareifer, welche geeignet find, und von ber dro⸗ 


henden Unterbrüdung zu ſichern und uns in unferer rechtlichen Gtellung 
zu erhalten.” 
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bältnifjen Huldigte und der friedathmende Brief des Papſtes 
dem Sonderbunde einen wichtigen Rüdhalt. | 

Dies find die Mittel, welche dem Sonderbund vor dem 
Ausbruche des Krieges zu Gebote ftanden und welde von 
feinen Lenkern und Gönnern in maßlofer Weife und mit der 
ausdauernften Beharrlichkeit in Anwendung gebradjt wurden. 

Den Gegnern des Sonderbundes und der Jeſuiten jtan- 
den feine jo furchtbaren Waffen zu Gebote, und gerade da, 
wo die fonderbündifche und jejuitenfreundliche Partei ihre 
ftärkfte Seite zeigte, war, ehe Hanibal vor den Thoren 
ſtand, die Schwäche der eidgenöffifchen zu finden. ‘Diefer 
gebrach e8 an jenem einheitlihen Mittelpunkt, welcher der 
eritern ihre Stärke verlieh. Im Lager ber Freifinnigen mar 
Zerjplitterung, welche den Mangel an Xhatfraft gebiert; 
bier herrſchte die Gemüthlichkeit und Wohlrednerei vor, wäh 
rend im gegnerifchen Lager der Veritand die erite Stelle ein- 
nahm. Während man 3. B. bei der Tagfakung lange dar⸗ 
über verhandelte, ob man Quzern zum Abgehen von der Je⸗ 
‚uiten-Bernfung einfach, oder freundeidgenöffifch, oder 
dringend einladen wolle, war man von Seite der Gegner 
über diefe Maßregel Tängft einverjtanden. Auch läßt die plötz⸗ 
lihe Einführung der Jeſuiten in Luzern, gegenüber den nichts⸗ 
fagenden Wortflaubereien der Tagſatzung am beiten die cha» 
rafteriftifche Verfchiedenheit der Parteien erfennen. Erſt durd) 
den Sonderhund und die rückſichtsloſe Verfolgung feiner Zwede 
wurde bie freifinnige Partei zur Einigung genöthigt. Ahr 
zur Seite ftand die öffentliche Meinung des aufgellärten Eu- 
ropas faud eine Puiffance), die in dem Kampf der Eidge- 
noffenfchaft gegenüber dem Sonderbund den Kampf der in 
der Neuzeit zur Geltung gefommenen Grundfäge im Staats» 
nnd Bolfsleben gegen die Ideen einer längſt zu Grabe ge- 
tragenen Zeit erkannte, und in zahlreihen Zujchriften ihre 
Billigung ausſprach. Eine diefer Zufchriften drückte ſich aljo 
aus: „Die hohe Verſammlung, welche die gemeinfamen An⸗ 
gelegenheiten des eidgenöffifhen Bundes zu berathen berufen 
ift, hat am 20. Juli einen Beſchluß gefaßt, von deſſen Voll⸗ 
ziehung die Herrſchaft der Geſetze, die ungeftörte friedliche 
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Entwidlung der geijtigen und materiellen Wohlfahrt, ſowie 
das Anfehen und die Achtung der Eidgenofjenichaft nad) Au⸗ 
Ben abhängt. Die hohe Tagſatzung hat nicht gezögert— 
nachdem alle Mittel zur gütlihen Beilegung des Streites 
geicheitert und die Widerjeglichfeit gegen ihren Beſchluß 
vom 20. Juli auf das Aeußerſte getrieben war — den Voll⸗ 
zug desfelben mit bewaffneter Gewalt zu bejchließen. An 
den Erfolg des unvermeidlich gewordenen Kampfes knüpfen 
fih) die Synpathieen, die Befürchtungen und die Hoffnungen 
der europäifchen Geſellſchaft. — Zur Unterftügung der von 
einer herrichfüchtigen Partei irregeleiteten Söhne der Schweiz, 
zur Erhaltung und Machtentwicklung eines unheilbringenden 
Ordens, regen fich überall jene finftern Gewalten, welche die 
Freiheit und Selbitftändigleit der Völker beharrlich anfein- 
den, um auf Kojten des Volkswohles ihre befondern Zwecke 
zu erreichen. — Für den Sieg des Weſetzes, bes Anſehens 
und die Freiheit der Eidgenoſſenſchaft Tprechen die Wünfche 
der Bürger in allen europäifchen Ländern, namentlich im 
jtanımverwandten Deutfchland, welches nicht vergeflen Hat, 
daß in beffern Tagen die Schweiz enger mit ihm verknüpft 
war und wohl weiß, daß auch heute noch die Bildung und 
Geihide beider Länder innig mit einander verbunden find.— 
Siegt die bundesbrühige Minderheit und erhebt fie der Ye 
fuitismus zum Herrſcher der Schweiz, jo wird fich diefe ver- 
derbliche Macht auh in Deutichland wieder aufrichten von 
den Niederlagen, die fie hier erlitten. Wird dagegen ber 
Auflöfungs-Befchluß gegen den Sonderbund mit Nachdruck 
vollzogen, fo liegt auch uns die Zukunft für eine freie bürs 
gerlide Entwidlung in heiterm Lichte. Die Eidgenoſſenſchaft 
kämpft in diefem Augenblicde den Kampf für Recht und Geſetz, 
fürden tirchlichen Frieden und die bürgerliche Freiheit Europas. 

Ebenſo entfchieden ſprach ſich für die Politik der Tage 
ſatzung die große Mehrheit des Schweizervolfes aus. Zahl 
reich traten in den freifinnigen Kantonen Volksverſamm⸗ 
lungen zuſammen und erflärten last und offen, daß der uns 
geſetzliche Zujtand, die Zerriffenheit und Schmach, diefe Ur⸗ 
jachen des Zwiftes entfernt werden müßen. Ruhig und ent- 
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ſchloſſen fprachen die Führer der Freiſinnigen an den eibge- 
nöffifchen Schügenfeften, wo eine zahlreiche, für das Wohl 
und die Ruhe des Vaterlandes begeifterte Klaffe jüngerer 
Männer zufammenftrömte und im freien, vaterländifchen Geifte 
die objchwebenden Tagesfragen behandelte. Aus biefem Grunde 
waren um dieſe Zeit die eidgenöfflihen Schützenfeſte von po» 
litiſcher Bedeutung, indem fie die Eibgenoffen aller Zungen 
und Belenntniffe zu einem Kultus vereinigten, deffen Göttin 
die Freiheit, deffen Altar das Vaterland war. Damit war 
das Mittel gefunden zur Belebung des gemeineidgenöffifchen 
Beiftes, zur Erweckung ächt ſchweizeriſcher Gefühle, und wenn 
die bei diefen Anläfſen gehaltenen Reden gewöhnlih nur 
oft gehörte Phraſen wiederholten, fo war diefe Sprade 
gleichwohl gemeinverftänblich und wohl geeignet, das ſchlum⸗ 
mernde Gefühl eines allgemeinen Schweizerthums zu weden 
and den Bürger an die höhern Bedürfniffe des Baterlan- 
des und an feine Pflicht gegen dasfelbe zu erinnern. 

Nicht minder rührig nahm die freifinnige Preffe an dem 
erhobenen Kampfe Theil, und wenn einzelne Uebertreibungen 
derfelben auch nicht zu billigen waren, und das Heben ge- 
gen die Jeſuiten aus Lonfeffionellen Urfachen Tadel 
verdiente, fo ift es gleichwohl eine allgemein anerkannte 
Thatſache, daß fich die freifinnige Preffe mit weit mehr Ans 
ftand, Würde und Wahrheit benahm, als dies auf der geg- 
nerifchen Seite der Fall war. 

Mittlerweile war die Zeit zur Abhaltung ber orbentli- Die ordentliche 
hen Tagfagung des Jahres 1847 herangerüdt. Sie wurde a 
am 8. Heumonat zu Bern durch Ulrich Ochfenbein eröffnet. 3 
Die April-Revolution hatte diefen Mann, den Anführer der — krof⸗ 
Freiſchaaren, an die Spitze dieſes Kantons gebracht, und als nung. 
Bräfident ber Berner Regierung war er Präſident der Tag⸗ 
fagung geworden. Die Eröffnungsfeierlichkeit fand in der 
hf. Seift- Kirche ftatt, wo fi das Volk in großer Zahl als 
Zuhörer eingefunden hatte. Die Bedeutung, welche der Bun- 
bespräfident den zu behandelnden Gegenftänden beilegte, gab 
fih in folgenden Stellen feiner mit Wärme geſprochenen 
Rede fund: „Eidgenoſſen! wir wollen der Wirklichkeit offen, 
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redlich und feit in's Antlitz fchauen. Es handelt ſich um die 
wichtigften Güter der Dienfchheit, um die unerläßliden Be⸗ 
dingungen eines freien geiftigen Xebens, um die Wahl zwiſchen 
dem Fortſchritt und der Unbeweglichkeit, alfo um die Ent⸗ 
Iheidung eines Kampfes, der — fo alt wie die Menjden- 
gefchichte — bald unter dieſer, bald unter jener Form wie» 
derfehrte und vielleicht nie mehr als im diefen Tagen das 
ganze geijtige Europa bewegte und in feinen Grundfeſten er» 
fhüttert...“ Dann erinnerte der Redner an die allem Völ⸗ 
ferrechte zumwiderlaufende Vernichtung der Republik Kra—⸗ 
fau, einer Schweiter Helvetiend. Er erwähnte der Rieſen⸗ 
fortichritte der Zeit in Wiſſenſchaft, Gewerb und politiſcher 
Bildung, — diefer neuen. geiftigen Welt, in welcher noch 
die alten fihtbaren Pfeiler der Borzeit ftänden, angehörend 
einer längſt verfchwundenen Anfchauungsweife, andern Begrif- 
fen, andern Verhältniſſen und Bedürfniffen, auf feine andere 
Grundlage geftügt, als auf die Macht der Gewohnheit, des 
Ehrgeizes und des Eigennutzes; Strufturen, welde bei 
der leiſeſten Erſchütterung wie vermwitterte® Gemäuer aus 
einander zu fallen drohen... Der Redner gieng dann auf 
die Schweiz über und wies auf die Wunde Hin, an welder 
das Vaterland litt, den lofen Bund von 1815. „Hier, o 
Eidgenoſſen!“ rief er, „hier Hand anzulegen und den Bund 
in Einflang zu bringen mit den Begriffen und Gefühlen 
des DVolfes, das iſt Euere heilige unabweisbare Pflicht!" — 
Endlich berührte der Redner die Stellung der Schweiz zu 
den ausländifchen Mächten und zeigte, daß die Intereſſen 
der Mächte dermalen noch diefelben feien, wie jene, welde 
fie einft zu der feierlichen Erklärung veranlaßten, daR das 
allgemeine Staatsinterefje zu Gunften der fchweizerifchen 
Eidgenoffenjhaft die Anerkennung einer immerwährenden Nen- 
tralität erheifhe. Er Hob hervor, daß auch das pofitive 
Recht den fremden Mächten feine Einmiſchung in unfere in 
nere Angelegenheiten gejtatte; denn, nicht vermöge des Wie⸗ 
nervertrags befige die Kidgenofjenfhaft das Recht ſelbſtei⸗ 
gener Konjtituirung, fondern vermöge ihrer Selbftherrlichkeit; 
und nicht der Bundesvertrag der 223 Kantone fei von den 
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tontrahirenden Mächten gewährleiftet worden , fonbern das 
vermöge des Wienervertrags der Eidgenoſſenſchaft zuftändi- 
ge Gebiet. „Sollten wir uns aber doch täufchen,“ fo fchloß 
der Redner, „jollte das Unwahrfcheinlichfte, eine fremde Ein- 
mifhung in die inmern Angelegenheiten der Eidgenoffenfchaft 
verjucht werden wollen, jo ſoll die Welt wiflen, daß die 
Schweiz ftarf durd ihr gutes Recht, groß durch die über- 
allhin verzweigten Sympathieen aller freien und nach Freiheit 
ringenden Bölfer ift, daß fie die letzte Kraft und das lebte 
Herzblut aufopfern wird, um ihre von den Vätern in fo 
mander heißen Schladht erfämpfte Unabhängigkeit zu wah⸗ 
ten und diejes Tojtbarfte aller Güter, wie ererbt, fo unver» 
fümmert , als heilige Vermächtniß auf Kinder und Kindes- 
finder zu übertragen. Gott erhalte das theure Va— 
terland !“ 
Am Tage nach diefer denkwürdigen Eröffnung hatte der 
franzöfifche Gefandte Bois-le-Comte Vorlaß beim Bundes- 
präjidenten. Der Gefandte erflärte unter anderm, daß man 
fih über die Abficht der auswärtigen Mächte bezüglich der 
Einmifchung leicht täufhen könne. Ochfenbein erwiederte 
auf diefe anmaßende Rede dem ftolzen Diplomaten: „Wenn 
die verbündeten Mächte Vabanque fpielen wollen, jo wer 
den wir mitjpielen.” Das war die eines Schweizerd wür⸗ 
dige Antivort ! 

Am 19. Heumonat begannen die Berathungen über den 
Sonderbund und dauerten zwei Tage. Folgendes find im 
Auszuge die Stimmabgaben der Standes » Gejandtichaften, 
welche wir um fo eher wieder geben, als fie geeignet find, 
dag klarſte Licht auf das politifhe Leben in der Eidgenof- 
ſenſchaft und Die Stimmung in den einzelnen Kantonen zu werfen. 

Zürich (Furrer) eröffnete die Ungfrage mit einer ruhi⸗ 
gen Erörterung des gegenwärtigen Standes der Trage. Es 
gab zu, daß die Freifchaarenzüge die Konfolidirung der 
Sonderverbündung verfchuldet haben, erinnerte aber nad 
drüdlich , wie faft alle Kantone gejeglihe Gewähr gegen 
derartige Ausjchreitungen gegeben. Werde aber behauptet, 
die Beforgniß vor einer völligen Ummwälzung der gegenwär- 
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tig zu Recht beitehenden WBundesverhäftniffe, und vor ber 
Erhebung eines die Kantonalfouveränität vernichtenden Ein- 
heitsſyſtems Halte den Sonderbund aufrecht, jo ſei zwar die 
Notäwendigkeit einer zeitgemäßen Neorganifation der Alte 
nicht zu läugnen, aber alle Bundesglieder feien darin einig, 
dag ein Einheitsfyftem unfern Innern VBerhältniffen und un- 
ferer hiſtoriſchen Bildung nicht zufagen könne. Gegen folde 
Beitrebungen bebürfen die Innern Kantone feines Schutzver⸗ 
traged und der Gefandte hoffe, fie werden freiwillig darauf 
verzichten. 

Lu zerns Votum war entſchieden und fchrof. Der Gefandte 
(B. Meier) erklärte: die Freiſchaarengeſetze der Kantone feien 
unzuverläßige Daͤmme gegen jene gewaltthätigen Volksbeweg⸗ 
ungen; doch gelte nicht ihnen zunädift das Bündniß, Tondern 
den bundesrevolutionären Beitrebungen jener Partei, bie 
durch Tagfagungsmehrheit ein Einheitsfyften aufdrängen 
wolle und fi an Schügenfeften und Volksvereinen deutlich 
genug vernehmen laſſe. Wolle man den Frieden, fo beruhige 
man zuerft die verbündeten Kantone, fege die aarganifchen 
Klöfter wieder ein; laſſe die Jeſuitenfrage fallen und gebe 
den betreffenden Kantonen Gewähr für ungeftörte Beibehal⸗ 
tung des Drdend. Der Geſandte betheuerte bei dem all 
mächtigen Gott, daß nur diefe chenden Abſichten die Zwecke 
des Sonderbundes feien, und gab zu verftehen, daß diefer ſtark 
genug fei, fie durchzufegen. Sein Antrag lautete auf Ent 
fernung ber Frage aus Abſchied und Traltanden. 

Uri (Schmid) ſchloß fi dem umfaffenden Votum des 
vorhergehenden Standes an, hob den defenfiven Charakter 
des Bündnißes hervor und erklärte feierlich, daß Regierung 
und Volk von Uri an demjelben bi8 zum Aeußerften feſthal⸗ 
ten werden Schwyz (v. Schorno) begann mit einem höß- 
nifchen Seitenblid auf die Julirevolution, die einer Partei 
bie Looſung gab, einem dhimärifchen Glücke nachzujagen und 
e8 Allen aufdrängen zu wollen. Schwyz habe im dieler 
Hinficht reichlich eigene Erfahrungen gemaht. Jener Geift 
der Dreißiger⸗Jahre fehone weder die Rechte der Kantone, 
noch der Religion. Schutzlos gegen bie Eingriffe der Ge 
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walt hätten fi) die Kantone zu gegenfeitiger Dedung ver- 
bunden. Dieſes wolle man wehren, die renolutionären Volks⸗ 
. vereine aber lafje man ruhig fortbeftehen. Ob das die Aner- 
fennung und der Dank gegen die älteften Bundesglieder fei ? 
Sein Kanton fei bereit, den Fehdehandfhuh aufzunehmen, 
aber nur über die Xeichen der Enkel Tells und Winkelrieds 
werde man in die Thäler der uralten freiheit eindringen. 
Der Gefandte erflärte mit feierlichempathos: SeinStand werde 
vom Sonderbund nicht lafjen, und unterftütte Luzerns Antrag. 

Unterwalden (Durrer) folgte mit Aehnlichem. 

Slarus (Blumer) erflärte, daß es den Beforgniffender 
verändeten Kantone Rechnung trage, obſchon ein eigentlicher 
Grund dafür nicht mehr vorhanden ſei. Glarus habe von 
einer ungefeglichen Umfchmelzung der Bundesverhältnifje fo 
viel zu befürchten als die Urfantone; es fei ihnen an Größe, 
Alter und Ruhm gleich; aber auch als Gejandter eines Hei« 
nen Kantons werde er zu einer Derftändigung über zeitge- 
mäße YBundesreforn freudig Hand bieten. 

Zug (Bofjart) gab zu, daß ein ſolches Bundesverhält- 
niß, wie das der fieben Stände, in die Länge nachtheilig 
wirfen könnte; es werde aber aufhören, fobald die Leber» 
griffe, denen es begegnen folle, befeitiget feien. Eo lange 


indeß die Regierungen der Schweiz felber nicht im Stande  , 


feien, anarchiſchen Gelüften zu widerftehen, fondern ihnen eher 
als Opfer fallen, fönne die Zeit zur Löfung noch nicht da fein. 

Freiburg (Fournier) fam mit heftigen Worten auf bie 
feidigen Freifchanrengefchichten zurück, machte einige Anläufe, 
die Geſetzmäßigkeit des Sonderbundes nachzuweiſen, und 
ftellte ihn ebenfalls al® einen unſchuldigen Vertheidigungs⸗ 
Bertrag Hin. 

Solothurn (Munziger) erinnerte, wie jet wieder ganz 
andere Zmede angegeben werben als früher; erft habe man 
gefagt, man Ffonfordiere gegen die Beitrebungen Aargans, 
dann gegen die Freiſchaaren, jet gegen die Bundesreviſion. 
Woran man fi nun zu halten habe? 

Bafelftadt (Sarafin) wünfcte dringend als Vermitt- 
fer von beiden Seiten angehört zu werben. Er gab 
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zu(einehrenwerthesWort des fonfervativen Stan 
des); daß das Separatbündnig mit dem Bundesvertrag un 
verträglich ſei; wollte aber in Rückſicht darauf, daß die Ber 
fchwerdepunfte der fieben Stände noch nicht völlig gehoben 
feien, zu einer Auflöfung blos einladen und forderte eine 
gleiche Auflöjung des Siebnerkondordats. 

Baſelland (Spitteler) gab Erläuterungen, warum iu 
ſeinem Halbkanton noch kein Freichſchaarengeſetz zu Stande 
gekommen; er verſprach ein ſolches und behauptete, der Son 
derbund ſei eine Reaktion der ariftofratichen und Herifalen 
Partei für realtionäre Zwecke. 

Schaffhauſen (Böſchenſtein) ſchloß ſich Glarus gr. 

Appenzell J. R. (Fäfller) wies auf die beunruhigen⸗ 
ben Erklärungen der Konferenzitände über den Zweck ihres 
Konkordates hin und ftimmte gegen Auflöfung desjelben. 

Appenzell A. R. (Dertli) rechtfertigte die Verwerfung 
des Freiſchaarengeſetzes durch feine Landesgemeinde und ſtimmte 
für Auflöfung, mit Hinweifung auf die gefallenen Erflärun 
gen, daß der Sonderbund ODHENNGEN Tagſatzungsbeſchlüſ⸗ 
ſen entgegentreten werde. 

S. Gallen (Näf) erinnerte , wie widerſprechend bie 
Ausſagen der Sonderbundsſtände ſeien, indem fie behaupten, der 
Bund gebe ihnen keine gehörigen Garantieen, während ſie 
gleichzeitig eine Verbeſſerung desſelben durchaus abweiſen. 
Was die konfeſſionelle Gefährdung betreffe, To bedaure St. 
Gallen die aarganifche Klofteraufhebung; im Uebrigen könne 
von einer Verlegung des Bundes nicht die Nede fein, mie 
den auch die übrigen fatholifchen und paritätifchen Stände feine 
Befürchtungen hegen. Ebenfo wenig gegründet fei die Furdt 
bor einer Bundesrevolution und Zentralijation, an die im 
Ernſt Niemand denke. Garantieen für den Willen der Min 
berheit fordern, jet die Erklärung der Anarchie. Der Ge⸗ 
fandte gieng auf die Ungejeklichkeit des Siebnerbundes ein 
und bewied diefelbe aus feiner Militär-Organijation, bie 
einen Kriegsrath mit umfaſſendenVollmachten aufftelle. Diefem 
feten ſchon 1844 bie Truppen der Sonderbunbsfantone un 
terftellt gewefen, indem fie fich geweigert, ein eidgenöffiſches 
Kommando anzunehmen. Er fchloß für Auflöfung. 
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Graubündten (Aby8) erdffnete den gleichen Auftrag. 

Aargau (Frei Herofe) erinnerte an die Gefährlichkeit 
eines neuen boromäifchen Bundes unter der Obforge der 
Jeſuiten und erflärte die Unzuläßigteit desfelben nad Form, 
Wefen und Zwed, indem er aud für fi) Antheil an dem 
Ruhme der alten Schladhten und neuen Erhebungen bean- 
ſpruchte. 

Thurgau (Kern) verbreitete ſich in ſeinem gründlichen 
Votum über die ſtaatsrechtliche Seite der Frage. Es dürften, er⸗ 
laͤnterte der Geſandte, einzelne Bundesglieder nicht in einen 
Sondervertrag treten, der Verpflichtungen in ſich ſchließe, 
die unter Umſtänden mit jenen des allgemeinen Bundes in 
Widerſpruch gerathen und ſo die Kräfte, über welche die 
allgemeine Behörde zu verfügen habe, für beſondere 
Intereſſen vorweg nehmen. Jener Vertrag gualifizire 
fi) als bundeswidrigsorganifirte Selbithilfe, die fich even- 
tuell auch gegen den allgemeinen Bund ehren und deffen 
Autorität gefährden könne. Man bebe ven blos defenfiven 
Charakter desfelben hervor; aber es komme zunädft nicht 
darauf an, tin welchen einzelnen Fällen er feine praktifche 
Anwendung finde; einen wirklichen Zwift mit der Eidgenoſ⸗ 
fenfchaft ober einzelnen Kantonen, wozu in ihm die Keime 
liegen, dürfe die Tagſatzung nicht abwarten und fo den 
Frieden gefährden Laffen ; ſchon fein bloßes DBeftehen fei der 
Bundesautorität nachtheilig, nad) Art. VI der Akte ungefek- 
lich und den ungeſchwächten Beftand des Bundes nah Innen 
und Außen gefährdend. Sichere diefer nicht hinlänglichen 
Schub für die einzelnen Kantone, fo jet es Sache aller 
Bundesglieder ihn zu ergänzen. Der Gejandte wies nad), 
wie jene Verbindung, welde die Kantonaljouveränität ſchü⸗ 
gen wolle, auch gegen bundesinäßige Tagſatzungsbeſchlüſſe 
gerichtet fei, und wie die Gelüſte zum Abjondern und Tren⸗ 
nen fchon 1843 vorhanden gewefen, al® man permanente 
Konferenzen und militärtfche Maßnahmen angeorbnet. Letz⸗ 
tes Jahr fei noch deutlich ausgeſprochen worden, die. fteben 
Stände rüjten fid) blos gegen Treifchaarenzüge, jest aber, 
nah dem Wahlfieg in St. Gallen, gebe man offen zu, daß 
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man fi auch gegen die Tagſatzung und ihre bundesmäßigen 
Beſchlüße rüfte. Diefe könne eine ſolche Widerſetzlichkeit 
nicht dulden, das liege auf der Hand. Der Sonderbund 
nehme den Fehdehandſchuh nicht auf, ſondern werfe ihn 
hin, indem er trotzig erkläre: die Tagſatzung ſolle nur be⸗ 
ſchließen — er rüfte. 

Was die Frage über die Verbindlichkeit von Mehrheitsbe⸗ 
Thlüffen für die Minderheit betreffe, fo behaupte Niemand, 
daß die Tagſatzung in allen Punkten verbindliche Beſchlüſſe 
faffen könne; aber in Fragen, die ihrer Natur nah Bun⸗ 
desfragen feien, fei ihr Entfcheid ein verbindlicher. Hier 
aber handle es fih ausdrüdlich um eine Bundesfrage, nad) 
der deutlichen Beitimmung des Artikels VI. Diefer verbiete 
dem allgemeinen Bunde nachtheilige Bündniſſe. Wer follte 
nun über die Nachtheiligleit richten, wenn nicht die Tag⸗ 
jagung ? Die jchwebende Trage falle aljo mit Nothwendig- 
feit in ihre Kompetenz , gebrauche fie aber diefe, jo wiſſe 
man zugleich, daß fie es nicht will käührlich thue; in ihr 
geben nicht Individuen, jondern Kantone die Voten ab, bie 
in wiederholter Berathung die Gefammtintereffen erwogen 
haben. Zudem erkläre der Artikel VII. ausdrücklich: „in 
allen übrigen Verfügungen (außer in Kriegen und Bündniffen 
mit dem Auslande), die durch die Tagfagung dem Bunde 
übertragen feien, entjcheide bie abjolute Mehrheit“ , was 
doch nichts andere heißen könne, als der Entfcheib der 
Mehrheit fei ein für Alle verdindficher. Dieſe Anſchauung 
fei aber aud) das Ergebniß einer hiftorifchen Auslegung dies 
ſes Artikels (was aus dem Abfchied vom 6. Auguſt 1814 
nachgewiejen wurde) und darum müße das enticheidende Mehr 
der Grundpfeiler unferer eidgenöffifchen Verhältniffe bleiben, 
während eine entgegengefegte Theorie alle Bundesautorität 
vernichten würde. Die Geſandtſchaft habe eine früher aus- 
gefprochene Hoffnung in Erfüllung gehen ſthen, nämlich die, 
daß Bund und Recht in der Eidgenoffenihaft noch fo viel 
innere Kraft in fich tragen, daß das Begehren um Auflö- 
fung des Sonderbunde® unmöglich auf die Länge in der 
Minderheit bleiben könne, indem nicht nur ein Mehrheits⸗ 
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beſchluß zu Stande kommen werde, jondern weil von dem 
einzelnen Kantonen, and) bei ſonſt getheilten politiſchen An⸗ 
fichten, doch nicht eine einzige Stimme die Gefegmäßigkeit 
des Sonderbundes vertheidigt habe. — 

Gegen das Anfinnen, daß fi hinter dem Auflöfungsbe- 
gehren noch andere Beitreben verbergen, die auf die Schmä- 
ferung der Rantonalrechte ausgehen, wies der Gefandte anf 
ben Gang Hin, den die Bundesumgeftaltung bisher genom⸗ 
wien. Dieſe, fchon vor 15 Jahren beichloffen, fei noch nicht 
zur Abänderung eines einzigen Artikels gelommen; mit dem 
Ueberjtürzen gehe e8 nicht fo jchnell und es ſei genugjam 
befannt, daß überhaupt nicht ein einziger Kanton geneigt 
fei, feine Autonomie, feine eigenthümlichen hiftorifchen Ver⸗ 
hältniffe zu opfern. Auch Thurgaus Großer Rath fei bei ber 
mftruftionsertheilung nur durch Beweggründe beftimmt wor⸗ 
. den, die im Bundesrecht und wohlverftandenen Vortheil ge- 
meiner Eidgenoffenfchaft liegen. Haben Schwyz und Zug 
darauf Hingewiefen, daß gerade die Urſchweiz dem Sonder- 
bunde angehöre , jo erlaube er fich, auf jene alte, ehrwürdige 
Urſchweiz Hinzuweifen, die im YBundesvertrag vom 7. Rov. 
1332 {chen im Artifel I. als Grundfag aufgenommen habe: 
„Kein Theil darf ſich mit bejondern Eiden oder Gelübden 
gegen Niemand, weder in no außer dem Lande verbün«- 
den, ohne der Eidgenoffen Wiſſen und Willen.” Die 
neuern Kantone aber müßen wünfchen, daß auch heut zu 
Tage noch an jenen Grundjägen feitgehalten werde, welche 
ſchon die älteften eidgenöffifchen Bünde als Bedingung ihres 
Dafein® aufgenommen haben. Der Gefandte Schloß auf 
Auflöfung des Sonderbunde®. 

Diefer Vortrag bildete den Schwerpunft der Berhand- 
fung und war die entfcheidenfte Rechtfertigung fowohl der 
NRechtögrundfäge , als der politifchen Beweggründe, denen die 
MehrhHeithuldigte. DerGeſandte Teſſin s8(Luvini)deutete darauf 
hin, wie ſonderbar es ausſehe, daß jene Kantone am hef⸗ 
tigſten ſich einer Reviſion des Bundes widerſetzen, die ihn 
durch ihr Separatverhältniß geradezu mit Füßen treten. 
Denn nah der Bundesafte gebe "es feine Aufftelung von 
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Kontingentstruppen mit Umgehung der eidgenöffifchen Ober- 
behörde, feine Verwendung von ſolchen, die nicht von ihr 
abhinge, Feine Ernennung von Oheroffizieren, Generalen 
ohne fie. Dazu haben die fieben Kantone einen Kriegsrath 
mit weitefter Befugniß aufgeftellt, was nothwendig VBerwid- 
lungen mit den gejetlichen eidgenöſſiſchen Behörden herbeifüh- 
ren müße. Sie fchreiben ſich das Vorrecht zu, den Bun- 
deövertrag auszulegen und fprechen den andern Santos 
nen das Recht ab, ſich einer ungebührlichen. Auslegung zu 
widerjegen. Nicht ein Vertheidigungs⸗Bündniß fei es, 
was man bezwede, fondern eine gefchloffene Phalanx real⸗ 
tionärer Bejtrebungen, welche die Entwidlung, die feit den 
Dreifigerjahren die Schweiz durchgemacht, als anarchifch und 
vom Mebel bezeichnet, weldhe ſchon für den gleichen Zweck 
den Sarnerbund gefchlogen und feither den Mittelpuntt fin- 
fterer Umtriebe gebildet I „Heilige Religion”, vief der Gefaudte 
aus, „du bift der Vorwand, deffen fi die Reaktion immer 
"bediente. Die Heuchelei wirft fih auf den Kampfplag po» 
Titifcher Leidenschaften, felbft wenn Alles in Dir Friede, 
Kiebe, Verbrüderung ift! Und — wunderbar genug — wir 
fehen jest Männer als Apojtel der Religion auftreten, die 
fie befämpft, geläftert und hundertmal erklärt haben, daß 
ein Staat nicht fortfchreiten Tönne, fo lange Klöjter beſte⸗ 
ben und Priejter Einfluß haben. Und dieſe Männer ftellt 
man jett als die eifrigiten Vertheidiger deſſen dar, was fie 
in den Koth getreten, während fie doch durchbliden laffen, 
wie jehr dies Alles von einem ſelbſtſüchtigen Syſtem ans» 
gehe. Heißt dad Treue gegen die Religion der Liebe und 
Barmherzigkeit, wenn man mit Unwillen ſieht, daß die po- 
litiſchen Flüchtlinge Alyl und Brod gefunden haben ? Sclt- 
fome Religion, welche politiihe Gegner zum Hungertode 
verdammen möchte!” Auch Teſſins frühere Regierung habe 
die Fahne der Religion anfgepflanzt, aber dag Volk habe 
begriffen, was fie jagen wollte: „Wir hängen den Mantel 
der Religion um, damit wir unjere Stellen behalten“ und 
die Folge diefer Auslegung war der Sturz der Regierung. 
In der Sonderbundsfache ſehe das katholiſche Teſſin nur eine 
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politifche, eidgenöffiiche Trage, die mit der Religion Nichts 
gemein habe. Darum rufe es jenen Männern zu: Hört auf, 
die erhabene Religion zur Triebfeder gehäßiger Leidenfchaf- 
ten zu maden; hört auf, euere Brüder der andern Konfeſ⸗ 
fion zu verläumden und die Ideen des Liberalismus zu lä— 
ftern, indem ihr behauptet, die Neligion fei gefährdet! Ver- 
langet Ihr Garantien — melde würden Euch genügen? 
Nicht der Bund, nicht die Kantonalgefege, nicht die Tagſatz⸗ 
ung bezwänge jene vorgejchobene ſyſtematiſche Furcht.“ ‘Der 
Geſandte forderte die fieben Stände dringend auf, dem Va⸗ 
terland ihren Eigenwillen zu opfern, und ſchloß auf Auf- 
flöfung. 

Waadt (Druey) äußerte: Es ftehe ſchlimm mit einer 
Regierung, die fich, Itatt auf das Zutrauen des Volkes, auf 
die Bajonette der Nachbarkantone verlaſſe. Das Weſen des 
Sonderbundes fei die Fortfegung der Reaktion von 1803, 
1813, 1823 und 1832, die verſuchte Intervention aber die 
Fortfeßung des Syitems, das fih bei Krafau geltend ge- 
mad. 

Wallis. (v. Eurten) erging fi) heftig gegen den Ra— 
dikalismus und die Sreifchaaren. „Was Mehrheit oder Min⸗ 
derheit zu bedeuten habe in Sachen Tantonaler Souveränität ?* 
Er ſchloß wie Luzern und Hofft auf die Hülfe Gottes. 

Neuenburg (Calame) unternahm es, mit Hinweijung 
auf feine neutrale (?) Stellung , die volllommene Geſetzmä⸗ 
ßigkeit des Sonderbundes mit den befannten Gründen nad) 
zuweifen; ftellte fih vor, deſſen Unterdrüdung führe zur 
Anarchie und drohte mit fremder Dazwiſchenkunft. Der Ger 
fandte ſchloß auf Nichteinmifchung. 

Genf (Nilliet) meinte, es wäre beſſer, ftatt fih auf 
die alten Bünde zu berufen, die neuen zu halten und ſchloß 
auf Auflöfung. 

Bern (Ochfenbein) eröffnete feine Aufträge mit einer 
Redaktion des Auflöfungsbeichlußes. ‘Die Kantone feien be> 
fugt, blos über politifche und öfonomifche Gegenftände Kon- 
fordate zu fließen. Die fortfchreitenden, immer drohenden 
KRüftungen der fieben Stände aber beweifen die Gefährlich. 
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feit ihre® Bundes bis zur Evidenz. Das Sichnerfonforbat 
fei ſ. 3. nur darum eutjtanden, weil zwölf Stände ſich ge 
weigert haben, die bundesgefegliche Garantie der neuen Ber- 
faffungen auszufpredien. Jetzt jtehen alle Kantone auf des 
mofratijcheım Boden —. ob es denn nicht möglich fer, auf 
diefem fich wieder zu einen? Daranf Hin follte man bli- 
fen und nicht auf die Einflüfterungen des Auslandes. 

Nah verichiedenen jcharfen Gegenreden hatte die Abftim- 
mung folgendes Ergebniß : Bafelftadt blieb mit feinem 
dreifachen Antrag: — den Sonderbund als nicht im Einklang 
mit dem Bundeevertrag zu erklären — denfelben freundeid- 
genöffiic zur Auflöfung einzuladen und — ein Gleiches auch 
gegen das Siebnerfonfordat zu thun — ganz allein. 

Der Antrag von Bern: 

1. Den Sonderbund als ae mit dem 
Bundesvertrag und daher als aufgelöst zu 
erflären; 

2. die betreffenden Kantone für Beachtung 
diefes Befhluffes verantwortiih zu 
mahen, indemdie Tagſatzung ſich vor 
behalte, wenn es die Umftände erfor 
dern,die weitern Mafßregeln zu ttref 
fen unddiefen Nahadtung zu verſchaf— 
fen; 

erhielt die Mehrheit der zwölf ganzen und zwei halben Stim- 
men, nämlid) der Stände: Zürich, Bern, Glarus, 
Solothurn, Shaffhanjen, St. Gallen, Aar 
gau, Teffin, Thurgau, Genf, Waadt, Gran 
bündten, Appenzell A. R. und Bafelland. 

Damit war die Sonderbundsfrage in ein neues Sta— 

dium getreten, Die Mehrheit der Tagfakung hatte das Sieb- 
nerbündniß für widerrechtlich erflärt und aufgelöst ; fie hatte 
e8 als die rechtmäßige Bundesbehörde in geſetzlicher Weife 
gethan und die Befugniß dazu wie die Nechtsverbindlichkeit 
des Beichlußes war auf's klarſte nachgewiefen. ‘Die Beweg⸗ 
gründe, welche die Mehrheit geleitet, waren theil® politische, 
theils bundesrechtliche gewefen und für den Eutſcheid beider 
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war fie vollgültige Inſtanz nach den Beitimmungen des eid- 
genöffiihen Bundesgeſetzes. Die Mehrheit urtheilte als 
Zagfakung und ihre fernere Etellung zu der Trage 
fonnte von einem gejunden Verjtande nicht anders augefehen 
werden, ald dag fie die Rechte und das Anjchen der Tag« 
fagung vertrat und ausübte. 

Zu gleicher Zeit, als die Tagjagung den Beſchluß zur 
Auflöfung des Sonderbundes faßte, wurde das eidgenöffifche 
Schütenfeit in Glarus abgehalten. Mit Jubel wurde die 
Nachricht von dem beim Fefte verfammelten Schweizervolfe 
begrüßt und vom fchweizerifchen Schügenverein an die Tag» 
faßung eine Zufchrift in dem Sinne erlaffen, daß der Son⸗ 
derbund mit Gewalt aufgelöst, die Yefuiten vertrieben und 
jede fremde Einmifhung auf das fräftigfte zurückgewieſen 
werden folle. 

Gegen die erwähnte Schlußnahme der Tagſatzung gaben 
die Eonderbundftände eine Verwahrung zu Protofoll, worin 
fie erflärten, daß ihre Konferenz Befchlüffe weiter nichts 
ſeien, als eine Verftändigung über die Art und Weife der 
aus dem Artikel IV des Bundesvertrags fich ergebenden und 
dur den Art. VI. besfelben erlaubten Devenfivverbin- 
ung daß, ftatt den Erwartungen der Konferenzſtände, bes 
züglich Hinreichender Gewähr für ungeſchmälerte Anerkenn⸗ 
ung; und Beſchützung der denfelben autommenden Eouverä- 
nitäts= und Tonfeffionellen Rechte zu entjprechen, zwölf und 
zwei halbe Stände ihre Sicherheitsverbindung für auf 
gelöst erklärt und die fichben Stände für die Beachtung ih- 
res Beſchlußes verantwortlich gemacht hätten; daß fie einer 
Mehrheit von eidgenöffiihen Ständen alle und jedes Recht 
zu einer ſolchen Schlußnahme beftreiten; daß fie darin ei» 
nen neuen Angriff auf die durch den Bundesvertrag von 
1815 gewährten Souveränitätsrckhte erbliden und diefe 
Schlußnahme deßwegen aud) nicht anerfennen; daß fie mit 
Beziehung anf die am 31. Auguft 1846 abgegebene Erflä- 
rung hiermit, im Gefühle der mit dem theuren Blut ihrer 
Vorväter erfauften, bis zur Stunde unter Gottes gütiger 
Hand bewahrten Freiheit und Selbitftändigkeit, eine feier» 
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tihe Verwahrung gegen die gefakte Schlußnahme einlegen 
und ihrer Verwahrung die eben fo feierliche Erklärung bei« 
fügen: die fieben Stände werden, jowie fie bisher gethan, 
auch in Zufunft den Beweis leijten, daß fie nichts Anderes 
wollen und nichts Anderes wünfchen, als treu zu halten den 
Bund in allen feinen Beftimmungen und den Eid, den fie 
auf ihn geſchworen.“ — 

Indeſſen ſchritt die Tagfakung, ohne ſich von den trei⸗ 
benden Kräften von links und rechts irre machen zu laſſen, 
auf der betretenen Bahn vormwärt®. 

Da beträchtliche Lieferungen von Kriegsbedarf, von ber 
Lombardei aus nad) den Sonderbundefantonen, von der bier- 
über erbitterten tefjiniihen Bevölkerung angehalten morden 
waren, fo beichloß die Tagſatzung am 11. Auguft: daß die 
fieben Stände ermahnt feien, alle8 zu unterlaffen, was ben 
Zandfrieden ftören könne und fi) außerordentliher Rüftun- 
gen zu enthalten; daß Teſſin die Kriegslieferung bis auf 
weiters zu bewahren Habe und die übrigen eidgendffifchen 
Stände gehalten feien, jolhe Eendungen für den Sonber- 
bund anzuhalten und dem Vorort zu berichten. Es war 
dieß eine ebenfo natürliche al® nothwendige Folge des Auf 
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Auf den Antrag von Genf: zu unterfuchen, welche eid⸗ 
genöffihe Offiziere fih in Dienftverhältniffen zum Sonder- 
bund befänden und folche Beziehungen als unverträglicy mit 
ihren Dienftpflichten gegen die Eidgenoffenfchaft zu erklären, 
faßte die Tagſatzung den Beſchluß, diefe Unterſuchung wal- 
ten zu laffen und ftrich in Folge derfelben diejenigen Offi- 
ziere aus dem eidgenöſſiſchen Stabe, die ſich bereit erflär- 
ten, dem Sonderbumd militärifehe Dienfte zu leiften. Die 
Entlaffung diefer Offiziere aus dem eidgenöffifchen Dienft 
war um fo nothmwenbiger, als fie ſich durch ihre Erklärung 
nicht bloß ihren befondern Verhältniffen zur Eidgenoſſenſchaft 
entzogen hatten, fondern fich durd ihre Beziehungen zu ei- 
ner von der Tagfakung als aufgelöst erklärten. Verbindung 
jener ſelbſt feindlich gegenüber ftellten. 
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Am 2. Herbftmonat berieth die Tagſatzung in Anweſen⸗ C. 
heit einer zahlreichen Zuhörerfchaft die Sefuitenfrage. Zür ich Die 
ftellte: „In Betracht, daß die Tagfatung laut den Artikeln frag 
In. VI. des Bundes Recht und Pflicht Habe, für die innere 
Sicherheit und Ordnung in ber Eidgenofjenfchaft zu forgen; 
in Betracht, daß der Jeſuiten⸗Orden diefe gefährde und 
namentlich in Quzern, bei defien Stellung als Vorort, mit 
der Ruhe und Ordnung unverträglich fei; den Antrag: die 
SZejuitenangelegenheit als Bundesfacdhe (inner der Compe- 
tenz der Tagfagung) zu erflären; Luzern, Schwyz, Freiburg 
und Wallis einzuladen, die Jeſuiten zu entfernen; jede künf⸗ 
tige Aufnahme der Jeſuiten in allen eidgenöffifhen Kanto- 
nen zu unterfagen. — Zürid) zeigte mit fchlagenden Wor«- 
ten wie fich die Jeſuiten in vollem Bewußtfein des Unheils, 
das durch fie erfolgen werde , dennoch nach Luzern fchlichen. 
Der Gefandte erinnerte an bie Freiſchaarenzüge und die dar⸗ 
aus erfolgten gerichtlichen Berfolgungen; an die Vertreibung 
vieler hundert; Bürger; an dad ber Jeſuiten wegen gefloßene 
Blut und an all das Elend, da® ihre Berufung nah ſich 
gezogen. Es fei unabweisbare Pflicht der Eidgenoſſenſchaft, 
das befannte Wort eines Syefuitengenerals: „Sie follen fein, 
wie fie find, oder nicht fein“ einmal zu vergeilen und laut 
zu erffären: „non sint“, „te follen nicht fein“ um nad Artikel 
VII. des Bundes im Baterland Ruhe zu fchaffen, auf daß 
nicht zum Drittenmal das Volk fich erhebe. Glarus erin- 
nerte, wie früher Fürften den Orden entfernt, jetzt aber Völ⸗ 
ter feine Answeifung verlangen und felbft katholifhe Völ⸗ 
fer, wie Stalin. — Solothurn (der zweite Gefandte 
Schmid) erklärte: daß das faft ganze fatholifche Volt von 
Eolothurn die Bittfehrift gegen die Jeſuiten mit 6874 Un⸗ 
terfchriften unterzeichnet und baß der Kanton Solothurn ſchon 
1816, als der päpftliche Yotfchafter die Wiederaufnahme des Or⸗ 
dens gewünfcht, diefe abgelehnt Habe.— Bafelland freute fich, 
daß es nun in der Sefuitenfahe nicht, wie früher, mit 
Aargau einzig daftehe, fondern mit ber Mehrheit des Schwei- 
zervolfes und der Stände. — Schaffhaufen wollte nicht blos 
bitten, fondern von Bundeswegen zur Entfermung ber 
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Sefuiten einſchreiten — Appenzell A. Rh. fahte die Jeſui⸗ 
tenfrage al3 eine politifche und durchaus nicht konfeſſionelle 
auf und war entfchieden für Zürichs Antrag. — St. allen 
wies die Berechtigung des Bundes zur Eutfernung der Je⸗ 
fuiten nad) und erinnerte an die Ludwig Napoleons-Geſchichte 
und an den Flüchtlingsbeſchluß. Der Gejandte machte auf 
merkfam, wie die Schweiz in zwei Lager getheilt ſei. Wo» 
her da8 ? — Graubünndten gedadhte der alten Beſchlüſſe 
feines‘ Landes, gegen ‚den Jeſuitenorden, jener Beſchlüſſe, 
welche jchon in frühern Sahrhunderten den Stab über den 
Orden gebroden und ftimmte mit Züri. — Aargau be 
rührte die politiſche Weltrichtung des Jeſuitenordens, wie 
er überall regiert und wie man ihn überall vertrieben habe; 
es zeigte die Fremdheit des Ordens, deflen Vorjchriften 
und Dbere außer Landes jeien. Der Gefandte erinnerte 
an das Treiben der Yeluiten in frühern Jahrhunderten in 
der Eidgenofjenichaft und an den Beſchluß ber Landesge- 
meinde Schwyz von 1758 — Thurgau wied mit überzeu- 
genden Gründen die Zujtändigfeit des Bundes nad und 
zeigte, das ſchon die Moglichkeit einer Gefährdung die Ruhe 
und Ordnung im Innern durd den Jeſuitenorden den Bund 
zu feiner Ausweiſung berechtige; man bedürfe feiner pros 
zeſſualiſch erwieſener Thatſachen; das politifche Verfahren 
ſei ein ganz anderes, als das Strafverfahren. Es handle 
ſich nicht um Perſonen, ſondern um eine Geſellſchaft, die 
durch die Geſchichte gerichtet daſtehe. Der Geſandte fragte: 
ob es wahr oder ein bloßer Zufall ſei, daß gerade die Kan⸗ 
tone, welche Sejuiten haben, tim Sonderbunde jeien und 
erinnerte, wie noh im Jahre 1842 die Regierung von Lu⸗ 
zeın die Berufung der Jeſuiten ald unvereinbar mit Ber 
faſſung und Eid gehalten habe. In nod höherm Grade jet 
die Erijtenz der Jeſuiten in Luzern unvereinbar mit Quzernd 
politifcher Stellung al8 Vorort. — Teſſin machte aufmerk 
ſam auf den zerriffenen Zujtand der Schweiz und auf das der 
Jeſuiten wegen vergoſſene Blut. „Fort mit den Feinden 
der Freiheit, mit den Feinden des Friedens und der Ruh, 
die über Leichen ind Land gezogen." — Waadt. Die Nation 
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jet erwacht und verlange zu handeln. Die Mehrheit‘, die 
öffentlihe Stimmung habe zu entjcheiden. Der Gejandte 
erwähnte der päpftlichen Aufhebungsbulle von 1773 und ans 
derer Urkunden und zeigte die moralifche Verwerflichkeit der 
jeſnitiſchen Erziehungsmethode. — Genf that dies ebenfalls 
unter DBerlefung einer Menge von Zeugniffen aufgeklärter 
Katholiken gegen den Orden. — Bern will mit Zürich zum 
Mildern ftimmen, obwohl fein Auftrag auf unbedingte 
Ausweiſung der Jeſuiten laute; der Gefandte erinnerte an 
die Unterdrüädung des reformirten Glaubensbefenntniffes im 
Wallis; an die in Freiburg durch die Jeſuiten ausgeführte 
Vernichtung Girards, den ganz Europa achte; an die der 
Jeſuiten wegen gewaltdrohende und herausfordernde Stell- 
ung der Stände Luzern und Wallis; an die Widerfeglich- 
feit de8 Ordens felbft gegen Kirche und Bapft; an den je« 
ſuitiſchen Gefhichtdunterricht , der die Jugend entnationali» 
fire, Wilhelm Tell ale Mörder, die Männer im Grütli 
ald Demagogen,, die Gleichheit der Menfchen als revolu- 
tionär ſchildere. Schon die Eidesformel in der Bundesafte 
„als Brüder im Glück und Unglüd zu leben“ fei verpflich 
tend, die ewige Urſache des Hader zu entfernen. 

Co Sprachen die Stände der Mehrheit, dem gegenüber 
die Stimmabgabe der Sonderbundsftände und ihrer Freun⸗ 
be wie Gejammer tönte. Luzern trug an: die Jeſui⸗ 
tenfrage als einen Eingriff in die Yantonalfouveränität und 
als die Rechte der fatholiichen Konfejjion verletzend, fallen 
zu faffen. Eine ſolche Beftimmung fomme der Mehrheit 
nicht zu und einer mit Gewalt verfuchten Vollziehung werde 
man Gewalt entgegenjegen. Luzern werde Angeſichts der 
Welt zeigen, daß es Gut und Blut gegen Jeden, felbit ger 
gen Eid» und Bundesgenofien fee, „um frei zu bleiben;“ 
der Geſandte ſuchte ans der neueſten Geſchichte der Jeſuiten⸗ 
frage zu zeigen, daß Leidenſchaft den Antrag erzeugt, Lei⸗ 
denfchaft ihn groß gezogen, und Leidenfchaft ihn erhalte; er 
erklärte die Anfchuldigung gegen den Orden als „aufges 
wärmte Märchen“, al® Lug und Trug; daß nur befchränfte 
Köpfe den Orden anfeinden. Im Wallis fei der Orden 
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Schon 1815 gewefen, daher ſchütze ihn der Artikel XII. des Bun⸗ 
des. ALS Freiburg 1817 und Schwyz 1836 ihn einführten, 
habe fein Menjch widerfprochen ; erft als Luzern ihn auf- 
genommen , fei Aargau aufgetreten und doch beftehe jegt noch 
berjelbe Bund, dasfelbe Recht. Luzern trage feine Schuld 
daran, daß die Schweiz am Vorabende eines Bürgerkriegs 
tee. — Uri bemerkte in langer Rede, daß die Kirche in der 
S$efuitenfache gefprochen und das, was man heute wolle, 
eine Zwölfer-Zentralifation fi. -—Shwyz 
hielt eine Lobrede auf die jefuitifche Jugenderziehung; der 
Zwed des Antrages fei nur, die Kloftergefchichte in den Hin- 
tergrund zu jtellen. Die Aufreigung gegen die Syeluiten fei 
nicht natürlich, fondern in das Volf hineingeworfen. Schwyz 
werde fid) nie und nimmer einem Beichluße fügen. — Unter- 
walden wolle auf gleiche Weife für die Jeſuiten mit Gut 
und Blut einftehen. — Zug empfahl religiöje Schonung. Laſſe 
man die Jeſuitenfrage fallen, fo ſei der erjte Schritt zur 
Auflöfung des Sonderbundes gethan. — Freiburg betrachtete 
den Antrag Zürich als einen Eingriff in die Kantonalſou⸗ 
veränität und fette auseinander, wie fchuldlos und weld 
muſterhaften Wandels die Väter der Geſellſchaft Jeſu feien.— 
Wallis meinte, die Jeſuitenfrage laſſe ſich beffer durd 
Thaten als durch Worte widerlegen. Wallis habe Je⸗ 
juiten gehabt , ehe es fchmweizerifch geworden und werde fie 
auch behalten. — So Sprachen die Sonderbundsftände. Zu 
ihnen hielt Bafel, welches in vollem Zugejtändnig, daß es 
am liebſten gejehen hätte, wenn die Stände freiwillig auf 
einen, als den heftigften Feind des Proteftantismus von je 
her befaunten Orden verzichtet hätten, — dennoch ans Frie- 
densliebe und Verföhnungseifer und Furt vor einem Bür- 
gerfriege die Frage als Kantonalfache fallen laſſen wolle. — 
Appenzell J. Rh. hielt die Yejuitenangelegenheit für Er- 
ziehungs- und Kirchenfahe und daher einzig in die Kant" 
nalfoınpetenz gehörend. — Neuenburg hob die Tantoncle 
und fonfefjionelle Natur der efuitenangelegenheit hervor. 
Bei folhen Angelegenheiten ſei Nichteinmiichung von Seite 
der Tagfagung von jeher Pflicht geweien. ‘Das Abweichen 
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von diefen Grundfägen habe die Spaltung in der Schweiz, 
die Freifchaaren und den Sonderbund erzeugt. 

Das waren kurz gefaßt die Gründe, welche in der Sik- 
ung vom 2. und 3. Herbjtmonat von den Gefandtfcaften 
der betreffenden Stände für und wider geltend gemacht wur⸗ 
den. Bei der Abſtimmung wurde Zürichs Antrag von den 
zwölf und zwei halben Ständen zum Beichluß erhoben. Für 
Nichteintreten ftimmten die Sonderbundftände, Appenzell 
J. Rh. nebjt den proteftantifchen Ständen Bafel und Neuen⸗ 
burg ; ein Beweis, wie tief die Verbrüberung der Arifto- 
fratie mit dem Ultramontanismus und Jefnitismus auch bei 
proteftantifchen Ständen eingewurzelt war. 

Nachdem die Tagfagung zur Ergänzung des Heerbefehls 
eine Menge Erneuerungen vorgenommen hatte, ſprach fie 
ihre Vertagung aus. 

Am Schluſſe derjelben ſprach Ochſenbein die prophetifchen 
Worte: „Europa ift am Abend großer Ereigniffe. Stalien 
Deutfchland, felbit Frankreich wird ihr Schauplag fein und 
früher oder fpäter wird die Schweiz ihre Nachwirkungen füh- 
len. Welche Stellung würde die Schweiz dann einnehmen, 
wenn fie in ihrem Innern die Einheit nicht hergeftellt? Es 
ift im Intereſſe der Eidgenofienihaft nad Außen und In⸗ 
nen, daß die Ordnung zurüdgeführt und zu diefem Behufe 
die DBeichlüffe der Tagſatzuug vollzogen werden.” So endigte 
diefe denfwürdige Tagſatzung. — Weil die Führer ded Son- 
derbundes erfannt hatten, daß es mit der Vollziehung ihrer 
Beichlüffe Ernſt fei, fanden fie e8 gerathen, die Sache 
Entfcheidung ihres Volkes vorzulegen. Zu diefem Ende wur⸗ 
den in den Heinen Kantonen die Kandesgemeinden einberufen. 
Am 26. Auguft trat zuerjt die Landesgemeinde von Schwyz 
zufammen. An die 10,000 Männer, viele Zufchauer unge- 
rechnet, Hatten fih am Rothenthurm verfammelt. Landam⸗ 
mann Abyberg eröffnete die Gemeinde mit folgender prunf- 
haften Anrede: „Biedere Landleute! Die Berufung ei- 
ner außerordentlichen Landesgemeinde tft fürJeden ein fprechen- 
der Beweis, daß die Gefchäfte, die dem Volke zur Bera⸗ 
thung vorgelegt werden, widtig find, und wirklich find 
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die Tragen, die heute zur Behandlung kommen, für die Ge⸗ 
genwart und Zukunft jehr ernft in politiicher und religidjer 
Hinfiht * 

„Hört e8, freie Männer von Schwyz! Hoͤrt es, biedere 
Enkel Staufachers! Hört es alle Eidgenoſſen, deren Bruſt 
für Recht, Freiheit und Unabhängigkeit, für Religion und 
Vaterland ſchlägt! Hört es! Ein Ungeheuer wühlt in den 
Eingeweiden unſeres Vaterlandes — es iſt die Hyder des 
Unglaubens, der Lüge, der Verfolgung und de Haſſes, die 
Euern freien Boden durchwühlt; ihr ift e8 gelungen, dene 
felben zu lodern und das Vaterland an den Rand des Ber- 
derben® und des Bürgerfrieges zu bringen. „Krieg“! fchreien 
bie Kulturmänner, Krieg gegen ein freies, biederes Bolt, 
das Niemanden beleidiget hat. Und warum ertönt dies furdt« 
bare Feldgeichrei ? weil die Urfchweiz erdrüdt, gefnebelt 
und der Willführ einer Zwölfer-Mehrheit unterworfen wer- 
den fol. — Krieg foll angefacdht werden gegen die fieben Ta» 
tholiſchen Kantone, weil fie fih dem Freiſchaarenthum nicht 
zu Füßen legen wollen und weil jie glauben, Herr um 
Meijter im eigenen Haufe zu fein. — Mit Krieg follen die 
Urfantone überzogen werden, weil jie einen vom Papſte an 
erfannten Orden bei fi) aufnahmen und weil fie ſich nidt 
entjchliegen können, einen neuen Bund einzugehen, jondern 
am alten Bund feſt halten wollen.” 

„Nachdem der Stand Luzeru zu wiederholten Malen von 
Freifhaaren afgegriffen und der Landfriede auf freche Weiſe 
gebrochen worden; nachdem Luzern, mit Hülfe der Urkantone, 
jene Horden geſchlagen und zerſtreut und eine fchmählice 
Niederlage deren Loos geworden, hätte man Ruhe erwarten 
dürfen. Allein, da den Angegriffenen von feiner Seite Ge 
währ gegen ſolche räuberiſche Weberfälle geboten wurde, 
fie fahen ſich veranlaßt, eine engere Verbindung einzugehen, 
indem fie ſich gegenfeitig da8 Wort gaben, einander getreulid 
beizuſtehen, falls ihre politifchen und konfeſſionellen Rechte, die 
fie in früherer Zeit im blutigen Kampfe erworben, ange 
griffen werden follten. Bon daher Hat der Schugvertrag, 
den die Gegner den Sonderbund nennen, feine Entjtehung. 
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Eine Zwölf-Stände- Mehrheit hat diejes Bündniß als auf: 
gelöst erklärt und uns befohlen, die Waffen nicderzulegen. 
Aber wie! Wir jollten nicht das Recht haben, und gegen 
frevelhafte Angriffe zu vertheidigen ? Ich bin überzeugt, daß 
dad Volk von Schwyz diefe Forderungen zurückweiſen und 
nad) den Grundſätzen feiner Väter handeln wird. An ihm 
ift e8 zu eutjcheiden, ob es mit der von den Kantonsbehör⸗ 
ten eingenommenen Stellung und den getroffenen Diaßregeln 
einveritanden ſei.“ — 

Nach der Beleſung eines gedruckten Berichtes über die 
Ereigniſſe der legten Jahre und der von Schwyz dabei ein⸗ 
genommenen Stellung erhob ſich Hr. Landammann Holdener. 
Nachdem er einen Blid auf die jüngften Begebniſſe gemor- 
fen, erflärte er Aargau für die unglüdlihen Tage der Ge» 
genwart verantwortlich; mit Entrüjtung verwahrte er fich ge- 
gen die den fatholiichen Kantonen gemachten Aufchuldigungen, 
als feren fie Aufrührer und Verräther und bemerkte, auf 
die Sefnitenfrage übergehend, daß eine Vertheidigung diejes 
Drdens nicht in feiner Aufgabe Tiege; es genüge ihm der 
empfehlende Ausſpruch der fatholifchen Kirche. Aber Alles 
dieſes fei nicht maßgebend; es frage ſich, ob die proteftan» 
tiſchen Miteidgenofjen in die echte der Tatholiihen Mit- 
jtände eingreifen dürfen? Dies fei nicht der Fall und da— 
ber der Sefuitenausmweifungsbefhluß dem Bunde der Cidge- 
noffen zuwider. Der Schlußitein diefer Eingriffe in das 
beitehende Bundesrecht fei die Bundesänderung; die Grund» 
fäge, nad) denen fie durchgeführt werden joll, feien fein Ges 
heimniß mehr , ſeitdem fie Ochſenbein vom Präfidentenftuht 
der Tagſatzung herab feierlich ausgeſprochen; dieſe Grund» 
läge aber führen zur Knechtſchaft und zur Unterthänigfeit 
derjenigen, denen die Schweiz die Freiheit verdanfe. Aus 
diefen Gründen ftelle er den Antrag: daß die hohe Kan⸗ 
tonsgemeinde ihren fejten und unabänderlichen Entſchluß aus» 
Ipreche, daß das Volk für feine Freiheit und Unabhängig- 
keit, für feine firdliden und bürgerfihen Rechte mit Gut 
‚und Blut einzuftehen entfchloffen und bereit fei, dieſe heili— 
gen Vermächtniffe feiner Väter gegen jeden Angriff mit Leib 
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und Leben zu ſchützen und zu vertheidigen und daß der Kan⸗ 
tonsregierung Auftrag und Vollmacht ertheilt werde, alle, zu 
Erreichung dieſes Zwedes und für eine dauerhafte Beruhig⸗ 
ung des Vaterlandes geeignet erachteten und nöthig werden- 
den weitern Maßregeln zu treffen, namentlich aber alle mi- 
litärifchen Streitfräfte ſo zu organifiren, daß mit der Hülfe 
Gottes jeder Angriff mit Erfolg zurückgewieſen werden könne. 

Nah Eröffnung diefer Anträge erklärte der Redner, daß 
er bereit fei, für diefe Güter ſein ‚geben zu spfern. 

Nach ihm ſprach Landammann Kamer voh Schwyz. „Es 
handle fich, feiner Ueberzeugung nad), darum, ob das Volk 
des Kantons Schwyz ſich in das bereits gejchmidete Joch 
ſchmiegen, oder es denjenigen vor die Füße werfen wolle, 
die ihm dasſelbe zubereitet. Er werde auf den erſten Ruf 
der Sturmglocke entſchloſſen und freudig an die Spike ber 
Scharfſchützen des Landſturms treten, die feinen Befehlen 
untergeordnet feien und mit ihnen für Freiheit und Recht 
fämpfen und entweder fiegen und frei fein ober fterben und 
mit Ehre untergehen.“ 

Diefem Redner folgte Altlandammann Scorno. Er be 
merkte, daß der Bericht der Regierung treu, wahr und lei- 
denſchaftslos fei; er hätte denfelben, nach feinen Erfahrungen 
als Geſandter in der Bundesftadt Bern, greller abgefaßt. 
Am Schluße erinnerte er an die Worte Attinghaufens: „Seid 
einig, einig, einig I” und beſchwor die Landleute eher den 
Tod als Knechtſchaft zu dulden, auf Gott zu vertrauen und 
die Menfchen nicht zu fürchten.“ 

Nah Eröffnung der allgemeinen Umfrage trat Landam⸗ 
mann Benziger von Einfiedeln vor und ſprach aljo: „Auch 
Er wolle von einem verfaffungsmäßigen Recht Gebrauch na 
hen, indem er es für Pflicht Halte, fich frei auszufpreden; 
Er Hoffe,daß freie Männer ein freie 8 Wort vertragen werben. 
Bor zwei Jahren habe er angerathen bei Ruzern zu bewir- 
fen, auf die Sefnitens Berufung zu verzichten; der Große 
Rath habe dies nicht gewollt, worauf er, um des Cinigfeit 
willen und in Rückſicht auf die gemeinfchaftliche Gefahr, zu 
allen bisherigen Verfügungen mitgehoffen habe. Nun fei die 
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Frage, ob man auf der betretenen . Bahn fortwandeln wolle; 
er gehöre der Friedenspartei an und glaube, daß der Friede 
durh kluges Benehmen vielleht erhalten werden könne, 
Wichtige Ereigniße ftänden Europa bevor und e8 nahe ein 
Rampf, der die Erde erfchüttern werde, der Kampf von 
Grundſätzen, von Glaube und Unglaube, von Gewifjensfrei- 
heit und Gewifjenszwang. Es thue darum Noth, daß Friede 
jet im Haufe. In Anbetracht deſſen ftelle er folgende Anträge: 

1. Es foll das Separatsbündniß zwifchen den Kantonen 
Uri, Schwyz, Unterwalden, Xuzern, Zug, Freiburg und 
Wallis — ſowohl in Betracht der Umftände, die dasfelbe 
veranlaßt haben, als des dabei ausgeſprochenen Zweckes, 
den 1815er Bund aufrecht zu erhalten und das Gebiet ihrer 
Kantone gegen ungerechte Angriffe zu fhügen; ferner in Be» 
tracht der von den fieben Ständen der hohen Zagfakung ge- 
gebenen Erklärung, daß diefem Seperatbündnifje fein bun- 
deswidriger Rückgedanke, namentlich nicht derjenige einer 
feindfeligen Verbindung gegen proteftantiihe Miteidge- 
noffen zu Grunde liege — als aud) die von den DBe- 
Hörden des Kantons Schwyz FTompetenter Weife gethanen 
Schritte bis auf die jüngften Tage, das heißt, bis zu der 
von der hohen Taglakung ergangenen Aufforderung zur Aufs 
hebung dieſes Separatbündnifjes, gutgeheißen und genehmigt 
fein. 

2. In Betracht aber, daß eine Mehrzahl von Ständen 
aus diefem Separatbündniß der fieben Stände die Veran⸗ 
loffung nimmt, dasjelbe mit dem Bunde von 1815 unver- 
einbar, demfelben nachtheilig und daher als aufgelöst zu 
erflären — und in Rüdficht, daß bei der beharrlichen Stell- 
ung beider Theile ein Bürgerkrieg in nächſter Ausficht fteht — 
erflärt das fonveräne Volk des Kantons Schwyz feinerjeits: 
„Dem Frieden zulieb von biefem Separatbündniß zurüd 
treten zu wollen, infofern alle Stände der ſchweiz. Eid» 
genoffenjhaft die jedem Stande im Bunde von 1815 gewähr- 
feifteten Souveränitätsrechte, fo wie auch deren Tonfejfionel- 
len Rechte anerkennen und aufrichtig ſchützen mollen.“ 

3. Die Behörden des Kantons Schwyz, namentlich der 
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Große Rath desjelben, feien beauftragt und bevollmädhtigt, 
in erwähntem Sinne den Eidgenoffen den {Frieden anzubies 
ten und zu diefem Ende eine nochmalige gütliche Perftändi- 
gung zu verfuchen. Sollte diefer Verfuch feheitern, fo folle 
die Negierung ermächtigt fein, auf eine Vermittlung unter 
Mitwirkung angefehener und biederer Eidgenoffen einzugehen 
und felbe anzunehmen; 

4. Sollte durd) die aufrichtige Erfüllung diefer Friedens» 
anträge ab Seite unferer löbl. Regierung der Friede nicht 
erzielt werden und würden die Umftände es mit fi 
bringen , daß die löbl. Regierung für nothwendig fände, 
Beſchlüſſen der Tagſatzung auch ferner feine Folge zu geben 
und die bewaffnete Mache des Kantons aufzubieten, um fid 
der allfälligen militärifchen Vollziehung eines Beſchluſſes 
der oberſten Bundesbehörde zur Auflöfung des |. g. Son- 
derbundes gemwaltjam zu widerfegen, fo hat die Töbl. Negie- 
rung nochmals die hohe Kantonsgemeinde einzuberufen und 
weitere Beichlüffe abzuwarten.“ 

Nachdem der erjte Vorfchlag nod) von mehrern Rednern - 
und namentlich auch vom bifhöflichen Kommiffär und Pfarrer 
zu Schwyz unterftügt worden, erfolgte um halb vier Uhr 
Abends die Abftimmung. 

Für die Anträge des Landammanns Holdener erhob fich bei⸗ 
nahe die ganze Verfammlung mit jubelndem Zuruf; für den- 
jenigen des Landammannd Benziger ein ſchmaler Streif am 
änferften Ende der Tinfen Seite, zwifchen breihundert bis 
vierhundert Stimmen. 

Die Etimmenzähler erklärten einftimmig die erſtern 
Anträge ald angenommen, worauf fi die Minderheit von 
der Landesgemeinde entfernte. Der gefaßte Beſchluß lautete 
in feiner Zufammenftellung alfo : 

1. Der Bericht der Regierung mit allen darin ange 
führten Verfügungen, Anordnungen und Beichlüffen ift im 
allen Theilen und namentlid) aud) den für Wahrung unjerer 
firhlihen und politifchen Rechte und Freiheiten mit unjern 
Miteidgenoſſen Quzern , Uri, Unterwalden, Zug, freiburg 
und Wallis abgejchloffenen Schugvertrag genehmigt und gute 
geheißen. 
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2, Das Volt des Kantons Schwyz ſpricht feinen feften 
und unabänderlihen Entſchluß aus, für Freiheit und Un- 
abhängigfeit, für feine firchlichen und bürgerlichen Rechte 
mit Gut und Blut einzuftchen und diefe heiligen Vermächt— 
niffe gegen jeden Angriff mit Blut und Leben zu [hüten 
und zu vertheidigen. 

3. Der Kantonsregierung ift Auftrag und Vollmacht 
ertheilt: alle zur Erreihung dieſes Zweckes und für eine 
dauerhafte Beruhigung des PVaterlandes geeignet erachtenden 
und nothwendig werdenden weitern Maßregeln zu treffen, 
namentlich aber alle militärifchen Streitkräfte fo zu orga— 
nifiren, daß mit der Hülfe Gottes jeder Angriff mit Er- 
folg zurüdgewiejen werden Tann. 

Nach DBejeitigung dieſes Gefchäftes beauftragte die 
Landesgemeinde die Regierung, die zur Vertheidigung des 
Landes nöthigen Kriegsmaßregeln zu treffen; erwählte mit 
‚ einhelligem, jubelndem Mehr den Landammann und Banner» 
herr Abyberg zum Oberfommandanten der gefammten Streit- 
macht des Kantons. Gerührt dankte der Landammann für 
das ihm gejchenkte Zutrauen; begrüßte die aus trübem &es 
wölfe hervorbrechenden Sonnenitrahlen al® die Sonne am 
Morgarten und St. Joſt, die den Schwyzern zum Siege 
leuchten werde und jchiwur, gejtügt auf das hohe Landesſchwert, 
vor Gott und feinen Heiligen, mit und neben den Landleus 
ten von Schwyz alle Gefahren zu theilen und mit ihnen zu 
leben oder zu fterben. 

Auf und nieder wogte es in den dicht gefchlofjenen Rei⸗ 
ben und mit ftürmijchem Gejauchz begrüßte dad Bolt des 
Nedners feierliche Worte. 

Am Schluße der Verhandlung wurde von Kandammannfamer 
noch der Antrag geftellt: daß derjenige, der fich erlaube, den 
heutigen Beſchlüſſen duch Wort, Schrift oder Handlungen 
entgegen zu wirfen oder ed wage, diefelben hämifch zu bes 
ritteln, jo wie auf alle jene, welche fi ohne Noth und 
Gottes Gewalt ter Landesvertheidigung entzögen, oder mit 
dem Feinde fympathifirten, ihm Vorſchub leijteten oder gar 
zu ihm übertreten würden, — ald Verräther am Baterlande 
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betrachtet und ohue Rückſicht auf Perfon an Leib ımd ud 
beitraft werden follen. 

Mit Einftimmigfeit wurde aud) diefer Antrag zum Be 
ſchluße erhoben. 

Nachdem die Gemeinde noch die Verordnung über die 
Einrihtung des Landſturms und das TFreifchaarenverbot ge 
nehmigt hatte, z0g das Volk in dichten Schaaren, hochbegei- 
jtert und wohlerbaut über den vaterländiichen Eifer und die 
Opferwilligfeit feiner Vorgefegten, der Heimat zu. — 

Aehnliche Beſchlüſſe faßten die Landesgemeinden der übri- 
gen Urjtände und die von Zug und wie konnte es anders 
fein, da das Volk auf die oben befchriebene Weife bearbeitet, 
gereizt, fanatifirt und ihm jeder Weg zur Belehrung und 
befonnener Einfiht ſchlechthin abgefchnitten war ? 

Der Entjchiedenheit und teutonifchen Kampfluſt, die ſich 
in der Urfchweiz breit madte, waren am meiften die ge 
Ichloffene Haltung der Zagfagungsmehrheit und die folge: 
richtigen Anftrengungen der oberjten Kantonalbehörden zu 
verdanfen. Es handelte fich jett nicht mehr um einen aus 
nahmsweiſen Nechtsbegriff , auf dem der Sonderbund fußte, 
jondern um den Beitand und die Geltung des eidgenöſſiſchen 
Bundes; es fragte fih, ob Kraft und Luſt vorhanden fei, der 
offenen Anardjie entgegen zu treten? Freilich eine Aufgabe 


voll Veranwortlichkeit nach allen Seiten hin, und doc) drängte 


fie fo nothwendig zur Löſung, daß im Verſchieben und Ber- 
mitteln die größte Gefahr lag. Zürichs Großer Rath ging 
den übrigen mit Entfchloffenheit voran; aber e8 war mehr 
als zweifelhaft, ob Graubündten und St. Gallen folgen und 
nicht die Tagfagungsmehrheit fprengen werden. Sollten und 
durften dieſe Kantone, die eine überaus ſtarke Gegnerjdaft 
und eine aufgeregte katholiſche Bevölkerung hatten, den Aus⸗ 


ſchlag geben und damit die Roofung des Krieges und viel 


teicht des Aufruhrs im eigenen Lande ? An Chur wurde im 
Großen Rathe lange gelämpft; heißer und länger noch in 
St. Gallen. Man fühlte auf allen Seiten den Ernſt der 
Sache. Endlich zeigte die Abftimmung, daß die Mehrheit 
ihrer Politik treu geblieben war ; die Intereſſen der ei 
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geuöffifchen Nationalfahe waren indeſſen jehr vorfichtig ge- 
borgen. 

Ueberblidt man die Verhandlungen der gefeßgebenden Be⸗ 
börden in der nicht fonberbündifchen Schweiz im Allgemei- 
nen, fo waren alle politifhen Nichtungen darüber einig, 
daß der Sonberbund nicht zu dulden fei; daß er, ein fremb- 
artiger Körper, aus dem ſchweizeriſchen Staatsleben entfernt 
werden müße. Der parlamentarifche Widerftand in den 
zwölf und zwei halben Ständen zielte nur darauf hin, den 
franfen Stoff nicht gewaltfam zu entfernen, fondern unter 
Anwendung befchwichtigender Mittel den Heilfräften der Zeit 
zu überlafjen ; dabei vergaß man aber, daß der revolutio- 
näre Zuſtand zu einem frebsartigen Geſchwüre auszuarten 
im Begriff ftand und feinen auflöjenden Einfluß bereits über 
das ganze Vaterland verbreitet hatte. Die Kundgebung der 
Landesgemeinden, in den Urfantonen darauf berechnet, den 
Widerſtand als einen volksthümlichen erfcheinen zu lafien, 
brachte den niederſchlagenden Eindrud, auf den man gehofft: 
hatte, im der übrigen Schweiz nicht hervor und fo war 
es möglich, daß die Behörde, welche fünf Schstheile 
der jchweizerifchen Bevölterung vertrat, für bewaffnete 
Aufldöfung ftimmte. 

Am 18. Weinmonat trat die Tagſatzung wieder zuſam⸗ Wiedereroͤff⸗ 
men. Die Schweiz, ja halb Europa blidte mit Spannung nung ber Tag 
auf fie. Unter den Vorlagen des Bräfidenten war eine Zu- D — 
ſchrift des freiburgiſchen Bezirks Murten bemerkenswerth, maßregeln. 
die unter Verwahrung gegen den Sonderbund eröffnete: Mur⸗ 
ten werbe feine Mannſchaft nie zu offener Wiberjeglichkeit 
gegen die Zagfagung hergeben, in allem Uebrigen aber ber 
Kantonalregierung willig Folge leiften. 

Als es fih nun um die Vollziehung der gefaßten Befchlüffe 
handelte, verfuchten die Stände der Mehrheit noch einmal, 
auf dem Wege des Friedens die Auflöfung des Sonderbuns 
des zu bewirken. Nicht bloß den eigenen Minderheiten Rech⸗ 
nung tragend, fondern um das alte eidgenöffiiche Bruderver- 
hältnitz fo lange feit zu halten als es möglich war, beichloß, 
auf Zürichs Antrag, die Tagfagung am 28. Weinmonat: nad 

22 


338 


jedem der fieben Stände zwei eidgendffiiche Bevollmächtigte 
abzuordnen und einen Aufruf an dieſelben zu erlaffen. Sie 
wollte zu den Negierungen ſowohl als zum Bolfe der Son- 
derbimdsfantone noch ein ernſtes und brüderliches Wort 
reden. Der Aufruf war der Behörde und der Stände wür- 
dig, und dharafterijirt am beiten den Zuftand des verhäugnip- 
vollen Zwiftes. Wir begnügen und einige Stellen anzufüh- 
ren, weil fie die Tagſatzung jenen leichtfertigen Anfchuldiguns 
gen gegenüber rechtfertigen, welche derjelben fo vielfach ges 
macht worden find. „Ihr fürchtet Gefahr,“ heißt es unter 
Anderm, „für Eure von den Vätern ererbten Nechte und 
Freiheiten, für Euere fünftige Stellung im eidgenöjfifchen 
Bunde, für Euern Glauben, Enere Religion. „Wir ge 
ben Eud aber die feierliche Verſicherung, daß jede 
Abſicht, diefe Euern theuerften Güter zu 
gefährden, ferne von uns ijt. Cie follen als 
Euer Heiligtum unangetaftet bleiben. Wie follte e8 auch 
in den Gefinnungen der Bundesbehörde liegen fünnen, Une 
reht zu üben gegen Bundesgenoffen; Unrecht gerade gegen 
diejenigen eidgenöſſiſchen Mitftände, die in ihrer Mehrzahl 
zu den ältejten Gliedern unfere® Bundes ‚gehören ! 

„Die eidgenöſſiſche Tagſatzung will feine Be 
dbrüdung von Bundesgenoſſen,keine Vernich— 
tung von Kantonalfonveränitäten, feinen 
gewaltfamen Umfturz beftehbender Bunde# 
einrihtungen, feine Einheit!regierung 
feine Berlegung Euerer Rechte und Frei 
heiten, feine Gefährdung@uerer Religion.“ 
Sie wird vielmehr allen Kantonen gegen ungerechte Angriffe 
in guten Treuen denjenigen Schuß gewähren, den fie von 
den eidgenöffiichen Mitftänden anzufprechen beredhtiget jind. 

„Darum, Eidgenofjen ! Bundesbrüder ! tretet zurüd aus 
einer Verbindung, die, jo weit fie nur jolches enthält, was 
mit dem gemeinfamen Bund im Einklang jtcht, für Eud 
nicht nothwendig, foweit fie aber Anderes in fich fchliekt, 
bundesrechtlich nicht zuläßig ift. 
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„Vergeſſet nicht, daß ſolche Eonderbündniffe ſchon dem 
Sinn und Geift der älteften eidgenöffifhen Bünde entgegen 
find. Der bejtehende Bund gewährt Eu) hinreichenden 
Schutz für Euere Rechte. Berharret darum nicht länger in 
einer Stellung, welche die Grundlagen eines eidgenöffifchen 
Rechtszuſtandes verlegt, die Eidgenoffen in zwei feindliche 
Lager trennt und darum auch unfere Freiheit und Unabhäns 
gigkeit nad) Außen gefährdet. 

„Eidgenöſſiſche Bevollmächtigte, die wir, althergebrachter 
Sitte folgend, an Euch jenden, werben Euch unfere Ab» 
fihten im Sinn gegenwärtiger Kundmachung noch näher au 
Gemüthe führen. Gemwähret ihnen fremmdeidgenöffifche Auf⸗ 
nahme; kommt mit Vertrauen ihren Eröffnungen entgegen. 
Erwäget wohl die ſchwere DVerantwortlichfeit, die Ihr auf 
Euch ladet, wenn unzweidentige Bundesvorfchriften, gegrün= 
dete Schlußnahmen und freundeidgenöffifche Mahnungen der 
oberften Bundesbehörde fort und fort unberüdfichtigt bleiben 
follten. Die Folgen, die ein Verharren in folder Etellung 
für Euch und für das gejammte Vaterland nach fich zichen 
müßte , find Micht zu beredinen. Von Euch hängt es nun 
ab , diefelben abzuwenden. Faſſet folhe Entjchließungen, wie 
fie der Friede und das Glück der Eidgenoffenfchaft und Enerer 
Kantone fordern. Laſſet und als Brüder uud Eidgenofien 
nur einem und dem gleihen Bund angehören! Was 
wir wollen, iſt Geſetzlichkeit, iſt pflichtgemäße Handhabung 
der innern Sicherheit und Wahrung bundesredhtlicher Ord- 
nung. Bietet uns, getreue liebe Eidgenoffen, zu Erreich— 
ung dieſes durch beichworne Bundespflichten uns gemeinſam 
vorgeftedten Zieles bundesbrüderlid, die Hand!“ 

„Sott erhalte und ſchütze unfer theures Vaterland!“ 

Es wird Niemand läugnen, daß diefe Worte der Bun⸗ 
desbehörde gegen widerfetlihe Stände den Geift der Treue 
und des Friedens athmeten und wenn feindfelige, einheimiſche 
und fremde Zeitungen nur von einer radifalen und bun- 
desrevolntionären Tagſatzungsmehrheit redeten, fo verdient 
jener Radikalismus, der die Grenze ‚feiner DBefugnifie fo 
gewiffenhaft einhäft, und das Ehrgeſühl der irregeleiteten 
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les Vertrauen! Diefen Eindrud bradte die erwähnte An- 
ſprache in der ganzen nicht fonderbündischen Schweiz hervor 
und wer noch Mißtrauen gegen den Geift Hegte, der jene 
Zagjagungsmehrheit hervorgebradjt; wer nod) an Hinterge- 
danken glaubte, die unter dem Mantel der Geſetzlichkeit hei- 
lige-Gerecdhtigfeit verachten, der nahm dad Wort vom 30. 
Weinmonat mit Vertrauen und Freude entgegen. Der Auf 
ruf der Tagſatzung wurde als unauflösliches Programm des 
nationalen Aufſchwunges und der Entwidlung der Bundes⸗ 
verhältniffe angejehen, und auf jene Worte vertrauend, erhob 
fi) der größte Theil des Volfes, um mit Gut und Blut für 
die Sache de Bundes und den Entſcheid der Tagſatzung 
einzuftehen. — 

Den von der Tagſatzung abgeordneten Bevollmächtigten 
wurde der Auftrag ertheilt, diefen Aufruf möglichft zu ver- 
breiten; an der Wiedereinberufung der Ynftruftionsbehörden 
der fieben Kantone zu arbeiten ; bei diefen und den Regier- 
ungen im Geifte des Aufrufs zu wirken und nichts unver: 
ſucht zu laſſen, einem nachgiebigern und verſöhnlichern Geifte 
Eingang zu verfchaffen. Die Bevollmächtigten eilten ſogleich 
nad) ihren Beftimmungsorten. Aber c8 beftätigte fich nur zu 
bald, was die Gefandten der Sonderbundsftände auf der 
Tagſatzung mit fchlecht verhehltem Spott über „die unnüße 
Mühe“ voraus gejagt Hatten. In feinem Kantone konnten 
die Bevollmächtigten den Zutritt zu Inſtruktionsbehörden, 
in den meiften nicht einmal den zu den Regierungen erlan 
gen, und mit Ausnahme von Zug wurde die Annahme des 
Aufrufs in allen Ständen hartnädig verweigert. Luzerns 
Regierung befchloß jogar, daß den eidgenöſſiſchen Bevoll⸗ 
mädtigten weder mit der Negierung, nod) dem Großen Rath 
unmittelbar Verkehr geftattet werden fönne; daß die Ber: 
breitung des Aufrufes unterfagt und die „Rantonsbes 
wohner, die dazu behülflih wären, gefänglid 
einzuziehen und dem Strafridter zu übermweijen 
feien.” Die Tatholifche Zeitung von Luzern machte fid) Lujtig 
über die langen Gefichter der mit Schmad) abziehenden Stell⸗ 
vertreter der Eidgenoffenjchaft. 
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Das war die Antwort auf das freimdeibgendffiihe Ent⸗ 
gegenkommen der Tagſatzung; auf die dringliche Einladung, 
den tranrigen Zerwürfnifien ein Ende zu machen. Gewiß 
kann es Teinen fchlagendern Beweis dafür geben, daß der 
Sonderbund ein Herrenbund war, als diefe forgfältige Ab» 
fperrung des Volles. Es durfte diefes feine ruhige Dar» 
ftellung der Sachlage erhalten; nichts von der verföhnlichen 
Gefinnung feiner Bräder, von dem billig angebotenen 
Vergleih der Eidgenoffenihaft erfahren. Dagegen wurde 
mit Emfigfeit verbreitet: die andern Schweizer werden mit 
Mord und Brand die Kantone überfallen, die Kirchen fchän- 
den, die Kloͤſter verbrennen, die Geiftlichkeit ermorden und 
das Kind im Mutterleibe nicht ſchonen. 

Aus dieſem Benehmen ift erfichtlih, daß die Bearbei⸗ 
tung des Volkes, die Verbitterung der natürlichen Verhält- 
niffe und die Vergiftung aller Beziehungen zu den äußern 
Kantonen bi® auf einen Punkt gediehen war, mo eine fried⸗ 
the Ausgleihung zur Unmöglichfeit wurde. Die Regierun- 
gen der fieben Stände ımd ihre Werkzeuge hatten eine 
Schuld auf fi geladen, die fie vor dem Volle nicht mehr 
verantworten fonnten. Mit Leinen Demagogenkünften an⸗ 
fangend, hatte fie da® Verhängniß ihres Syſtems immer 
weiter fortgeriffen und in ein Labrinth von Leidenfhaften, 
Selbſtſucht und Lüge verftridt, aus dem das Haupt des 
Bundes felber feinen Ausweg mehr vor ſich ſah. Sigwart 
fühlte ed wohl, daß feine Stellung und Schuld fo anferor- 
dentlich geworden, daß feine Sache entweder unbedingt fiegen 
oder untergehen; daß fein Glück oder Sturz den ehernen 
Würfel des Krieges verfallen müße. Tänſche man fidh da» 
her nicht, Sigmart — und vielleicht auch die Häupter der 
Jeſuiten — fonnten feine Vermittlung mehr ertragen ; e8 war 
zu fpät. Darum antwortete jener dem granbündifchen Ab⸗ 
geordneten, der noch unter dem Klirren der Waffen einen 
Verſöhnungsverſuch machte und fowohl in Zug als bei ei» 
nigen Luzerner» Regierungsräthen willige8 Gehör gefunden, 
furz und falt: „Es fei beffer, daß das Schwert ent- 
Theide " — Diefem Umftand war aud) die neue Beleidigung, 
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gegen die Kommiſſäre des eidgenöffiichen Kriegsrathes zuzu⸗ 
ſchreiben. Dieſe follten die der Eidgenoſſenſchaft eigenthüm- 
lichen Kriegs⸗ und Spitalgeräthfchaften, die in Luzern aufbe- 
wahrt lagen, zurüdbringen. Eigwart ließ den Einenverbaften, 
den Andern des Kantons verweifen. 

Unter diefen Umftänden fonnte die Tagfatung nicht län- 
ger jäumen, von ihren inhabenden Aufträgen Gebraud zu 
machen und die Sache zur Entiheidung Izu bringen. Der 
cidgenöfjifche Stab war fchon früher ergänzt und theil⸗ 
weife in Thätigkeit gejegt worden. Zum Sberbefchlöhaber 
der Truppen wählte die Zagjagung den eidgenöſſiſchen Obrift 
Generalquartiermeifter W. H. Dufour von Genf, den älte- 
jten Offizier auf der Ranglijte des Stabes; zum Cchef des 
GSeneralitabes den eidgenöſſiſchen Oberſt Frei⸗Heroſe von 
Aarau. Am 24. Weinmonat ordnete fie die vorläufige Auf- 
ftellung eines eidgenöſſiſchen Armeekorps von 50,000 Mann 
an und übergab dasfelbe dem Generalfommande „zur Her- 
ftellung der Ordnung und Geſetzlichkeit, wo ſolche geftört, 
jo wie zur Handhabung des Anjehene des Bundes und fei- 
ner Selbftjtändigfeit.* 

Vermittlungde Inzwiſchen erfüllte der iminer näher rüdende Entſcheid 
verſuche. das fchwächfte Glied der Siebnerkette mit Beſorgniß. Wäh- 
rend dje übrigen Kantone durch natürliche Befeftigungen 

oder angemeſſene Truppenmacht ziemlicd) beruhigt waren, eut⸗ 

behrte das kleine Zug diejer Hülfsmittel. In feiner vorges 

Ihobenen Lage mit geringen militäriihen Kräften, dagegen 

mit einer ftarfen Gegnerfchaft verjehen, hatte Zug wenig 

Luſt zum Kriege und verdankte feine Stellung im Sonder» 

bunde nur den dringenden Boritellungen von Schwyz und 

Luzern. Es wäre übrigens nicht nur für Zug, jondern aud 

für die Mitverbündeten bejjer gewefen, auf diefen Stand zu 
verzichten, der, ohne den geringiten Nugen zu bringen, durch 

jeinen Fall der Sache nur fchaden konnte. Zug brachte da- 

ber folgenden Vermittlungsvorichlag: „Die hohe Tagſatzung 

gibt den jieben Ständen, welche unter fi eine bejondere 
Schugverbindung abgeſchloſſen haben, die feierliche Zufide- 

rung, dab für die Zufunft deren politiihe und konfefjionche 
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Rechte unangetaftet bleiben follen; e8 wird daher die Jeſui⸗ 
tenangelegenheit aus Abfchied und Traktanden verwieſen;, die 
Sicherung der durch den Artifel XI. der Bundesurkunde ga⸗ 
rantirten Tirchlichen Anftitute in ihren bundesmäßigen Rech⸗ 
ten und eine nnverfümmerte Beachtung und Anerkennung 
der Sonveränitätd- und vechtmäßigen Repräſentationsrechte 
der fieben Stände nad) Sinn und Laut des YBundesvertrags 
von 1815 ansgefprocden und zu handhaben gelobt. Sollte 
fih) eine Mehrheit von 22 Standesstimmen für Gewährlei- 
ftung im obgedachten Sinne aussprechen, jo wird der Stand 
Zug für eine befriedigende Auflöhıng der Schutzverbindung 
und zur Herftellung einer gegenfettigen wünſchbaren friedlichen 
Berftändigung und Beruhigung der Eidgenoffenfchaft geeig- 
nete Hand bieten.” — Zug kam mit dieſem fchwerfälligen Vor— 
ſchlag zu fpät. Es vergaß‘, daß es im Angeficht der eidge- 
nöffifhen Waffen nicht mehr thunlich war, Bedingungen 
vorzufchreiben und daß diefe auf eine Grundlage geftellt wa⸗ 
ren, die mit den. beftimmteiten Aufträgen der meijten Ge⸗ 
fandten und bereits gefaßten Tagſatzungsbeſchlüſſen in grek- 
fem Widerſpruche ftanden. Zug wollte die SYefuitenfrage 
ans den Traktanden entfernen, während fie bereits als Bun⸗ 
desfache erflärt war; es forderte die Klöſter zurüd, deren 
Angelegenheiten die Tagſatzung abgethan hatte; es verkangte 
eine Mehrheit von 22 Stimmen, die abfolmt unerreichhar 
war und verfprad) dagegen eine ſchwache und einflußlofe 
Hand zur Auflöfung des Sonderbundes! —Diefer Vorſchlag 
erhielt bei der Abftimmung nicht einmal die Unterſtützung 
‚ der andern Mitverblindeten und Zug blieb mit feiner Stimme 
allein. 

In der Sikung vom 29. Weinmonat (der lebten ges 
meinfamen) nahm Luzern den Antrag von Zug wieder auf 
und forderte im Namen der fieben Stände die Entwaffnung 
der eidgen. Truppen, worauf bie des Gonderbundes eben- 
falls folgen werde. Allein diefer Antrag entbehrte ſo jehr 
jedes entgegenfommenden und verfühntihen Elementes, daß 
er abermals fruchtlos hinfiel, um fo fruchtlofer, als man 
die Erfahrungen der Konferenz vom 28. Weinmonat hinter 


jid) Hatte. 
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An diefem Abend Hatte nämlich auf Neranlaßung von 
Baſelſtadt und unter feinem Vorſitze eine Vermittlungskon⸗ 
ferenz ftattgefunden. Es Liegt darüber folgender Bericht 
vor : Die Minderheit der Stände war durch die Geſaudten 
der fieben Stände vertreten; die Mehrheit dur Thurgan, 
Zürih, Solothurn und St. Gallen. Neuenburg und Ba» 
felftadt follten die Träger der Vermittlung fein. Luzern 
ftellte vor Allem das Berlangen auf Entwaffnung der Bun» 
deötruppen, wogegen geltend gemacht wurde, daß eine ſolche 
nur dann ftattfinden könnte, wenn der Grund der Bewaff⸗ 
nung wegfalle oder wenigſtens die Ausficht auf einen fried- 
lichen Bergleich nahe Liege. — Ohne daß diele bejtunmte 
Forderung der Sieben erledigt war, trat Baſel mit 
feinem Vermittlungsvorfchlage hervor. Nach demjelben ſollte 
fih der Sonderbund einestheis auflöfen, anderutheils aber die 
Tagſatzung die Zefuitenfrage fallen laffen, unf diefelbe dem 
Ichiedrichterlihen Entſcheide des Bapites anheim zu ſtel⸗ 
len. St. Gallen erklärte ſich bereit, dieſem Vorſchlag bei⸗ 
zutreten, obgleich eine ſolche Loͤſung in dem Auftrag feines 
Kantonsrathes nicht enthalten war. Solothurn wollte gleich» 
falls, in der Vorausſetzuug der Aufhebung des Sonderbum- 
des, die Syejuitenfrage fallen lafjen, wenn Zug, Baſelſtadt 
und Graubünden fich bereit erklären, beim Papſte die Ent- 
fernung der Jeſuiten wenigftens aus Luzern nachzufuchen. 

Dagegen erklärten die Gejandten von Thurgau und Zü⸗ 
rich, daß es nicht zuläflig fei, eine Bundesfrage von vor⸗ 
berjchend politifcher Natur einer fremden Macht vorzulegen, 
als welche der Papſt gegenüber den reformirten Kantonen 
angejehen werden müße. Die Grundlage eine Vergleiches 
Liege nach ihrer Anfiht in einer freiwilligen Entfernung der 
Jeſuiten von Seite Luzerns in Berüdfichtigung feiner vor» 
örtlichen Stellung, wogegen man diefe Frage in Bezug auf 
die andern Kantone, welche Jeſuiten aufgenommen, anf ſich 
beruhen laſſen wolle. Auf diefe Grundlage bin wären fie 
gencigt,an einer friedlichen Röfung zu arbeiten. — Dieſer Bor 
ſchlag war billig nnd trat den konfeſſionellen Nechten der 
fatholifchen Kantone nicht zu nahe; er bot Luzern den Anlaß 
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jefbftftändig auszuführen, mas die Schweiz erwartete und 
was es feiner vorörtlihen Stellung ſchuldig war und fchloß 
fomit die Möglichleit einer wirklichen Verfähnung in fid- 

Luzern aber, unterftägt von Freiburg), forderte auf das 
Beſtimmteſte, daß mit der Jeſuitenfrage auch die aarganifche 
Klofterfrage dem Enticheide des Papftes, wenn auch nur in 
Rücdficht der Verfügung über die Kloftergäter, vorgelegt 
werden folle.. Die Stellvertreter der Mehrheit wiefen dar- 
auf hin, daß die Klojterfrage rechtsgültig abgethan fei und 
eine Wiederaufnahme derfelben nicht ohne Aargaus Einwil« 
ligung geſchehen könne ; diefe ſei begreiflichermweife nicht 


verausznjehen und wenn fie erziwungen werden mäßte, ent» 


ftänden nur neue Wirren. Ein Wieberhervorziehen dieſes 
alten Zwiftes, der zur ziemlichen Befriedigung der aargani- 
ihen Katholiken beigelegt worden, fei nicht ratyfam und biete 
um jo weniger Ausficht , die Grundfage einer Berföhnung 
zu bilden, als ſich Aargau, nachdem es der Tagſatzung 
genng gethan, unter feiner Bedingung zu neuen Schritten 
entjchließen würde. Die Tagfatung fei !ed eigentlich, nicht 
Yargau, welche die Schuld des unbefriedigenden Ausganges 
trage und es Lönne fi der Kanton unmöglich in den alten 
Hader wieder hineinjtürzen. 

Die Richtigkeit diefer Bemerkung fühlte auch Bafelſtadt 
und unterſtützte nachdrücklich die Aufforderung, dieſen Punkt 
fallen zu laſſen, aber vergeben®. 

Dem Vorſchlag Solothurns gegenüber erklärte Luzern, 
e8 werde nie zugeben, daß von andern Kantonen eine Sade 
feines Kantons vor den heil. Stuhl gebracht werde. Hierauf 
erinnerte Thurgan dem Gefandten von Luzern, wie entfchie« 
den er fih f. 3. im Großen Rathe von Luzern gegen die Be- 
zufung der Jeſuiten auögefprochen und auf die Bedenklichkeit 
ihrer Stellung an einem Vororte hingewiefen habe. Ob es 
nicht edel wäre, werm der Gefandte, feine ſchöne Stellung 
benugend, bei feinem Großen Rathe fi für die Zurüdnahme 
des Dekretes der Yefuiten- Berufung verwenden würde, da 
er num überzeugt fein müße, daß die von ihm vorausgefag- 
sen und verhängnißvofien Folgen eingetreten fein. Ohne 
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über die Zuständigkeit des Bundes und das Wirken der Je⸗ 
fuiten zu entjcheiden , jei für Luzern die Beibehaltung des 
Drdens mit feiner eidgenöſſiſchen Stellung unvereinbar und 
e8 würde ihre Entfernung dem drohenden Krieg abwenden. 

Allein Luzerns Gejandter, uneingedenk feiner Vergan⸗ 
genheit und umgarnt von dem ſchuöden Antriguenneke, dem 
er noch wenige Jahre vorher mannhaft widerftanden, er⸗ 
widerte: es könne feine Rede davon fein, dag er einen ſol⸗ 
hen Antrag jtellen oder ein folcher beim Großen Rathe von Lu⸗ 
zern Eingang finden werde und beharrte anf feinen Forderungen. 

Da die nachdruckſamen Vorjtellungen, die Bajelftadt deß⸗ 
wegen machte, erfolglos blieben, überzeugten fick die Abge⸗ 
ordneten der Mehrheit, daß eine friedliche Ausgleihung zur 
Unmöglichkeit geworden fei und unverrichteter Dinge ging 
die Konferenz auseinander. 

Aus diefer Unterredung hatte fih von Renem ergeben, 
wie ausschließlich Yuzern die Fäden der jonderbündifhen Po⸗ 
litit in den Händen hatte und wie fein unentwegter Ent» 
ſchluß die Verwerfung jeden billigen Vergleiches und damit 
die Nothwendigfeit des Krieges herbeiführte. Dem, ber den 
tiefern Sachverhältniſſen fern jteht, wird es unbegreiflich er⸗ 
fcheinen, wie die fieben Stände noch am Vorabende des Krie- 
ges jede Vermittlung fo fchrof zurüdweifen konnten, wäh- 
rend fie doch wußten, welch ein ungleiches und gefährliches 
Spiel fie zu fpielen im Begriffe waren; während fie wuß⸗ 
ten, wie viel fie noch retten fonnten und wie viel 
fie zu verlieren Hatten. Doppelt unbegreiflicd aber 
war es von Zug und Freiburg. Beide konnten fich ihre Re⸗ 
gierungen, ihren ganzen alten Zuftand, Freiburg befonders 
noch feine Jeſuiten erhalten; allein fie festen Alles aufs 
Spiel, festen ſich mit faft wahnfinniger Leichtfertigkeit 
einem Kriege aus, in dem fie nicht das Geringfte gewinnen 
fonnten und bei dem leicht zu berechnen war, daß beide 
Kantone dem erſten Stoß mit Nothwendigfeit erliegen 
müßten. Das Umnbegreiflihe diefer Hartnädigfeit wird 
aber etwas gemindert, wenn man fi einerſeits erinnert, 
daß Siegwart, die Seele des Bundes, den Krieg befchlofien 
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und mit Hülfe jeſuitiſcher Einflüffe alle Regierungen dafür 
gewonnen hatte und anderſeits weiß, dat die Stände mit 
volliter Zuverficht auf eine kräftige Unterftügung von Oeſter⸗ 
reih und von Frankreich, auf den Eifer ihrer Trup⸗ 
"pen und eine fchledhte, zwieipältige Organiſation des eidge- 
nölfiihen Heeres zählten. Daß die Dazwifchenfunft der 
Nachbarmächte nicht ftattfand oder zu fpät kam, daß ber 
Eifer nicht Stand hielt, und daß die eidgendjjiihe Armee 
eine mufterhafte Haltung bewies, dies waren nichtberechnete 
Enttäufhungen, die ſich erit in der Folge zeigten. 

Nachdem am Tage nad) der Konferenz die Wiederannahme 
des fchon einmal abgelejenen Antrags von Zug mit der Er» 
Härung zurüdgewicjen worden war, daß derjelbe unmöglich 
als billige Vergleichdgrundlage angejehen werden fönne, die 
dreizehn und zwei halben Kantone aber dej- 
fen ungeadtet bereit jeien, auch in fernere Ber- 
mittlungsvorfhläge einzutreten, — erhob fi Xu- 
zern umd erklärte im Namen feiner Deitverbündeten: daß der 
Augenblick für jie gekommen fei, die Tagſatzung zu verlafien 
und daß fie in den von der Tagſatzung aufgebotenen Trup⸗ 
pen eine feindliche Armee gegen die fieben Stände erbliden. 
Sie entfchlagen fi) aller Verantwortlichfeit und werden ſich 
in einem Manifeite vor der Welt rechtfertigen. Hierauf er⸗ 
hoben fich die Gefandten der ficben Stände und verließen den 
Saal. Eine kurze feierlihe Banfe folgte, während man am 
Thore den abzichenden Gejandten die militäriihen Ehren 
erwies. 

Damit waren die Würfel gefallen; der Sonderbund hatte 
jede Vermittlung abgewieſen und ſich gegen die Eidgenoſſen⸗ 
haft in Kriegszuftand gefegt. Der Eindrud diejes leuten 
Vorfalls bewegte die Schweiz in ihrem Innerſten. Sie er- 
kannte die Unheilbarkeit des Zerwürfniſſes und bereitete ſich 
zum Kampfe. Obſchon ungewohnt einer folchen tragifchen 
Löfung innerer Verwicklungen, ſprach die Bevölkerung ent- 
ſchieden die Ueberzeugung aus, daß es feine andere Ent⸗ 
ſcheidung mehr geben könne und fo fchr fie aud die Schre⸗ 
den eines bintigen Krieges fühlte, zog fie ihn doc) dem ver- 
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derblichen Siehthum eines faulen Friedens vor, der in den 
legten Jahren das nationale Leben fo tief darnieder gedrüdt 
und fo unleidlich gemacht Hatte. 

Das Manifeit der jonderbündifchen Kantone folgte bald. 
Es enthielt die alten Befchwerden, Beſchuldigungen und Bes 
theurungen, verbunden mit einer widermärtig zur Schau ge- 
tragenen, wohl berechneten Frömmigkeit. Weberfpannt in 
allen Behauptungen erflärte e8: die fieben Stände kämpften 
für ihr Beſtehen; für ihre Nechte gegenüber der Yundesre- 
volution; die Negierungen der zwölf Stände Hätten das 
Schwert gezüdt zum ungeredhten Kriege, während dire Re 
gierungen und die Völkerfchaften der fieben Stände e8 zum 
gerechten Widerftand ergreifen. Unverholen wurde die Be- 
völferung der Mehrheitsfantone zum Aufſtand gegen ihre 
Regierungen aufgefordert. 

Der Bollzihe Nach dieſen Vorgängen konnte die Tagſatung nicht mehr 
ungsbeſchluß. läͤnger ſäumen, das letzte, wenn auch ſchwere Wort, aus—⸗ 
zufprechen. Am 4. Wintermonat folgte die denfvürdige Ent 
Theidung, die mit ihren Erwägungsgründen alfo lautet: 
Die eidgen. Tagſatzung — 

In Betracht, daß durch den Beſchluß von 20. Heumonat 
dieſes Jahres das Separatbündniß der fieben Stände Lu⸗ 
zern, Uri, Schwyz, Unterwalden, Zug, Freiburg 
und Wallis als mit den Beſtimmungen des Bundes un⸗ 
verträglich und demnach als aufgelöst erklärt worden iſt; daß 
die erwähnten Kantone für die Beachtung dieſes Beſchlufſes 
verantwortlich gemacht wurden und daß fid) die Tagſatzung 
vorbehalten hat, wenn es die Umstände erfordern, die wei⸗ 
tern Maßregeln zu treffen; 

In Betradt, daß bie Geſandtſchaften der Sonder⸗ 
bundskantone ſchon unterm 22. Heumonat die Erklärung ab» 
gaben, daß ſie jene Schlußnahme nicht anerkennen; 

In Betracht, daß die erwähnten Kantone ſchon vor dem %. 
Heumonat, ſowie nachher außerordentliche militäriſche Ruſtun⸗ 
gen getroffen, Waffen und Munition aus dem Auslande be⸗ 
zogen haben, offenbar zum Zweck, um ſich der Vollziehung 
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der duch die Tagfakung gefaßten Schlußnahmen mit Waf- 
fengewalt fu widerjegen ; 

In Betradt, daß die gleihen Kantone aud) den Be- 
fhluß vom 11. Auguft, durch welchen fie ernſtlich gemahnt 
wurden, Alles zu unterlaffen, wes den Landesfrieden ftören 
fönnte , nicht beachtet, fondern nach wie vor demjelben durd) 
Herftellung von Verfhanzungen und Fortſetzung ihrer außer- 
ordentllichen Rüftungen den Sclußnahmen der Zagfakung 
entgegen gehandelt haben ; 

In Betradt, daß den von der Tagfakung ernannten 
eidgenöfifchen Bevollmächtigten der Zutritt vor den Inſtruk⸗ 
tionsbehörden und vor den Landesgemeinden der betreffen- 
den Kantone verweigert, die Verbreitung des verjöhnlichen 
und freundeigenöfjifchen Aufrufs beinahe überall verboten und 
im Ranton Luzern jogar als ein Verbrechen mit Strafe be- 
droht worden ift; 

An Betracht, daß feither gemachte VBermittlungsvor- 
fhläge von den nämlichen fieben Ständen zurücdgewiefen 
wurden und alle Bemühungen , diefelben auf friedlichem Wege 
zur Anerkennung und Erfüllung beſchworner Bundespflichten 
zurückzuführen, erfolglos geblieben find; - 

An Betradht, daß die Gefandtichaften diefer Stände 
unterm 29. Weinmonat die Tagfagung und die Bundesſtadt 
verlaifen und daß die mehrerwähnten Kantone durch diejen 
At, in Verbindung mit den gleichzeitig abgegebenen Erflär- 
ungen und feither getroffenen militärifchen Anordnungen, ſich 
gegenüber der Eidgenofjenfchaft in offenen Kricgszuftand ver- 
fett haben; 

In Betradt, dag nad Allem diefem es Gebot des 
Bundes und Pflicht der Tagſatzung iſt, den von ihr auf 
Grundlage bundesrechtlicher Vorſchriften gefaßten Beſchlüſſen 
Nachachtuug zu verſchaffen und alle bundesmäßigen Mittel 
anzuwenden, um einem ſolchen, die innere und äußere Sicher— 
heit der Eidgenoſſenſchaft bedrohenden, Zuſtand entgegen zu 
treten; 
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An Anwendung der Artifel I. VL. und VIN. des 
Bundesvertrags, beichlieht, was folgt: 
1. Der Beihluß der Zagjagung vom 20. Heumonat 
. laufenden Jahres über Auflöfung des von den Kantonen Luzern, 
Ui, Schwyz, Unterwalden, Zug, Freiburg und Wallis ab- 
gefchloffenen Sonderbundes ift durch Anwendung bewaifneter 
Macht in Vollziehung zu fegen. 

2. Der Oberbefehlshaber der eidgenöffifchen Truppen ift 
mit der Ausführung diefes Beſchluſſes beauftragt. 

3. Die Tagſatzung behält ſich vor, die weitern erforder» 
lichen Maßnahmen zu treffen. 

4. Der eidgenöffiiche Vorort ift angewiefen, gegenwärti⸗ 
gen Beſchluß dem Dperbefehlshaber der eidgenöflifhen Trup⸗ 
pen, dem eidgendfflichen Kriegsrathe und ſämmtlichen Kan- 
tonsregierungen unverzüglich mitzutheilen. 

Derfonterbün Der Kriegsrath der fieben Stände, in Luzern tagenb, 
a a hatte mit dem 16. Weinmonat die militärische Leitung Der 
Mafregeln. Geſchäfte übernommen. Nach der Kriegserflärung wurde ihm 
die oberjte Gewalt in ſämmtlichen Kantonen übertragen, in 

Folge deffen er diefelben im Kriegezuftend verjegte. Allein 

gleich Anfangs zeigte fich, daß diefe Behörde zur Erfüllung 

ihrer wichtigen Aufgabe wenig gefchidt ſei; es fehlte ihr an 

Einigkeit und entjchiedenem Handeln. Schon bei der Aufitels 

lung der einzelnen Truppenkörper begann das Marften und 

jeder Abgeordnete glaubte fich verpflichtet, dahin wirken 

zu müßen, daß fein Kanton am längjten mit Zruppen ver= 

ichont bleibe und mit den wenigiten Kojten davon komme; 

daß der Zugerstandwehr längere Zeit gejtattet wurde, nad) 

dem Aufgebot noch ihre eldarbeiten zu verrichten, daß ein 

ſolches Begehren geftellt und zugegeben werden mußte, be— 

weist das Gefagte genugjam. Noch mehr Hinderung zeigte 

fih bei der Verlegung der Truppen von einem Kanton im 

den andern. Am 30. Weinmonat fahte der Landrath von 

Zug den Beſchluß: Es verbleibe der Stand Zug in dem 

Bündniß der katholifchen Kantone, wenn ihm diefelben die 

nöthige Hüffe zur Vertheidigang feiner Grenze gewähren ; 

jollte dies gegen Erwarten nicht der Fall fein, fo behalte 
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fih Zug das ihm Gutfcheinende vor. ALS dann ein Antrag 
zur Befegung Zugs dur die Urner gefallen, verſuchte der 
Zuger-Abgeordnete foviel möglich darzuthun, wie dieſe Be- 
ſetzung Zugs böfes Blut mahen würde. Außerdem machte 
fi) bei den Mitgliedern des Kriegsrathes perfänliches Miß⸗ 
trauen geltend, welches feinen Grund einerfeits in der geifti- 
gen Ueberlegenheit Sigwart8 und feine® Chrgeizes, theils 
in dem Umftande, daß er von ausländifher Abſtammung 
war, gehabt haben mag. Oberſt Zelger von Stanz, ber 
unter den Abgeordneten vielleicht die beſte Einficht in das 
Kriegswefen hatte, galt als Liberalsfonfervativ und wurde 
chief angejehen. Oberft Müller von Schwyz; war zaghaft 
und ängstlich und hielt das allgemeine Truppenaufgebot für 
zu frühzeitig, während Landammann Holdener mehr Entſchie⸗ 
denheit und Einſicht an den Tag legte. Spidtig ftand ihm 
an Entfchiedenheit im Allgemeinen nicht nad), war aber zıt 
fehr um den Privatvortbeil von Obwalden beforgt. Die 
Bertheidigung des Brünigs bejchäftigte ihn mehr, als die 
Beſetzung der Reuß⸗ und Emmenlinie. Lauener von Uri 
ftimmte zu entichloffenem Handeln und fand die getroffenen 
Vertheidigungsmaßregeln ungenügend. Daß dem Abgeordne- 
ten Rheinold das zunächſt bedrohte Freiburg ſehr am Her- 
zen Tag, läßt ſich entichuldigen; dagegen verrieth das Ver⸗ 
langen, feiner Vaterſtadt die bundesgemäße Hülfe zukom⸗ 
men zu laſſen, nur geringe Einfiht in das Kriegsweſen. 
Zenrufinen von Wallis zeigte guten Willen, aber fein 
Benehmen war der Nadjläßigfeit des Staatsraths von Wal- 
lis entfprechend. Es bedurfte mehrerer Mahnungen, bis das 
eine der von Wallis verfprochenen Batallione über die Furka 
entfandt wurde. Der Widerfpruh und die Haltlofigfeit in 
der oberften Kriegsbehörde hätte jedoch Leicht durch die au 
gedehnten Vollmachten gut gemacht werden fönnen, welche 
man dem General Salis gegeben hatte. Anfänglich überließ man 
ihm das Militärische ganz und der Kriegsrath war mehr eine 
politifche Behörde; als man aber bemerkte, daß Salis den 
Gedanken an die vertheidigungsweife Haltung nicht aufgeben 
wollte, wurde vom Sriegsrath auf die Vorlage eines Kriegs- 
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plans gedrungen. ‘Der Plan wurde vorgelegt, da er jih 
aber nur auf die Bertheidigung befchränfte, von Sigwart 
nicht für befriedigend erachtet. Dieſer hielt dafür, daß der 
Angriff gleichzeitig mit dem Xruppenaufgebot im Aargau, 
St. Gallen und Züri hätte ftattfinden ſollen; nad ihm 
hätte der Kanton Glarus in diefem Zeitpunkt genommen, die 
aufrührerifhen Bewegungen in St. Gallen unterftäßt, dann 
auf Zürich losgegangen nnd dadurch die Dftfchweiz außer 
den Bereich der Operationen des Zwölfer-Bundes geitellt 
werden ſollen. Salis dagegen hegte große Zuverficht auf die 
befeitigten Pläße und ftand in der fihern Erwartung, daß 
die erjten SKriegsereigniffe in diefer Stellung unfehlbar zn 
Gunften des Sonderdundes ausfallen werden. Sigwart aber 
beharrte bei feiner Meinung, welchem Umſtande die Einfälle 
im Teſſin und dem Aargau zuzufchreiben find. Welche Mei⸗ 
nung die vorzüglichere war, bat die Erfahrung bewiefen. 
Durch die vertheidigungsweife Haltung der Sonderbündi- 
Shen gewann der General der Eidgenoffen Zeit, die einzel 
nen Armeenlörper unter fih in volllommene Verbindung zu 
jegen; die Sonberbunds-Stantone von allen Seiten einzu« 
Schließen und gegen die jtärkiten Punkte ihrer Vertheidigungs- 
finien Gewaltshaufen vorzufchieben. Ebenfo fehlerhaft war 
e8, daß die Sonderbundsfantone, bei der verhältnigmäßig ge- 
ringen Zahl ihrer Streitkräfte, die ganze VBertheidigungslinie 
von der Bernergrenze bis an diejenige des Kantons Glarus 
zu deden fuchten. Dadurd) wurde die Vertheidigungslinie dünn 
und dem Gegner Gelegenheit geboten, fie an beliebigen Stel» 
fen zu durchbrechen und ihre Truppen von der Seite zu be 
drohen. Die Armee der fieben Kantone Hätte nur dann 
auf Erfolg rechnen können, wenn fie die anrüdenden Heer⸗ 
haufen einzeln beichäftigt, fie aufgehalten, durch veritellte 
Angriffe genedt und daun im entjcheidenden Augenblide mit 
an Zahl überlegenen und ftark zuſammen gezogenen Maſſen 
angegriffen hätte. Diefe Tatik befolgte Bonaparte in den 
italiäniſchen Feldzügen gegen die ihn einfchließenden und an 
Zahl überlegenen Defterreicher und befiegte fie. 
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Begeben wir uns nach diefen Betrachtungen in das Feld- 
lager der Armeen, um über ihre Stärke und Anordnung 
Rundſchau zu halten. 

Noch ehe die Frage wegen Auflöjung des Sonderbundee 
auf der Zagfakung zur Verhandlung kam, waren in den 
Sonderbundsſtänden die Kriegsrüftungen im ausgedehnteften 
Maße betrieben worden. Schon im Sommer wurden die 


Die beiben 
Armeen. 
A 


Die © onder⸗ 
buͤndiſche. 


wichtigſten ſtrategiſchen Punkte von höhern Offizieren bes 


ſichtigt, die Stellen zur Anlegung von Schanzen, Verhauen 
und Minen bezeichnet und auf Herbeiſchaffung von Waffen, 
Kriegsbedarf und Lebensmitteln Bedacht genommen. Sämmt⸗ 
liche wehrfähige Mannſchaft wurde unter die Waffen geru- 
fen, eingetheilt, geübt und gemuftert und zur Wahl der 
Offiziere und Befehlshaber gefchritten. Der Kanton Schwyz 
allein ftellte acht wohlbewaffuete Bataillone von 600-800 


Mann, adt Scharfihügen Compagnien und zwei Sechspfüne- 


ders Batterien. Die Gejammtarmee der innern Stände: Lu⸗ 


ern, Uri, Schwyz, Unterwalden und Zug beitand aus 19,628- 


Mann, wovon 11,234 Mann Auszüger und 8,394 Man 
Nejerven , ungerechuet den aus ungefähr 27,000 Dann be 
jtehenden Landſturm. Die Truppen von Freiburg beftanden 
aus 23,250 Mann, worunter 3026 Mann Auszug, 9603 
Mann Landwehr, 1666 Dann Landiturm und 555 Scarf- 
hüten. Die Arınee von Wallis beitand aus 15,361 Mann, 
worunter 2241 Mann Auszug, 2920 Mann Referve, und 
10,200 Mann Landfturm Somit bejtand die gefammte fon- 
derbündijche Armee aus 37,418 Mann regrmlärer Truppen 
und 48,000 Mann Landſturm, zujammen aus ungefähr 
85,000 Mann. Oberbefehlshaber war General Salis; Chef 
des Generalſtabs Oberft Elger aus Luzern; Generaladjus 
dant Vinzenz Müller von Altorf; Kommandant des Genies 
Emanuel Müller von Altorf, Kommandant der Artillerie 
Oberſt Lieut. Rennwart Göldlin von Luzern; Oberjtfriegs» 
Kommiſſär Regierungsrath Zünd von Luzern; Oberſt⸗Feld⸗ 
arzt Dr. Fiſcher von Dagmerſellen; OberſtAuditor Präſi⸗ 
dent Boſſart von Zug. Die Diviſions-Kommandanten wa» 
ren folgende s I. Divifion: Kommandant Oberjt Nubolf Rüt⸗ 
23 
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timann von Luzern. Erſte Brigade: Oberft Zurgilgen von 
Luzern. Zweite Brigade: Oberjt Wendel Koft von Buchen: 
rain. Dritte Brigade: Oberjtlieut. $. U. Schmid. 11. Die 
vifion : Kommandant Oberſt Theodor Abyberg von Schwy;. 
Erfte Brigade: Oberjt Karl Franz Letter von Zug, gewefener 
eidgenöfj. Kriegsfelretär. Zweite Brigade: Oberſt Schmid 
von Altorf. 111. Landſturm: Erjter Ober-Kommandant: Oberft 
Pascal Tihudi von Glarus; zweiter Oberfommandant: Major 
J. Plazid Segefjer in Luzern. 

Die fonderbündiihen Truppen in Freiburg waren unter 
dem Kommando ded Oberſt Maillardoz; die im Wallis un- 
ter Oberft von Kalbermatten. 

Großes Gewicht legten die Sonderbundsfantone auf den 
Landſturm. Nach ihrer Anficht war der Landfturm die hödjite 
Steigerung der Nationaffraft, der Schlußitein des Kanto- 
nalwehrweſens, der kräftige, zum Selbftbewußtfein ermachte 
Bolkswille, der Ausdrud der öffentlihen Meinung. „Gelingt 
es dem Landſturm“ (jo fchrieb Segeſſer) „dem Gegner feine 
Subfiftenzmittel zu entziehen, wenn aud) nur für wenige 
Tage, ober feine Ruhe zu ftören durd) bejtändige Allarmi- 
rung, kann er die Flußübergänge verhindern, das Land durd 
Gräben und Verhaue vor und hinter dem Feinde unmwegjam 
machen, feine Vorpoſten und PBatrouillen aufheben und jeine 
Komunifation unterbreden; fo wird er in dem Maße, wie 
er dem Feinde Abbruch thut, dem eigenen Truppen im die 
Hände arbeiten und ihren Dienſt erleichter. Wenn man 
beachtet, daß Befriedigung oder Verweigerung diejer Bedürf⸗ 
niffe oft eben fo vielen Einfluß üben, als einzelne Gefecht 
momente, jo wird man eben fo ‚fehr von der Weberzeugung 
durhdrungen, daß ed unſern Milizen nicht möglich fein kann, 
allen diefen Verrichtungen im Falle feindficher Einfälle zu 
genügen; ihre Kraft muß ungefhwädt für Hauptfchläge ge: 
{part werden, während der Landfturm gleich einem Schwarm 
von Hornißen das ganze Land überdedt und den Feind nedt, 
überall fich zeigt und nirgends zu finden ift.“ 

Dies die Bedeutung, welche die Sonderbündifchen ihrem 
Landfturm beilegten und daher die übermäßigen Anjtrengun 
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. gen für Bereitmahung desfelben. Zum Landfturm wurden 
alle Einwohner , mit Ausnahme der Kranfen und Chrlofen, 
vom 17. bis 65. Altersjahr genommen. An jeder politifchen 
Gemeinde bejtanden einer oder michrere Führer des Land- 
ſturms, die auf vier Jahre bezeichnet wurden. Für jeden 
Bezirk war ein Bezirksfommandant beftelt. Nah ihren 
Vaffengattungen theilten ſich die Kandftürmer in zwei Haupt- 
abtheilungen, nämlich) in folhe, die mit Stugern, Infan⸗ 
teriegewehren oder Jagdflinten bewaffnet, und in folche, die mit 
Knitteln, Senfen, Stich: oder Schlagwaffen ausgerüſtet waren. 
Dieje follten auf beiden Flügeln ber mit Feuerwaffen aus- 
gerüfteten Mannfchaft oder hinter der Front derfelben auf: 
geftellt werden, „um über den Feind im geeigneten Augen 
blick Herzufallen.“ Zur Bewaffnung wurden vorzfiglich die 
Morgenfterne und Senfen empfohlen. — Schwere Etrafen, 
Gefängniß und Einftellung im Aftivbürgerrecht waren für das 
Richterfcheinen angedroht. 

Daß diefe Anfiht der Sonderbundshäupter in Betreff 
des Landſturms eine irrige war, hat der Erfolg gezeigt. 
Zum Angreifen und Siegen war er untauglich und nur zum 
Todtfchlagen der Befiegten gut. . 

Was die Stimmung der Sonderbimdstruppen betrifft, 
fo war biefelbe nicht bloß fehr kriegeriſch, fondern faſt durch⸗ 
weg eine rafende. Die dem Eonderbund Ergebenen fchrien 
um Rache gegen die Schänder der Religion, die Zeritörer 
der Kirche und Altäre, die Räuber fünfhundertjähriger Frei- 
heit, und ſelbſt ruhige und befonnene Männer, die fich eher 
zu den Eidgenofjen hinneigten und niemals für die Religion 
gefürchtet hatten, wurden von der allgemeinen Etimmung 
und dem nie verftummenden NRacegefchrei und Eiegestanmel 
fo hingerifien, daß jie der eigenen Ueberzeugung faum mehr . 
zu trauen wagten. Die Spannung war zu groß, die Ein⸗ 
bildungskraft in zu hohem Grade erhitt, als daß die ge- 
ringfte Täuſchung nicht nothwendig in das Gegentheil hätte 
umfchlagen müßen. Und wirklich hat der Erfolg gezeigt, daß 
fi) der Fenereifer beim Herannahen des Kampfes bedeutend 
abkühlte und fich die edelhafte Prahlhanferei und das vor- 





B. 
Die eidgenoͤſ. 
Armee. 
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gefchriebene Pochen in der Stunde der Gefahr als nidıtig 
erwies. 

Co die Armee des Sonderbundes. 

Die Einrichtung der eidgenöffifchen Armee bot dem Ge 
neral Dufour nicht unbedeutende Schwierigkeiten dar. Allein 
dem bejonnenen und Triegerifhen Mann gelang es in kurzer 
Zeit, auf diefem Felde Erjtaunliches zu leiſten. Frei-Heroſe 


von Yarau war Chef des Generaljtabs, Oberſt Zimmerli 


von Aarau General Adjudant, Dr. Flügel von Bern ordnete 
den Gejundheitsdienft. Die eidgenöffiiche Armee zählte 98,861 
Mann und beftand aus 102 Bataillonen SSufanterie, 45 
Compagnien Scharfihügen, 53 Compagnien Artillerie, 27 
Compagnien Kavallerie und 6 Compagnien Sapeurs. Die 
Armee hatte 266 Gefüge, worunter 88 auf den Wällen 
von Genf. Sie wurde in ſechs Divifionen getheilt; die 
erfte befehligte Oberſt Nilliet-Conftant von Genf, die zweite 
Oberſt Burkard von Baſel; die dritte General von Donaz 
aus Graubünden; die vierte Dberft Ziegler von Zürich; die 
fünfte Oberft Gmür aus dem Kanton St. Gallen; die jechste 
Oberſt Luvini Perfeghini aus Teſſin. Eine Referve-Divi- 
fion von Berner Truppen ftand unter Ulrih Ochſenbeins 
Befehl. Die Artilleriereferve, 1712 Mann ftark, befehligte 
Oberſt Denzler von Zürih, die Kavallerie-Referve, 613 
Mann, Oberftlieut. von Linden von Bern. 

Was die Stimmung der Xruppen betrifft, jo war fie 
feineswegs fo kriegeriſch und prahlend wie diejenige der Son- 
derbundg-Armee. Nur ein geringer Theilder Truppen rüdte 
mit wirklicher Begeifterung und in der Ueberzeugung für eine 


beſſere Zukunft zu kämpfen, ind Feld. Der größte Theil 


verließ den heimifchen Herd und fein Gewerb ungern und 


zog nur aus, weil es die oberjte Behörde und die Pflicht 


gebot; ein Fleiner Xheil aus Fatholifhen Gegenden fogar mit 
jenem unheimlichen Gefühl-, welches ung ergreift, weun man 
gegen folche auftreten muß, denen man lieber zur Geite 
ftände. In einigen katholiſchen Bezirfen St. Gallens fan 
es beim Truppenaufgebot zu meuterifchen Ausbrüchen, welde 
durch wachſames Auffehen der benachbarten Kantone nieder 
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gehalten wurden, Freienämter liefen mit ihren Offizieren 
ins fonderbitndifche Lager. Dagegen war die ganze Armee 
mit dem volliten Vertrauen auf ihren Generaf erfüllt, der 
al8 ansgezeichneter Taftifer und gebildeter, umfichtiger Of⸗ 
fizier der Eidgenoffenfhaft aus den vieljährigen Dienften, 
die er ihr geleiftet, befannt war. 

Die erfte Truppenaufftellung der Sonderbündifchen war 
folgenbe:: 

In erfter Linie befand ſich die Brigade Zurgilgen mit 


A. 
dem rechten Flügel in Surfee und dem Linfen bei Gettnau. Der Gonbers 


Die erfte 


Truppenauf- 
ftellung. 


Hinter ihr ftand die Brigade Koft auf der Linie Rußwyl gänbifchen. 


bis Miünfter; die dritte Brigade lag in den Ortfchaften 
des rechten Neußufers von Luzern bis Honau, wo fie fid 
an die zweite Divifion anlehnte. Diefe ftaffelartige Aufftel- 
fung konnte fowohl zum Angriff als zur Vertheidigung die- 
nen. Mehr auf die DVertheidigung der Grenze berechnet war 
die Aufftellung ber erften Brigade der zweiten Divilion, 
weile 10 Bataillone zählte und das Schwyzer- und Zuger- 
gebiet von Reichenburg an der Gfarnergrenze, bis nach Sins 
und die Auzernergrenze dedte. Die Aufftellung diefer Trup⸗ 
pen ging nicht vom großen G:neralftab aus, fondern wurde 
von Oberjt Abyberg in Folge der vom Oberbefehlshaber 
an Ihn erlaffenen Weifung zur Vertheidigung von Zug und 
Schwyz vorgenommen. Ihr Hauptquartier war Art. Die 
zweite Brigade diefer Divifion, zur allgemeinen Reſerve be- 
ftimmt , lag nod) in Altdorf, Stanz, Sarnen und Umge— 
bung. Die Artillerie-Referve war in Luzern. Unabhängig 
von diefen Truppen war ein Battaillon und eine Scharf» 
fhütenfompagnie, welde zur Bewahung des Entlibuchs 
diente, die zweite Tandwehr von Obwalden, welche zur Hut 
des Brünigs, und die zweite Landwehr von Uri, welde zur 
Beobachtung der Päſſe des Gotthards beſtimmt waren. Die 
dritte Divifion, unter Oberft Maillardoz war um die Stadt 
Freiburg verfammelt, die vierte, unter General Kalbermatten, 
im Thal er Rhone aufgeftellt. 

Am Ende des Weinmonats fand eine Verjegung der Trup⸗ 
pen ftatt, indem fie, da der Aushrud des Kriegs täglich zu 
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erwarten jtand, auf die äußerſten Vertheidigungslinien vor- 
geihoben wurden. Am 31. Weinmonat rücdte das Bataillon 
Hediger von Schwyz in Zug ein, während einige Tage jpä- 
ter das Bataillon Beeler, ebenfall® von Schwyz, Aegeri be- 
ſetzte. Am 31. langte ein Bataillon Urner, zwei Scharfihü- 
gen-Compagnien und eine Batterie Artillerie zu Luzern an. 
Ebenfo am 1. — 3. Winterinonat zwei Bataillone Unter- 
und Obwaldner⸗-Truppen nebſt Scharfichügen und Artillerie. 
Die Marh war fhon einige Tage früher mit Schwyzertrup⸗ 
pen gegen die Zürcher und St. Galler⸗Grenze beſetzt wor⸗ 
den. Die Urner bewachten mit Randjturmtruppen die Höhen 
des Gotthards gegen Zejlin, die Obwaldner den Brünig 
gegen das Berneroberland. Die Richtung von Gislikon hielt 
die Brigade Schmid inne; die Brigaden Kot, Zurgilgen, 
Schmid von Uri und Göldlin das Entlibuh, Willifau, Sur- 
fee und Münfter. Unterdeffen war das Bataillon Courten 
aus Wallis an die Furfa vorgerüdt, um über den Berg 
zu ſetzen. 

Am 23. Weinmonat hatte die Regierung. von Luzern 
den Gencral Salis fünmtlihen Truppen des Auszugs und 
der Landwehr als folchen vorgeftellt. Au 25. erließ derfelbe 
jeinen erjten Aufruf an die Armee, folgenden Inhalts: „Das 
hochherzige freie Volk der jieben verbündeten Stände hat be— 
schloßen, feit zu halten an feiner Heiligen Religion, an ſei— 
nen alten, von den Heldenvätern ererbten Rechten. — Diefe 
zu wahren mit Gut und Blut, jteht ihr da in den Waffen, 
während das fromme Frauenvolf in den Tempeln auf den 
Knieen liegt, um Friede oder Sieg von dem Herr der Heer- 
fchaaren herabzuflehen. Freudiger und zahlreicher als je 
feid Ihr unter die Banner getreten, die im nämlichen Far⸗ 
benipiel bei Morgarten, Sempach und fo vielen Helden- 
Icglachten über den Helinen Euerer Altvordern wehten. Gott 
war damals mit den Vätern; er wird auch jeßt mit ung 
fein. Warum es dem Allerhöchſten gefallen, Euer mir fo 
höchit ehrendes und tief rührendes Bertrauen auf mid zu 
lenten, wer vermag ſeinen Rathſchluß zu deuten? Gott ift 
oft in dem Geringen ſtark. Allein das Vertrauen ijt gegen» 
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feitig, liebe, treue Waffenbeüder! — Ich weiß, Ihr wer- 
det um mid) ftehen im heißen Kampfe; Ihr werdet mich 
und ih Euch nicht verlaſſen. Dankbar preife ih den All 
mächtigen, daß er mich gewürdiget, für und mit Euch für 
eine fo gute Sache fechten oder fallen zu dürfen. — Gott 
mit uns.“ 

Kaum war General Dufour von der Tagſatzung B. 

in Eid und Pflicht genommen, fo traf er alsbald die Die ber Gib» 
zur Vollendung feiner Aufgabe nothwendigen Anordnungen a 
und ließ die Truppen in ihre Standquartiere einrüden. Die 
erste Divifion, Rilliet, Tag in Lauſanne, zwiſchen den Sons 
derbundsfantonen Wallis und Freiburg; die zweite Divifion 
lag in Bern, von wo aus ihr Anführer, Oberft Burkart 
von Baſel, fonft Eonferpativer Gefinnung, einen Träftigen 
Aufruf an die unter ihm ftehenden Truppen erließ, und ih- 
uen fagte, daß fie auf feine unbedingte Hingebung für das 
Baterland zählen können und fie ermunterte, einem heiloſen 
mit National Ehre unverträglihen AZuftande ein Ende zn 
machen. Donatz, der dritte Divifionär, lag in Solothurn. 
Ziegler, der Kommandant der vierten Divifion, hatte fein 
Hauptquartier in Aarau; die fünfte Divifion unter Oberft 
Gmür, welche den Außerften Tinten Flügel der vom Genfer: 
bi8 an den Wallenfee reichenden Armee bildete, Hatte ihr 
Hauptquartier in Züri. Die feste Divifion, unter Lu⸗ 
vini Stand im Teſſin, während die Nejerve-Divifion unter 
Odjfenbein in Bern lag, um je nad Bedürfniß ihre Ver- 
wendung gegen Freiburg oder Luzern zu finden. Am 26- 
Wintermonat erließ Dufour feine erfte Anfpradhe an die Ars 
mee. Wir entheben derjelben Folgendes : 

„Die hohe Tagfagung, in Bern verfammelt, Hat die Auf- 
ftellung der eidgenöffiihen Armee verfügt, um die innere 
Drdnung zu erhalten und die Rechte des Bundes, fo wie 
feine Unabhängigkeit zu wahren. Sie hat mir die Ehre er- 
wiefen, mich als General zu bezeichnen, um den Oberbefehl 
zu übernehmen. Ich trete daher an Euere Spike, voll Ver» 
tranen auf Euere Vaterlandsliebe und auf Euere Ergebens 
beit. — Berufen in einer fhon vorgerüdten Jahreszeit, mehr 
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oder weniger enge Kantonements zu beziehen, werbet Ihr 
Euch mit demjenigen zu begnügen wiffen, was der Einwoh- 
ner Eud) bieten kann. Seid nicht begehrlich und vermeidet 
jede Beleidigung, die man fid) niemals, felbft nicht in Fein⸗ 
desland, erlauben darf. — Ich empfehle Euch vor Allem 
gute Mannszucht, als die erſte Euerer Pflichten. Ohne 
Deaunszucht gibt es feine Armee. So fehr durch ihre Manne- 
zucht als durd ihre Kraft Haben Euere DBorfahren fo 
glänzende Siege erfochten und fid) einen fo großen Namen 
erworben. Man muß fie hierin, wie in allen andern Din- 
gen, nahahmen. — Denkt, dag das Ausland die Augen auf 
uns gerichtet hat; zeigt ihm, daß die Schweizerbürger, fo- 
bald fie unter eidgenöffifher Fahne ftehen, nur noch einen 
Gedanken haben, denjenigen, ihrem gemeinfamen Vater lande 
gut zu dienen. 

MWehrmänner ! ich werde Alles anwenden, um Euer Zw 
trauen zu verdienen, zählt auf mich!“ — 

Kaum waren die Truppen in ihre Standquartiere einge 
rückt, al8 zmifchen den Sonderbundsfantonen und den übris 
gen Ständen eine gänzliche Abjperrung eintrat. Jedermann, 
der fich nicht fofort gehörig ausweiſen konnte, wurde feit 
genommen, hin⸗ und hergeſchleppt, verhört, freigelaffen oder 
im Verhaft behalten, wie es im offenen Kriegszuftande zu 
geichehen pflegt. — 





Zweites Hauptſtäck. 


Der Kampf und fein Ausgang. *) 
Kampfgerüftet ftanden ſich die Heere gegenüber. Obgleich 
fih die Sonderbundsftände ſtets bemüht hatten, ihr Bünd- 
niß als eine Mafregel der Vertheidigung darzuftellen, To 
wurden die Feindfeligfeiten doch von! ihrer Seite und genau 
N Mir beablichtinen nicht eine in's Ginzelne eingeherde Befchreibung 
der Kriegsereigniſſe, fondern begnügen uns mit einer Darftellung berfel: 


ben in allgemeinen Umriſſen, indem wir ung vorbehalten, Dasjenige, was 
tie Schwyzer beſonders betraf, einläßlicher zu beleuchten. 
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an dem Zage begonnen , an welchem bie Tagfakung in Bern 
den Vollziehungs-Beſchluß ausſprach. Ahr erfter Augriff 
war gegen den St. Gotthard gerichtet. Der Befehlshaber 
‚ber festen Divifion hatte diefen wichtigen Punkt zu befe- 
gen vergeſſen, was um fo unerflärlicher ijt, als derjelbe nicht 
nur zum Schutze Teſſins diente, fondern auch die Verbind- 
ung ded Wallis mit den Urfantonen beherrichte. Der Kriegs⸗ 
rath von Luzern wußte diefen Fehler wohl zu benuben 
und befegte am 4. Wintermonat die Paßhöhe diefes Ber⸗ 
ges mit Artillerie und einem Bataillon Landwehr und da⸗ 
mit zugleich das auf teffinifchenm Boden gelegenene Schuß 
haus am Eingang des Tremolathales. Dieſes Vorbringen 
der Sonderbünbifchen rief das halbe Teifin unter die Waf- 
fen und veranlaßte militärifche VBewegungen gegen den St. 
Gotthard, bei welchem Anlaffe teffinifche Plänkler vordran- 
gen, und eine ihnen entgegenfommende feindliche Streifwache 
von fiebenzehn Mann und drei Offizieren mit Schüßen be» 
grüßten. Zwei der Lektern wurden getödet; die kalte Sonne 
des Gotthards fah das erſte Brüderblut. 

Diejes Heine Ereigniß machte einen um’ fo tiefern Ein« 
drud auf die Gemüther, als einer der gefallenen Offiziere 
der Sohn ded Obrift Balthafar von Luzern, eines Haup⸗ 
tes der liberalen Partei 'war. Von nun an wagten die 
Aroler-Schügen nod manchen wohlgezielten Schuß und meh- 
tere Tage dauerten die Heinen Vorpoftengefechte; die Paß- 
höhe aber blieb in den Händen ber Urner, welde von da 
Ausfälle in das Liviner-Thal machten, ohne fich jedoch hal- 
ten zu fönnen, oder ihren Zweck, dasfelbe zum Aufitand zu 
bringen, zu erreichen. 

Mittlerweile erhielt Luvini Befehl, mit feiner ganzen 
Divifion dem Gotthard näher zu rüden, während die Kom⸗ 
mandanten in Glarus und Graubündten das Schächenthal 
und den Kreuzpaß befegen follten, eine Bewegung, die, wenn 
fie gehörig ausgeführt worden wäre, die St. Gotthardsbe⸗ 
ſatzung vollftändig abgefchnitten hätte. Allein es ruhte ein 
Geift der Unentfchiedenheit und des Zauderns auf diefen 
Operationen, und namentlich entwidelte Graubündten fein 
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militärifches Vorgehen mit einer Langſamkeit, die nur ans 
der angebornen Ruhe diejes Volkes erflärbar ift. Damit ging 
die gute Zeit verloren und der eintretende Winter machte 
die öftlichen Päſſe unbrauchbar. Auf feine eigenen Kräfte 
beichränft, mochte dem Anführer der fechsten Divifion ein 
Frontangriff auf die ftarfe und wohlbefegte Stellung beim 
Gotthard Hofpiz für einmal nicht rathfam erfcheinen ; daß 
er aber feine Truppen und namentlich die Gefchüge nicht 
zwedmäßig vertheilte , den Feind gering jchätte und den 
Sicherheitsdienft vernachläßigtel, dies waren Fehler, die nicht 
zu entſchuldigen find. 

Denn ald am Nachmittage des 17. Wintermonats die 
Urner und Wallifer, vom Nebel begünftigt, fi in die 
Ebene Herabjtürzten, wurden die Tejfiner ungefähr 3000 
Mann, von einem panifchen Schreden ergriffen. Die Hö- 
hen, welche den Eingang des Thales beherrſchten, waren 
Ihon alle von dem circa 1800 Mann ftarfen, aus Urnern, 
Wallifern, Unterwaldners und Luzerner⸗Truppen bejtehenden, 
und von OÖberftlieut. C. E. Müller geführten Feinde bejekt, 
noch ehe e8 die Zejjiner bemerkt Hatten. Nachdem die tej- 
finiihen Scharfihügen eine Weile Stand gehalten, löste 
fih die Brigade in wilder Flucht auf, die fih bis Biasco 
und Bellenz erftredte. Die Offiziere waren an diefer Schmach 
unſchuldig und hatten lange mit dem Degen in der Hand 
verjucdht, die unaufhaltfam Fliehenden zu fammeln, allein 
vergeblich; die jungen Kontingente, ohne Friegerifche Erfahr- 
ung und in dem Waffendienjt vernachläßigt, konnten erft an 
der Monfabrüde zum Stehen gebracht werden. Trotz ihrer 
Uebermacht verfuchten die Teffiner nicht, die Scharte auszu⸗ 
wezen, fondern gaben das obere Thal dem Feinde preis und 
verichanzten fich an der Monſa, unmittelbar vor Bellenz, um 
die angerufene Hilfe aus Graubündten, Thurgau und St. 
Gallen zu erwarten. Die Regierung fuchte vergeblich, durd 
Aufrüfe den gefunfenen Muth der DBevölfernng zu heben 
und die nachbarliche Hülfe traf zu fpät ein; die Urner blies 
ben Sieger und Hatten fi die Verbindung mit Wallis und 
Sardinien gefihert, was den flüchtigen Sonderbund&« 
bäuptern fpäter nicht wenig zu jtatten fam. 
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Teſſin, deffen Aufgabe einfach war, indem es blos das 
St. Gottharbsthor befegen jollte, hatte das Vertrauen der 
Eidgenoffenfhaft in feiner Weife gerechtfertigt und gewann 
das Livinerthal erft wieder, Als fich der Feind wegen der 
Erfolge der Bundesarmee in den andern Kantonen freiwillig 
und mit Beute beladen über den Gotthard zurüdzog. 

Während am St. Gotthard die Feindfeligfeiten begonnen Bernere Friege 
und die Rüftungen der fieben Stände ihre Vollendung er» riſche Maßre⸗ 
reiht hatten, ſehte General Dufour die großartige Organis GM 
fation der Bundesarmee fort und leitete die Arbeiten des 
Generaljtabs. Die Truppen wurden an den Felddienſt, an 
den Borpoftenfrieg und die Entbehrungen eines "Winterfeld- 
zugs gemöhnt. 

Inzwiſchen machten die eingefchloffenen Kantone ihrerfeite 
die Verbindungswege unbraudbar. Die Straßen, die Frei- 
burg, Luzern und Zug mit den angrenzenden Landftrichen 
verbinden, wurden durch ftarfe Verhaue, Minen und Grä- 
ben gefperrt, die Grenzbefeftigungen verftärft und die Brü— 
den zerjtört. So verbrannte man bie fchöne Sinferbrüde, 
die ES ylbrüde und die Hüttenbrüde, dedte die Grinau- 
und Rapperſchwyler-Brücke theilweife ab und fprach fogar von 
dem großartigen Plan, durch Abgraben der Linth die Ober- 
marc unter Waffer zu fegen. 

Ein Zwifchenvorfall in der Mard) zog in diefen Tagen Tod bes Obriſ 
die allgemeine Aufmerkfamkeit auf fi. Obrift Aufder- Aufdermaur. 
maur, der Sohn des Generald, der das in dort liegende 
Landjturmbataillon befehligte, wurde am 8. Wintermonat in 
feinem Zimmer erfhoffen gefunden. Aus Unmuth über die 
ſchlechte Beichaffenheit und noch Ichlechtere Mannszucht feiner 
Truppen uud in der Vorausſicht, dag unter diefen Umſtän⸗ 
den nicht Ruhm, wie er gehofft, fondern eher Schande zu 
ärnten fei, hatte er feinem Leben freiwillig ein Ende ge» 
mat. Gleich nachher wurde Dr. Diethelm verhaftet und 
mit großem militärifchem Gepränge nah Schwyz abgeführt. 

Die öffentlihe Meinung fette diefe Gefangennehmung mit 
dem Tode Aufdermaurs in Verbindung, was zu neuer Wuth 
aufftachelte; bald aber fand man für gut zu erflären, daß 


Dufours 
Armeebefehl. 
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Herr Diethelm zu feinem Bataillon, wo er als Arzt einges 
theilt und wegen Berufsgefchäften noch nicht eingerüdt war, 
abgeführt worden fei. 

Als die großen Vorbereitungen auf der eidgenöffiihen 
Seite vollendet waren, erließen der General und die Divi- 
fionäre ihre Armeebefehle. Dufours Anſprache iſt bezeid- 
nend für den Charakter, den der Krieg trug. Es heißt darin: 
„Die oberfte Bundesbehörde Hat das vaterländifhe Banner 
entfaltet, um das ſich alle Eidgenoffen fchaaren follen. Ber» 
geßt e8 nie, daß es Euere heilige Pflicht iſt, dieſes Banner 
mit aller Kraft und Macht und mit Euerm Herzblut zu ver» 
theidigen. Das Vaterland ruft Euere Mitwirkung und die 
Kraft Euerer Arme an, und fordert Euch auf, einem Zuftande 
von Mifbehagen und Beunruhigung ein Ende zu machen, 
der nicht länger andauern darf, wenn die Schweiz nidt ih- 
rer Auflöfung entgegen gehen fol. Das Vaterland zählt auf 
Euere Hingebung und Ihr werdet feine Erwartung nicht 
täufchen. Wehrmänner! Ihr müßt aber aus diefem Kampfe 
niht nur ſiegreich, fondern auch vorwurfsfrei 
hervorgehen. Ich stelle unter Euern befondern Schub die 
Kinder, die Greife und die Diener der Kirche. Wer feine 
Hand an Wehrlofe legt, entehrt ſich ſelbſt und befledt feine 
Fahne. Gefangene und Verwundete verdienen um jo mehr Euer 
Mitgefühl, als Viele von Euch mit denfelben zufammen ſchon 
im eidgenöffifchen Dienfte geftanden find. Euere Anführer 
werden alle Befchwerden mit Euch theilen; e8 Tiegt oft mehr 
Berdienft darin, die Mühfeligfeiten und jEntbehrungen des 
militärifchen Lebens mit Geduld zu ertragen, als feinen Muth 
auf dem Schlachtfelde zu beweifen. Dann werdet Ihr mit 
dem fchönen Bewußtſein in Euere Heimath zurüdfehren, dem 
Baterlande den wichtigen Dienst geleiftet zu haben, daß es 
fi) wieder in einer Stellung befindet, in der e8, wenn es 
Noth thut, feine Unabhängigkeit und feine Neutralität mit 
Nachdruck behaupten fann.“ 

In dem gleichen, ruhigen, entfchiedenen und humanen 
Tone waren die ZTagesbefehle der Divifiond-Commandanten 
gehalten. Vergebens ſucht man in denjelben eine Spur po⸗ 
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litiſcher Leidenschaftlichkeit, ein edler Contrajt gegen die hoch— 
tönenden und aufftachelnden Aufrüfe der feindlichen Hauptleute. 


Das Bewuptjein, die Sache des Baterlandes zu tragen, durch⸗ 


drang Führer und Volt. 

Die Häupter des fonderbündifchen Kriegsrathes hielten es 
inzwilchen für angemeffen, zum Angriff überzugehen,, theils 
um Freiburgs abgejchloffener Lage zu Hülfe zu kommen, theils 
um das Freiamt zu allarıniren und den Aufitand im Aargau 
vorzubereiten. Diefer war dur) Briefe und geheime Aus- 


jendfinge eingeleitet und jchien weitreichenden Erfolg zu ver⸗ 


ſprechen. Der erjte Handſtreich diefer Art war auf Klein- 
Dietwyl gerichtet. Hier, an der äußerten Spige des Aar⸗ 
gaus, die tief hineinreicht zwiſchen das Zuger- und Luzerner⸗ 
fand, war ein vorgefchobener, wenig wacfamer Kompagnie⸗ 
poften des zürcherifchen Bataillons Fäſi. Vom dichten Ne— 
bel begünftigt, fchlich in der Frühe des 10. Wintermonats 
ein Ruzerner-Bataillon über die Grenze, entwaffnete die 
andgeftellte Schildwache und umringte das Pfarrhaus, wo der 
Compagnicchef foeben den Situationsbericdht vollendet hatte 
und mit den übrigen Offizieren am Frühftüd faß. Den ge- 
fällten Bajonetten gegenüber hatten die Ueberrajchten feine 
Antwort und fo wurde aud) die übrige Mannſchaft glüclich 
‘ aufgehoben. Es waren im Ganzen vier Offiziere und acht« 
unddreißig Mann nebft zwei Iuzernifchen Flüchtlingen, welch' 
legtere man dem Kriegsgerichte überlieferte. 

Ermuthigt durd) diefen Erfolg, wurde ein zweiter Gang 
ins Aargau befchloffen, der aller Wahrjcheinlichfeit nad die 
Beſetzung ded Bezirks und Klofterd Muri zum Zwecke hatte, 
und den linken Flügel der vierten Divifion der Eidgenoffen 
von der fünften trennen follte. Der Angriff geſchah in drei 
großen Kolonnen und wurde durch einen Scheinangriff auf den 
rechten Flügel der fünften Divifion von der Zugergrenze aus 
unterftütt. 

Am 12. Wintermonat in der Frühe 320g, unter dem 
Schute des auf dem Reußthale dicht lagernden Nebels, eine 
Divifion von vier Bataillonen, einige Scharfihügencontpag- 
nien und zwei Batterien, unter dem Befehl des Obriſt 
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v. Salis, der inzwifchen den Rang eines Generals erhalten, 
über Eins und Merifhwanden gegen die oberhalb Runner, 
Rikenbach gegenüber, gefchlagene Schiffbrüde, welche den Kans 
ton Zürich mit dem Aargau verband und von drei im ber 
Nähe liegenden Compagnieen eidgenöfjifcher Infanterie, einer 
Pontonier-Abtheilung und einer Scharfſchützen-Compagnie 
gedeft war. ALS diefe den Feind entdeften, wurde jchleunig 
eine nahe Batterie herbeigeholt und der Webergangspunft, 
wo der Feind fchon feiten Fuß gefaßt, lebhaft befchofien. 
Das Feuer der zürcheriichen Batterien bewog die luzerneri— 
Shen Truppen zum rajchen Angriff, worauf die Cidgenofjen 
über die Brücke zurüdgingen und diefelbe abbrachen. Unter 
dem Spiel der Batterien und PBlotonsfeuer vollbracdhte die Ge⸗ 
nieabtheilung mit Kaltblütigfeit die ſchwierige Arbeit. Sie 
wurde durch die zürcherifche Batterie Echeller, die dem Feinde 
ein Geſchoß demontirte und viele Infanteriſten nicderwarf, 
kräftig unterjtügt, während die Zentrumcompagnien, unge 
Ihüägt vom Terrain, weniger Kaftblütigfeit zeigten. Die 
Iuzernerifhen Truppen ſuchten nun durch Heftigeres Fenern 
das jenfeitige Ufer zu fäubern, aber die Eidgenoffen blicben 
unbeweglich; leicht Verwundete verließen das Glied nicht und 
Verbundene kehrten in die Linie zurüd. So gelang es, bie 
jen wichtigen Poſten gegen dreifache Uebermacht, mit einem 
Berlurjte von neunundzwanzig Verwundeten und Zodten zu 
behaupten, worauf der Feind nad) halbftündigem Kampfe mit 
beträcdhtlicher Einbuße den Rückzug antrat. 

Die zweite Abtheilung, unter dem Befehl von Obriſt 
Elgger, war vier Bataillone (gegen 2500 Mann) ftarf und 
mit einer Batterie verjehen. Sie zog um neun Uhr Vor— 
mittags vom Hitfircherthale nah Müswangen und gegen den 
Lindenberg über die aargauifche Grenze. Hier erflärten zwei 
Gompagnien, zu feinem Einbruch in den Nachbarkantonen 
mitwirken zu wollen und zogen ſich zurüd. Die Kolonne 
aber, geführt von aargauiſchen Ueberlänfern, eilte ftille und 
raſch den Lindenberg hinunter auf Geltwyl und Butwyl, um 
die beiden dort liegenden Kompagnien Fifcher und Wandmehyer, 
die an dem durch die Quartiergeber auffallend verzögerten 
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Mittageffen faßen, aufzuheben und gegen Muri vorzudrit- 
gen. Aber raſch ſammelten ſich die paar hundert Aargauer 
und warfen fih dem Feinde entgegen. Drängend und ge- 
drängt wogte der Kampf Hin und her, bis nad) einjtündigem 
Gefechte die Elger'ſche Kolonne fi in Unordnung zurüdzog. 
Um 2 Uhr langte fie entmuthigt und erichöpft wieder in 
Higlich an. Sie hatte einen Hauptmann verloren, Elger's 
Sohn war jchwer verwundet und der PVerlurjt im Ganzen 
nicht unbedeutend. Von aargauifcher Seite war Hauptmann 
Fifcher gefallen, deffen perjönlider Tapferkeit man es zu 
danken Hatte, daß die Sonderbündifchen hier nicht durchbre— 
hen konnten. Unter diefen aber regte ſich Unzufriedenheit 
nnd gegen die aargauifchen Weber Läufer Erbitterung, weil fie 
ihnen offene Arme im Freiamte verfproden; die nicht 
(uzernerifchen Truppen, voraus die Urner, erflärten beftimmt, 
daß fie feinen Fuß mehr über die Grenzen ſetzen werden. 

Noch geringern Erfolg Hatte die dritte Kolonne. Sie 
war mit Artillerie verfehen und follte von Münfter aus 
über Menzingen und Rynach in das Kulmerthal einfallen, 
um To zwifchen den größern feindlichen Quartieren hindurch 
eine Diverfion gegen Aarau zu machen. Auch fie traf in 
Menzingen nur auf wenige Landmwehlfompagnien. Nachdem 
fie ein kurzes Haubigenfener auf das Dorf eröffnet und durd) 
Sranaten ein Hans in Brand geftedt hatte, ließ fie fich von 
dem feindlichen Infanteriefeuer zurüddrängen und fehrte 
ohne Lorbeeren nach Münſter zurüd. 

Diefer dreifahe Angriff, von 12— 13,000 Dann ausge» 
führt, war wohlberedjnet; fein Ergebniß aber mußte zweifel- 
haft fein, da auch bei angenblicklich günftigen Erfolgen die 
angegriffene vierte Divifion der Eidgenoffen zu überlegen 
war, ald daß ihr Stand gehalten werden fonnte. So aber 
wirkte derſelbe fehr nachtheilig auf die Angreifenden, die ohne 
den geringiten Erfolg manches Leben geopfert und dadurd 
die eigenen Leute entmuthigt hatten. Die tüchtige Haltung 
der eidgenöffifchen Truppen dagegen, die, obgleich viel ſchwä—⸗ 
cher, dem Ueberfall Stand gehalten, wirkte ermuthigend auf 
das ganze Heer zurüd. 
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Breiburgsßafl. Während diefer Bewegungen entfaltete der Oberbefehle-: 


haber der Eidgenofjen die Kraft der erften zwei Divifionen 
und der Berner Referven gegen Freiburg. Obgleich von den 
DBerbündeten getrennt und von dem Murtner-Bezirk verlaf 
fen, war diefer Punkt, durch natürliche DBefeftigungen ge 
ſchützt, mit zahlreichen Geſchütz und hinlänglicher Mannfchaft 
verjehen, und von erfahrnen Offizieren befehligt, wohl im. 
Stande, hartnädigen und biutigen Widerftand zu leiſten. 
Auch ließ fi) das um fo mehr erwarten, als man wußte, 
daß hier die Jeſuiten fehr viel zu verlieren und das Volk 
zum heftigften Kampfe entflammt hatten. Die Angriffsfos 
lonnen, aus Diannjchaft der weftlichen Hälfte der Schweiz be» 
itehend, begannen am 10. Wintermonat den Cinmarfc in 
den Kanton bei Stäffis und Chartre Et. ‘Denis und jtanden 
am 12., 25,000 Mann ftarf, von circa 13 Kolonnenbatterien 
unterftüßt,, vor der Stadt, wo fie im Regen unter freiem 
Himmel wohlgemuth Beiwache hielten. Die erfte Divifion, 
welche von Bull und Romont wegen der Minen , Berhaue 
und Gräben, welche die Straße fperrten, nur langjam vorrü- 
den konnte, vollendete am 13. die Einfchlieffung der Etat. 

Diefe befaß 5115 regelmäßiger Truppen und 7—8000 
Mann buntbewaffneten Landfturms‘, dazu 31 Stüde, worunter 
ſechs VBierundzwanzigpfünder-Haubigen und zwei Gebirgsmör- 
fer. Die ganze Vertheidigungslinie war durch Feldbefeftigung 
und gedekte Schanzen zweckmäßig geſchützt. 

Am 13. forderte General Dufour die Regierung von 
Freiburg auf, freiwillig zu ihren eidgenöſſiſchen Pflichten zu- 
rüdzufehren. Der Staatsrath befragte die Befehlshaber der 
verjchiedenen Stellungen um ihre Anſicht. Die meiften er- 
Härten, wenn von Wallis und Luzern aus Bewegungen im 
Rüden vorgenommen würden, fo könne man fid) behaup- 
ten; jedenfall® aber ſei e8 vorzuziehen, auf günjtigen Grund» 
lagen den Frieden anzubahnen. Ohne zu einem eigentlichen 
Beihluffe zu kommen, wurde vorläufig ein Waffenjtillitand 
unterhaudelt. Dufour geitattete einen ſolchen bi® zum 14. 
früh um 7 Uhr. 

Inzwiſchen griff Rilfiet, von den Unterhandlungen noch 
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nicht in Kenntniß gefettt und von den freiburgiichen Vorpo⸗ 
ften gereigt, mit feinen Waadtländer- und Genferbataillonen 
die Forts Bertigny und Ginget an, bemädhtigte fich der 
Stellungen und warf die anderthalb Bataillone, die fie ver- 
theidigten und ihm mit lebhaften Feuer antworteten, auf die 
Stadt zurüd. Amtlihe Berichte geben die Einbuße der 
WBaadtländer auf 15 Todte und 50 Verwundete an. Die 
übrige Linie verhielt fi ruhig. Die Bundes-Dipifionen 
hielten zum zweiten Male, gleich den kriegserfahrenſten Trup⸗ 
pen, vor der Stadt Beiwache. 

Am Sonntag früh Morgens rüftete fich die ganze Linie 
zum Angriff; die letten Brigaden waren eingerüdt, die Ba⸗ 
taillone entfaltet und die Batterien zu einem Flankenangriff 
aufgeführt. Ernſt und kalt harrten die Truppen des Zei⸗ 
hend zum Angriff. Da erjhienen um halb 7 Uhr Par« 
famentäre und, Allen unerwartet, wurde fofort der Ueber⸗ 
gabsvertrag im Hauptquartier zu Belfaux abgejchloffen. Der 
Staatsrath, unter fich uneinig, hatte fi in der Nacht aufge 
löst umd einen Ausſchuß ernannt, welcher die Unterhandlun⸗ 
gen pflegen follte. Da aber auch diefer nicht zufammen zu 
bringen war und die Regierungsmitglieder ſpurlos verſchwun⸗ 
den waren, wurden zwei achtbare Männer mit denjelben bes 
traut. Obriſt Maillardoz, der ſich fchon vorher mit der Be- 
hörde übermworfen, hatte feine Kenntniß von den Unterhand- 
lungen und erklärte, hierüber gefränft, daß er fich als ent- 
lafien betradite. Am 14. Wintermonat ergab fid) die Stadt 
ben Eidgenoſſen. 

Noch an den Tage der Vlebergabe Freiburgs, das mit Die Armee⸗Be⸗ 
8000 Mann beſetzt wurde, floſſen die Truppenmaſſen gegen nn gegen 
Luzern ab. Die Bataillone marſchirten Tag und Nacht in — 
Eilmärſchen den dortigen Grenzen zu. Bei der engen Ab- 
Ichließung gelangte die Nachricht von Freiburgs Ball nur 
fhwer in die Sonderbundsfantone, und wenn fie die Behör⸗ 
den auch erhalten hatten, fo nannte man fie gleichwohl „eine 
tadifale Lüge.“ 

Der Plan der Eidgenofjen war in kurzen Zügen folgen» 
er: Nachdem die jechste Divifion (Luvini) von der füuften 
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aus verftärft worden war, follte die Neferve- Brigade Keller die 
Marc) bejegen., die Divifion Gmür Zug nehmen und ven 
da mit dem größten Theile ihrer Kräfte Luzern von der Oft 
feite bejegen, mit einer andern Abtheilung aber den linken 
Flügel der vierten Divifion und den Angriff auf Giſslikon 
unterftügen. Der rechte Flügel diefer Divifion war der Reuß 
nad) auf den gleihen Punkt befehligt. Die beiden Divifio- 
nen des Zentrums (von Donag und Burfart) foliten von 
Surfee und Willifau aus die Nordfeite Luzerns angreifen, 
während Ochfenbein mit feiner unabhängigen Referve-Divi- 
fion das Entlebuh) und die Südfeite der Stadt einnehmen 
tollte. 

Die eidgenöffifden Zruppen, von den fehr beichwer- 
tihen Vorpoſtendienſt, dem fteten nächtlichen Streifen über 
Feld und Wald, und den mühenellen Beiwachen auf Ber- 
gen und Ebenen ftark in Anfprucd genommen, harten fehn- 
lich auf den Befehl zum Angriff, als fi) plöglih am 21. 
Wintermonat Zugeriſche Parlamentäre bei den Vorpoſten mel⸗ 
deten ynd vom Divifionsfhef Gmür ins Generalquartier 
gewiejen wurden. Zug bot Gapitulation an. Sie wurde 
am 21. Wintermonat unterzeichnet und unmittelbar darauf 
vom Landrath mit 93 gegen 21 Stimmen gutgebeißen. Hier⸗ 
auf verließen die Schwyzer- Truppen diefen Kanton. Der 
Umftand , daß vor dem Ausmarſch des in der Stadt 
Zug gelegenen Bataillon Hediger Feine Appell gehalten und 
zwei Compagnieen vergejjen wurden ‚berechtigt zu dem Schluße, 
daß der Rüdzug Sehr eilig und die militärifche Ordnung 
nicht gut befchaffen war. Eben fo eilig war der Rüdzug des 
in Aegeri gelegenen Schwyzer-Bataillons Kälin. Der Kom- 
mandant wollte fi) auf den Sattel zurüdziehen, allein die 
Truppen waren fo entmuthigt, daß fie noch am gleichen 
Abend, mi* Zurüdlaffung eines Munitionsfarrens, über den 
Ratenberg nad) Einfiedeln liefen. Der Empfang, der ihrer 
bier harrte, war fein angenehmer. Die eidgenöſſiſch gefinnte 
Bevölkerung übergoß fie bei ihrer Ankunft mit Hohn, wobei 
fi die fcharfen Zungen der Cinfiedlerinnen beſonders 
auszeichneten. Mit Mühe gelang es dem Kommandanten am 
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folgenden Morgen, etwa einen Dritttheil des Bataillons wie⸗ 
der zu ſammeln. Er begab ſich mit ſeinem Truppenreſt auf 
den Sattel zurück, wo er durch eine Anzahl Zugeriſcher Ue- 
berläufer Verſtärkung erhielt. ‚ 

Nun folgen die Ereignijje mit überrafchender Schnellig— 
feit. — Die fünfte Divijion rüdte noch am gleihen Abend 
der Yuzernergrenze zu; die vierte Iagerte im Reußthale, von 
Muri bis Dietwyl fi Hindehnend; die zmeite und dritte 
waren ſchon am Morgen in den Kanton Luzern einmarfchirt 
und hatten NReiden, Dagnterfellen, Knutwyl, Surſee, Mün- 
fter und Hitzkirch ohne erheblichen Widerjtand eingenommen ; 
dagegen konnte die Berner:Rejervefolonne im Entlibuch nur 
mit Mühe vordringen. 

Der 23. Wintermonat war der entjcheidende Tag. — Ges 
neral Salis hatte feine Kräfte an der Neuß und auf dem 
Rothenberge gefammelt. Diejer ift ein malerifcher, unten 
mit Fruchtbäumen, oberhalb mit Nadelholz bewachſener Ge—⸗ 
birgszug zwifchen dem Zugerſee und dem Küßnachter-Arm. 
des Vierwaldflätterjees, auf der Nordjeite in fanften Ab- 
hängen gegen Buonad und Honau abfallend und auf der 
Süpdfeite fich bisLuzern verzweigend. Die Straßen vonCham und 
Hüneberg vereinigen fid) die Straßen in der Nähe von Honan; 
eine Viertelftunde füdlicher ftößt, über die Gislikonerbrücke 
diejenige von Muri und Dietwyl dazu und führt nun, als 
Hauptitraße, in zwei Stunden, zwiſchen der Reuß und dem 
Rothenberg, durch meiſt ebenes, wohlbebautes Land nad) 
Luzern. Auf dem rechten und linken Reußufer ſtanden die 
Bataillone der Luzerner mit Scharfſchützen und ſtarker Ar- 
tillerie; zwiſchen Honau und Gislikon war der Berg mit 
Hülfstruppen und zahlreichem Landſturm beſetzt; die auf der 
Oſtſeite desſelben über Buonas führende Straße war von 
einigen Batterieen, zwei Schwyzer-Infanterie-Bataillonen, 
Scharfſchützen und Landſturm bewacht. 

Die Schwyzer hatten urſprünglich Befehl gehabt, dieſe 
Straße mit ftärfern Maffen zu deden; allein der inzwiſchen 
erfolgte Angriff auf die Mar und die Bedrohung der 
Straße auf der Dftfeite des Zugerſees veranlaßten den Chef 
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Meieröfappel. 


der Schwyzer, Obrift Abyberg, zunächſt an den eigenen Kans 
ton zu denken. Er z0g daher mit einem beträchtlichen Theile 
feiner Mannfchaft an den Nigiberg nad) Art, um den Paß 
von Goldau, das weitlihe Thor des Kantons Schwyz, zu 
hüten. Diefe Bewegung entzog dem VBertheidigungäplane 
wefentlihe Kräfte und konnte nur geringen Nuten verfcaf- 
fen. Die fonderbündifchen Truppen hatten die Aufgabe, mit 
aller Macht die Angriffe auf beiden Eeiten des Rothenber- 
ges zurüdzumerfen; dort wurden die Bataillons:Maffen zu— 
fammen gezogen, während die übrigen Theile des Kantons 
Luzern ud Schwyz nicht zu Hauptaufftellungen bejtimmt 
waren. Durd) die Schwächung des ihm anvertrauten Hanpt- 
punktes von Meiersfappel entblößte Abyberg die Flanken der 
bei Honau und am Rothenberg ftehenden Truppen und er: 
leichterte den Durchbruch der Hauptliniee Nachdem aber 
diefe genommen war, wie konnte er daran denfen, fi in 
Art zu halten, das von Immenſee und Walchwyl her ans 
gegriffen werden fonnte und Zuzug von der abgejchnittenen 
Hauptmacht unmöglid) war ? Abyberge Bewegung ſah ei: 
nem zu frühzeitigem Rüdzug fo ähnlid), wie ein Ei dem andern. 

Der linke Flügel der fünften Divifion der Cidgenofjen, 
beftehend aus den Brigaden Nitter und Isler, hatte bie 
Aufgabe, den Nothenberg auf der Oftfeite zu umgehen, die 
Etraßen von Küßnacht und Meggen zugewinnen und die Oft. 
feite der Stadt Luzern anzugreifen. Die beiden Brigaden 
rüdten in der Frühe des 23. Wintermonat® auf der Sei— 
tenjtrage von Cham nad) Buonas vor. Die Brigade Ritter 
ftand im erjten Treffen und beftand aus vier Bataillonen 
(Thurgauer, St. Galler, Glarner und Zürcher) nebjt einer 
Bündtner-und einer Appenzeller - Charfihüten: Compagnie. 
Die Batterie Scheller von Zürich, die fich bei Lunnern aus: 
gezeichnet, und die Batterie Heiland von St. Gallen unter 
ftüßten diefe Abtheilungen. In der Nähe von Meierskappel, 
dem erfien luzerniſchen Dorfe, trafen fie einen auf geded- 
ter Anhöhe glücklich poftirten Feind. 

Das Dorf Meiersfappel ligt auf einem Hügel, eine 
halbe Stunde vom Zugerfee. Dort lag Obriftlieut. Dober 
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von Schwyz mit feinem Bataillon. In der Nacht vor dem: 
23. Wintermonat erhielt er die Nachrisht, daß fich die Eid- 
genofjen rüften, um am kommenden Morgen bei Meiersfap- 
pel und Gislikon anzugreifen. Noch in der Nacht begab er 
fi nad) Ibikon, wo eine Compagnie unter Hauptmann Chriften 
von Wollerau, einen Vorpoſten befegt hielt. Er ftellte fie fo auf, 
daß fie den rechten Flügel feines Bataillons berührte. Von 
da kehrte Dober zurüd und ftellte fein Bataillon an 
den Waldſäumen des Nothenberges auf. Unterdeffen Hatte- 
das in Küßnacht liegende Bataillon Beeler von Schwyz den 
Befehl erhalten, fi) mit Dober zu vereinigen. Nachdem das» 
jelbe am Orte feiner Beftimmung eingetroffen war, ftellte 
es jüh zwifchen den Waldöffnungen ob Buonas und Bür- 
geln auf, wo fi eine Schanze befand. So geordnet blie- 
ben die Truppen bis gegen halb 8 Uhr, ohne vom Feinde 
beunruhigt zu werden. Bald nachher fah man die feind- 
lihen Jäger in Kette aufgelöst zum Angriffe hervorbreden, 
während von Gislikon her ein Signalfchuß ertönte. Auf 
dieſes Zeichen zogen ſich die feindlicheu Jäger gegen den 
Wald, der den Eonderbündifchen zur rechten Seite lag.- 
Indeſſen marfchirten die eidgenöffiihen Brigaden vor- 
wärtd. Die Brigade Yaler mit Artillerie marjchirte liuks 
dem Augerjee entlang auf der Straße von Cham nad- 
Buonas; während die Brigade Ritter, ebenfalls mit Ar⸗ 
tilferie, fich über Holzhäufern in Bewegung fegte. Gegen 
I Uhr Morgens machte Isler außer Buonas Halt, wäh- 
rend zwei Edjarfihügen - Sompagnien, drei Jäger » Compag- 
nien, und eine halbe Eapeur « Compagnie vorrüdten und 
eine Kette vom See bi gegenüber dem ‘Defilee zwifchen 
dem Nifchers und Nothenberge bildeten. Die Brigade felbft 
ftellte fi in zwei Treffen in Scladtorönung auf, den 
finfen Flügel an da8 Dorf Buonas anlehnend. Die Artil- 
lerie fuhr anf einer erhöhten Stelle auf und eröffnete neben 
den vorgefchobenen Compagnien ihr Feuer. Bei dieſer 
Stellung war vorzüglid) der von Kommandant Beeler be» 
fehligte rechte Flügel den feindlichen Scharfihügen ausge⸗ 
jetzt. Da wirkſame Gegenwehr unmöglih war, ſah ſich 
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Beeler genöthigt, einen Theil feiner Leute in die Scan: 
zu verlegen, während er den Reſt derjelben dreißig Schritte 
hinter der Schanze in Linie aufftelltee In dieſer Stell 
ung blieben die Truppen bis halb 11 Uhr dem feindlichen 
Kugelregen ausgeſetzt, ohne jedoch bedeutenden Schaden zu 
nehinen, da die Kugeln der Eidgenoffen zu hoc) gingen. 
In diefem Augenblide langte die Nachricht ein, daß fich 
der Feind gegen das links gelegene Wäldchen ziehe, um 
das Bataillon Beeler von der Thalenge anzugreifen. Noch 
glaubte Beeler, diefen Boften Halten zu fönnen, bis die 
von Art her verjprochene Hülfe eintreffe. Indeſſen rüd» 
ten die eidgenöffiihen Scharfihügen und Jäger über die 
Berhaue immer näher, während fich die Bataillone unter Is⸗ 
lers Befehl in Angriffstolonnen vorwärts bewegten. Bald ges 
fang es den vorrüdenden Jägern, im Walde Stellung zu faffen. 

Während die feindlichen Kolonnen mit Tebhaften Feuer 
empfangen wurden, rüdte Kommandant Beeler mit ungefähr 
60 Freiwilligen gegen die Thalenge vor, um den Feind 
durch Geplänfel zu. beunrubigen; die übrigen Truppen bfies 
ben in Linie aufgeftellt, um den heranrüdenden Feind mit 
Plotonsfeuer zu empfangen. In dieſer Fritifchen Lage ka— 
men ſchwyzeriſche Scharffhügen von der Compagnie Ingli 
und meldeten, daß ihr Hauptmann mit den Abrigen Sol: 
daten feinen Poften ohne Widerjtand verlaffen habe; da- 
durch) war der rechte Flügel des Bataillond Beeler entblöst 
und es war zu befürchten, vom Feinde umringt zu werben. Ein 
Verſuch, den aufgegebenen Poften wieder zu nehmen, blieb ohne 
Erfolg, da die hiefür beorderten Truppen von der überle- 
genen Zahl der feindlichen Plänkler zurückgeworfen wurden. 
Auf diefe Weife waren die jonderbündifchen Truppen zwi—⸗ 
Ihen zwei Fener geftellt und gezwungen den Räckzug ge 
gef den Kiemen — al der zweiten Bertheidigungslinie — 
anzutreten. Auf dem Abhange der Kiemerhöhe wurde wie: 
der Stellung genommen, wo fid) der rechte Flügel des Ba— 
taillons, den Beeler befehligte, mit dem linken Flügel un- 
ter Major Bueler vereinigte, um jo der Ränge des Kiemens 
berges nad) das Feuer gegen den heranrüdenden Feind un⸗ 
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terhalten zu fönnen. Kaum: war diefe Aufftellung vollbracht, 
als das Feuer von beiden Seiten mit Xebhaftigfeit eröffnet 
wurde. Während diefem Kampfe wurde Beeler verwundet, 
eine Kugel hatte feinen Schenkel durchbohrt. Das Kom 
mando gieng an Major Bueler über, ber mit Muth und 
Xhätigfeit das Gefecht fortfegte. Noch einige Zeit wurde 
die Stellung behauptet; als aber der Feind inzwilchen die 
Ebene von Meieröfappel gewonnen und ihm dadurd die 
Straße nad Küßnacht geöffnet war, fo: zogen fich die Schwy⸗ 
zer in die Ebene „beim Zellen“ zurüd. 

Während diefer Vorgänge hatte die Brigade Ritter dem 
Weg, von Holzhäufern nach Riſch eingefchlagen. Auf der 
Höhe zwijchen diefen beiden Orten wurde Halt gemadt. Die 
Brigade ftellte ſich mit deploiirten Bataillone-Maffen in 
Schlachtordnung auf; bald drangen die Scharfihügen und 
Jäger unter lebhaften Feuer vor, in einiger Entfernung 
folgten die Bataillone. Während das Bataillon Beeler den 
rechten Flügel der hier aufgeftellten fonderbündifchen Streit» 
fräfte bildete, war das Bataillon Dober auf dem Linken 
Flügel gegen den Abhang des Nothenberges aufgeftekkt. 

Die Hauptkolonne der Brigade Nitter richtete ſich gegen 
dad Zentrum der beiden Schwyzer-Bataillone Dober und 
Beeler, während dad Zürder-Bataillon Brunner, vom In⸗ 
genieurhanuptmann Georg Bürkli und einer Abtheilung Sa» 
peurs begfeitet, gegen den äußerſten linken Flügel vor⸗ 
drang, wo der Kampf am heftigften entbrannte. Das Ba- 
taillon Brunner hatte nämlich den Auftrag, den Linken Flü⸗ 
gel der Sonderbündifchen zu umgehen, während der linfe 
Flügel der Brigade den rechten Flügel des Bataillons 
Dober werfen und auf Meiersfappel vordringen follte. Bald 
ftieß das Bataillon Brunner auf: die fonderbündifchen Trup⸗ 
ven am Nothenberg. Kühn voran führte der jugendliche 
Bürkli eine der Kolonnen. Am Fuße des fleilen Berges an» 
gelangt, mußte die gefchloffene Maffe anfgelöst werden; die 
Jäger brachen aus; da fchmetterte ihnen von der Höhe herab: 
die erfte feindliche Salve entgegen. Gleichzeitig war ihre 
Artillerie vorgedrungen, hatte Stellung gefaßt und entjandte 
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ihre Schüße, weldye dicht über das eigene Bataillon hinflo— 
gen. Dies veranlaßte Berwirrung, das Bataillon zog fid 
in Unordnung zurüd, nur Bürkli mit feinen Sapeurs und 
etwa 100 Mann vom übrigen Bataillon blieb auf der ge- 
fährlihen Stelle und drang vorwärts; er wurde von den 
Scharfihügen und Jägern des Bataillons Dober mit einem 
heftigen Kugelregen empfangen, zog fich aber erſt auf den 
wiederholt geblafenen Ruf zum Rückzug zurüd. Noch ein- 
mal verlangte Bürfli, daß das Bataillon Brunner die feind- 
fihe Stellung ftürme und bradte die Appenzeller und Bündt⸗ 
ner-Scharfihügen und einige Zürcher-Jäger zum Bataillon. 
Er ſelbſt befahl den Angriff. Das Bataillon folgte, der 
Kampf war heftig, die Schwyzertruppen hielten fich tapfer. 
Um 1 Uhr Nachmittags aber war ihre Mitte durchbrochen. 
Das Bataillon Beeler, wie wir oben erzählt, mußte gegen 
den Riemen zurüd weichen, das Bataillon Dober behauptete 
fih bi8 gegen drei Uhr und zog fich, durch die lebhafte Ka- 
nonade und die feindliche Uebermacht gedrängt, fechtend ge 
gen Meieröfappel zurüd. Die Bataillone Dober und Beeler 
hatten ihre militärifche Ehre gerettet und aud) der überle- 
gene Feind ehrte ihren Heldenmuth. — Vergebens hatte Dober 
feit Anfangs des Kampfes zweimal nad) Art berichtet und den 
Obriſt Abyberg dringend um Unterftügung gebeten; erjt um 
drei Uhr Ließ dicjer den Obrift Müller mit drei Compagnieen 
und einer halben Batterie zum Zuzug aufbreden. Auf dem 
Wege von Art nah Küßnacht erhielt Miller den Befehl, 
nad Küßnacht zu ziehen; diefer ließ demungeachtet feine Yü- 
ger nad Meiersfappel abgehen und zog mit den zwei andern 
Compagnien, nicht wiſſend zu welchem Zwede, nad) Küßnacht. 
Als er ji diefem Fleden näherte, ſah er eine weiße Fahne 
auf dem Kirchthurm wehen; er ließ fie berabnehmen, den 
Landammann Ehrler verhaften und fehrte zum „Zellen“ zurüd, 
wo indeffen die Bataillone Dober und Beeler eingetroffen 
waren. Hier ftellten fi) die vereinigten Zruppen, in der 
Abfiht, dem Feinde den Weg nah Schwyz zu verlegen, wie- 
der in Schlachtordnung auf, während die feindlicye Brigade 
denjelben näher rücdte, 
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Um halb 5 Uhr Abende wurde das Feuer der Schwyzer 
dich zwei SechspfündersKansnen eröffnet, die ihre Schüße 
gegen die feindliche Kolonne auf dem Kiemenberge und ge- 
gen die in der Ebene ftehenden Bataillone abgaben. Bald 
aber gelang es der, den jteilen Kiemenberg erftcig nden feind- 
lihen Artillerie, da® Teuer zu erwidern. Dieje Kanonade 
dauerte, ohne bedeutenden Schaden anzurichten, bis zum Ein» 
bruche der Nacht, während welcher die eidgenöfjifhen Bri⸗ 
gaden nnd die Schwyzertruppen auf dem Felde ihr Nachtla- 
ger nahmen. 

Die Schwyzer hatten fünf Todte und fünfzehn Verwun⸗ 
dete; bie Eidgenofien zählten vier Todte und zwölf Verwun⸗ 
dete, von denen einige an ihren Wunden ftarben. 

Am gleihen Tage hatte die vierte Divijion mit dem an- 
brechenden Morgen die Verbindung mit dem rechten Flügel 
der fünften Divifion durch zwei Sciffbrüden hergeftellt. Die 


von Oberrütti wurde unter den Kanonen des Feindes ge⸗ 


ſchlagen, nachdem zuerft zwei zur Dedung beſtimmte Com⸗ 
pagnieen Scharfſchützen mit Pontons auf das rechte Reußufer 
hinüber gejegt waren. Ueber die Sinjerbrüde rüdte die erfte 
Brigade auf Zugergebiet, während die zweite bei Oberrütti 
überjegte, und eine dritte die weitläufigen Schanzen auf der 
Weſtſeite der Gislifonerbrüde zu berennen begann. Die erfte 
Brigade griff den von den Sonderbündiſchen wohlbejegten 
Rothenberg mit Macht an, während die Batterie zu Honau 
und die Neußbatterieen eine furchtbare Kanonade unterhielten. 
Indeſſen gewann eine Zürcher - Zwölfpfünder » Batterie eine 
günftige Anhöhe und eriwiderte das feindlihe Teuer fo leb— 
haft, daß die Bataillone gegen Gislikon vorrüden konnten 
und die Befagung des Berges zurüdgedrängt wurde. Bei 
Gislikon war die Stellung der Sonderbümdiichen noch vor- 
zügliher. Die untern Artillerie Schanzen beherrichten die 
Reußufer, die obern die Straße von Honau und den untern 
Bergzug. Die Gräben zogen fid) von Hier aus den Berg 
hinan und waren von Unterwaldner Scharfſchützen, der Berg: 
rüden aber von zahlreihen Landſturmmaſſen gededt. 

Gegen diefe gefiherten Stellungen war im erften Augen- 
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blide wenig auszurichten, um jo mehr, da die Straße durd) 
ein jtarked Verhau von Blöden und Stämmen gejperrt war. 
Die anrüdenden Bataillonsmaffen der Eidgenoffen wurden 
hier von dem heftigften Artilleriefeuer empfangen; der Kampf 
ward zur Schlacht und fait alle Bataillorre kamen ins 
Feuer. Der Feind drängte mit Macht vorwärts und ſchoß 
die Maunſchaft einer Solothurner-Sanone zufammen, worauf 
die drei übrigen zu weit vorgedrungenen Stüde zurückwichen. 
Da ſchwankten einen Augenblid auch die Batatllene. — In 
diejem entjcheidenden Augenblid fprengte eine Berner⸗Zwöolf⸗ 
pfünder-Haubitenbatterie int Galopp. vor, proßte ab und 
warf dem Feinde einen Hagel von Kartätfchen zu; dad Ba- 
taillon Benz eilte mit feinen tapfern Jägern zur Dedung 
im Gefhwindfhritt heran; Divifionär Ziegler ſprang vom 
Pferde, ließ den Sturmmarfch blafen und fommandirte an 
der Spite eines Bataillon den Bajonettangriff. Da 
wich) die fonderbündifche Macht dem Sturm der eidgendfit-‘ 
fhen Tapferkeit und räumte die Werke von Gislifon. 
Während diefem Angriff gewann ein Zürcherbataillon 
auf der Linken Seite der Reuß den Brückenübergang, bie 
Schüsen und Jäger drangen gegen den Berg vor und war- 
fen die Unterwaldner bid auf deffen Höchfte Höhe zurüd. 
Dort fteht auf der freien: Stirne der Nordfeite desfelben 
die St. Michaels⸗Kapelle. Lunge hieft ſich der Landſturm 
mit den Bataillonen auf jenem Punkte; die eidgenöffifchen 
Truppen waren dur) die Tannenwaldungen, die ſonder⸗ 
bündifhen durch den Berggrath gededt; das beidfeitige leb⸗ 
hafte Feuer hatte wenig Erfolg, bis endlich mit einbrechen- 
der Dämmerung auch diefe Höhe von den. Eidgenofjen er- 
ftürmt und der Feind anden Berg Hin und an die auf Luzern 
führende Nothenftraße geworfen wurde. — Das fchwere 
Geſchütz hatte unter den Quzernern übel gewirkt; eine Zwölf 
pfünder «Kugel hatte durch ein donblirtes Bataillon gejchla- 
gen undein Duzend Soldaten zufammen geriffen; zu Honau, 
fo wie am Berge, waren Häufer in Brand gerathen. Auf 
eidgenöfftfcher Seite war der Verlurſt verhältnißmäßig ge- 
ring; die feindliche Artillerie Hatte keinen fihern Spielraum 
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gehabt, die Ehügen auf dem Berge ſchoßen zu Hoch, ihre 
Kugeln Hirrten in den Bajonetten der Angreifenden, vers 
wundeten und tödteten aber nur Wenige. Abends um halb 
5 Uhr langten die gefchlagenen Truppen, die von Ziegler, 
um eidgenöfjiiche® Blut auch unter feindlicher Fahne zu 
fhonen, nit verfolgt wurden, wieder in Luzern an; 
voran die Wagen mit den Verwundeten, dann die Stüde 
mit halber Beipannung und die Gepädewagen in wirrem 
Durdeinander. Unmittelbar darauf folgten die Milizen und 
zerfprengten Landftürmer. Die fiegreihen Brigaden ber 
Eidgenofjen rüdten am gleichen Abend noch über Roth hin- 
aus dem Feinde nach und hielten anderthalb Stunden vor 
Luzern große Beiwache, in dem Glauben, am “folgenden 
Zage vor der Hauptitadt einen zweiten harten Kampf bejte- 
hen zu müßen. 2 
Unterdeffen war die dritte Divifion unter unbebeutendem 
Widerftand einzelner Landfturmrotten, aber mit mühevoller 
Wegräumung der vielen Verhaue, am 24. von Hitzkirch und 
Münfter bis an die Neuß vorgerüdt. Die zweite ‘Divifion 
zog am 23. in zwei Kolonnen über YButtisholz und Menz- 
nau nah Rußwyl an die Emme, um am folgenden Tage 
das von Elgger vertheibigte Plateau von Littan zu nehmen. 
Nach Herftellung einer Brüde dur die Sapeurs, Tangte 
am 24., als fi) die Kolonne zur Erftärmung Littaus an⸗ 
ſchickte, die Nachricht von der Uebergabe Luzern an. Ohne 
fernern Widerftand rüdte die Divifion hierauf in Luzern ein. 
Härtern Stand hatte der äußerfte rechte Flügel der Are Gefechte im 
mee, die Berner-Referve-Abtheilung unter Ochfenbein. Entlibuch. 
Schon ander Grenze bei Efh ol zmatt wurde fie vom Feinde 
aufgehalten, drang aber am 22., nad) Erftellung mehrerer Brü- 
den und Wegichaffung ſtarker Verhaue, mühjam bis Schüpfen 
vor. Hier kam es zu einem lebhaften Gefechte. Die fonderbündi- 
Then Truppen warendurd zahlreichen Landſturm verftärft. Das 
Gefecht dauerte bis zum Einbruche der Nacht. Den Kidgenoffen 
wurde eine Kanone demontirt; fie zählten vierzehn Zodte und 
acht und dreißig Verwundete. Am 23. Morgens gelang es den 
Eidgenoffen, die Sonderbündifchen durch einen Träftigen Angriff 
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aus ihrer Stellung zu drängen. Ochfenbein ging feinen 
Leuten wader voran. Obgleich die Sonderbündifchen ihren 
Widerſtand größtentheil® aufgegeben, jo war doch das Vor⸗ 
dringen auf der alle Augenblide gejperrten Straße äußerſt 
mühſam. Am 24. rüdte Ochſenbein von Entlibuch über bie 
Bramegg und Malters mit Umgehung des Gütjches, den 
er befejtigt glaubte, bis nach Horw, vor die Hauptitadt. 

Der nad) der Verwundung des Generals Salis vom Fürs 
ften Schwarzenberg angeführte Rückzug der Sonderbündler 
fegte die Stadt Luzern in die größte Verwirrung. Der 
Kriegsrath beſchloß fogleih, dem Kommandanten allgemeine 
Vollmachten zu geben und jhidte fi) zur Flucht an; der 
Negierungsrath befolgte deffen Beifpiel, ohne noch eine Sit» 
ung zu Halten. Das neue Dampfihiff wurde fchleunigit 
geheigt; die Kriegs» und Staatskaſſen, die wichtigjten Ur⸗ 
kunden und Siegel, die Habjeligfeiten der Führer und eine 
große Maſſe Setraide in höditer Eile an Bord gebradt. 
Unter der Bededung non zwanzig Gensdarmen flohen Sig. 
wart und die übrigen Häupter der Regierung, die Jefuiten⸗ 
feldpatres, eine Menge Prieſter, Kapuziner und Syefuiten. 
Die Klojterfrauen von Eſchenbach und Mariahilf, die feit 
Jahrzehnten ihre Mauren nicht verlaffen, erhielten Befehl, 
binnen einer BVBiertelftunde auf dem Verded zu fein. — Das 
Bolf konnte die Flucht der Herren erfahren und fie mögli- 
her Weije verhindern — die Ordeunsleute mußten fie ver 
hüllen. Endlih war der Keffel geheigt und. kurz vor ſechs 
nhr führte der Dämpfer das bunte Gemiſch der Flüdti- 
gen nad) dem Geftade von Uri. 

Bon hier aus erliegen die geflohenen Regierungsräthe 
einen Aufruf an das Volk von Quzern, worin es hieß, daß 
fih der Schultheiß und Negierungsrath (von dem übri- 
gen® Drei der angefehenften Mitglieder in Lu 
zern zurüdgeblieben waren), um nicht zur Nieder 
legung der Regierungsgewalt gezwungen zu werden, nad 
Uri gezogen Haben, weil fein Punkt des Kantons Luzern 
mehr genügende Sicherheit geboten. Sie feien aber nichts 
dejtoweniger die rechtmäßige Landesobrigkeit und die Zeit 
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werde kommen, wo ſie in ihre volle rechtliche 
Stellung zurückkehren werden. Sigwart hatte gute 
Luft, fort zu regieren; allein der Widerſtand der Mitgeflo- 
henen ımd die guten Näthe der Herren von Uri, weldhe für 
ſich Verlegenheit befürchteten, vereitelten da8 Vorhaben und 
der ruhmlos gefallene Diktator wurde durch die nachfolgen— 
den Ereigniffe zur weitern Flucht genöthigt. 

Als der verwundete Salis in die Stadt fam und bie 
Flucht der Sonderbundshäupter vernahm, empörte fich fein 
Gemüth und er rief aus: ich bereue e8, mich mit folchen 
„Schurken“ eingelaffen zu haben. Er erklärte dem Staats⸗ 
rath perfönlich, daß fich der Pla nicht halten könne, und 
floh gegen Mitternacht mit feinen Adjudanten und mehrern 
Offizieren auf dem zweiten Dämpfer der Urjchweiz zu. — 

Den äußerſten linfen Flügel der eidgenöjfifchen Armee Einmarſch ver 
bildeten die erfte Brigade unter Blumer von Glarus und Citgenofien in 
diedritte Brigade Keller von Thurgau, von der Divifion Gmür. ie 
Die Brigade Blumer ftand in der Gegend von Richterſchwyl, yon Laden. 
Schönenberg und Hütten, während die Nejerve - Brigade 
Keller Hinter dem Linthkanal aufgeftellt war. Die Brigade 
Keller follte am 23. Rintermonat in drei Kolonnen von Bils 
ten und Benfen über die Brüde von Grinau bis Lachen 
vorrüden. Demgemäß rüdte Oberſt Kelly von Bilten und 
der Brigade-Kommandant Keller von der Giefjenbrüde nad 
dem ſchwyzeriſchen Dorfe Reichenburg vor. Zur Sicherung des 
Rückens blieben zwei Glarner-Compagnicen in Reichenburg 
zurück, während ſich die übrigen Truppen die March hinuns 
ter in Bewegung fetsten. Auf den beiden Flügeln der Marfch- 
folonne befanden fi) zwei Compagnieen Scharfſchützen, links 
und rechts von der Straße bewegte ſich die Infanterie, auf der 
Straße ſelbſt marſchirten die Artillerie und die Fuhren. Im 
Dorfe Schübelbach wurde Halt gemacht und eine Beſatzung 
von zwei Compagnieen zurück gelaſſen. Ohne auf Wider- 
ſtand zu ſtoßen gelangten die Truppen nach Siebnen, von 
wo ein dortiger Fabrikbeſitzer ans dem Kanton Zürich nach 
Lachen geſandt wurde, um vermöge ſeines Einfluſſes die Be— 
hörden zum Nachgeben zu beſtimmen. Als die Kolonne in 
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Galgenen angelangt war, famen ihr Abgeorbnetevon Lachen ent» 
gegen. Man befprad) ſich und fchloß eine Kapitulation ‚- welde 
folgende Beitimmungen enthielt: „Freundliche und friedliche 
Aufnahme der eidgenöſſiſchen Truppen und Verpflegung auf 
eidgenöjfiichem Fuße, Entwaffnung der männlichen Bevöl⸗ 
terung ; Aufbewahrung der Waffen der Bürger und Ein- 
wohner im Rathhauſe zu Lachen ꝛc.; Begebung unter eid» 
genöjfifchen Schuß und Unterwerfung unter die Befchle der 
Tagſatzung. Dagegen verpflichten ſich die eidgenöfjijchen 
Truppen : die Behörden in Aufrehthaltung der Ruhe und 
Ordnung und der Sicherheit von Perfonen und Eigenthum 
zu unterjtügen. 

Der Einmarſch der eidgenöfjischen Kolonne in Rachen fand 
zwifchen fünf und fech8 Uhr Abends unter Freudenbezeugung 
eines Theiles der Bevölkerung jtatt. Das Bataillon, wel 
ches die March bejett gehalten, war, wie fein früherer Kom⸗ 
mandant es befürdtet hatte, ſchon vor der Ankunft der Eid⸗ 
genofjen auseinander geftoben. Am Morgen des 23. war 
der Landſturmkommandant Dominik Abyberg mit dem Ba- 
taillon DBeeler, älter, wobei fi eine Scharfſchützen⸗Tom⸗ 
pagnie unter Sandammann Kamer befand, gegen die Ober- 
march marfhirt. Als er den Feind in drei ftarfen Kolonnen 
heranrüden fah, eilte er auf den Esel zurüd, und von da 
in einem Marſch nad) Einfiedeln. Hätte ihn nicht der Rath 
guter Freunde zurücgehalten, er wäre nod) am gleihen Tage 
mit feinem Bataillon über den Haden nah) Schwyz zurückgewi⸗ 
hen. Am andern Morgen in der Frühe Tehrte er, auf den 
Befehl von Ohriftlieut. v. Reding, nad) dem Etzel zurüd. Ihm 
folgte der EinfiedlersTandfturm, der fich jedoch fo wenig kriegs⸗ 
fuftig zeigte, daß er feinen Abmarſch, ungeachtet der Vor⸗ 
ftellungen und des ‘Drängens feiner Führer, unter allerlei 
Vorwänden bis Abends vier Uhr verzögerte. Einige Mi⸗ 
nuten außerhalb des Fleckens machte er Halt und wollte 
nicht eher weiter ziehen, bis fich die fünfzig Kyüttelmänner 
aus dem berg, welche man zur befondern Bewachung des 
Klofters herbei gerufen, mit ihm vereinigt hätten. 
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Schon feit dem 1. Wintermonat hielt das Bataillon Vorfälle in ren 


v. Reding, den wichtigen Paß der Echindellege beſetzt. Man 
hatte dieſes Bataillon abfichtlih dahin verlegt, weil man 
glaubte ,„ daß der Kommandant desfelben „ Sohn von 
Landammann Alois Reding, welcher im Jahre 1798 an 
der nämlichen Stelle gegen die Franzoſen gekämpft, mehr 
al8 irgend einer feiner MWaffengefährten geeignet fei, den 
ihm anvertrauten Poften mit Ehre zu vertheidigen. Da 
Reding vorausjah, dag ein feindlicher Angriff auf die Schin⸗ 
dellege mit zahlreichen groben Geſchütz unterjtügt werden 
könnte, fo benugte er die eriten Tage feine dortigen Auf- 
enthalts, um die, ſchon von der Natur äußert günftige 
Stellung durch die Mittel der Kunjt zu verjtärfen und die 
ihn zu Gebote fjtehenden Kanonen vor Demontirung zu 
fihern. Zu diefem Ende ließ er vier Verihanzungen auf» 
werfen. Bon der eriten aus, welche zunächſt bei der dor- 
tigen Kapelle aufgeworfen wurde, fonnte die Etraße von 
Wollerau und ganz bejonders diejenige von BPfeffiton wirf- 
jam beftrichen werden. Die zweite krönte den Hügel, wel— 
her auf der rechten Seite der nah Richterſchwyl führenden 
Straße beim Eingang in das Vogelneſt ligt, und die ganze 
Gegend von den Höhen ded rechten Sylufers bis gegen 
Wollerau beherrfcht. Die dritte Schanze, links von 
der zweiten, an der Einmündung der Straße gegen Hütten 
angebracht, bot den Vortheil, einer gegen die Schindellege 
anrüdenden Kolonne das PVordringen in wirffamfter Schuß- 
weite zu erjchweren. Eine vierte Schanze wurde am Ein⸗ 
gang des Dörfchens, links an der Richterſchwylerſtraße, auf« 
geworfen, um von dert aus, Falls die erfte Linie aufgege- 
ben werden müßte, vereint mit der in der eriten Schanze 
aufgefahrenen Artillerie, den vom Vogelneſte her andringen- 
den Feind zu beichiepen. 

Um den Feind in ſchußweitem Kartätfchenfeuer aufzuhal- 
ten, wurden an geeigneten Orten Verhaue angelegt, und um 
eine Umgehung von Hütten oder Aegeri her zu hindern, die 
inf von Echindellege liegenden Berge beſetzt. 

Der Roßberg erhielt als Befagung eine Scharfihügen- 
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Kompagnie vom Bataillen Kälin, während der noch höher 
gelegene Höherohnen von einer Schaar freiwilliger Einfiedler- 
Jungen bewacht wurde. 

Gegen eine Umgehung vom Ebel her war durch das 
Divifions- Kommando geforgt worden. 

Zwei Kompagnieen des’ Bataillond von Neding jtanden 
in Wollerau und hatten eine ftarfe Wache in Bid am Zür- 
herjee. Die Vorpoftenfette zog fi) von diefen Punkt an 
gegen die Anhöhe von Richterſchwyl und von da der Zürs 
hergrenze entlang bi8 an den Roßberg. Die Feldwachen 
der Eidgenoffen ftanden fo nahe an den ſchwyzeriſchen, daß 
ſich diefelben ohne Anftrengung zurufen fonnten, was zu ges 
genjeitigen Heransforderungen Beranlaffung gab und wähs 
rend mehreren Tagen ein HUNEReN, gegenfeitiges Geplänkel 
zur Folge hatte. 

Am 24. Wintermonat, Morgens zehn Uhr, rüdte die Bri⸗ 
gade Blumer über Richterfhwyl und die Sternenſchanze ger 
gen Wollerau, von welhem Orte die jhmyzerifche Beſatz⸗ 
ung ſich zurücgezogen hatte. Obriſt Blumer beſetzte das 
verlaſſene Wollerau und führte einige Bewohner ald Geis 
feln weg. 

Mittlerweilen hatten die Eidgenoffen zwei Sechspfünder⸗ 
Batterien in Stellung gebracht. Die eine jtand circa 1000 
Schritte von den ſchwyzeriſchen Aufftellungen auf einem fleis 
nen Hügel bei Itlimoos, die andere auf gleiche Entfernung 
in der Nähe des Wirthshauſes zum Sternen; letztere jtellte 
fi) fpäter auf der Anhöhe des Bedend auf. Die feindliche 
Infanterie dehnte ſich rechts und Links neben der Artillerie 
aus, während die Scharfſchützen und Jäger in Kette gegen, 
die von den Schwyzern vorgefchobenen Posten anrüdten. Da 
indefien die Bataillone unbeweglich blieben , fo begnügte fid 
der Kommandant der Schwyzer eine Jäger-Kompagnie ger 
gen diefelbe zu entfenden und blieb mit dem übrigen Ba— 
taillon, Gewehr beim Fuß, in einer gededten Stellung auf 
der Straße zwiſchen den beiden vordern Schanzen ftehen. — 
Nachdem die feindliche Artillerie ihr Feuer eröffnet hatte, 
ließ der Kommandant vier Echspfünder-Kanonen in bie 
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höchſt gelegene, rechts an der Straße angebradhte Schanze 
auffahren und das feindliche Feuer erwidern. Die erften 
Schüſſe bewirkten eine fichtbare Bewegung unter den Eid- 
genoffen und ihre Infanterie zog fich in eine gebedte Stel- 
lung zurüd. 

Ungefähr um Mittag wurde die vorgefchobene Yäger- 
Kompagnie von den feindlichen Plänklern Hart bedrängt, 
behauptete jedoch, unterftügt von einer Scharfichirken-Kom- 
pagnie, welche die Anhöhe zwifchen der Syl und Löhlis⸗ 
mühle befegt hatte, die eingenommene Stellung. Da der 
Feind nicht vorrücdte, die Vertheidiger der Schindellege ihre 
vortheilhafte Stellung nicht verlaffen wollten, und es un⸗ 
dienlich fehien, den überlegenen Feind in der Tiefe anzu⸗ 
greifen, fo mußte die Infanterie den ganzen Tag über un- 
thätig' bleiben. Dagegen dauerte bie beidfeitige Kanonade 
während de& ganzen Tages, ohne jedoch, wegen der großen 
Entfernung, erheblihen Schaden zu thun. *) Außer der 
Verwundung eines Trainfoldaten und dem Tode eines Pfer- 
des hatten die Schwyzer feinen Schaden genommen. 

- Am Abend 309g fih Blumer wieder auf feine Stellung 
an der Grenze des Kantons Zürich zurüd. 

Während die Brigade die erwähnten Bewegungen aus⸗ 
führte , drang der unerfchrodene Obriftlient. Källy mit 30 
leichten Jägern eines Zürcher »Bataillons über Wollerau 
und Bäch nad) Pfeffikon. Das dort ftehende Häufchen 
Landfturm und Jäger ließen ihn unangefohten einrüden. 
Källy nahm drei Mitglieder des Bezirksraths von Pfeffi- 
fon mit fid) fort und führte fie über den See nah Rap⸗ 
perſchwyl, wo er mit ihnen eine Kapitulation abfchloß. Ge⸗ 
mäß derjelben Hatte die bewaffnete Mannſchaft des Bezirks 
Pfeffikon ihre Waffen den folgenden Tag inder dortigen Klofter- 
Statthalterei abzugeben. Kaum war Käly von Pfeffikon 
abgereist und mit den dortigen Bezirksbeamteten nod) auf 


®=) Ueberhaupt war der Berlurit an Mannfchaft während des Eons 
derbundfrieges auf beiten Seiten ein Außerft geringer. Die Sonderbün⸗ 
diſchen hatten im Ganzen nur 50 Todte und 125 Bermundete, von denen 
5 Todte und 20 Verwundete auf Schwyz famen. 06 
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dem See, jo landeten die von Obriſtlieut. Bringolf abge⸗ 
fandten Schaffhaujers Truppen in Hurden, womit die Ber 
bindung mit den von Lachen herfommenden Truppen Berges 
ftellt war. Die in Pfäffifon ftehenden feindlichen Haufen 
hatten feinen Widerjtand geleiftet, fondern ſich auf Be 
Anhöhe zurückgezogen. Obrijtlieut. Källi nahm am Morgen 
des 25. MWintermonats mit drei Compagnien Schaffhaufer- 
Infanterie von Pſäffikon Beſitz, während Bringolf durd 
feine rüjtigen Sappeurs die 800 Fuß lange Rapperſchwyler⸗ 
brüde über den See wieder herftellen ließ, was ein Werf 
von .drei Tagen war. 

Die Regierung von Schwyz hatte fich mittlerweile gegen 
die Kapitulation der Bezirfe Mar) und Pfäffikon verwahrt 
und fie fogar mit Strafe bedroht. Die Unterzeichner der 
Kapitulation von Pfäffiton drangen deßhalb auf eine jtär- 
fere eidgen. Beſatzung, was um fo natürlicher war, als von 
der Schindellege her mit einem Ueberfall gedroht wurde. Mit 
dem VBorrüden der Brigade Blumer kam dieje Verjtärfung von 
jelbjt an. 

Am 25. Wintermonat Morgens rüdte die Brigade 
Blumer von Neuem in den Kanton Schwyz ein. Die erfte 
Kolonne marſchirte in der Thalebene von Richterfchwhl nad 
Pfäffikon und ftellte ihre Verbindung mit der Brigade Keller 
ber; die zweite Kolonne rüdte von der Sternenfchanze gegen 
Wollerau und dedte durch ihre Stellung die erite Kolonne. 
An diefem Tage entſpann ſich fein Gefecht mehr und Wol⸗ 
lerau wurde von den Eidgenofjen befekt. 

Schon am Morgen des 24. Wintermonats war Stab 
major Brändli, Wjutant des Divifionsd-Commandanten Gmür, 
in Haltifon bei Küsnacht angefommen und hatte au den 
dortigen Truppenfommandanten, Obrijt Müller, das Begehren 
um Räumung von Küsnacht und um einen Waffenftillitand 
geftellt. Man wies ihn in das Hauptquartier nad Art. 
Dort wurde ein Waffenftillitand auf unbeftinmte Zeit mit 
dreiftündiger Auftündung unter Vorbehalt höherer Geneh- 
migung abgefchlofien. 

Unterdejjen hatte die Befegung Zuzerns durch die eig. 
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Truppen ftattgefunden. General Dufour Tieß den Urkan⸗ 
tonen dieſes Ereigniß fund thun und forderte ſie anf, fich 
ohne Widerftand der Tagfakung zu unterziehen. Diefe Auf- 
forderung war von Erfolg. Am 26. Wintermonat begaben 
fi) Bevollmäcdhtigte des Kantons Schwyz zum eidgenöffifchen 
Oberbefehlshaber nach Luzern und ſchloßen eine Uebereinkunft 
ab, in Folge derer der Kanton Schwyz den Rüdtritt vom 
Sonderbund erklärte, eine eidgenöffiihe Beſatzung aufnahm 
und alle politiichen Fragen, welche ſich ergeben könnten, der 
Entſcheidung der Tagfagung unterftellte. 

Seit dem 23. Abends bis zum 26. hatte ſich in den Urs Weitere Begeb⸗ 
fantonen, und namentlich) in Uri mit den Einwohnern, die nifle in den 
aus dem Kriege heimgekehrt, auch eine beträchtliche Anzahl Urkantonen. 
vlüchtlinge von Luzern, Aargau und andern Kantonen ges 
fammelt. Militär, Beamte, Fremde und Heimiſche wog- 
ten hoffend, zagend und grollend durdeinander. Die Ei- 
nen glaubten noch an Widerjtand, während die Andern ohne 
Hoffnung waren. 

Da hieß es am 25. plöglih: „Auf nah Schwyz, Abyberg 
ſchlägt fi wie ein Held, taufend Feinde find gefallen und 
eine noch viel größere Zahl gefangen.“ 

Und wirklich zogen einige flüchtige Soldaten nad) Schwyz, 
am die Neihen der Kämpfenden zu verftärfen. Noch einige 
Stunden träumten Viele von Kampf und Sieg. 

Während man fid) von jedem Gerüchte tragen ließ, bald Gonferenz ver 
zur Hoffnung gehoben, bald zum Mißmuth gebeugt, trat am Urfantone in 
gleichen Tag in Brunnen die legte Konferenz der Urfantone EUER. 
zufammen. Auch General von Salis fand ſich ein. 

Mocten auch Einige den Gedanfen an fernern Wider- 
ftand aufgreifen, Andere ihre Hoffnung durch eine auslän⸗ 
diſche Vermittlung beleben, die wirklichen Zuftände waren 
ohne Ausficht, und nur die Truppen von Schwyz ftanden 
noch im Felde. Von Obwalden fam die Kunde, daß es 
fapitulirt babe; von Nidwalden, daß es das Gleiche 
thun wolle; Luzern war in der Eidgenofjen Hand — was 
blieb zu thun übrig? — — Die Beipredhung endete unter 
gereigten Bemerkungon; die Konferenzglieder von Nidwal⸗ 


Entlaffung 
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den und Uri fäifften fih nad Flühlen ein, die flüchtigen 
"Militärs, die jih in Schwyz und Brunnen befanden, zogen 
nah. Die Regierung von Schwyz mußte in ihrer gedrüd» 
ten Lage wünfchen, daß fih deren Zahl mindere. Diele 
mahnte die elgene Sicherheit, weiter zu fliehen. 

Sigwart und Salis, die fremden Offiziere und einige 
Mitglieder des jonderbündiihen Kriegsraths zogen “über die 
Furka nad Wallis, von da über ven Simplon nad Mai- 
"and und Piemont, 

Sobald die Kapitulation des Kantons Schwyz vom gro- 


der Schwyzer⸗ Ben Rath genehmigt war, wurden ſämmtliche Truppen am 


truppen. 


27. Wintermonat vermittelſt eines Tagesbefehls entlaſſen und 
zogen in aufgelöster Ordnung und vereinzelt, ihrer Hei⸗ 
math zu. Die Befagung von Schindellege hatte fchon 
am 27. früh den Befehl zum. Rüdmarfch erhalten. Es ift 
nicht zu zweifeln, daß fi diefe Truppen, wenn es zum 
Kampf gefommen wäre, brav geichlagen hätten. ‘Dagegen 
hätte ein nächtlicher Einfall derjelben in Kanton Zürich, der 
durch Eugen Rath verhindert: wurde, fchlimme Folgen ha 
ben können. Die Bataillon-Sommandanten Dober und 
Beeler nebit ihren Offizieren und Soldaten hatten ihre 
Schuldigfeit gethan. Sie fochten mit geringer Ausnahme 
muthvoll gegen einen überlegenen Feind und Haben fich nicht 
nur die Achtung des Schwyzervolfes , jondern auch diejenige 
ihrer Gegner erworben. Das Bataillon Hediger fam nidt 
zum Kampfe und es Läßt der übereilte Nüdzug aus Zug 
und das Vergeſſen von zwei Kompagnien nicht auf Beſon⸗ 
nenheit und Ordnung jchließen. Bon den Batsillons Kälin, 
Deeler, älter, und Aufdermaur läßt ſich nichts Rühmliches 
fagen und wenn der größere Theil der Mannſchaft auch gu 
ten Willen zeigte, jo war dadurd) von Neuem der Beweis 
geleijtet, daß dieje Eigenfchaft, lockere Ordnung und zu 
lange Entwöhnung vom Kriegshandwerknicht zu erſetzen 
vermöge. 

Noch befand ſich Abyberg am 27. in Art, als die von 
Küßnacht und von Walchwylen zurückkehrenden Schwyzer⸗ 
truppen anlangten. Bittern Gram im Herzen äußerten die 
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Krieger: Iant ihren Unwillen und überhäuften Abyberg we⸗ 

gen ſeines Benehmens mit den derbſten Vorwürfen. Eine 

unerfchrodene Frau trat vor- ımd rief mit lauter Stimme :- 
„Hat feiner von Ench Soldaten fo viel Ehre tm Leib, 

den Prahler niederzufchieffen.” Und wirklich wäre. das Le⸗ 

ben Abybergs bei der Heimkehr von feinen eigenen Solda- 

ten bedroht gewejen, wenn er fi ihrer Erbitterung nicht: 
durch Flucht entzogen hätte. Daß Abyberg Art, den Ein- 

gang in feinen Heimatlanton, fei e8 mit oder ohne höhern 
Befehl, mit einer verhältnigmäßig ſtarken Truppenzahl beiegt 
hielt, laͤßt fich erklären; uber unverzeihlich. bleibt es, daß 

er fi), ale ihm der bebrängte Dober um Hülfe anging, mit 

den Truppen des Bataillons Mäller nicht von: der Stelle ber 

wegte, da er aus dieſem Umftand doch entnehmen mußte, 

daß die von Salis verfprocene Berſtärkung ausgeblieben 
ſei, und zudem vom Walchwylerberge her kein feindlicher 
Angriff zu befürchten war. Mehr aber, als Alles dieſes, 
verdient Abybergs Gemächlichkeit und Rathloſigkeit 
Rüge. Faſt während der ganzen Zeiti blieb er in Art, 
ohne fich um die übrigen Truppen feiner Divifion im minbdeften 
zu befümmern. Spottweife bemerkten die Soldaten des Ba⸗ 
taillons Müller : fle feien das Bataillon, das fih in der 
Affefurranz befinde und priefen ihren glüdlichen Aufenthalt 
in Moftindien. Webrigens war der Unmwille gegen Abyberg 
allgemein. Man erwartete Biel von ihm, meil er Viel 
verfprochen hatte, man hoffte Viel, weil man ihm Sriegeer- 
Tahrung, Muth und Xapferkeit zutraute. Schwerlid hat 
ein Diann im Kanton Schwyz fi) während fünfundzwanzig 
Fahren folder Anhänglichkeit und- ſolchen Zutrauens erfreut; 
um fo mehr hätte ihm daran liegen follen, den Erwartun- 
gen feines Volkes nach Mögkichleit- zu- entipredhen. Er Hat 
es nicht gethan und es hat fich- gezeigt, daß in einem gro- 
ken Körper nicht immer eine große Seele wohnt und daß 
eine riefenhafte Geftalt noch keinen: Helden macht. 
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Belegung von Nachdem fi die ſchwyzeriſchen Truppen zurüdgezogen, 
Schwyz durch wurde der Kanton Schwyz von ben Eidgenoffen beſetzt. 
DEPAPRERONEN. Schon am 27. Nachmittags zwei Uhr zog die Brigabe Isler 
unter dem S$ubel ber Bevölkerung in Küßnadıt ein; in At 
wurde ihr Einzug dur die Beleuchtung des Fleckens ge 
feiert ; dagegen war der Empfang der in Schwyz einziehen- 
den Brigade Nitter herzlos und gezwungen. Feſtlich war 
der Einzug der Truppen in Einfiedeln. Unter dem Donner 
des Gefchükes und dem Geläute der Gloden marfcirten 
die Truppen unter einem mit Inſchriften gezierten Triumph - 
bogen hindurch. Zwölf Knaben mit eidgendffiihen Fähnlein 
zogen ihnen zur Begrüßung entgegen; überall ertönten Ju⸗ 
bei und Freude, nur im Kloſter herrſchte anfänglich ein un⸗ 
freundlicher Geift, der jedoch bei näherer Belanntfchaft bald 
einem freundlichern Verhältniß Pla machte. Eben fo herz. 
ih war der Empfang der Eidgenoffen in Gerfau. 
Verwuͤſtung de Die Jeſuiten von Schwyz hatten ſchon einige Tage vor 
Jeſuitencollegi· dem Einzug der Eidgenoffen unter allen möglichen Verklei⸗ 
NS: dungen das Weite gefucht. Gräßlich war das Jeſuiten⸗Kol⸗ 
legium in Schwyz zugerichtet worden. Das innere desfel- 
ben und felbft das phyfifalifche Kabinet waren gänzlich ver- 
wüftet. Alle Thüren, Sclöffer, Oefen, : Bettitellen, Ge⸗ 
räthichaften waren zertrüämmert, in der Kirche die Altäre 
beichädigt. Selbft die Ruheſtätte der Todten wurbe geſchän⸗ 
det, der Sarg des Pater Drac geöffnet, feine Leiche ver- 
ftümmelt. Doch nicht die Soldaten der eidgenöſſiſchen Ar» 
mee, fondern Bewohner des eigenen Landes hatten diefes 
Zeritörungswert vollbradit, die gleichen Schwyzer, die 
einige Jahre zuvor in heiligem &ifer die Steine zu diejem 
Bau herbeigefchleppt hatten. Schon am Tage nad) dem Ein- 
zug der eidgenöffifchen Truppen wurde, im Namen der Altio⸗ 
närs des Kollegiums, militärifcher Schub für dasſelbe ver- 
langt. Er ward gewährt und eine bleibende Beſatzung von 
zwei bis drei Infanterie-Kompagnien nebft dem Artillerie 
ftabe dahin verlegt. Bevor diefe Truppen das Kollegium 
bezogen, hatte fi der Divifions-Rommandant Gmür ein 
amtliche Beſcheinigung ansſtellen laſſen, daß die Zerftörung 
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md Verwüftung durch das eigene Volk des Kantons Schwyz 
vor der Ankunft des eidgenöffifhen Militärs ſtattgefunden 
habe. Gleichwohl ift nach glaubwürdigen Berichten anzu⸗ 
nehmen, daß vor dem Eintritt des militärifchen Schutzes auch 
eidgenöffifche Soldaten am Werke der Zerftörung mitgehoffen. 

Nach) der Kapitulation von Uri und der bald nachher 
erfolgten Unterwerfung von Wallis fah man in den Urkan⸗ 
tonen mit Beforgnig den Beſchlüſſen der Tagfagung in Be 
treff der Kriegsfoften entgegen. Diefe betrugen, ungered)- 
net das, was die Kantone aus fich geleistet 5,047,100.$r., 
das Treffniß von Schwyz allein 246,820 Fr. Die dießfäl- 
ligen Beſchlüſſe der Tagſatzung gingen im Wejentlihen da- 
bin, daß die Sonderbundsftände ſämmtliche Koften, unter 
Vorbehalt des Rüdgriffs auf die Schuldigen, tragen follen 
und für diefelbe folidarifch nach der eidgenöffiichen Geldſkala 
haftbar feien. Bis zum 20. Chriftmonat war eine Million 
zu bezahlen ; der Reſt mußte ebenfalls baar bezahlt oder mit 
Hypotheken gededt werden. Bis dahin Hatte die militärifche 
Befatzung fortzudauern. Für die Plünderungen und Zerftör- 
ungen ihrer Truppen hatten die Sondersbundstantone Ent⸗ 
ſchädi gung zu leiften. 

Sp endigte der Sonderbund. 

Mit Nothwendigfeit den herausgeforbesrten fchweizerifchen 
Waffen erliegend, war er nad) einem kurzen und im Ganzen 
ichleht ausgeführten Widerſtande verjchwunden. Freilich 


waren feine Wunder gefchehen, um die frommen NRegierun- 


gen zu fchügen, wie Taufende gehofft ; die Eidgenoffen wa- 
ren, nachdem fie den Boden der Sonderbundsfantone betre- 
ten, nicht blind geworden, wie e8 verkündet worden war; 
die Anardhie wor im Yargau und St. Gallen nicht losge⸗ 
brochen, wie man mit Zuverficht erwartet Batte, und aud) 
die fremden Bajonette waren ausgeblieben. Es war ein 
offener, ehrlicher Kampf geweſen, bei dem nicht die Reli⸗ 


gion, und auch nicht die Freiheit in Trage lagen und 


bei dem es fich einzig darum handelte, dem Gefammtvater- 
fande eine den Wünfchen der großen Mehrheit des ſchwei⸗ 
zerifchen Volles entiprechendere und beſſere Verfaſſung zu 


Die Kriegs⸗ 
koſten. 
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geben. Darauf aber Hatten die Häupter des Sonderbundes 
am wenigften gerechnet. 


Betrachtung. 


Fragt man, wie es gelommen , daß ſich die Vöolkerſchaf⸗ 
ten der Schweiz über die Form *) ihrer Bundesverfaffung 
fo tief entzweien konnten, fo begegnen wir, abgejehen von 
dem, was wir über das befondere Wirken der Geiſtlichkeit 
in diefer Sache berichtet haben, folgenden Grundurſachen: 
Als eine der vornehmften erfcheint uns die große Berichie- 
denheit der Kulturverhältniffe zwifchen den Urftänden und 
den übrigen Schweizerfantonen. Denn, wenn fi) einerjeits 
feit dem Anbeginn unferer Gefchichte die Tugend der Ba- 
erlands⸗ und Freiheitsliebe bei den Enfeln der Tellen in 
reicher Fülle entfaltet, und namhafte und ausharrende Ber: 
theidigung diefer höchiten Erdengüter fie beſonders ausgezeich— 
net hatte, fo ift es anderfeitS eben fo richtig, daß die Län⸗ 
der in der freien, volfsthümlichen Entwidlung ihrer übri- 
gen Verhältniffe, wie eine folche durch unfer, an materiel- 
len und intelleftuellen Beftrebungen reichbewegtes Zeitalter 
vermittelt wird, zurüd geblieben waren. Bon daher bildete 
fi) nad) und nad) eine Verfchiedenheit der Begriffsweile 
und eine verfchiedenartige Anſchauung der politifhen ſowohl 
als Tirchlihen Verhältniffe, die auf den Charakter des Bol 
fe8 den nachtheiligften Einfluß ausübte und wohl geeignet 
war, die, den demofratifchen Freiftaaten innewohnende Eis 
ferfuht zum Mißtrauen zu fteigern und eine vollfiändige 
Trennung der Gemüther herbei zu führen. Die injtinttars 
tige Abneigung der Demokratie gegen Alles, was der Gleich⸗ 
heit entgegenfteht, und der aus folder Ungleichheit der Ver— 
hältnifje entfpringende Neid, dürften hier ebenfalls in De. 
tracht fallen. 


*) Wir fprechen-bier abfichtlich nur von der Form ber Bundeswerfaflung, 
da es unbeftrittene Thatfache iit, daß alle Schweizer über die Hauptgrundfäße 
dieſer Verfaſſung, als da find: bürgerliche und politijche Freiheit, Gleich⸗ 
heit vor dem GSefeke u. ſ. f. durchaus einverftanden waren 
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Zu diefer Urſache gefellte fi) der in den Urländern ftarf 
borwiegende Einfluß der römijchen Hierarchie, welcher, ab- 
gejehen von konfeſſionellen Rüdfichten, in demokratischen 
Sreiftaaten mehr, als bei einer jeden andern Verfaſſung, 
für feine Zwecke fruchtbaren Boden findet. Es Tiegt dieſe 
Erjcheinung in der Natur der Verhältniffe, indem die durd) 
die demofratifche Verfaffung bedingte Teränderlichfeit in Per- 
fonen und Rathichlägen dem einheitlichen Zweck und den ver- 
einigten, feitgeglieberten Kräften der Hierarchie die Wage nicht 
zu halten vermag. Es ift daher für die demofratifchen Stan- 
ten ſehr fchwer, den Unternehmungen derfelben mit wirkſamem 
Widerftand begegnen zu können. - Wie weit fi) der Einfluß 
der Hierarchie in einem demofratifchen Staate erjtreden Tann, 
beweist der Umſtand, daß der päpftlihe Botfchafter durch 
die Ausübung feiner Jurisdiktion wenn nicht von Rechts» 
wegen, doch thatfächlih der Oberherr der fchweizerifchen fa- 
tholifchen Kirche ift, und daß die fchweizerifchen Biſchöfe mehr 
als in jedem andern Lande der Welt, vom römiſchen Stuhle 
abhängig find. Bon welchen unabjehbaren Folgen in einem 
tonfefjionell gemiſchten Staate der Grandſatz oder der Glaube 
fein muß, daß ſich bei einem Glaubensbelenntniß die Un- 
fehlbarfeit, bei dem andern der Irrthum befinde, ift eine 
Thatjache, die feiner weitern Auseinanderfegung bedarf. 

Eben fo fehr, wie diefe innern Urſachen, haben zu der 
tiefen Spaltung, welche um diefe Zeit die Schweiz beherrfchte, 
der Hochmuth und die Verblendung ber fonderbündifchen Res 
gierungen und ihrer Häupter beigetragen. Denn, daß das 
wahre Schweizerthum in den Herzen der älteften Eidgenofjen 
nicht erjtorben war, und daß diefelben, wenn aud vom her- 
chenden Geifte der Zeit nicht ergriffen, fo doch für denfel- 
ben empfänglich waren, läßt fih daraus am beiten erfennen, . 
daß fich das Volk der Urfantone nah der Auflöfung des 
Sonderbundes und der Schöpfung der neuen Bundesverfa]- 
fung mit den neuen Zuftänden zufrieden gab. Auch iſt die 
Verantwortlichteit der Sonderbundshäupter um fo größer, 
als fie fi) der naturgemäßen Entwidlung des fehweizerifchen 
Stantslebens nicht blos wiberfegten, fondern nad) der Auf- 
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löſung des Sonderbundes fogar genöthigt waren, die Zu- 
ftände in den eigenen Kantonen denjenigen Grundſätzen an- 
zunähern, zu deren Bekämpfung fie in Beziehung auf die 
Eidgenoffenfhaft Blut und Leben ihrer Mitbürger jleichtfin- 
nig hingeopfert hatten. Die Urheber und Häupter dieſes 
Bundes find gerichtet, und es hat die Geſchichte die alte 
Wahrheit, daß Teine Gewalt die naturgemäße Entwicklung 
in der Geifter- und Körperwelt zurüd zu halten vermag, 
mit biutigen Griffel won Neuem in den Gedenktafeln ver 
Gegenwart nerzeichnet. 











Achtes Bud). 


Die Beit der neuen Stants-Entwicklung non 1847 
big anf die Gegenwart. 








Erfes Hanptfäh:. 





Die politifche Umgeftaltung des Kantons Schwyz 
wach der Auflöfung des Sonderbundes. 


Mit dem Treffen von Gislikon am 23. Wintermonat I.DerGapitula- 
1847, der Flucht des fonderbündifchen Kriegerathes und der ton an 
daburdh veranlaßten Capitulation der Urftände war das dolg 
Schickſal des Sonderbundes entfchicden. Nachdem der große 
Nath des Kantons Schwyz am 26. den mit General Dufour 
abgeſchloſſenen Kriegsvertrag einjtimmig genehmigt Hatte, 
überwies er die geftellten Anträge, betreffend Aufhebung des 
Nechtsitillftande und des Erlaſſes über Beſchlagnahme des 
im Kanton gelegenen Eigenthums von Angehörigen der zwölf 
Kantone, fo wie die Freigebung der mit Beſchlag belegten 
Zeitungen zur Erledigung dem Negierungs-Ausfchuße. Wie j 
unerwartet diefe Wendung der Dinge fan, und wie groß das 
Sträuben war, fi dem Unvermeidlicken zu fügen, geht dar« 
aus hervor, daß ein Antrag auf Gefammterneuerung der 
Kantonsbehörden und fofortige Auflöfung der außerordentlis 
hen Regierungstommifjion *) in Diinderheit blieb. Dagegen 
begnügte fich der große Nath mit der nur für furze Dauer 
berechneten Maßregel, daß er einen Ausihuß von fies 
ben Mitgliedern bejtellte, welchem für einjtweilen ſämmtliche 
dem großen Rathe, dem Kantonsrathe und dem Regierungs⸗ 
rathe zuftehenden Befugniſſe übertragen wurden. 

Diefe Mißachtung der eingetretenen Verhältniffe und das 


*) Diefe war an die Etelle der orbentlichen Regierung getreten, weil 
die Mitglieder der letztern theil8 im Felde waren, theild im Kriegsrath 
taßen. 
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Hinwegfehen über die jüngfte eben fo unglücksvolle als ruhm- 
oje Vergangenheit brachten nicht geringe Aufregung hervor, 
deren Ausdrud fih zunächſt in den dadurch veranlaßten Be- 
zirfögemeinden fund gab. 

An Einfiedeln, wo der Unwille des Volkes zwei Tage 
früher den fonderbündifch gefinnten Bezirfsrath zur Abdanf- 
ung genöthigt hatte, wurden am 30. Wintermonat bie Be 
zirksbehörden in eidgenöffifchen Sinne beftellt und. von der 
Gemeinde bejchloffen : Alles anzuwenden, um eine den Be- 
dürfniffen der Gegenwart entiprechende Verfaſſung zu er» 
zielen und überhaupt eine beffere Ordnung der Dinge im 
Kanton herbeizuführen. Dem L2eifpiele Cinficdelr.eolten, 
mit Ausnahme von Schwyz, die übrigen Bezirke, indem fie 
ohne gewaltfame Störungen ihre Behörden als proviſoriſch 
erflärten und in der Verfaffungsangelegenheit ähnliche Be— 
ſchlüſſe faßten. 

Mittlerweile waren, als eidgenöffifche Abgeordnete, der 
Et. Galler Hungerbühler und der Appenzeller Dr. Heim 
angefoınmen. Sie traten fehr fachte auf und ihr Beneh—⸗ 
men war zurüdhaltend und vorfihtig. Ihre Thätigfeit ber 
Tchränfte fich auf die Ertheilung von guten Räthen, indem 
fie von gewaltfamen Mafiregeln, Voltsverfammlungen und 
d. g. abriethen. Alle Volswünſche auf verfajjungsmäßigem 
Wege zu erledigen, und alle Verbeſſerungen ohne äußere 
Störung auf dem glatten Wege der Gefelichkeit durchzu⸗ 
führen, da8 war da3 Ziel ihrer Bemühungen. „Uebereilt 
Euch nicht und jtrebt nach feinen Einrichtungen, welche dem 
- Charakter und den Sitten Eueres Volkes widerjpreden. 
Was nützt es, einen ſchönen Baum in die Erde zu fteden? 
Hat er niht vom Beginne feines Wachſens in derjelben 
Wurzeln getrieben, fo wird er, find feine Krone und feine 
Aeſte noch jo fchön, verdorren.” So äußerte fich Hunger: 
bühler. 

An Folge der erwähnten Creigniffe in den Bezirken 
fand fich der außerordentliche Regierungsausſchuß veranlaßt, 
auf den 9. Dezember den großen Rath einzuderufen, um ihm 
die Lage ded Kantons zu eröffnen und angemeffene Anträge 
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zur Entjcheidung "vorzulegen. Vorab erklärte der NRegier- 
ungsausſchuß, daß er mit dem Wiederzufammentritt des 
großen Rathes feine Verrichtungen als beendigt betrachte. 
Ebenſo gab die verfaffungsmäßige Regierung und die für 
die Zeit des Krieges beftimmte außerordentliche Regierungs⸗ 
kommiſſion ihre Vollmacht in die Hände des großen Nathes 
zurüd, welcher Hierauf folgende Beſchlüße faßte: 

In Folge gefchehenen Rücktritts der beiden Negierungs- 
fommifjionen follte eine proviforische Regierung aus fünf 
Mitgliedern gebildet werden, welche bis zur Niederfegung 
einer andern fie erfegenden Negierungsgewalt durch den neu 
zu erwählenden großen Rath, zu beftehen hatte. 

Ferner follte am 15. Dezember eine außerordentliche 
Kantonsgemeinde am Nothenthurm abgehalten werden, um 
die erſten Vorfteher zu erwählen und über den Rücktritt 
vom Sonderbund und den Antrag ded großen Nathes über 
Bollziehung des Zagfatungsbeichluffes vom 3. Herbſtmonat 
1847, betreffend den Jeſuitenorden, zu befchließen. 

Endlich follte eine Gejammterneuerung aller Rantonsbe- 
börden durd) die Wahl der Bezirfögemeinden beantragt und 
denjelben der Vorfchlag auf Gefammterneuerung der Ver⸗ 
faſſung zur Entfcheidung vorgelegt werden. 

Nachdem der große Rath noch die Verordnung über den 
Mißbrauch der freien Meinungsäußerung aufgehoben hatte, 
erklärte er fich für aufgelöst. 

Aufgerufen durch eine Anfprache der proviforifchen Re⸗ 
gierung trat am beſtimmten Tage die Kantonsgemeinde zu⸗ 
fammen. Mittags, etwas nad) zwölf Uhr, begannen auf 
der gewohnten Landesgemeindjtätte am Nothenthurm die 
Derhandlungen, weldhe von Landammann Karl Benziger, 
Bizepräfident der proviforiichen Regierung, mit folgender 
Anrede eröffnet wurden: „Liebwerthe Landleute! Ich eröffne 
nad althergebradjter frommer Sitte die Heutige Landesge- 
meinde mit den Spruche : Gelobt fei Jeſus Chrift! Ja ge> 
fobt fei der Herr auch in den Zagen der Prüfung, fegne 
oder züchtige er. Wir leben unter der Laſt ſelbſt zugezoge- 
ner Uebel und haben alle Urfahe der Vorſehung zu dan« 
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fen. Schon war die Geifel des Kriegs gegen uns gefchwun- 
gen, aber der Herr Hat fie zurüd gehalten, indem er die 
Herzen derer, denen wir die Leitung der Geſchicke des Kan— 
tons übertragen hatten, zur Mäßigung Ienfte und ihnen 
den verloren Verſtand wiedergab. Der Krieg ift geendet, 
zwar mit unjerm Falle, nicht aber mit unferer Vernichtung. 


Der Urſachen diefes Falles waren vorzüglich zwei: Hod- 


muth und religiöfe Begeifterung , weldjer ‚die wahre Grund» 
lage — die Liebe — fehlte. Ferne fei jedoch ven mir, noch 
Haffende Wunden von Neuem aufzureißen. Nur das möchte 
ih Euch zurufen: überſchätzt nicht Euere Kräfte, gedenkt, 
daß Euch das eidgenöffifhe Vaterland Alle zu Brüdern 
madıt, nähert Euch, den Eidgenoffen als Freunde, dann it 
Euere Auferftehfung vollbracht. Aber auch unter uns foll 
fortan Friede fein. Diefer wird gegründet durch Nieder- 
reißung der Schranken zwifchen Inner» und Außer-Schwy;, 
durch gegenfeitige® Vertrauen und Wohlwollen. Nur auf 
diefem Wege fann im Kanton Schwyz der Friede einziehen 
und die Eidgenofjenihaft Euch die Hand zu Euerer Aufer- 
ftehung bieten.“ 

Nach diefer Anrede ergriff der Abgeordnete Hungerbühler 
das Wort und ſprach: „Getreue liebe Eidgenoffen des Kan— 
tons Schwyz! Wir entbieten Euch den eidgenöfjischen Gruß 
in Jeſu Chrifto, vor deſſen Namen Ahr Euere Häupter 
entblößt und vor dem ſich alle Kniee beugen im Himmel 
und auf Erden ! Die eidgenöfjtichen Abgeordneten haben Eud) 
in ihrem! Aufruf verfprochen, daß fie durch ihr Wort feinen 
Einfluß auf Euere Gefchäfte ausüben wollen.. Da wir aber 
von dem Vorſtand der proviforifchen Regierung Hiezu auf 
gefordert find, fo erlauben wir uns einige Worte an Euch 
zu richten. Ihr waret am 26. Herbftmonat hier. Man hat 
Euch damals vorgegeben, Ihr werdet ohne Fejthaltung am 
Sonderbund Euere Religion und Euere Freiheit verlieren; 
es werde eine Helvetifche Republik geftiftet werden. Diele 
Sprache war nicht die Sprache der Wahrheit. Die Tag 
lagung erließ einen Aufruf an Euch, worin fie die Heilig: 
haltung Euerer Freiheiten und Nechte feierlich ausſprach. 


* 
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Sie hatte Abgeordnete an Euch abgefandt, die Euch hätten 
ertlären follen, daß jene Vorgaben Unwahrheit waren. Eure 
vormalige Regierung nahm fie mit Hohn auf und wies fie 
an die Gefandten Eueres Standes an der Tagſatzung, die 
hiefür feine Vollmachten befaßen. In Folge der Mißacht— 
ing der oberften Bundesgewalt ftanden 90,000 Eidgenoffen 
Auf, um ihrem Willen Nachachtung zu verfchaffen. Freiburg 
fapitulirte, Zug trat zurüd, Luzern vermochte nicht zu wi⸗ 
berftehen — was blieb dem Kanton Schwyz zu thun übrig ? 
Er hat eine ehrenvolle Kapitulation abgefchloffen und wenn 
fie nicht ehrenvoll wäre, fo trüget nicht Ahr, es trügen 
Andere die Schuld. Die Gefchichte wird dies weifen. Die 
Eidgenofjen find gefommen — haben fie Euch Euere Reli— 
gion und Freiheit genommen? Nein! Euere Kirchen wurden 
auch von den Soldaten des reformirten Glaubensbelenntnif- 
ſes heilig gehalten. Worin beftchen nun die Forderungen 
der Tagſatzung ? — Ahr werdet vom Eonderbunde zurüd- 
treten, der von Menſchen geftiftet wurde, die vor ihrem 
eigenen Bolfe über die Alpen geflüchtet; Ihr werdet die 
Jeſuiten entfernen. Man hat Euch gefagt, wer den Jeſui—⸗ 
tenorden nit wolle, habe aufgehört, ein Katholik zu fein. 
Dies it eine arge Unwahrheit. Haben ihn nicht Euere 
Bäter felbit ferne gehalten ? In der Stadt, wo das Haupt 
der Tatholifchen Chriftenheit thront, haben Letter Tage 4000 
Römer dem fchweizerifchen Konful einen Fadelzug gebradit, 
weil das Land, deifen Stellvertreter er ift, die Jeſuiten 
ansgetrieben. Wenn das unter den Augen des Papftes ge- 
ſchieht, fo darf aud) das Volk von Schwyz zur Fortweifung 
der Jeſuiten fein Jawort geben. Weber Euere innern Ans 
gelegenheiten fein Wort. Die Schwyzer haben ſtets den rech⸗ 
ten Weg gefunden. Sucht zur’ Befegung Euerer Behörden 
die rechten Männer, fo wird der Kanton Schwyz bald wie- 
der ein gefundes Glied der Eidgenoſſenſchaft fein.“ 

Nach dem Schluß diefer, von lautem Beifall mehrmale 
unterbrochenen Rede, mahnte der Abgeordnete Heim zur 
Sorge für Bildung und Aufklärung des Volkes, ohne welche 
tein demotratifches Gemeinwefen beftehen könne. „Sorget, 

26 
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ſprach Er, für gute Schulen und andere wohlthätige An» 
ftalten; für Oeffentlichleit der Verhandlungen der oberften 
Landesbehörden und des Stantshaushalts, für die Freiheit 
des Wortes und dann haltet feit, Einer für Alle und Alle 
für Einen, wie e8 freien Männern ziemt. So wird bei 
Euch der Friede wieder heimifch werden.” 

Nach diefen Anſprachen fchritt die Verfammlung zur Bes 
handlung der Geſchäfte, erwählte die drei erften Kantons» 
beamten — zum Landammann: Hr. Nazar von Neding von 
Schwyz, zum Statthalter: Hr. Karl Benziger von Einfie- 
dein, zum Sädelmeifter: Hr. Alois Caftell von Schwyz — 
und erflärte, ohne weitere Verhandlung, den Rüdtritt vom 
Sonderbunde. 

In Rüdfiht der Jeſuitenangelegenheit dagegen war man 
weniger geneigt, fi) dem Tagſatzungsbeſchluß vom 3. Sept. 
1847 unbedingt zu unterwerfen. Der betreffende Antrag 
des abgetretenen großen Raths lautete: „Die Kantondges 
meinde des Kantons Schwyz erflärt: daß fie ſich in den be- 
fagten Tagjagungsbefhluß— aus Rüdficht auf die darin aus 
geiprochenen und gegenwärtig obwaltenden Bejorgniffe — 
fügt, dabei aber die konfeſſionellen und Souveränitäts⸗ 
rechte des Kantons fowohl für die Wahl von Lehrern, ald 
für Beibehaltung und Anfnahme jede von der Tatholiichen 
Kirche anerfannten Ordens, beſtens vorbehält.“ 

Diefer jonderbare Vorbehalt, der den Erlaß der Tag- 
ſatzung auf den Kopf ftellte und deutlich ausfprach, daß man 
fih für den Angenblid zwar füge, weil man eben gezwun- 
gen fei, fi) aber vorbehalte, bei veränderter Lage der Dinge 
da8 Preisgegebene von Neuem ind Leben zu rufen, 
fonnte von den Abgeordneten der Eidgenoffenfchaft nimmer 
gebilligt werden. Mit ihrem Einverftändnig wurde der Kans 
tondgemeinde, neben dem erwähnten Vorfchlag, noch folgender 
vorgelegt: 

„Die Kantonsgemeinde des Standes Schwyz erklärt: daß 
fie den Tagſatzungsbeſchluß vom 3. Sept. 1847, unbejchadet 
feiner Ronfelfions- und Souveränitätsrcchte, anerkennt. ‘Der 
jelbe joll aucd) gegen die im Kanton befindlichen Jeſuiten 
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und die ihnen hffiliirten Orden jederzeit gehanbhäbt werden. 
Den Bezirken ift überhaupt ohne Bewilligung der oberften 
Kantonsbehörden die Aufnahme geiftlicher Orden unterſagt.“ 

Die Urheber des erjten Antrages getrauten fich nicht, 
demfelben , im Angeficht der eidgenöffifchen Abgeordneten 
und der fie zahlreich umftehenden Eidgenoffen, das Wort zu 
reden; mit überwiegenber Mehrheit wurde von der Ge- 
meinde der letzte Antrag angenommen. 

Nah Beendigung dieſer Verhandlung beantragte Hr. 
Landammann Gyr von Einfiedeln: „Es möge die Kantons⸗ 
gemeinde die Stifter und Pfleger des Sonderbundes und Jene, 
welche die fonderbündifchen Konferenzen bejuchten, für ihre 
Handlungen verantwortlich erklären und ihr Vermögen mit 
Beſchlag belegen; die proviforifche Regierung ſoll beauftragt 
werben, diefe Beſchlüße zu volfjichen:* 

Dieſer unvermuthete Vorſchlag wirkte wie ein eleftrifcher 
Schlag und manchem Sonderb undöfreund, der zum böfen Spiele 
gute Miene machte und fich zum Mitjpielen Anfchidte, ward 
es bang um's Herz und unheimlich in diefem Augenhlide. 
Sichtlich betroffen, fuchte fi der neugewählte Hr. Land- 
ammann mit der Einrede zu behelfen, daß nach der beſtehen⸗ 
den Verfaſſung jeder Vorſchlag, der an die Landesgemeinde 
gebracht werden wolle, vorher durch dein großen Rath zu be— 
gutachten fei. Auch Hr: Kantonsftatthalter Karl Benziger 
fhredte vor dem Antrag zurüd und warnte vor Unbill und 
Bedrückung. Nicht minder Diethelm von Laden, der von 
der Annahme des Antrags den ökonomiſchen Nuin vieler 
Familien befürchtete und in ihm eine Saat nie vertilgbarer 
Zwietradt ſah. Nach vielem Reden und Gerede wurde Gyr's 
Antrag in feiner urſprünglichen Faſſung befeitigt und man 
begnügte ſich ftatt desfelben mit dem vom abgetretenen 
großen Rathe gemachten Vorfchlag, daß die frühere Regier- 
ung für ihre Handlungen verantworlich bleibe. Eine leere, 
nichtsfagende Beſtimmung, welche fi in einem demofrati- 
Ihen Staate von felber verfteht und ausbrüdlih in der 
Lerfaffung vom Jahr 1833 enthalten war, nur darauf be- 
rechnet, den Zorn des Volkes, welchem die in Ausficht ſte⸗ 
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hende Bezahlung der Kriegsfoften ſchwer auf dem Herzen 
(ag, durch den mildernden Einfluß der Zeit zu befchwidttis 
gen. Mochten diefe Anträge, als Ausdrud des empörten 
Volksgefühls, als unzuläßig erachtet werden, jo war dod 
nicht zu überjehen, daß fih der Kanton Schwyz in der 
Krifis einer mehr oder weniger 'gewaltfamen Umgeftaltung 
befand, welche in der Nichtbeobadytung der Tagſatzungsbe—⸗ 
ſchlüſſe und in dem Triegerifchen Vorgehen gegen die Eidgenof- 
ſenſchaft ihren Entſtehungsgrund Hatte. Uebrigens ſchloß 
Hr. Gyr's Antrag die Möglichkeit, die Schuldigen an die 
ordentlichen Gerichte zu weiſen, nicht aus, und wohl mag 
feine eigentliche Abſicht darin beſtanden haben, die Wirk—⸗ 
ſamkeit ſonderbündiſchen Einflußes bei der Neugeſtaltung des 
Kantons außer Wirkſamkeit zu ſetzen, und den Freunden des 
Souderbundes die Möglichkeit zu benehmen, ihren Einfluß 
auf das durch falſche Vorgaben, durd) vorgemalte Freiheits- 
und Religionsgefahr und durch die Wucht der Ereigniffe be» 
täubte Volt von Neuem auszuüben. Daß Eyr's Antrag 
keineswegs der Erguß eines überfpannten Eiferers war, be 
wiefen die gleich hierauf folgenden Begebniße, welche deut- 
lich zeigten, daß mit der Rüdtrittserflärung vom Sonderbund 
deffen Geift im Kanton Schwyz nicht gefannt war. Theile 
durd die Verwerfung des Eyr'ſchen Antrags, theils durd 
das ſachte, verföhnliche Auftreten der eidgenöfjiichen Abge- 
ordneten wurde die fonderbündifche Partei mit neuer Hoff- 
nung geftärft und in ihren Beftrebungen ermuthigt. Zuerft 
machte fich ihr Einfluß bei den Wahlen der Bezirksgemeinde 
Schwyz geltend, wo das bedeutfame Reſultat zu Tage trat, 
daß nad) der befchloffenen BVerfaffungserneuerung die Ber 
faffungsräthe, weiche ihre Arbeiten in vier Wochen zu be 
endigen hatten, aus beiden Parteien gemiſcht, die Grofräthe 
und Kantonsräthe dagegen, deren Amtsdauer ſich im Falle 
der Verwerfung der neuen Verfaſſung bis zum Jahre 1854 
eritreden follte, ausfchlieglich im fonderbündifchen Sinne ge 
wählt wurden. Mit der befchloffenen Ganzerneuerung der 
Berfaflung dur die Gemeinden der übrigen Bezirfe und 
den getroffenen Wahlen in den. Verfafjungsrath, den Gro⸗ 
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Benrath und Kantonsrath, war die politifche Neugeftaltung 
des Kantons Schwyz endgültig eingeleitet. 

Bor der Niederwerfung des Sonderbundes durd die eid- II. Die Partei: 
genöffifchen Waffen war die Wirkfamfeit der eidgenöffifchge- Hung nachder 
finnten Partei im Kanton Schwyz auf Nichts herabgefun- — 
fen. Während einer Reihe von Jahren war die Regier- 
ung des Kantond in den Händen jejuitifchgefinnter Männer 
gelegen. Vermittelſt des Einflußes der Geijtlichkeit, der ſich 
in allen Verhältniffen regjam bethätigte, wußte die Regier— 
ung ihren Grundfägen und ihrer Art zu handeln eine ſolche 
Geltung zu verfhaffen, dag die meiften Freifinnigen, an 
dem Erfolge ihrer Anjtrengungen verzweifelnd,, fid) vom po» 
titiſchen Kampflage zurüdgezogen, und nur noch eine Kleine, 
beicheidene Gegnerhrichaft in öffentlichen Angelenheiten ver- 
nehmbar war, über die ſich die Herrichenden Hinwegjegten. 

Der Wille, ja jelbjt der Wunſch der Häupter diefer Partei 
war für den Bürger Geſetz geworden und Niemand wagte 
es, fi ihrem Willen zu widerjegen, denn ihr Lager war 
ftart und wohl verfchanzt hinter Jeſuitismus und Religions 
gefahr. Da die große Mehrzahl der Bevölkerung dieſer be- 
dauerlichen Richtung anheimgefallen, jo war e8 bei den herr» 
Ihenden Vorurtheilen, der Xiebe zum Alten und dem Glau⸗ 
ben an die Untrüglicjleit des Priefterworts für die Freifinnir 
gen eine ſehr ſchwierige Aufgabe, das mißleitete und darum miß- 
trauifch gewordene Volk mit den neuen Zuftänden zu befreunden. 

Unter ſolchen Umftänden verfäumte e8 die geftürzte Par— 
tei nicht, ihre Thätigkeit auf dem politifchen Wahlplage, jo- 
weit es unter gegebenen Berumftändungen und ohne befon- 
deres Auffehen möglich war, von Neuem zu verfuhen, in- 
dem fie ihre Abfichten und Beftrebungen mit dem liebevollen 
Worte „Bazififation“ umhüllte. Vor allem war es ihren 
Führern darum zu thun, das fo eben Vorgefallene im Ge- 
dächtnig des Volkes auszulöfchen und die Rage der ‘Dinge 
fo darzuftellen, als ob die jüngften Vorfallenheiten ohne ihr 
Zuthun und wie von felbjt gelommen wären. „Greifen wir 
nicht zurüd in die traurige Vergangenheit”, ſchrieb „das 
ſchwyzeriſche Vollsblatt“ „und überlaſſen wir gern das Rich⸗ 


406 


teramt der unpartelifchen Gefchichte. Es gift! nun, mit Mas 
rem Auge die Gegenwart zu erfaffen und die Mittel zu er- 
greifen, welche beruhigen und geeignet find, den Kanton 
auf die "Stufe zu heben, von wo aus er mit weniger Be 
forgniß der Zukunft entgegenbliden Tann. Bon äußerfter 
Wichtigkeit find für des Landes Wohlfahrt die Wahlen. 
Der Kanton Schwyz iſt nicht überreich an Kräften, die fich zur 
erfprießfichen Verwaltung öffentlicher Angelegenheiten eignen 
und eher müßte e8 feine Aufgabe fein, fie zu ſammeln, jtatt 
theifwetfe fern zu Halten und fich zu entfremden. Wenn die 
Wahlen in diefem Sinne getroffen werden, fo tft ein gro 
ger Schritt zur Pazififation und zum Wohle des Landes 
gethan; horcht man dagegen auf die Stimme der Partei, fo 
geht man der Zerriffenheit und einer traurigen Zukunft ent 
gegen.“ Ferner: „Man fieht e8 konfervativerjeits nicht ungern, 
dag im Kanten Schwyz die bisherigen Staatsformen geän- 
der werden, um fo weniger, als diefe Formen fchon jelt 
langer. Zeit weder gefallen noch genügen konnten. Es än- 
dern ja überhaupt die Formen des Staates an dem Geifte 
eines Volles nichts. Die Form ift nun zerbrochen und da> 
rum iſt's nicht fchade, wenn nur der Geift bleibt.* 

Solche Sprache bedarf feines Kommentars, und unver 
hofener ließ fich das Geftändniß, daß man an der frühern 
Politik fefthalten wolle, nicht ausdrüden. Wie ernft es den 
Sonderbundsfreunden mit der Berföhnung war, bewies ihr 
Handeln bei Anlaß der Wahlen der Großräthe im Bezirke 
Schwyz, das eifrige Herumbieten des Gerüchtes fremder Ein 
miſchung, das Gebahren des größten Theils der Geiftlichtelt, 
welche von der Kanzel herab ihren Aerger über den jchled- 
ten Ausgang des Sonberbundstriegs unverholen ausfprad; und 
eine Reviſion der Gewiſſen für beffer und nothmwendiger er- 
Härte, als die in Ausficht ftehende Reviſion der Kantons 
und Bundesverfaffung ; dann die Drohung, daß man nad) 
den Abziehen der Eidgenoffen die alte Ordnung jchon wie 
der heritellen wolle und vor Alleın der, der Tagſatzungsgeſandt⸗ 
ſchaft erteilte Auftrag, betreffend die Umgeftaltung der Bun⸗ 
pegverfalfung, in welder unummunben erklärt wurde, daR 
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der Kanton Schwyz den Bundesvertrag vom Jahre 1851 
als einen zwiichen den zweinndzwanzig Ständen abgeſchloſ⸗ 
fenen Vertrag betrachte, der ohne allfeitiges Einverftändniß 
der Bertragsfchließer nicht abgeändert. werden fkönne- — eine 
thatfächliche Verwahrung gegen die von der Tagfakung zu. 
Handen genommene: Umgeftaltung des Bundesvertrages. 

So weit hat es die gegen den Sonderbund geübte Scho» 
nung gebradht. Schonung zu üben gegen überwundene Feinde 
ift eine Forderung der Menſchlichkeit, aber es ift eine große 
Thorheit, diefen Grundſatz in Anwendung zu bringen, che 
ber Befiegte dahin gebracht ift, daß- er dem Sieger nicht 
aufs Neue die Stirne zu bieten vermag. In ſolchem Falle 
fordert die Pflicht der Selbfterhaltung gebieterifch, daß man 
rückſichtslos alle Mittel anwende, um den Feind unfchädlich 
zu machen. 

Um den mit vielem Eifer geführten Streit. über bie 
wejentlichen Unterfchiede bes frühern und des neubearbeite- 
ten Örundgefeges in's rechte. Yicht zu fegen, müßen wir eis 
nen Blid auf das erftere zurüdwerfen. Der Rechenſchafts⸗ 
bericht des Negierungsrathes fpricht fi) über dasjelbe alſo 
ans: „Und wirklich Tonnten bei fo weſentlich veränderten 
und dem Vorwärtsſtreben fo günftigen Verhältniffen der 
meiften unferer Nachbarkantone folhe Einrichtungen nicht 
mehr entiprechend fein, welche uns im Innern bleierne Ge- 
wichte an die Füße hängten und dadurd bie freie Beweg⸗ 
ung hinderten oder. gar verunmöglichten, und gegen Außen 
zu nichts dienten, als unfer Zurückbleiben dejte anſchauli⸗ 


her und fühlbarer zu machen. Vor Allem übte die Menge 


der Behörden, mit [ehwerfälliger Gliederung und ohne angemej> 
ſene Kompetenzausfheidung einen höchſt nachtheiligen Ein» 
fluß. Eine Regierung, oder wie fie vielmehr paffender ge- 
nannt wurde, eine „Regierungstommiffion”, mit faum zur 
Erledigung der laufenden Gefchäfte hinreichender Kompe⸗ 
tenz , gebunden an einen Kantonsrath, der, mit den eigent- 
lichen Attributen einer Regierung betraut, in feiner Zahl 
und Zufammenfegung nie geeignet fein konnte, die Aufgabe 


einer ſolchen in ihrem ganzen Umfange und Zuſammenhange 


Die Verfaſ⸗ 


jurgöfragen. 
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zu erfüllen; über diefen beiden ein großer Rath, welcher ge 
trade durch das Mittelding eines Kafttondrathes von den 
Negierungsgefchäften zu weit entfernt ftand, um die ihm 
gebührende Aufficht und umfaſſende Beurtheilung ausüben 
zu können; das Ganze dann überragt von einer Kantonsge⸗ 
meinde, welcher, nebft den Wahlen der drei. erften Kantons⸗ 
beamteten und andern Befugniſſen, namentlich aud die Ge: 
feßgebung zuftand, zu welch’ Leßterer gewiß Niemand un 
tauglicher fein konnte als eine folche, größtentheil® aus be - 
deutender Entfernung und nur auf einige Stunden zuſam⸗ 
menberufene, zahlreiche und ungleichartige Verfammlung. Alle 
diefe Behörden in ihren abgegrenzten Wirkungsfreifen konn⸗ 
ten nie einen gehörig in einander greifenden, belebten und 
belebenden , ſtets thätigen Stantdorganismus bilden. ‘Den- 
jelben ftanden gegenüber fieben Bezirke, in mander Beich- 
ung unabhängig und gleichjam fonverän, manigfach verfdie- 
den untereinander, aber eine einige Koalition bildend, wa 
e8 fid) um diefe Unabhängigkeit gegenüber den Staatsgewal- 
ten handelte. Die Verwaltung diefer Bezirke und der fie 
bildenden Gemeinden lag außer jeglihem Bereiche und fo- 
gar außer der Kontrolle der Staatsbehörden; die Vollzieh⸗ 
ung war im die Hände einer zahlreichen, mehr an Grund 
füge der Konvenienz als des ftrengen Rechts gewohnten’ Be 
hörde nicdergelegt, welcher, trog dem Grundſatze der Gewal⸗ 
tentrennung, nod) mehr als Eine richterlide Funktion zuge 
hieden blieb. Endlich waren manche der wichtigiten Staats⸗ 
»rivaltungszweige, wie 3. B. das Straßen: und Militär 
weſen u. ſ. w. bei Abgang einer ſyſtematiſchen Zentralifa- 
sun ganz oder theilweife der Gewalt der Bezirke überlaffen. 
ılnter diefen Verhältniſſen konnte wohl unmöglid ein 
ir jegigen Zeiten entjprechender und die Bedürfuiffe befrie- 
"nder Zuſtand eintreten, oder aud nur gehofft werden. 
In Ausführung des Gemeindebefchluffes trat am 23. 
desjelben Monats der in feiner Mehrheit aus Freifinnigen 
zuſammengeſetzte Verfaſſungsrath unter dem Borfig de8 Hr. 
Landammanns dv. Reding zufammen. Während die bezeid- 
neten Uebelftände der frühern Verfaſſung im Einverftändnik 
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der Bartelen ohme erhebliche Schwierigkeit befeitigt wur- 
den, richteten fi) ihre Anftrengungen auf die Hauptfragen 
über Beibehaltung oder Abſchaffung der SKantonsgemeinde, 
die Feititellung des Sites der höchften Sianitgemottin, und 
die Gebietseintheilung. 

Nicht ohne erheblichen Widerftand wurde durd) den Ver⸗ 
faflungsrath zuerft die Kantonsgemeinde befeitigt. Dieſes Ep⸗ 
gebniß erregte bei Vielen, bejoyders bei ältern Leuten, Be- 
denfen. Manche fragten mit forgliher Miene, ob den die 
befjere Zufunft des Kantons durch Bejeitigung diefer ural 
ten Einrihtung, welche fonft immer als Grundlage und 
wejentliches Merkmal der reinen Demokratie gegolten, be- 
dingt jei? Andere erblicdten in diefer Befeitigung Gefährde 
für die Freiheit, Verfümmerung ftaatSbürgerlicher Rechte 
und politifcher Bedeutſamleit. Ueber Auffaflungen dieſer 
Art darf man ji nicht wundern; Liegt e8 dod) in der Na⸗ 
tur des menfchlihen Gemüthes, daß fih der Menſch nur 
ungern von alten Gewohnheiten losfagt; und war man dod) 
von jeher bemüht gewejen, dem Landmann mit feinem Selbit- 
herricherrechte , welches er perfönlic an der Landesgemeinde 
ausübte, im rofigften Lichte zu fchildern. 

Wohl mag zur Zeit, ald die Bevölkerung des Landes 
noch flein war, und der Bezirf Schwyz einzig das Gemein 
weſen bildete; als die ftaatlihen Bedürfnifje gering waren 
und fi nicht auf den Verkehr mit dem Auslande ausdehn⸗ 
ten; als noch große Gleichheit der Gefinnung, Bildung und 
wechjelfeitigen Verhältniſſe herrfchte, die Verfammlung ſämmt⸗ 
licher Bürger, damit fie über Gejchesvorfchläge, Bündnifje 
u. f. w. entfcheide,, eine wohlthätige und zwedmäßige Cin- 
richtung gewefen fein. Die Zeiten aber hatten andere Der» 
hältniffe und Bedürfniffe gejchaffen. Der Staat war grö- 
Ber geworden; gefteigerter Wohlftand und mannigfache Bes 
ziehungen zu den Nachbarländern hatten die Staatsaufgabe 
in ber Art vervielfacht, daß deren Löfung unmöglich mehr 
einer eilftaufendföpfigen, aus den verſchiedenſten gejellichaft- 
Lichen Bejtandtheilen zufammengefeßten Landgemeinde, welche 
fich zu diefem Zwecke alfe zwei Jahre auf einige Stunden 
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verfammelte, anheimgegeben werden konnte. Auch hatte ſich 
der Volkscharakter in feiner Geſammtheit durch das Hinzu⸗ 
treten ganz neuer Elemente in den nun zu freien Staats 
bürgern gewordenen Bewohnern der ehemaligen Unterthanens 
lande (äußere Bezirke) wejentlih verändert. Thatſäch— 
fih) war übrigens die ftaatlihe Wirkſamkeit der Landsge⸗ 
meinde längft in der Weiſe befchränft gewejen, daß derfelben 
nur noch die Wahl der drei erften Kantonsbeamten zufam. 
Das abgetretene Regiment hatte das Unzweckmäßige, daß 
eine fo mafjenhafte Verfammlung in Staatsangefegenheiten 
entfcheide, eingejehen, und die unmittelbare Volksherrſchaft 
war ein bloßer Schatten geworden. Zrat die Nothwendig- 
feit der Erlaffung eines neuen Gefeßes ein, fo wurde es mit 
dem Namen „Berordnung” getauft und dadurch der Ge 
nehmigung der Kantonsgemeinde vorenthalten; oder es wurde 
ein längit in der Vergeffenheit gerathenes Geſetz wiederherpor- 
gefucht und mit einigen Abänderungen von Neuem verkündet, 
wodurch fehr oft in der Wirklichkeit geltende Rechtsanfichten 
verlegt und eine höchft fchädliche Unficherheit bei Entſcheidung 
rechtlicher Angelegenheiten erzeugt wurde. 

Eine nicht minder heiffe Frage war die Beitimmung über 
den Sig der KRantonsbehörden. 

Daß e8 unerläßlich fei, den Einfluß zu fchwächen, den 
der Bezirk Schwyz als Stk der oberjten Landesbehörden und 
vermöge feiner Größe naturgemäß auf die übrigen Gebiets- 
theife ausübte, darüber war die freifinnige Partei einver- 
ftanden. Auch glaubte man durch die theilweiſe Verlegung 
bes Sitzes der oberften Behörden die Duchführung freifin- 
niger Verfaffungsgrundfäge an weniger Schwierigkeiten ge⸗ 
bunden. Aber: keider trat hier, wie bei keiner andern Frage, 
perfönficher und örtlicher VBortheil und phylifterhafter Eigen- 
dünfel in den Vordergrund. Sollte diefe. Frage zum Vor: 
theil der freifinnigen Partei gelöst werden, fo mußte fie 
bei dem großen Vorfprunge, den Schwyz wegen feiner ge- 
Ihichtlihen Erinnerungen und der Macht des Herkommens 
für ſich Hatte, ohne Heinlichte Nebenabfichten hierin durd- 
aus einig gehen und dem bisherigen Sit der Behörden ei⸗ 
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nen andern gegenüberftellen. Statt defjen ließ man fih auf 
wechjeljeitige Iugeftänbniffe ein, wobei natürlich Schwyz 
nicht unberückſichtigt bleiben konnte. Die Folge hievon war 
die Beitimmung, daß der Sit der Regierung, des Kantons 
und des Sriminalgerichts beftändig in Schwyz verbleiben 
tolle, daß dagegen der Kantonsrath feinen Sig in jährlicher 
Abwechslung in Lachen und Einfiedeln zu nehmen habe. Diefer, 
jeder Grundfäglichkeit entbehrende Beihluß konnte uns» 
möglich die Gewähr feines Beftandes in fi tragen und 
mußte über furz oder lang einer grundfäglichern Auffafjung 
das Feld räumen. Zu weſſen Vortheil in diefem Falle die 
Sache ausſchlagen werde, war leicht vorauszujehen. In iro- 
nifcher Weife Tieß ſich das ſchwyzeriſche Volksblatt, feines 
endlichen Sieges ficher, hierüber aljo vernehmen: „Es wird 
alfo in Zukunft die Mehrheit der Mitglieder der oberften 
Kantonsbehörde das Vergnügen haben, der Minderheit, aus 
fauter Heinlichem Dertli-Patriotismus von den Geſtaden des 
Vierwaldſtädter⸗ und Zugerſee's an jene des Zürcherſee's nach- 
zujpaziren. Wie fchön, wenn die Rapperſchwyler, Uznad) 
oder gar Schänis den St. Galliihen Großen Rath in pe 
riodifcher Wiederkehr auh in ihrer Mitte haben wollten; 
wenn der Landrath von Glarus auch einmal an die Grenze 
nah Bilten käme, ja fogar der zürcheriſche Großrath von 
Zweihunderten „zügelte” etwa das nächſte Jahr nad Rich—⸗ 
terſchwyl! O, das wäre gar zu interefiant, fo viele hohe Rä⸗ 
the auf beftändiger Wanderung begriffen zu fehen!! Wir 
nehmen dem ſchwyzeriſchen Volfsblatte * feinen Spott nit 
übel; aber warum war es denn fo ſehr auf die ganz gleid)- 
artige Wanderung der eidgenöffifchen ‚Näthe und Behörden 
verjefien ?! J 

Nachdem die Bürger der äußern Bezirke des Kantons 
Schwyz nach vielfachen Kämpfen zu ihrer Vollberechtigung 
gelangt waren, kam man bald zu der Ueberzeugung, daß 
eine gedeihliche Entwicklung des Kantons durch das von 
Schwyz ſtets in die Waagſchale gelegte Uebergewicht un⸗ 
möglid) ſei. Die Nothwendigkeit, den Bezirk Schwyz zu 
trennen, war eine Mahnung der Geſchichte, indem derſelbe 
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während einem fangen Zeitraume durch feine Größe mb 
Vorrechte ein unheilvolles politifches Uebergewicht geübt Hatte. 
Diefe Frage wurde als bereits gelöst angejehen, jo zwar, 
daß felbit die Führer der alten Partei, den entjchiedenen 
Willen der freifinnigen Mehrheit fennend, fic) herbeiließen, im 
Verfaſſungsrathe bezügliche Anträge zuftellen. Von diefer Seite 
wurde der Vorjchlag gebracht, den Kanton in wier beinahe 
gleich große Bezirke zu theilen. Es läßt fich nicht läugnen, 
daß bei der Größe des Kantons Schwyz diefe Eintheilung 
die beite und auch die wohlfeilfte gewejen wäre. Der Biel 
vegiererei der fieben Bezirksräthe wäre dadurd) gründlich ab- 
‚geholfen und dem Bezirksgeiſt, der fich zu der Negierung in 
Heinem Maßitabe ebenjo verhielt, wie der Kantonsgeiſt zu 
ber Eidgenoſſenſchaft, die Spite abgebrochen worden. Auch 
hätte bei diefer Eintheilung die Bezirksverwaltung durch die 
höchſten Staatögewalten beffer überwadt und im Ganzen eine 
einfachere und gkeichartigere Regierungspraris erzielt werden 
fönnen. Demungeachtet nahın die freifunige Partei, wohl 
zu engherzig, Auſtand, auf diefen Vorſchlag einzugehen. 

Man fürchtete nämlich, daß bei diefer Eintheilung des 
Kantons die kleinern Bezirke, von ihrem Souveränitäts⸗ 
dünfel feineswegs geheilt, die neue Verfaſſung vermerfen 
würden. ‘Dasjelbe glaubte man von Schwyz; denn daß bie. 
fer Bezirk niemals eine Verfaffung, die feinen Einfluß be- 
fchränfte, annehmen werde, war Gewißheit. Durch die Ber 
werfung der DVerfaffung aber wären die bisherigen Auftren- 
gungen der Freiſinnigen erfolglos geworden, indem fich die 
Neihen der Gegner täglich verftärften und ihre Bemühungen 
mit dem fteigenden Erfolge in gleichem. Verhältniſſe ſich er 
thätigten. Uebrigens hatten dies kleinen Bezirfe weder dem 
gewerblichen, noch dem politiihen Gedeihen des Kantons je 
geichadet, fondern alle Schuld und: alles Unheil. war von an- 
deröwo gelommen. 

Auch wären durch die gedachte Verſchmelzung ber kleinern 
Bezirke mit den größern, erftere für die. freifinnige Partei 
verloren gegangen und wahrlich, dies hatten Küßnacht und 
Gerſau, die jeit den Dreißigerjahren treu und manuhaft 
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zu der Fahne der Freifinnigen geftanden, nicht verdient. Das 
gleiche Ergebnig wäre in Einfiedeln durch Einverleibung der 
Bezirke Wollerau und Pfäffiton, und der zu Schwyz gehöri- 
gen Gemeinden berg und Alpthal eingetreten und dadurch 
die freifinnige Mehrheit des Bezirkes zur Minderheit ge- 
worden. Deßhalb verwarf die Mehrheit des Verfaſſungsra— 
thes die Eintheilung des Kantons in vier Bezirke und bes 
ſchloß, daß der Bezirk Schwyz allein getheilt, die übrigen 
Bezirke in ihrem Gebietsumfang befaffen werden follen. 
Hienit war die Verfaffungsarbeit zu ihrem Abjchluffe 
gefommen. Das politifche Uebergewicht des Bezirkes Schwyz 
war durch feine Trennung und die theilweife Verlegung 
des Sites der Kantonsbehörden gebrochen. Die Landesge- 
meinde , deren Andenken fid) an fo mande traurige Erinne- 
rung knüpfte, war abgeihafft. Dagegen war es dem 
Volfe dur Einführung der Kreisgemeinden möglich gemacht, 
fich fowohl bei den Wahlen feiner Stellvertreter, als aud) 
bei Berathung von Gefegesvorfchlägen zahlreich zu betheili- 
gen und dadurch der Minderheit dad Mittel gegeben, ihre 
Meinung eher geltend zu machen. Die drei erften Vorfteher 
des Landes waren. vom SKantonsrath zu erwählen. Die in 
der frühern Verfaſſung beftandene, unnatürlihe Aufftellung 
dreier Kantonalbehörden, der Regierungskommiſſion, des 
Kantons» und Großenraths, war bejeitigt. Es follte fortan 
nur nod) ein NRegierungsrath beftchen,, deffen erweiterte Amtes» 
fphäre, verbunden mit dem Departenentalfyften, eine um⸗ 
faſſendere und pünftlichere Gejchäftsthätigfeit bedingte, wäh- 
vend ftrenge Verantwortlichkeit gegen jeden Verſuch einer 
Gewaltausſchreitung fihern follte. Ueber dem Regierungs⸗ 
rath, ſtand der Kantonsrat als oberfte Stantsbehörde, der 
mit allen Befugniffen,, die für feine allfeitige Thätigfeit nothe 
wendig find, aus geſtattet war. Die gänzliche Zentralifirung 
der wichtigften Etaatsverwaltungszweige, wie dad Straßen-, 
Polizei- und Erziehungswefen, verfchaffte den Behörden 
den für ihre Thätigfeit nothwendigen Wirkungskreis nnd dem 
Bürger die Gewähr , daß diefe bis dahin verwahrloäten Zweige 
gehoben und dem Staatszwecke angemefjen eingerichtet wür- 
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den. Eine eingreifende Regelung und Ueberwachung bes 
Verwaltungsweſens in den Bezirfen und Gemeinden durch 
die Regierung einigte die verfchiedenen bis dahin nur loſe 
zu einem Staatöganzen verbundenen Theile. Dies waren 
die wefentlichen Vorzüge der neuen Verfaffung. 

Am 23. Jänner 1848 wurde über diejelbe abgeftimmt. 
Nad) der bisher angenommenen Zahl der ſtimmberechtigten 
Kantonsbürger hatten 5,900 die Verfaſſung angenommen ; 
3,550 verworfen. Nun heftiger Streit über Annahme oder 
Derwerfung Nachdem uuter bittern Kämpfen vermittelft 
Schlußnahme des Großenrathes das durch die VBerfaflung 
vom Jahre 1833 für Revifion und Annahme derjelben auf 
geftellte Zweidrittelſyſtem bejeitigt und dagegen da8 der 
unbedingten Mehrheit. feitgeftellt war, mit der weitern Be- 
ſtimmung, daß die Mehrheit der Stimmenden in jedem Be- 
zirke für den ganzen Bezirk zähle, erhob die altgefinnte Bar- 
tei, gejtüßt auf eine unflare und widerſprechende Ausdruds- 
weife der betreffenden Lebergangsbeitimmungen der neuen 
Berfaflung, die Frage: Ob die Gefammtheit der Bevölkerung 
eines Bezirkes, oder aber diejenige der ftimmberechtigten 
Bürger in Sachen maßgebend fei ? Nach einem äußerft ge 
teigten , zweitägigen Kampfe wurde mit vierundfünfzig 
gegen zweiundfünfzig Stimmen entjchieden, daß die Zahl 
der ftimmberechtigten Bürger bei der Abftimmung maßgebend 
fein folle. Sofort warf die unterlegene Partei, den Kampf 
von Neuem verjuchend, die Frage auf: Nach welder äh 
lung die ftimmberechtigten Bürger zu berechnen feien? Nun 
neuer, heftiger Kampf, nad deſſen Beendigung mit vier 
umdfünfzig gegen zweiundfünfzig Stimmen bejchloffen wurde, 
daß eine neue Zählung ſämmtlicher Stimmberedtigten zu 
dieſem Zwecke anzuordnen fei. Ermuthigt durch diejen Er⸗ 
folg und von Siegeshoffnung voll, ging die altgefinnte Bar» 
tei rajch zum Angriff über und beantragte, daß noch vor 
dem Beginn der Zählung die von der öffentlichen Meinung 
am meiften beanjtandeten Artikel der neuen Verfaſſung ab⸗ 
geändert werden möchten. Dieſer Antrag blieb, nad erhobe- 
ner Verwahrung von dreiundzwanzig Mitgliedern des Oro 
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fenrathes, welche mit Entrüäftung den Smal verließen und 
eidgenöffiihen Schu anzurufen drohten, auf fih be- 
ruhen. So erfolgte dann die neue Zählung der Stimmbe- 
rechtigten, deren Ergebniß dem frühern entgegen war. Es 
ergaben fich für die Verwerfung der neuen Verfaffung 6,215 
Stimmen, für die Annahme nur 5,844. Die Berfaffung 
war verworfen. In Folge deſſen trat der Verfafjungsrath 
nochmals zufammen, entfernte die Trennung des Bezirkes 
Schwyz und die Wechjelung des Sites der Kantonsbehörden 
aus dem Entwurfe und vereinigte dagegen die Bezirke Wol- 
lerau und Pfäffiton zu einem Bezirke — „Höfe.“ In diefer 
Geftalt wurde die Verfaffung, nachdem diejenigen Beſtimm⸗ 
ungen, welche die Freifinnigen als unerläßliche Nothwendig- 
feit zur gebeihlichen Entwidclung des Kantons und feiner 
Bolitif?in eidgenöfjischen Dingen erkannt hatten, ausgemerzt 
waren, am 27. Hornung von der Mehrheit der Bürger an» 
genommen und am 1. März als Grundgeſetz des Landes 
verfündet. 


Bweites Hanptküc. 


pen 


Schwyz in Beziehung auf feinen innern Zuſtand. 


Am 12. desfelben Monats traten die Kreisgemeinden zu⸗ Die neuges 
fammen und wählten den Kantonsrath. In ſämmtlichen Be⸗ wählten Kan⸗ 
zirten, mit Ausnahme von Einfiedeln und Küßnacht, fielen tonsbehöͤrden. 
die Wahlen fonderbündifh aus. Wie fehr diefe Partei mit 
dem Erfolge ihrer Anftrengungen zufrieden war, läßt ſich 
aus folgender Darftellung des „ſchwyzeriſchen Volksblattes“ 
entnehmen: „Wie ganz anders iſt e& bei uns feit der legten 
Sitzung des abgetretenen Großen Rathes geworden und 
doch Liegt blo8 eine Spanne Zeit dazwiſchen, während in- 
mitten einer harten Offupation nicht unverjucht blieb, 
die im Volke immer bejtandene Mehrheit zu unterdrüden und 
für lange Zeit mundtodt zu machen. Welche Arroganz, wel- 
ches unerhörte Auftreten von einem Theil der Mitglieder 
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von damals, den Haren Buchſtaben nad dem augenbliclichen 
Intereſſe zu verdrehen und auszulegen! Welch barfches Zu— 
rückweiſen jedes wahrhaft Tiberalen Antrages! Hört jekt, 
wie fie lärmen, jchreien, jchimpfen, toben und — davon- 
laufen! Wo find num aber die meiften von Jenen? Ich ſeheſie 
heute nicht wieder zurüdgelehrt. Die rechte Seite — fie 
hat ihre Reihen gelichtet; meiftend neue Phyfiognomien jehe 
id auf den langen Bänken“ — Schönere Kränze noch wurs 
den dem Volke von Schwyz von der Xuzernerzeitung gewun- 
den, deren überſchwengliches Pathos eben fo pofjirliche als 
bezeichnende Vergleichungspunfte zwifchen dem Kanton Schwyz 
und dem ungeheuren Zaarenreich entdedte: „Ehre dem wa⸗ 
dern, im Unglüd auf feine Ueberzenugungstreue ftolzen Schwy- 
zervolfe ! Während in allen Ländern Europas Fürjten und 
Bölfer dem Drange eines niederreißenden Zeitgeijted weichen, 
und der Radikalismus fchlau und Hug den Liberalismus mit 
Thönffingenden Worten in feine Plane hinein⸗ und mit fort 
reißt; während er Throne umftürzt und wuchernd gegen den 
Oſten Europas mit feinen Drohungen auftritt; während alle 
Welt, etwa der ruffiihe Zaar ausgenommen, ihn ale mäd- 
tigen Sieger begrüßt oder fürchtet, wagen e8 die Männer 
von Schwyz, ihm, dem Nadifaliemus , dem Beſieger dee 
Sonderbundes, offen und entichloffen in's Geficht zu laden 
und in freier Wahl Proteft gegen ihn einzulegen. Das ift 
die große Bedeutung des Mahltages, auf den das Schwy—⸗ 
zervolf Stolz fein darf. Das Schwyzervolk fteht in diefem 
Augenblide einzig da in der Gefchichte der Gegenwart, umd 
wahrlich nicht zu feiner Schande !* 

Am 14. Tonftituirte fich der neue Kantonerath unter dem 
Vorſitz Hedigers aus dem Muotathal und fhritt am fol- 
genden Tage zur Wahl der Negierung. In diefe wurden 
gewählt: Nazar v. Reding, Alois Caftell und Mettler von 
Schwyz, Benziger von Einfiedeln, Dethiler und Steinegger 
aus der March, und Stuter von Küßnacht. Zwei Mit- 
glieder der Regierung zählten zu den Freifinnigen, Eined war 
ſchwankend, die übrigen dem alten Syſteme ergeben. An bie 
Spite der Regierung gelangte Nazar v. Reding, der, wenn er, 
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feinem Charakter und feiner in neuefter Zeit ansgefprochener 
Gefinnung nad aud) als Altſchwyzer gelten konnte, doch 
aufgeklärt genug war, um einzufehen, daß e8 im Lande Schwyz 
nit beim Alten bleiben: könne. Dieſe Anficht theilten 
bald die übrigen Negierungsmitglieder, indem fie fi über- 
zeugten, daß eine gänzliche Rückkehr zur Politik der frühern 
Zeit unter den gegebenen Verhältniſſen eine Unmöglichkeit 
fei. Konfervativ nad altem Styl durfte die Regierung nicht 
fein; freifinnig konnte und wollte fie nicht fein, und fo ge- 
langte das Liberal-fonfervative Prinzip im Kanton Schwyz zu 
neuer Anerkennung, indem man es als die nothwendige Ent- 
widlungsphafe vom Konjervatisinus zum Liberalismus bes 
zeichnete. Daß der Xiberal-Konjervatismus nad) den jüng- 
ften Borfallenheiten in der Eidgenoffenfhaft eine Unmöglic- 
feit geworden, daß diefe Anſchauungsweiſe in der Politik gar 
keinen Halt hat , eben weil fie grundfaglos ift und fich durch 
AZufälligfeiten beftinnmen läßt, dies und Anderes wurde ganz 
außer Acht gejegt. Eben fo wenig dachte man daran, daß 
der Liberal-Ronfervatismus in einem Kanton deſſen ganze 
innere Gefchichte nichts Anderes ift, als ein Feithalten des 
Vorrechts auf der einen und ein Streben nad) Glecchberech⸗ 
tigung auf der andern Seite, keinen Boden gewinnen könne. 
Wo es ſich aber um die Grundbedingungen von Verfaſſungs⸗ 
und Regierungsſachen handelt, kann man unmöglich grund⸗ 
ſatzlos ſein, ohne ſich ſelbſt aufzugeben. Man kann nicht 
über der Partei ftehen, man muß in der Partei fein, wenn 
man nicht wider Willen von derjelben überfluthet werden 
will. Diefer Liberal-Konfervatismus, diefes Hinüber- und 
Herüber-Liebängeln in die fonderbündifche Vergangenheit und 
in die unabwendbare Zukunft hat dem Kanton Schwyz viel 
gefchabet. Nach dem Sturze de8 Sonderbundes hat er die 
Sonderbundsfreunde von Neuem ernannt und in ihren Be- 
ftrebungen ermuthigt. Unter dem Aushängſchilde der Alles» 
und Nichts fagenden „Bazifitation“ betrieb man die fogenann» 
ten Berföhnungswahlen, welche der altgefinnten Partei ein 
entfchiedenes Uebergewicht verjchafften und die freilinnigen 
Elemente völlig in den Hintergrund drängten. — 
27 





II, Die Wirk⸗ 
ſamkeit der 


neuen Regier: 


ung bezüglich 
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Bevor wir die politiſche Stellung des Kantons Schwig 

und feiner Regierung zu der Eidgenoffenfchaft charakterifiren, 
verweilen ‘wir gerne bei der Wirkfamfeit, welche fie in Bes 
ziehung auf die ftaatlichen Einrichtungen des Kantons ent- 
widelte. 
Nachdem die Regierung und ſämmtliche Behörden ded 
Kantons konſtituirt, ihre Gefchäftsthätigfeit durch foge- 
nannte Gefchäftsordnungen geregelt und namentlich die Kan 
tonsfanzlei in zweckmäßiger Weife umgeftaltet war, begann 
der Negierungsrath eine nad allen Richtungen gedeihliche 
Thätigfeit zu entfalten. Vorab gelangte die Schlußnahme 
der legten Landesgemeinde, betreffend Aufhebung des Frauen» 
fonvifts am Steinerberg, zur Vollziehung. Der Regier⸗ 
ungsrath fand, daß die durch die beifpiellofe Sterblichkeit 
ihrer Bewohnerinnen Auffehen erregende Anftalt weder dem 
vorgeblichen Zwecke eines Lehrſchweſternvereins, noch den 
fanonifchen Vorſchriften eines kirchlichen Inſtituts, noch 
den politiſchen Forderungen des Staates entſpreche und be⸗ 
fahl deren Räumung. Eine von dem Biſchof von Chur gegen 
diefe Maßnahme erwirkte Vorjtellungsfchrift und angelegent- 
liche Eifipfehlung für den fernern Fortbeitand des Konviktes 
wurde durch eine Mittheilung der Gründe für deffen Auf- 
hebung beantwortet und blieb ohne Folge. 

Um den gedrüdten ökonomiſchen Zuſtand des Landes zu 
verbefjern, richtete die Negierung ihr Augenmerk auf den 
für dasjelbe jo wichtigen Viehhandel. Den faſt ausfchliep- 
lichen Markt für diefen Handel bildet für den Kanton Schwyz 
feit ältefter Zeit Oberitalien und vorzüglicd die Lombardei. 
Um die dortigen Marftverhältniffe zu regeln und übertriebener@e- 
winnfucht der Händler Schranken zu ſetzen, verordnete die Re 
gierung, daß der Viehtrieb nur mit einer beftimmten Ans 
zahl von Vieh ftattfinden dürfe. Sie beabfichtigte damit, 
das Ueberführen der italiänifhen Märkte zu hindern umd 
hofite, indem fie die Größe der Nachfrage mit dem Aufge- 
bot im’8 richtige Verhältniß zu ſetzen trachtete, den Preis 
der Waaren auf den dortigen Plätzen zu erhöhen. So wohl» 
gemeint diefe Maßregel war, fo rrreichte fie doch den be 
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abfichtigten Erfolg nicht, und konnte ihre Wirkſamkeit nur 
fo lange äußern, als fie den Käufern unbefannt war; war fie 
denfelben einmal befannt, jo mußte aus nationalöfono- 
mifchen Gründen ftatt des beabfichtigten Erfolgs der entge- 
gengefette eintreten. 

ALS Hauptorgane der Regierung erfcheinen die Bezirks⸗ 
ummänner. Es ijt die Aufgabe diefer Beamten, welche un⸗ 
mittelbar unter ihrer Auffiht und ihren Befehlen ftehen 
und als die einzigen VBollziehungsbeamten zunächſt ihre Thä- 
tigfeit vermitteln und ihr. für alle Verrichtungen verantwort- 
fi) find, in den betreffenden Bezirken alle Verordnungen, 
Beichlüße und Urtheile der Regierung, fo wie der Bezirks⸗ 
behörben zu vollziehen. Ihnen fteht die Ueberweiſung und 
die Klage bei Berbrehen und Vergehen zu; fie fchügen 
durch Amtsbefehle bei ftreitigen Rechtsverhältniſſen den Befig- 
ftand; fie bewilligen Beichlagnahmen und wahren in ihren 
Bezirken die Staats⸗ und Regierungsintereffen im Allgemei- 
nen. Daß diefe Einrichtung höchſt zweckmäßig und der frit- 
hern vorzuziehen ift, wird Niemand bezweifeln, der da 
weiß, daß das in feiner zahlreichen Zufanmmenfegung Höchft 
unbeholfene Kollegium der Bezirksräthe fich "oftmals an⸗ 
maßte, regierungsräthliche Erlafje nenerdings feiner Bera⸗ 
thung unterzuftellen. Berner haben die Bezirfgammänner 
in dem einzelnen Bezirken die Ausübung der höhern Polizei 
ausschließlich zu beforgen, welcher Gefchäftszweig früher in 
den Händen befonderer mit der Regierung in fehr Lofer Ver- 
bindung ftchender Beamten lag: 

Eine Reihe anderer Berordnungen, namentlih eine 
Medizinalorganijation, ein Neglement für die Prüfungs» 
tommiffion des Sanitätdrathes, Ynftruftionen für Bezirke» 
ärzte und Bezirksthierärzte, eine Hebammenordnung, Impf— 
derordnung, Baderverordnung, eine Verordnung über Frem⸗ 
denpolizei und Niederlaffungen , eine Zodten- und Begräb- 
ordnung, eine Verordnung über die Fleiſchſchau, eine Wirth- 
fchaftsverordnung, eine Jagdverordnung folgten, während es 
die Negierung nicht verfäumte, den Bezirkdamännern deren 
Bollziehung dringend anzuempfehlen. Jedoch war der Er⸗ 
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folg der Bemühungen, welche fi die Regierung zur Heb» 
ung der verjchiedenen Verwaltungszweige gab, denjelben fei- 
neswegs entſprechend. Die meiften regierungsräthlichen Vers 
ordnungen und Reglemente gelangten gar nicht, oder nur 
mangelhaft zur BVollziehung ; theils wegen Nachläßigkeit und 
böfem Willen einzelner Regierungsorgane, theil® aud) we» 
gen ihrer Neuheit und der ungewohnten Vielregiererei, welde 
in manden Berorduungen durch Anhäufung unweſentlicher 
und überflüßiger Einzelnheiten zu deutlich hervorſchimmerte. 
Nur mit Mühe und wiederholten Mahnungen gelang es 
der Regierung, die einzelnen Bezirke zur Ordnung ihres 
über alle Maßen vernachläßigten Rechnungsweſens zu bes 
wegen, und in mehrern Bezirken ift da8 Bezirfävermögen von 
dem Gemeindevermögen noch jetzt nicht ausgeichieden. Mehr 
noch Tagen einzelne Verwaltungszweige, namentlich das 
Rechnungsweſen und die Feititellung des Vermögensbeftan- 
des in den Gemeinden darnieder, wo die Regierung nur in 
einzelnen Fällen unmittelbar einfchritt und die Obforge und 
Ueberwachung diefer fehr wichtigen Angelegenheiten den Be- 
zirfgammännern anheimjtellte, deren Thätigfeit und Energie 
auf diejem Felde viel zu wünſchen übrig ließ. Ueber die 
amtliche Wirkfamfeit diefer Beamten läßt fich der erfte Re⸗ 
henjchaftsbericht des Regierungsrathes aljo vernehmen : „Der 
Regierungsrath will bei Behandlung dieſes Theils feines 
Berichtes gerne im Voraus zugeben, daß mande Fehler, 
die hier zu rügen wären, ihre Entjtehung in der unridhtis 
gen Auffaffung der amtlichen Stellung eines jegigen Bezirke» 
ammannamtes im Vergleiche derjenigen eines ehevorigen 
Bezirfslandammannd finden, und daß überhaupt die Nen- 
heit des Staatsorganismus anfänglich) zu Mißverſtändniſſen 
und Mifgriffen Beranlaffung gegeben haben mag.“ Die 
hauptſächlichſten Mängel, welche ſich bei der Amtsthätigfeit 
der Bezirksammänner herausftellten, waren namıentlich eine 
läßige Beforgung der Polizei; mangelhafte Aufficht über den 
organischen Beſtand ſämmtlicher Behörden und geringer Ei- 
fer in Erfüllung der ihnen überbundenen Amtspflicdhten. Am 
ſchlimmſten ftand es diesfalls in dem Bezirke „Höfe“, wo fid 
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die Regierung nad) frudtlofen Rügen genöthiget fah, den 

Bezirksammann wegen willfürliher Amtsführung mit einer 
Amtsklage zu bedrohen, und im Bezirfe Mar), wo der Be- 
zirfeammann der Negierung troßte und fich felbftftändige 
Herrſchaft angemaßt Hatte. 

Bor Einführung der neuen Verfaffung Tag die Haupt. I. Straßen: 
forge in Betreff des Straßenweſens den Bezirken ob :und geſen 
dem Kanton kam nur ein ſehr beſchränktes Aufſichtsrecht 
über die Straßen zu. Daher entſtand große Unordnung. 
Jeder Bezirk handelte nach ſeiner Neigung und nach ſeinem 
Gutfinden, und von einem planmäßigen Ineinandergreifen 
bei Anlage neuer Straßenzüge war eben ſo wenig die Rede, 
als von gehöriger Unterhaltung derſelben. Frühere Verſuche 
für Kantonaliſirung des Straßenweſens blieben ohne Erfolg 
und ſcheiterten an dem Selbſtherrlichkeitsdünkel und der Kurz— 
fihtigfeit der Bezirke. Erſt das neue Grundgefet ſetzte der 
zur Schande und zum Nachtheil des Landes beftandenen Un« 
ordnung ein Ziel, indem e8 das Straßenwefen dem Stanton 
übertrug und denjenigen Bezirken, welche neue Straßen er- 
ftellt hatten, billige Entſchädigung zuficherte. Mit dem Ins⸗ 
Lebentreten der neuen Verfalfung übernahm die Regierung 
vorläufig die Verwaltung derjenigen Straßenzüge, deren 
Rantonalifirung durd) das im Entwurfe vorliegende Straßen« 
ne ausgeſprochen war. Sowohl die Klagen der Nachbar⸗ 
fantorıe und die eindringlihen Mahnungen der Bundesbehörde, 
als aud) die eigene Weberzeugung, wie ſehr diefer Verwal— 
tungs zweig darniederliege und wie nöthig die Hebung des— 
felben für die Wohlfahrt des Landes fei, veranlaßten die 
Regierung, diefen Geſchäftskreis nad) einem umfaffenden, den 
Bedürfniffen der Zeit entfprechenden Plane mit Eifer an die 
Hand zu nehmen. Nachdem die Straßen unterfuht und für 
die nothwendigften DVerbefferungen Vorforge getroffen war, 
erhielt ein tüchtiger Fachmann den Auftrag, den Plan eines 
Straßenneßes zu entwerfen, welcher alle Theile des Kantons * 
unter fi) zweckmäßig verbinden und den Straßenlinien der 
benachbarten Kantone anfchliegen follte. Vereint mit der Ge» 
feggebungsfommiffion und mit Zuziehung von Fachmännern be⸗ 


4223 


arbeitete da8 Baudepartement eine Verordnung, betreffend 
die Uebernahme der Straßen von Seite des Kantons und 
der Gemeinden, ſowie über die daherige Entjchädigung, und ein 
Geſetz über das Straßenwefen im Allgemeinen, welde ihren 
Beftimmungen nad) mit ähnlichen Gefegen benachbarter Kan- 
tone übereinftimmten. Beide Geſetze erhielten die Tantons- 
räthliche Genehmigung. Was bei der Beſchränktheit der 
öfonomijchen Mittel feit der Zeit in diefem Zweige der Vers 
waltung geleiftet wurde, verdient Anerfennung. Die Aus- 
führung des angenommenen Straßenneßes wurde zu 500,000 Fr. 
veranschlagt, während die Bezirke als Entfhädigung für die 
bereits erjtellten Straßen nicht weniger al& Fr. 250,000 for» 
berten; welche Summe jedoh von Sachverſtändigen, nad) 
ftattgefundener Unterfuchung, auf Tr. 144,000 herabgeſetzt 
wurde. Obwohl zur theilweifen Erjtellung der angenomme⸗ 
nen Straßen ein Anleihen von Fr. 100,000 aufgebraden 
wurde, ja war die Regierung dennoch außer Stande, ihren 
dießfälligen Aufgaben zu genügen. Bald erfannte man die 
Kräfte des Kantons zu Schwach für diefe Unternehmung und 
machte fi) mehr und mehr mit dem Gedanken vertraut, beim 
Straßenbau die Bezirke unmittelbar in Anſpruch zu nehmen 
um dann fpäter eine gegenfeitige Ausgleichung eintreten zu 
lafien. Zu diefem Ende wurde von der Regierung ein vom 
Kantonergthe nachher in allen Hauptpunften genehmigter 
Entwurf eingebradt, deffen Grundzüge folgende find: „An 
der Ausführung des befchloffenen Straßenneßed und der au 
die Bezirke für bereit8 erbaute nene Straßen zu leitenden 
Entſchädigung haben fi) ſowohl der Kanton als die Bezirke 
zu betheiligen. Gemäß gepflogener Unterfuchung haben die 
Bezirke folgende Entichädigung zu beziehen: Schwyz Fr. 
32,422, March Fr. 65,986, Einfiedeln Fr. 10,840, Küf- 
naht Fr. 9,900, Höfe Sr. 25,262. Falls von den Straßen, 
die in genannter Entſchädigung inbegriffen, außer die Rid- 
tung des Straßenneges fallen follten, findet Rüdvergütung der 
Entſchädigung an den Kanton jtatt. Unterjtügungsbeiträge, 
welche der Ranton den Bezirken an die Straßen leiftet, wer» 
den in Abzug gebracht. Die Summe obiger Entjchädigungs- 
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forderungen wird nach dem Berhältniß des verftenerbaren Ber» 
mögens und der.Kopfiteuer auf die Bezirke vertheilt und die 
zu bezichende oder zu leijtende Entihädigung in Abrechnung 
gebradht. Für die von einem Bezirke nad) dieſem Verhält- 
niß zu übernehmende und zu bezichende Entfchädigung wird 
derjelbe vom Kanton: belaftet, beziehungsweife Freditirt. Der 
Paſſivſaldo ift mit 4%, zu verzinfen, erfcheine der Kanton 
oder ein Bezirk ald Schuldner. Das Straßenneß muß in— 
nert acht Jahren in der Reihenfolge ausgeführt werden, wie 
die Straßen in der Verordnung, betreffend „Straßenüber- 
nahme” aufgeführt find. Der Kanton übernimmt vorab 
die Koften für Planirung und Ausftedung, alle übrigen Ko- 
ften werden zur Hälfte vom Kanton, zur Hälfte von den 
Bezirken getragen. Der Kanton ſchießt feine Hälfte baar 
vor, wogegen ihm die Bezirke für die ihnen obliegenden Keift- 
ungen genägliche Verficherung zu geben haben. Wie ein Be- 
zirf eine neue Straßenjtrede vollendet, hat der Kanton die» 
felbe zu übernehmen, die gehabten Koften dem Bezirk zu 
freditiren und mit 4%, zu verzinien. Nah Ablauf von 
acht Jahren findet zwiihen dem Kanton und den Bezirfen 
Ausrechnung Statt. Wenn ein Bezirk feine Straßenpflicht 
nicht erfüllt, jo hat der Kanton auf deſſen Koften die Stra)» 
fen eriter Kaffe zu erftellen. Dieſe Koften werden dem be- 
treffenden Bezirk zur Laft gejchrieben, müßen in fünf Jah—⸗ 
resraten abbezahlt und inzwiſchen mit 4%, verzinfet wer- 
den. Solite der Kanton in der angegebenen Zeit feine Pflicht 
hinfichtlich der Straßen erjter Klaffe nicht erfüllen, die be— 
theiligten Bezirke aber zu ihren Leitungen bereit fein, fo 
bleibt Erfterer gegen Letztere fo lange Schuldner, bis jie zu 
ihren Straßen gelangt fein werden, Die nad) der Ausred- 
nung fich ergebenden Schulden des Kantons an die Bezirke, 
oder diefer an den Kanton, müßen innert fünf jahren ab» 
bezahlt fein.” Diefem Entwurfe lag der Hauptgedanfe zu 
Grunde : Unerläßlich für den Kanton Schwyz ift die Hebung 
des Straßenwefens; die bereitd von den Bezirken erbauten 
Straßen zu bezahlen und neue zu erbauen, dafür reichen 
feine Geldkräfte nicht aus, darum wird ein Theil diefer La⸗ 
ſten den Bezirken zugewiefen. 
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IV. Zormund, Ueber diefen DBerwaltungszweig geben die Rechentchafte 
ſchaftsweſen. perichte der Regierung folgenden Aufſchluß: 

Die Verfaſſung deutet in wenigen Zügen den Kreis anıt- 
licher Wirkſamkeit für die Behörden an, denen das heilige 
Gut der Wittwen und Waifen und der in dieſe Klaſſe fal⸗ 
enden Schugbedürftigen auvertraut if. Zunächſt kommt bie 
Beforgung der Waifenämter den Gemeinderäthen zu, die für 
ihre DVerrichtungen den ihnen übergeordneten Behörden ver: 
antwortlih find. Die Bezirfsräthe beaufjichtigen das Vor⸗ 
mundfchaftswejen in den Gemeinden; über jene übt der Res 
gierungsrath , als oberjte Verwaltungsbehörde, die Auffict. 
Die Verfaffung verpflichtete die Gemeindräthe, die Waijen- 
fahen nad) den Beftimmungen des Geſetzes zu beforgen. Es 
beftand jedoch fein Kantonalgeſetz, als das organifche Geſetz 
für die Bezirfsräthe vom Jahr 1835, deſſen unzulänglice 
Beftimmungen das Gebiet des Vormundſchaftsweſens nur 
berührten, aber nicht behandelten und noch vielweniger er- 
ſchöpften. Die Organifation der Gemeinderäthe war unter- 
blieben, Der Regierungsrath, als er die Geſchäfte zur Hand 
nahın, bejtellte für das Vormundſchaftsweſen ein eigenes 
Departement. Obwohl nad der alten Verfaffung der Kan- 
tonsrath die oberjte, Verwaltungsbehörde war, dem in Bor- 
mundsfachen die Oberauffiht zufam und er die Pflicht Hatte, 
über die bezügliche Geichäftsführung dem großen Rath jähr- 
fih Bericht zu erjtatten, fo war hierin nichts gejchehen. 
Bei diefer Sachlage mußte man fich den Stoff zur neuen 
Bildung in den Gemeinden holen, zu weldem Zwecke im 
Auguft des Jahres 1848 an ſämmtliche Gemeinderäthe in 
diefen Gefchäftsfreis einfchlagende Fragen gerichtet wurden. 
Aus deren Beantwortung, welche fehr zögernd und feine 
wegs erichöpfend erfolgte, erfah man das buntefte Gemiſch 
eines abweichenden Verfahrens in Behandlung von Waifen- 
ſachen. In einigen Gemeinden handelte ber &emeindrath 
allein, in andern das für ihn beauftragte Waifenamt. Die 
fes felbft war in abweichender Zahl bejtellt. Nur wenige 
Waiſenämter hielten ordentliche Situngen. Ueber Bevormund⸗ 
ungen und Befreiung von denjelben, jo wie über regelmä- 
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Bige NRechnungsablagen walteten feine feften Grumbfäge, noch 
vielweniger Gleichförmigfeit. Die VBermögend« Titel der 
Mündel lagen nicht immer in Waifenladen. Manche Wai⸗ 
fenämter führten nicht einmal ordentliche Verzeichniße über 
Einlage und Anshingabe folher Werthfchriften. Verzeichniße 
von Vögten und Bevogteten fanden fich fajt nirgends. Auch 
die Protofollführung war ungleih und oftmals fehr man⸗ 
gelhaft. Wollte man daher eine auf geregelte Sleihförmig- 
keit und Einfachheit zurüdigeführte Verwaltung, verbunden mit 
Berantwortlichfeit und gehöriger Oberaufſicht, fo mußte ein 
Bormundfchaftsgejeg gefchaffen werben. 

Eine durch ein befonderes Ereigniß gemachte Erfahrung 
Hatte die Maßnahme zur Folge, daß fämmtliche Bezirksräthe 
verpflichtet wurden, eine Unterfuhung der Waifenladen ber 
Gemeinden vornehmen zu laffen und befonders darauf zu 
achten, daß das Kapitalvermögen der Waifen überall gehörig 
verzeichnet; und aufbewahrt werde und ob und in wie weit ſich 
die Nögte im Beige des Vermögens ihrer Mündel befin- 
den. Die daherigen Berichte veranlaßten zwar feine fpezielle 
Verfügungen, führten jedoch zu der Ueberzeugung, daß das 
vormundſchaftliche Vermögen einer genauern und nachdruck⸗ 
famern Ueberwachung von Seite der obern Vormumdfchafts- 
Behörden unterftellt werden müße. Um diefen manigfachen 
Webelftänden abzuhelfen und diefen fehr wichtigen Verwalt—⸗ 
ungszweig zu regeln, wurbe eine Verordnung über dad Vor» 
mundjcaftswejen erlaffen. Wenn diefes Geſetz auch nicht auf 
Bollftändigfeit Anfpruh machen kann, da man in demjelben 
Beitimmungen über die väterliche Gewalt und das Verhält⸗ 
niß der verwittweten Mutter zu ihren Kindern vermißt; wenn 
demfelben eingreifende Vorſchriften zum Schuge des mütter- 
lichen Vermögens der Kinder dem Vater gegenüber abgehen; 
wenn der Inſtanzenzug in der Weife gegliedert ift, daß eine 
rafche Erledigung dringender Fälle unmöglic wird, und dit 
Strafgemalt der Waifenämter durd ihre unbeftimmte Be— 
grenzung ſubjektiven Anfichten zu großen Spielraum eröff- 
net, fo ift dasfelbe dennoch eine gelungene geſetzgeberiſche 
Arbeit undwohl geeignet, dem Bortheil der Waifen und 
Schutzbedürftigen vollfommene Sicherheit zu gewähren. 
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V. DasArmens Nicht viel beffer als das Vormundſchaftsweſen war das 


weien. 


Armenwejen befchaffen. Schon die alte Verfaffung übertrug 
bie Verwaltung des Armengutes und die Bejorgung des Ar- 
menweſens den Gemeindebehörben, fette über diefe die Be 
zirfsräthe, um ihre Gefchäftsthätigfeit zu überwachen, umd 
machte den Letztern zur Pfliht, von der Armenverwaltung 
und deren Rechnungen Einficht zu nehmen. Die Bezirksräthe 
waren der Oberaufficht des Kantonsrathes unterjtellt und 
diefer hinwieder gehalten, dem Großenrathe über feine Ge⸗ 
Schäftsführung und jeden befondern Theil derfelden Bericht 
zu eritatten. Ungeachtet diefer geſetzlichen Vorſchrift Hatten 
die Gemeinderäthe, mit Ausnahme etwelcher Armenpflegen, den 
Bezirksräthen nie Rechenſchaft über dad Armenweſen abge- 
legt, und diefe Hatten ſich nicht weiter un die Sade befüns 
mert. Das gleihe Verhältniß fand zwiſchen den Bezirksrä⸗ 
then und dem Kantonsrathe ftatt und von einer Berichter- 
jtattung an den großen Rath war nie die Rede geweſen. 
So ergab es fi, daß im Archiv zu Schwyz feine Spur von 


bezüglichen Arbeiten vorfindlih war. Um das nöthige Ma- 


terial zu erhalten, mußte man, wie beim Vormundſchafts⸗ 
wefen, an die Gemeinden gelangen , deren Berichterftattung 
mit mehr oder weniger Zögerung erfolgte. Dadurch gelangte 
man bald zu der Ueberzeugung, daß diefer Verwaltungszweig 
durch die Geſetzgebung nothwendig geregelt werben mühe, 
wenn derjelbe nach den Bebürfniffen der Zeit gehoben und 
eine wirkfame Kontrolle der Oberbehörden eintreten follte. 
Es wurde zu diefem Zwecke eine Verordnung erlaffen und 
mit Leitfäden für die Armenpfleger und Armenväter verfehen. 
In derjelben war der Bettel verboten und zur Unterdrüdung 
diefer tief eingewurzelten Landplage Zweckdienliches angeord- 
net. Ebenfo wurde für die Erhaltung und Aeufnung des Ar 
menfonds Vorforge getroffen und die Verwaltung der Ar 
nengüter bejonders ftrenger Aufficht unterftellt. Die Ge 
meinden wurden zur Unterftügung ihrer hülflojen Angehöris 
gen verpflichtet und den Armenbehörden zugleich feite Grund⸗ 
lagen an die Hand gegeben, inwieweit bie Verwandten zur 
Unterftügung verpflichtet find, wobei das Erbrecht und die 
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Unterftügungspflicht derjelben in gehörige Wechſelwirkung 
traten. Dagegen vermißt man in diefer Verordnung die Vor⸗ 
fhrift, daß die Gemeinden nicht blos für Ernährung und 
Bekleidung der Armen, fondern auch für ihre fittliche und 
„eiftige Entwidlung zu forgen haben. Auch ift die höchſt 
nachtheilige Verkoftgeldung der Armen und die umgangsweife 
Derpflegung ab Seite der Verwandten nicht ausgeſchloſſen. 
Endlich find die Anleitungen für die Armenväter und Ar» 
menpfleger zu weitläufig angelegt und zu fehr ins Cinzelne 
gehend, al® daß die Leute, welchen man diefe Verrichtung zu 
übertragen genöthigt ift, vor der Menge berfelben und der 
Art ihrer Ausführung nit zurüdichreden follten. Auch 
ftößt die wett ausgedehnte Unterftügungspflicht der Verwand- 
ten in ihrer Anwendung rüdfichtlich der Feftftellung des Un- 
terſtützungsbeitrages und des Einzugs besjelben oftmals auf 
Schwierigkeiten, 

Wie faft überall, fo Hatte auch in dieſem Verwaltungs⸗ VIDasFinanz- 
zweige in der vorfonderbündifchen Zeit die grenzenlofefte Un- weſen. 
ordnung geherricht. Nach dem Rüdtritt der alten Regierung 
im Chriftmonat 1847 befand fid) der Kanton in finanzieller 
Beziehung in einer troftlofen Lage, Das Staatsvermögen 
beitand damals aus: 

Gl. 92,459. 0 ß. 1 a. in Schuldtiteln und Obligationen; 
„ 60,415. 20 „ 2 „ an ausfteh. Zinjen und Forderungen. 
Gl. 152,875 — ß. 3 a. 

Bon diefem Kapitalvermögen waren jedoch für bejtimmte 
AZwede, als: Diöceſan⸗, Brandlaffa- und Salzfond mehr deun 
Gl. 77,032. 3 8. 2 @. und ebenfo von den Zinfen und For⸗ 
derungen 18,560 Gl. 31 $. für die zu leiftenden Gtraßen- 
entfehädigungen an die Bezirke ausgefchiepen und daher nicht 
verfügbar. 

So klein diefe Mittel, fo groß war dagegen die Schul- 
denlaft, die, mit Einfchluß der Kriegsfchuld, die Höhe von 
Gl. 331,724. 6 ß. 2 a. erreichte. Vorab nahm die Deckung 
der Kriegsfchuld die Thätigfeit der Behörden in vollem 
Maße in Anſpruch. Behufs Tilgung der erften Rate im 
Betrag von 48,903 Frkn. wurde dur Vermittlung des 
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Klofters Einfiedeln mis einem Zürcherhaus ein Anleihen von 
Frkn. 50,000 abgefchloffen und die Rate im Chriftmonat 
bezahlt. Sodann verpflichtete der große Rath die Bezirfe und 
das Klofter Einfiedeln zur Verſicherung des vorläufig auf 
220,029 Fr. 21 Rpp. berechneten Reſtes der Kriegsſchuld in 
der Weiſe, daß von den Erftern ein Dritttheil, von dem 
Legtern zwei Dritttheile gedeft werden mußten. ‘Da die Tag- 
fagung die von den Bezirfen in Sculdtiteln angebotene 
Siherftellung nicht annehmbar fand, fo wurde, nach viclfas 
hen Unterhandlungen, das Klofter Einfiedeln - zur Verſiche⸗ 
rung des ganzen Reſtes der Kriegsſchuld angehalten, mwoge- 
gen ihm die von der Tagfatzung zurüdgewieienen Werth⸗ 
fohriften mit der Befugniß zugeftellt wurden, fie für den 
Werth der von jedem Bezirk anerfannten Schuld anderwärte 
zu verpfänden. Endlich wurden im Hornung 1848 von der 
Regierung nad) dem Entwurfe der eidgenöffiichen Bevollmäch— 
tigten zwei Schuldurfunden unterzeichnet, gemäß welchen zwei 
Dritttheil der Kriegsſchuld in fünf und ein Dritttheil in drei 
Jahresraten abbezahlt und inzwifchen mit 41/, vom Hundert 
verzindt werden follten. . 
Nach einer aus der Staatsrechnung vom 30. April 1852 
gezogenen Ueberficht betrugen 
die Bafliveen . . . . Frkn. 377,186. 51 Rpp. 
die Aktiven - 2 2.» ..106801.31 „ 
zeigten ſich als Schuldenzuftand Frkn. 270,385. 20 Rpp. 
Am 30. Aprit 1851 betrug der Echuldenzuftand Frkn. 
801,852. 40 Rpp. und Hatte ſich fomit im Amtsjahr 1851 
auf 52 um die Summe von Frkn. 31,467. 20 Rpp. vermindert. 
Dei dem großen finanziellen Bebürfniffe des Kantons, 
zu dein die Einnahmen in allzuftarfen Mißverhältniffe ftan- 
den, ſah fich die Regierung, nachdem der Bezug der den 
Bezirken zugeftandenen mittelbaren Abgaben geregelt war, 
genöthigt, zu den unmittelbaren Steuern Zuflucht zu nehmen. 
Zu diefem Ende Tieß die Geſetzgebungscommiſſion ein 
Steuergefets entwerfen. In der daherigen Berathung ge 
langte zuerft die Frage zur Behandlung: ob eine amtlide 
Schatzung des ſteuerpflichtigen Gutes ftattzufinden habe, oder 
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eb der Grundſatz der Selbftbejteurung eingeführt werden 
folle? Der Gefeßgeber,, im Hinblid auf daherige günftige 
Ergebnifje in den Nachbarfantonen, entfchied ſich, das Weit- 
läufige und Koftjpielige der erjten Befteurungsart erfennend, 
für den legtern Grundfag. Hierauf wurde für die unmit- 
telbaren Steuern vom Grundeigenthum und Kapitaleinfommen 
der Grundſatz der verhältnigimäßigen Steigung in Anwen⸗ 
dung gebradit. 

Noch ehe diefes Gefeh den Kreisgemeinden zur Geneh- 
migung vorgelegt wurde, gaben fid) mandherlei Bedenken ge- 
gen dasfelbe fund; namentli war der Grundjag der ver- 
die Mehrheit des Volkes nicht einzufehen vermochte, daß fich 
durd) dieje Befteurungsart die Abgaben, die e8 unmittelbar 
aus feiner Tajche zahlte, in gleihem Maße verringern muß- 
ten, als durd) fie der Steuerertrag vergrößert wurde. 

Mit Recht machte man dagegen diefem Gejetesentwurf 
den Vorwurf, daß er für die VBerhältnifje des Kantons, dem 
bis jet der mäßige Bezug einer mittelbaren ‚Abgabe kaum 
fühlbar gewefen, zu verwidelt ſei; er greife zu ſtark in die 
Familien» und Privatverhältnifje des Einzelnen ein und trage 
ſowohl feinem Inhalte als auch jeiner Anlage nad) dad Ge- 
präge der Neuheit in fo hohem Grade, daß er in feiner 
Ausführung auf faum überwindbare Schwierigkeiten ftoffen 
müſſe. Auch fei die Art der Ermittlung des Steuerbetrags 
und die Erhebungsweife der Steuer zu künſtlich, die immer 
wiederkehrende Durchſicht und Keugejtaltung der Steuerre- 
gilter zu Eojtipielig. Bisher habe der Kanton feine Ausga- 
ben immer durd die Einnahmen zu defen gewußt; die ge- 
genmwärtige Schuldenlaft rühre von außerordentlichen Ereig- 
niffen her, weßhalb man diejen Fall der Ausnahme nicht zur 
Regel machen follte. Aus diefen Gründen fei es gerathen, 
von dieſem Steuergefeg ganz abzugehen. Man jolle die 
Sonderbundsihuld vor der Hand durd ein Anleihen zu de- 
fen fuchen, und den allfälligen regelmäßigen Mehrbedarf des 
Kantons dur eine unmittelbare allgemeine Einkommens⸗ 
ftener aufbringen. Diefe Beſteurungsart fei die einfadjite, 
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wohlfeilfte und zugleich gerechteſte, theil® weil fie den 
Sefammtertrag alles ftenerbaren Vermögens umfaffe, oder 
mit andern Worten, jede andete Beftenrungsart in ſich ein- 
fchlieffe, theil® weil nur durch fie der rechtmäßige Mafftab 
der Steuerpfliht ermittelt werden könne, indem der je 
weilige Werth eines Kapital® oder Wertherzeugnifjes ftets 
und nothwendig durch feinen Ertrag bedingt werde, während 
das Umgefehrte niemals ftattfinde. Aus diefen Gründen fei 
die Einkommenſteuer mit Ausſchluß aller übrigen Beſteu⸗ 
rungsarten unfern Berhältniffen am angemefjenften. Unter 
diefen Umftänden wurde das neue Steuergefeß, ohne befon- 
dere Entgegenwirfung von irgend welder Seite, von den 
Kreisgemeinden verworfen. 

In Folge deffen erklärte die Regierung, daß fie, ans 
Mangel an finanziellen Kräften, fernerhin außer Stand fei, 
ihre Aufgabe zu erfüllen und verlangte die Entlafjung. Sie 
wurde ihr vom Kantonsrathe nicht ertheilt, Dagegen das 
Steuergejeß einer Durhfiht unterworfen. Nachdem der 
Grundfag der verhältnigmäßigen Steigung aus demfelben 
entfernt, und mit ihm der Stein des Anſtoßes befeitigt war, 
wurde es den Kreidgemeinden neuerdings vorgelegt und mit 
ftarfer Mehrheit angenommen. | 

Nachdem die Gefeßgebungscommiffion noch eine fehr ver- 
widelte Verordnung über die Stempelabgabe erlaffen hatte, 
verordnete die Regierung die Erhebung einer Steuer von 1 
vom Tauſend für das Jahr 1848, und erließ eine ausführ- 
fihe, mit mehrern, vielfach rubrizirten Tabellen verfehene 
Anleitung zum Gebraudf des Steuerformulars und zur Prä- 
fung der Vermögensangaben, welche jedem Steuerpflichtigen 
zugetheilt wurde. 

Die Landleute ftudirten diefen neumodifchen Katedjie- 
mus mit vielem Eifer und Teifteten dur das fleikige Ein- 
zahlen der Steuer den Beweis, daß in einem Staate aud) 
das Unangencehmfte und Drücendfte bald zur Geltung ge 
langt, wenn nur erit das Volk von deſſen Nothiwendigfeit 
überzeugt ift. 

So lobenswürdig die Thätigfeit der Regierung in diefem 
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Berwaltungszweige war, unb jo annerfennenswerth der Eifer 
und die Umficht, womit er verwaltet wurde, jo können wir 
nit umhin, hier einer Angelegenheit zu erwähnen, welche 
berjelben Vorwürfe zuzog und im Bezirk Einfiedeln, wegen 
der Art ihrer Behandlung, Unzufriedenheit erwedte. Wir 
meinen nämlid den Steuerjtreit des Bezirks Einfiedeln mit 
dem dortigen Klofter. 

Das Thatſächliche diefer Frage war folgendes: Die Be» 
zitfögemeinde Einſiedeln befchloß unterm 20. Mai 1849 die 
Erhebung einer Vermögengjteuer von Eins vom Taufend und 
einer Kopffteuer von 11, Frkn. a W. Geftübt auf die 
verfaffungsmäßige Beftimmung, daß die Klöfter in dem Ber 
zirk ihrer Niederlaffung zu allen Steuern verpfliditet und 
zur Bejtreitung von Bezirks- und Gemeindelaften und der 
Unterhaltung öffentlicher Anftalten verbunden find, wurde 
dem Kloſter ein Steuerformular mit der Einladung zuge: 
jtellt, dafjelbe im Sinne „der Tantonsräthlihen Anleitung 
zur Prüfung der Vermögendangaben“ auszufüllen, bezieh- 
ungsweiſe das fteuerbare Vermögen in demjelben aufzutragen. 
Diefem Begehren wurde von Seite des Kloſters entiprochen 
und es ergab fi, daß die als reid) befannte Abtei Einfiedeln 
ein Bermögen von nur 800,000 Schwyzergulden aufwies. 
Mit dieſem auffallenden Ergebnijfe war der Bezirferath von 
Einfiedeln nidyt zufrieden und machte von dem ihm durch 
das Steuergefeg eingeräumten Rechte Gebraud), den Steuer 
zeddel des Klofters von fih aus zu gejtalten. Dagegen 
nahm das Klofter dad Weiterziehungsreht vor den Regie⸗ 
rungsrath in Anſpruch, in der Vorausficht, auf dieſem Wege 
am ehejten zum Ziele zu gelangen. Ungeachtet der wieder⸗ 
holten dringenden Cinladung ab Seite des DBezirfsrathes 
Einfiedeln, diefe Angelegenheit beförderlichſt zu erledigen, 
wurde fie von der Regierung auf die lange Bank gefchoben. 
Bergeblich war das Gefud) des Bezirksrathes: nad) Inhalt 
des 8. 64 der ſchwyzeriſchen Verfaſſung eine Vermögens» 
aufzeihnung behufs Ausmittlung des Steuerverhältniſſes 
des Klofterd anzuordnen; die Regierung zog ed vor, den 
Weg der Unterhandlung zu betreten. Hiemit Hatte das. 
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Klofter zuvörderft jenen Zwed erreicht und feine ausnahms⸗ 
weife Stellung war gefihert. Kaum war biefer Anftand 
nad) langen Unterhandlungen befeitigt, fo erhob ſich neuer 
Streit. Das Klojter Einfiedeln weigerte fih, dem Bezirhke 
auch fein auswärtiges, d. 5. fein außer dem Kanton liegendes 
Vermögen zu verftenern. Dem Kanton gegenüber anerfannte 
es diefe Steuerpflicht, wußte e8 uber bei der Regierung 
dahin zu bringen, daß diefe ein ausnahmsweijes Verfahren 
einhielt und fi) mit vertragsmäßigen Geldleiftungen zu- 
frieden jtellte. Die Gründe, welche der Bezirksrath von 
Einjiedeln feiner Forderung unterftellte, waren die Beſtim⸗ 
mung des Steuergefetes, daß dasſelbe gleihe Anwendung 
bei Erhebung fowohl von Kantons» ald von Bezirks⸗ und 
Gemeindefteuern finde‘; die Vorſchrift, dag die Klöfter im 
Bezirke ihrer Niederlaffung zu allen Steuern und Gemeinde» 
foften verpflichtet feien; ferner die Forderung des Steuerge- 
fees, daß Klöfter fowohl ihre Liegenſchaften als ihre Ka— 
pitalien und Fahrhabe in derjenigen Gemeinde zu verjteuern 
haben, in welchem der betreffende Vermögenstheil Liegt, und 
endlich die fantonsräthliche Schlußnahme vom 16. Inli 1850, 
welche ausdrücklich feitiegte: daß alle Einwohner des Kan⸗ 
tons ihr außer demjelben befindliches Vermögen, nad Abs 
zug der allfällig anderwärts davon zu zahlenden Steuern 
im Heimathfanton, ebenfall& zu verjtenern haben. Ungeachtet 
diefer Haren und allgemein verbindlichen Geſetzesvorſchriften 
weigerte fid) die Regierung, das auswärtige Vermögen des 
Klofterd dem Bezirk Einfiedeln als fteuerbar zu erflären. 
Es war aud) nicht zu erwarten, nachdem aus zuverläßigen 
Quellen befannt geworden war, daß von hochgejtellten Re- 
gierungsmitgliedern dem Klofter die ſchriftliche Zuficherung 
gegeben worden fei, daß fein auswärtige® Vermögen dem 
Bezirk Einfiedeln niemals verfteuert werden müſſe. Unter 
jolhen Berhältniffen war es begreiflih, daß die Regierung 
die Steuerangelegenheiten vor den Kantonsrath (nebenbei 
gefagt — an eine in Sachen durchaus nicht zuftändige Be⸗ 
hörde) zu bringen trachtete, theils um den begaugenen Fehler 
hinter den Beſchluß einer höhern Behörde zu verjteden, 
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theils um durch einen Gelegenheitsbefchluß dem Kloſter ge- 
fällig zu fein. 

Unterdeffen ermangelte der Bezirksrath Einfiedeln nicht, 
wiederholt rechtlihe Befchwerde zu führen. Sehr dringende 
Borftellungen Hatten endlich zur Folge, daß die Regierung 
das auswärtige Vermögen des Klofterd ermittelte und dem 
Bezirksrath Einfiedeln hievon Anzeige machte, jedoch mit der 
ausdrüdlihen Weifung, vor der Hand nur die Stener von 
dem im Bezirk gelegenen Vermögen einzuziehen und, ſich die 
Entfcheidung der Frage in Betreff der Steuerbarkeit des 
auswärtigen Vermögens vorbehaltend. *) 

Diefes Berfahrens müde, befchloß endlich der Bezirksrath 
Einfiedeln — erwägend: daß durch die fantonsräthliheSschluß- 
nahme vom 16. Juli 1850 die Frage, betreffend die Stener- 
barkeit des auswärtigen Vermögens des Kloſters, bereits 
entjchieden fei, und daß es ber Regierung, als einer dem Kan« 
tonsrath untergeordneten Behörde , nicht zuftehe, abweichende 
Beichlüffe zu faſſen — die Steuer von dem gefammten DVer- 
nıdgen des Klofters einzuziehen. Raum war die Anzeige 
bievon ins Klofter gefommen, als auch von Schwyz her die 
landammannamtlide Xerfügung einlangte, daß der 
Bezirkerath Einfiedeln bei Verantwortlichkeit gehalten fet, 
von der ergriffenen Maßregel abzuftehen. Ungeachtet diefer 
ho heit lichen Dazwifchentunft Tieß der Bezirksrath Einfiedeln 
dem Klofter für die Steuer vom Jahr 1850 von feinem 
Geſammtvermögen Schatzung verkünden und diefelbe, trog wie- 
derholten Verwahrungen des Stifts, am 3. Herbitmonat durd) 
die amtlihen Schäger vollziehen. Am 7. Herbjtimonat er» 
ließ die Regierung die Verfügung, daß die Steuerfrage mit 
einem, das Sachverhältniß umftändlich darftellenden Bericht, 
dem Hohen Kantonsrathe vorzulegen fei. Wir übergehen 
den Umftand, daß eine vom Kantonsrathe Schon einmal ent- 


=) Nach dem von ber Regierung gefertigten Steuerzebbel vom 22. 
Juli beitrug das Befammtvermögen des Kloſters, mit Inbegriff 
desjenigen, welches dasſelbe in ven Kantonen Teſſin, Luzern, Zug, Aar⸗ 
gau, Thurgau, St Gallen und in ben Hfterreichifchen Staaten befigt, bie 
runde Summe von 1,320,000 Schwyzergulben. 
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Schiedene Frage demfelben nochmals zur Entſcheidung vorge⸗ 
legt werden follte, und befchränfen ung barauf, die Beweg⸗ 
gründe der regierungsräthlichen Verfügung zu beleuchten. 
Diefelbe beginnt alfo: „An Betradht, daß der hohe Kan» 
tonsrath durch Beihluß vom 16. Juli 1850 das ausmwär- 
tige Vermögen von Kantonsbewohnern als fteuerpflichtig er- 
Härt, ohne jedoch zu entfcheiden, inwieweit diefer Beſchluß 
auf das gegenwärtige Vermögen des Kloſters Einfiedeln feine 
Anwendung finde 20.“ Durch den eriten Paſſus dieſes Ent 
Iheidungsgrundes verfegte fi der Negierungsrath in die 
gleiche Stellung, welche der: Bezirksrath Einjiedeln im dieſer 
Trage eingenommen hatte, indem er ausdrüdlid anerkannte, 
daß der Kantonsrath in Sachen fchon endgültig entjchieden 
habe. Dann fährt die Berfügung fort: „ohne jedoch zu 
entjheiden, in wieweit diefer Beſchluß auf das gegenwärtige 
Bermögen des Kloſters feine Anwendung finde.” Auch der 
legte Sag iſt an und für fih richtig; ganz anders geftaltet 
fi) aber die Sache, wenn man die Folgen, weldye man dar» 
aus herleiten wollte, in Erwägung zieht, und es ift augen- 
fällig, daß die Regierung mit nicht zurechtfertigender Zuvor: 
fommenheit dem Klofter dbadurd eine ausnahmsweiſe Stell- 
ung in Beziehung auf die Steuerangelegenheit einräumen 
wollte. Die angeführte Tantonsräthliche Schlußnahme be⸗ 
ftimmte einfach und Har und ohne weitern Zufaß, daß das 
auswärtige Vermögen aller Kantonsbewohner fteuerbar fei. 
Daß unter den Kantonsbewohnern aud) die Bewohner des 
Klofters Einfiedeln mit inbegriffen feien, konnte nicht beſtrit⸗ 
ten werden, und daß ein Geſetz für alle Angehörigen eines 
bejtimmten Staate® Geltung Hat, wenn nicht Ausnahmen 
davon durch das betreffende Geſetz ſelbſt oder, durch nachträg- 
liche Bejtimmungen feitgeftellt werden, das war wohl felbit 
verftändlih. Eine Ausnahme von diefer Regel war durd 
die kantonsräthliche Schlußnahme nicht gegeben und die bda- 
hinterftedende Vorausſetzung des Regierungsrathes ebenfo 
willfürlih, als ihre Folgen ungereht. “Der zweite Ermäg- 
ungsgrund der erwähnten Verfügung ftüßte fi) auf ein frü- 
heres Schreiben des Regierungsrathes, in welchem derjelbe 
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dem hochw. Abte die Beweggründe entwidelte, aus denen 
der Staat auf Einforderung des Yahresbeitrags von 3200 Fr. 
für 1849950 beftehen mühe, und darin anführt: daß bie 
Klöfter von ihren außer bem Kanton gelegenen Gütern nur 
vom Slaate bejteuert werden, während die übrigen Ein- 
wohner im gleichen Falle auch noch Bezirks- und Gemeinde- 
fteuren zu entrichten haben. Durch diefe Mittheilung erhielt 
das zweite Glied des erften Ermägungsgrundes erft feine 
rechte Bedeutung. Allein, abgejehen davon, daß diefe Ans 
ſchauung nur al8Beweggrund aufgeführt war und keine&ntfchei- 
dung bildete, fo war fie darum nicht minder willfürlid und in 
hohem Mafe den bezüglichen Verfaffungs- und NEN 
mungen zuwider. 

. Um fid) von dem Stande der Angelegenheit genauere 
Kenntniß zu verſchaffen, war Reg.-Rath Schorno von Schwyz 
in Einfiedeln eingetroffen. Die Urfacdhe feiner Sendung war 
ein Regierungserlaß vom 11. Herbitmonat, in dem verfügt 
war : Daß die Beichlühe des Bezirfsrath8 vom 22. Juli und 
24. Auguſt d.%., die Beſtimmung fürdas auswärtige Vermögen 
des Kloſters Einfiedeln betreffend, jo wie die gegen dasjelbe voll- 
zogene Schakung vom 3. Herbftmonat, ſoweit diefe Amts» 
handlung mit den regierungsräthlichen Weifungen vom 22. 
Juli und 19. Auguft im Widerfpruche feien — als ungüls- 
tig und folgelos erflärt fein follen, indem Beichlüffe 
und Verfügungen von Unterbehörden, fomeit fie denjenigen ihrer 
“ tompetenten Oberbehörden zuwiderlaufen, an und für fid 
der Gültigkeit und Rechtskraft ermangeln. DBetreffend des 
Bezirksammanns und Raths von Einfiedeln müßen die wei- 
tern gefetlichen Schritte vorbehalten bleiben. — Wir fehen 
von der Frage ab, ob und in wie weit der Negierungsrath 
berechtigt war, diefen Beſchluß zu fallen, und ob die Ent- 
fheidung der Gültigfeit oder Ungitltigfeit einer in geſetzli— 
cher Form vorgenommenen Schatung vor fein, oder vor ein 
anderes Forum gehörte, und bejchränfen uns lediglich - auf 
feine dießfällige Begründung. ‘Der Regierungsrath ſtützt 
feine Schlußnahme darauf, daß Beſchlüße und Verfügun- 
gen von Unterbehörden, wenn fie denjenigen ihrer zuftändi- 
gen Oberbehörden zuwiderlaufen, an und für fih um 
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gültig feien. Der ganz gleiche Erwägungsgrund wurde vom 
Bezirksrathe Einfiedeln der Regierung gegenüber in Anwen 
dung gebradht, indem der Erftere behauptete, daß es der 
Leßtern nicht zuftehe, Verfügungen zu treffen, melde ben 
Beſchlüſſen des Kantonsrathes widerftreiten, und daraufhin 
die Schagung für die Steuer vom Gefammtvermögen des 
Klojters verordnete. Der Regierungsrath war aljo gendthigt, 
fih in die gleihe Stellung wie der Bezirk Einfiedeln zu 
werfen und mit den gleichen Waffen zu fechten, mit Denen 
er angegriffen wurde. Statt feine Befehle, mit dem Geſetze 
und der Verfaffung in der Hand, zu begründen, mußte er 
fich mit unlogifchen und willfürlichen Erlaffen abmühen. 

Wie bereits erwähnt, hatte der Negterungsrath die Frage: 
ob das Kloſter fein außer dem Kanton gelegenes Vermögen 
dem Bezirke zu verfteuren habe, dem Kantonsrathe überant- 
wortet. Da dieſer die Frage fchon unterm 16. Yuli 1850 
bejahend entjchieden hatte, und das urkundliche Recht Einfie- 
delus von feinem einzigen Kantonsrath bejtritten worden war, 
fo hoffte man auf entiprechende Erledigung, als die Frage 
plöglih eine ganz neue Wendung nahm. Als diefe im 
Kantonsrath zur Behandlung gelangte, wurde eine Denf- 
Ihrift an's Licht gezogen, in welcher das Kloſter gegen 
die Entſcheidung der obfchwebenden Trage Verwahrung ein» 
legte, indem es ſich in Bezug auf feine Steuerpflicht gegen 
denBezirk auf alte Verträge und frühere Leiftungen berief. Ent- 
gegen diefer Zumuthung ſchützten die Kantonsräthe von Ein 
fiedeln die Verfaſſung und das Steuergefeß vor, und verlang- 
ten die Entjcheidung der Frage in der Form, wie fie in der 
Berhandlungslifte des Kantonsraths vorgemerft war, mit der 
weitern Erklärung: daß fie, nach grundfäglicher Entſchei⸗ 
dung derjelben, wegen früherer Verträge mit dem Klofter zu 
Unterhandkungen bereit jeien. Dieſes Begehren wurde ab» 
gewiejen und dafür ein Ausfhuß von Klofterfreunden beftellt, 
der auf dem Wege der Unterhandlung die Sache zum er 
wünjchten Ziele führen ſollte. Wie früher die Regierung 
gehandelt, alfo hatte auch der Kantonsrath dem Willen des 
Klofters Genäge gethan. 
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Unter diefen Umftänden berief der Bezirksrath Einfiedeln 
die Bezirfögemeinde, um ihr von dem Standder Sache Kenntniß 
zu geben und bezügliche Vollmcchten zu verlangen. Diefe 
faßte den Beſchluß: es fei das Klofter zu der Erflärung zu 
veranlafjen, daß es die Etenerpfliht für fein auswärtiges 
Bermögen gegenüber dem Bezirke 'anerfenne, widrigenfalls 
die Frage vor bie Bundesbehörden gezogen werben foll; fer- 
ner follte ein Ausfhuß mit dem Klofter, betreffend früherer 
Berträge, in Unterhandlung treten. Mit anerlennımgswer- 
them Eifer wurde die Arbeit zur Hand genommen. Allein 
alle Verſuche, den Gemeindebefchluß in Ausführung zu brin- 
gen, feheiterten an der Beharrlichkeit der Klofterherren und 
man ſah fih gezwungen, von der geforderten Erklärung Um: 
gang zu nehmen. Nachdem dies gefchehen, boten die weitern 
Unterhandlungen feine befondere Schwierigkeiten dar und man 
verftändigte fi) auf folgende Grundlagen : 
1L. Der unterm 20. Januar 1737 abgefchloffene Eteuer- 

vertrag bleibt in allen Punkten in Kraft; nur werden 
diejenigen Beftimmungen, welche hinfichtlich des Steuer- 
verhältniffes einzig da® Kloſter und den Bezirk be- 
fchlagen, dahin abgeändert, daß an deren Statt das 
neue Steuergefeg, wie e8 in der Folge verfaffungsge- 
mäß für alle Stenerpflichtigen erlaffen werden wird, 
maßgebend fein ſoll. 

2. Eoliten inzwifchen von dem hiefigen Bezirke noch 
Steuren nad) den Beftimmungen des bereit abgelau- 
fenen Steuergejege® erhoben werden, jo wird aud) 
das Klofter dazu beitragen, und foll ihm dann für eine 
Kopf» und Vermögensftener von Eins vom Tauſend 
M. SI. eine Steuerquota von Fr. 2285. 71 Rp. 
berechnet werden. 

- 3. Zur Ausgleihung aller Rehnungsverhältniffe zwifchen 
den Kontrahenten fchreibt der Bezirk dem Klojter ala 
ftehende und vom legtern unauffündbare Bezirksfchuld 
gut 38,000 Fr. mit vier vom hundert verzinslich, wel⸗ 
her Zins von der zu entrichtenden Steuer abzuziehen 
ift ; rückzahlbar von Seitedes Bezirke in belichigen Raten. 
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Prüfen wir diefe Uebereinfunft genauer, fo ergeben fi 
folgende Bedenken: Was den erften Punft anbelangt, fo 
halten wir denfelben für ganz überflüßig. Daß in eis 
nem republifanifchen Staate alle Bürger vor dem Geſetze 
gleich ſind, veriteht fih von ſelbſt und es ijt außerdem 
diefer Grundfag in der Verfajlung deutlich genug ausgeipro- 
hen. Es Hat diefe Beitimmung nur infofern Werth, 
als es fehr bezeichnend ift, daß man es für nöthig erachtete, 
die Anwendung in Kraft getretener Gejege durch Bertrags- 
bejtimmungen zu fichern. 

Bon ungleich größerer Bedeutung aber ift der zweite 
Punkt der Uebereinkunft, indem das Klofter durch denſelben 
in eine außer⸗ oder, beifer gejagt, übergefeglicheStellung verjegt 
wurde. Dan hob in diefer Bezichung hervor, daß die Leiſt⸗ 
ungen des Klojterd von 2,285 Fr. 71 Rp. an die jeweilige 
Steuer beinahe dem Betrag gleichkommen, den daßfelbe laut 
der aufgeftellten Steuerlifte für fein her» und auswärtiges 
Vermögen entrichten follte, und daß es fih nidht der Mühe 
ohne, wegen einiger Gulden fernerhin viel Auffehens zu 
machen. Allein gerade diefer Umjtand war fehr bedenklich, 
indem durch diefen Bertragsartifel die Verfaſſung verlegt 
und eine Widerjetzlichfeit gegen das Geſetz gerechtfertigt wurde, 
welche unter allen Umjtänden von den bedenklichſten Folgen iſt. 

Weniger Nachtheiliges läßt fi) Über den dritten Artifel der 
Uebereinfunft jagen. Es war gut, daß die vielverfchlungenen 
Rechnungsverhältniſſe zwifchen Kloſter und Bezirk geregelt 
wurden. Daß diefe Schuld dem Klojter verzinst wird, ift 
billig. So fteht es mit dem mit fo großer Befriedigung 
aufgenommenen Steuervertrag. Es ift nicht zu läugnen, 
daß zu feinem Entftehen vielerlei Urfacdhen mitgewirkt 
haben und wenn die Srage: ob der Bezirfsrath Kinjiedeln 
wohl daran ge than, der Sache ihr Bewenden zu laffen, aud 
nicht unbedingt bejaht werden kann, fo iſt ein dießfälliges 
Vergehen doc) durch die Umſtände entſchuldbar. Denn einer: 
feit8 war die Weiterziehung der Sache aus finanziellen Grän- 
den unzuläjfig und anderjeit® hätte man flüglich geforgt, 
den Bezieldrath jo mürbe zu machen, daß es ihm ſehr er- 
wünjcht war, aus feiner peinlichen Lage herauszufommen. 
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Endlich fiel auch der Umftand in Betracht, daß die mit der 
Bertragsabihließung Beauftragten von jener innern Zufrie⸗ 
denheit befeligt waren, die fiir das menſchliche Gemüth, nad 
Beleitigung zwiträchtiger und unbehaglicher Zuftände, eben 
fo natürlich als wohlthuend ift. 

Zivilprozeß. ALS die vorzüglichfte Aufgabe, die VA. Das Zur 
Staatsverwaltung zu heben und die Wohlfahrt des Einzelnen ſtizweſen. 
zu fichern , betrachtete die Regierung die Herftellung einer 
unparteiifchen, raſchen und wohlfeilen Rechtspflege. Bisher 
hatten den Gerichten als Leitfaden in ihren Entfheidungen 
die lückenhaften, jeder Wiflenfchaftlichkeit entbehrenden, fo 
genannten „organifchen Geſetze“ gedient; ein buntes Gemiſch 
privatrechtlicher, prozefjualifcher und adminiftrativer Bes 
fimmungen, denen weder durch eine gefunde, gleichfürmige 
Praxis, noch durch wiſſenſchaftliche Bildung der Richter 
nachgeholfen wurde. Dieje |. g. organijchen Gefeße waren 
im Jahre 1835 zuſammengeſchrieben worden, und es trug 
ihre unbedingte und ausfchliehliche Anwendung nicht wenig 
dazır bei, den gefunden Rechtsſinn beim Richter und Volke 
zu verderben, indem die Karen und bündigen Nechtsbeftint- 
mungen, wie jolche in den Statutarrechten der einzelnen Be— 
zirke niedergelegt find, mit nichts ſagendem Formelweſen ver- 
taufcht wurden. Aus diefen Gründen wurde ein, ſchon in frü- 
hern Jahren bearbeiteter Entwurf über das Verfahren in 
bürgerlihen NRechtsftreitigfeiten der Geſetzgebungskommiſſion 
neuerdings norgelegt und nach nochmaliger Durchberathung 
vom Kantonsrat angenommen. Ihm folgte unverweilt die 
Geſchäftsordnung für die Civilgerichte. 

Ueber dieſes Geſetz iſt Folgendes zu bemerken: Es ift 
demſelben der von Hr. Profeſſor Blunſchli für den Kanton 
Zürich ſeiner Zeit bearbeitete Entwurf eines Zivilprozeſſes 
zu Grunde gelegt, der, ſeiner ganzen Anlage nach, für einen 
mehr vorgeſchrittenen uud unter ganz andern Verhältniſſen 
ftehenden Kanton berechnet iſt. Das neue Prozeßgeſetz trägt 
daher den Charakter fremden Urfprungs, es tft dem prafti« 
chen Rechtsleben zu wenig angepaßt und für die Richter, die 
ist den meilten Fällen feine Juriſten, fondern ganz Ichlichte- 
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Bürger find, zu wiſſenſchaftlich gehalten. So gibt es z.B, viele 
Paragraphen in diefer Prozeßorduung, welche zu fehr ale 
allgemeine Lehrfäge ſich darftellen, um von unmittelbarer 
Anwendung und Bedeutung zu fein, und noch mehr folde, 
- die wegen Mangels an juriftifcher Bildung von Seite des 
Richters durch ihre verfuchte Anwendung zum Nachtheilt der 
Parteien präjudizirlid; werden. 

Ganz von der Theorie abweichende Erfcheinungen in die- 
jer Brozefordnung find ferner die Provofationsflage und die 
f. g. Rechtsbote, da diefe nad) dem ordentlichen Prozeßver⸗ 
fahren geführt und entjchieden werden müßen, während fie 
fonft in allen Prozeßordnungen als Arten des ſummariſchen 
Prozefjes aufgeführt find. 

Die gleiche Bewandtniß hat es mit den Verſilberungs⸗, 
Falliments » und andern einfeitigen NRechtsbegehren, welde 
alle nad) den Vorſchriften des ordentlichen Prozeſſes vers 
handelt und abgethan werden müßen. Dies hat zur Folge, 
daß das einfachſte Nechtsbegehren ſich zu einer weitläufigen 
Prozefverhandlung erweitern fann, was für den Richter 
und die Parteien eben jo zeit- als geldraubend iſt. Derar⸗ 
tige Gefuche find ihrer Natur nad) Gegenftände der freiwil- 
ligen Gerichtsbarkeit, die entweder durch Präfidialverfügung, 
oder zum mindeſten durd ein ganz ſummariſches Verfahren 
erledigt werden follten. Nicht weniger auffallend ift es, daß 
bei der in der Berfaffung ftreng durchgeführten Trennung 
der Gewalten die übrigen ſummariſchen Prozeßarten, wie 
der Arreft-, Mandats: und die pofjeljorifchen Prozeſſe den 
Bezirksammannämtern in ihrer Eigenſchaft als Vollziehungs- 
behörden zugemwiefen find. Ferner fteht dieſe Civilprozeßordnung 
mit verschiedenen VBerfaffungsbejtimmungen nicht im Einklang. 
Es iſt dies namentlich inBeziehung auf die Vorſchrift derFall, daß 
alle Klagen nad) Anleitungder betreffenden Prozeßordnung beiden 
zuftändigen Gerichten anzubringen und von diefen zu entfcheiden 
find. Diefe Beftimmung fließt nad ihremWortlaute vertrags- 
gemäße Schiedsgerichte aus, während die Verfaſſung diejelben 
als zuläßig erklärt. In andern Beitimmungen ift diefe Ci⸗ 
vilprozeßordnung zu wenig erjchöpfend, 3. B. bei dem „unbe 
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dingten Verbot der Selbithülfe.“ Hier hätte nothwendig von 
den Bällen gehandelt werden follen, die hievon eine Aus⸗ 
nahme bilden. Auch wird man bier nicht ar, ob bie im 
einfieblifchen Etatutarreht und im ſchwyzeriſchen Landbuch 
vorfommende Pfändung von Vieh wegen erfittener Beſchä⸗ 
digung , ein Fall der fehr häufig vorkommt, aufgehoben ift 
oder nicht. Tehlerhaft ift ferner die namentliche Aufzählung 
der verzögerlichen Einreden, weil fie nicht erfchöpfend ift nod) 
fein Tann und den Richter zu glauben veranlaßt, daß, außer 
diefen Einreden keine andern zuläßig feier. 

Daß die Klagenanhäufung im Zivilprozeß verpönt ift, 
erjcheint zwedmäßig, indem es ſich nicht wohl denken läßt, 
dag in einem und demjelben Prozeſſe ſich ihrer Wejenheit 
nach widerfprechende Rechtsſachen verhandelt werden und zur 
Entfcheidung gelangen fünnen; e8 liegt nicht in der Natur der 
Berhältniffe und Tann oftmals eine Gefährdung des zu ver- 
folgeriden Rechts herbeiführen, oder ftatt eines, zwei Prozeſſe 
veranlaflen. Beim Kontumazialverfahren zeigt ſich der Wi- 
deripruch, daß zuerft durch das Ausbleiben des Beklagten 
das Zugeftändniß aller in der Klage enthaltenen Thatfachen 
voransgejegt ift, während fpäter beftimmt wird, daß, aud) 
beim Ausbleiben des Beklagten, der Kläger den vollitändigen 
Deweis feiner Klage zu führen babe. 

In Beziehung auf da8 DBeweisverfahren ift zu tadeln, 
baß der Notorität keine Stelle eingeräumt ift. Dadurch, daß 
die betreffende Thatſache auf eine andere Art bewieſen wer- 
den muß, wird dad Beweisverfahren unnöthigermeife ausges 
dehnt, was in den einfachjien Fällen vielen Zeitverluft ver- 
urſacht. Dann hätte hier nothwendig von den „Vermu⸗ 
thungen“, als denjenigen Beweismitteln gehandelt wer« 
den follen, welche den Indizien im Strafprozeſſe entſprech⸗ 
end find. Auch über die „Kollifion der Beweismittel" find 
die Beitimmungen dürftig. Daß bei den Beweis durd 
richterlichen Augenſchein die Lokalbefichtigung durch eine Ge⸗ 
richtsfommiffion zu gefchehen hat, ift unzureichend , weil die 
der Kommiſſion nicht beigegebenen Richter fi nicht unmit- 
telbar durd finnlihe Wahrnehmung überzeugen können, ſon⸗ 
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dern nur durch das Organ ihrer berichterftattenden Kollegen, wo⸗ 
durd) die unmittelbare Anfchauung keineswegs erſetzt wird und 
nicht felten das Subjeltive zu ſtark hervortritt. Aus glei⸗ 
hen Gründen kann nicht gebilligt werden, daß beim Augen- 
fchein die Abhörung der Zeugen nicht auf dem „Stand“ ge- 
ichieht, da nad) der Natur der Sache nur hier eine ger 
naue Bengenabgabe erfolgen kann. Mühenoll und koſt⸗ 
Ipielig ijt endlid) der Beweis durd) Sachverſtändige, na- 
mentlich dann, wenn vorerft der Beweis des Beſtehens und 
der Befchaffenheit einer Sache geführt werden muß. Darüber 
entfteht gewöhnlich eine neue : Prozeßverhandlung, in \wel- 
hem Falle der erite Prozeß bis nach Erledigung des Zwi⸗ 
ſchenprozeſſes einzuftellen ift. 

Gemäß der Berfaffung ift im Zivilprozeſſe eine Schagungs- 
lommifjion zur Werthung von Streitgegenftänden aufgeiteltt, 
ohne daß beftimmt ift, ob diefe Kommiſſion aus ſich, oder 
auf Begehren der Parteien einzufchreiten hat Um Zwiſchen⸗ 
fragen und Zögerungen zu verhindern, Hätte beftimmt wer⸗ 
den follen, daß die Kommiffion in allen Fällen von ſich aus 
einzufchreiten habe. 

Dies find die weientlihen Gebrechen der Civilprozeß⸗ 
ordnung, die aber gleihwohl als ein bedentender Fortfchritt 
im NRechtsleben unferes Kantons begrüßt werden muß. 

Strafrehtspflege. Bis auf die jüngfte Zeit hatte 
im Kanton Schwyz als Strafgejekbudh die Carolina ge- 
golten. Dagegen ift durd) die neue Strafgefeßgebung das 
Strafgefeg des Kantons Luzern den Strafbehörden zur Ber 
achtung empfohlen worden. Es ift hier nicht der Ort, auf 
eine Beurtheilung dieſes Gefeges einzugehen; wir begnügen 
ung mit der Bemerkung, daß wir daffelbe im Allgemeinen 
zu ftreng finden, was im Kanton Schwyz um fo augen- 
fälliger bervortritt, al8 feine Beſtimmungen auf die ſehr 
häufig vorkommenden Holzfrevel, Schlägereien 2c. angewandt 
werden müſſen. Eine Stimme ließ fi in der Deffentlichkeit über 
die betreffende Schlußnahme des Kantonsrathes alfo ver- 
nehmen: „Die Abficht des Kantonsrathes war gut, aber die 
Strafgerichte haben diefe mißverſtanden, indem ſie das In- 
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zernifche Strafgeſetzbuch als förmlich rezipirtes und geltendes 
Recht auch da in Anwendung bringen, wo notorijches Ge- 
wohnheitsredht vorhanden ift. Das ijt ein Punkt, den wir 
beflagen und wozu wir allen Strafgeridhten des Kantons 
jegliche Berechtigung abſprechen. Wir reden nicht von der 
formellen Unmöglichkeit des luzerniſchen Strafgejeßbuches, 
weil es nie von ben Sreisgemeinden, als den einzig hierzu 
fompetenten Behörden, angenommen worden ift, jondern daß 
es, entgegen allen Nechtöregeln, auf Fülle angewandt wird, 
die fi) vor der obenerwähnten Schlußnahme des Kantons⸗ 
rathes begeben haben, oder für melde ein fpeziell nachweis- 
bares, von der Anficht der Inzerniihen Gefeßgebung über 
Verbreden und Strafen abweichendes Gemohnheitsrecht 
beſteht. Daß letteres in einem Lande, wie der Kanton 
Schwyz, wo gar Fein Strafgeſetzbuch zu Recht befteht, Die 
erfte und vorzüglichfte Duelle des Strafrechtes fein muß, 
wird Jedem einleuchten, der da weiß, daß nach der natür- 
lihen Entwidlung alle® Recht urfprünglid) nur auf Gewohn- 
heit beruht, und fo auch ftrafrechtliche Rechtsregeln in der 
allgemeinen Rectsüberzeugung „des Volkes ſich bilden und 
darin beftehen müfjen.“ Leider hat dem Mangel einer 
entiprechenden Strafgejetgebung die neue Strafprogeßordnung 
wenig abgeholfen. Es leidet diejelbe an wejentlichen Ges 
brechen, und läßt fich ihrem innern Werthe nad) mit ber 
oben beiprochenen neuen Civilprozeßordnung nicht vergleichen. 
Das Grundübel, welches dem deutjchen Strafprozeffe an- 
flebt (obwohl es demfelben urfprünglic) ganz fremd war), 
iſt auch in der erwähnten Strafprozeßordnung wieder zu 
finden. Wir meinen nämlich den Grundjak des Unter» 
ſuchungsverfahrens. Diefer Grundfag ift nicht blos an und 
für fi) verwerflicd wegen feiner fchlimmen Bolgen für den 
Angeklagten, und wegen der zahllofen Zäufchungen, die er 
verurjadht, fondern er ift dem Begriffe des Staates, der 
zumächft eine Rechtdanitalt ift, überhaupt wicht entjprechend, 
weil er die moralifhe Nöthigung enthält, Handlungen zu 
verfolgen, über die der Staat, da durch fie das rechtliche 
Nebeneinanderbeftehen jeiner Glieder nicht gefährdet wird, 
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hinweg gehen kann. Auch bietet das Unterfuhungsverfahren 
durch feinen präventiven Charakter der Willfür einen zu gro- 
Ben Spielraum. Von diefem Gefichtöpunfte aus, der nur 
das unbedingt-dffentliche Anklage-Verfahren als Baſis des 
Strafprozefjes betrachtet, ift die fragliche Prozeßordnung ih- 
rem Urfprunge und ihrer ganzen Anlage nad) verfehlt. Ber 
fonders verwerflih aber ift die aus diefem Grungfat herflief- 
fende Pflicht zur Anzeige, weil fie in Angeberei ausartet und eines 
Ehrenmannes unwürdig ift. Daraus entjteht, namentlid) in 
Zeiten politifcher Aufregung, Spionirerei, welche für einen 
Bevormundungs⸗ und Bolizeiftaat paßt, aber niemals die 
Aufgabe cined Beamten in einem freien Volksſtaate fein 
fol. Alle Hauptfehler, die fih bei dem Unterſuchungs⸗ und 
dem gerichtlihen Verfahren unferer St.:B.-D. zeigen, haben 
ihren Urfprung in dem ihr zu Grunde Tiegenden Prin- 
zip, welches feiner Natur nad den Entlajtungsbeweis er- 
ſchwert, den Angefchuldigten als Verbrecher vorausjegt, die 
Zeugeneinvernahme und die Anhörung des Beklagten vor 
Gericht ausſchließt, die Richter auf die meiftens ſehr man- 
gelhaften Akten und den oft den Alten wideriprechenden 
Schlußbericht hinweist und? — geftüst auf jolde Grund⸗ 
füge — Verdachtsurtheile geftattet. Sehr bedenklich und nicht 
verfaflungsgemäß ift ferner die Ueberweiſung eines Angeſchul⸗ 
digten durd eine Gerichtsfommiffton wegen der ſchweren Fol- 
gen für den Angeſchuldigten. Durh den Beſchluß diefer 
Kommifjion, d. h. durch die Ueberweiſung des betreffenden Ver⸗ 
gehend an das Kriminalgeriht, wird diefe Thatfache für 
letzteres präjudizirlich, ohne daß dem Angeſchuldigten dage- 
gen Berufung geitattet ift. Noch gefährlicher ift die Be 
Ihräntung der MWeiterziehung ber bezirfögerichtlichen Straf- 
urtheile. 

So lüdenhaft fid) die Civilprozeßordnung in Beziehung auf 
das fummarifche Prozefverfahren erweist, fo unvolfftändig 
ift das Strafverfahren in Beziehung auf geringfügige Po» 
lizeiübertretungen. Statt den Bezirdammännern für der- 
gleihen Fälle Straffompetenz einzuräumen, muß aud der 
unbedentendite Fall alle möglichen Phafen des ganzen Prozeß⸗ 
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ganges durchwandern, und es hat ſich oft der Fall ergeben, 
daß bei einer Entwendung im Werthe von 1 Fr. die 
Prozepfoften auf zwölf bis vierzehn zu ftehen kamen. 
Pfandredt. Der Kanton Schwyz in feiner Gefammt- 
heit befaß bis zu Anfang des Jahres 1851 weder eine Nos 
tariats⸗ noch Hypothekarverordnung. Wohl aber hatten der» 
gleihen Verordnungen früher in einzelnen Bezirken Geltung, 
die jedoch mangelhaft und unter fi) fehr ungleich) waren. 
Es find dies die Bezirke, welche früher unter Elöfterlicher 
Herrſchaft ftanden, fo: Einſiedeln, Pfeffilon und ein Theil 
der March. Dieſer gänzlihe Mangel bezüglicher Vorſchrif⸗ 
ten hatte feinen Grund theild in der Gewinnfucht einheimt- 
ſcher Kapitaliften, die fi) vor auswärtiger Konfurrenz in 
Geldſachen und gegendie hieraus entjtehenden Herabdrüdung 
des hohen Zinsfußes fihern wollten ‚ theil® in der niedern Stufe 
gewerblicher Betriebjamfeit und in dem ftrebfamen Unters 
nehmungsgeift darniederhaltenden Korporationsweien. Doch 
ift nicht zu überfehen, daß auch ſchon in der frühern Ge- 
feßgebung einige farge Beitimmungen über das Notariate- 
und Hhpothefarwefen niedergelegt find. Ein Artikel des ſo— 
genannten organifchen Gefees für die Bezirfägerichte, der 
für alle ftreitigen Fälle diefer Art, mit Ausnahme von Käu- 
fen und Täufchen um Liegenſchaften und Hypothekarverſchreib⸗ 
ungen, jest noch gilt, verordnet: daß fchriftliche Verträge 
nur daum als rechtögültiger Beweis gelten, wenn fie kanz⸗ 
fetifch oder von einem unpartheiiihen Ehrenmanne verfchrie- 
ben, oder von den Kontrahenten eigenhändig unterjchrieben 
find, und daß Berträge und Urkunden, auf welche ſchon be» 
ftehende gejegliche Bejtimmungen anwendbar find, nur dann 
verbindliche Kraft haben, wenn fie den betreffenden Erfor- 
derniffen des Gefeged in Allem entipreden. Demzufolge 
durfte im Kanton Schwyz den Notariatsberuf jeder Ehren- 
mann ungehindert ausüben, und die Kontrahenten Tonnten 
fi) jeder Mitwirkung dritter Perfonen bei den widtigften 
Verſchreibungen um Grundeigenthum entziehen. Die neuere 
Gefeßgebung ift einen Echritt weiter gegangen. Die Verord⸗ 
nung über Protofollitung von Käufen, Täufhen und grande 
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verficherten Schuldtiteln forbert, daß alle diefe Verſchreibun⸗ 
gen von einem beeidigten Notar ausfchlielich aufgenommen und 
gefertigt werden müßen. Dieſe Verordnung ift zwar unvolls 
ftändig und nur als Bruchſtück einer bezüglihen Geſetzgeb⸗ 
ung zu betrachten, doch ift fie namentlid) für den Bezirk 
Schwyz, der bisher feine Kauf- und Eakprotofolle Tannte, 
ein weſentlicher Fortſchritt, der’ mit der ebenfalls beſchloſſe⸗ 
nen allgemeinen Kapitalreinigung eine beſſere, auf gefunden 
Rechtsgrundſätzen beruhende, der Natur der Sache und ihrem 
Zwecke entſprechende Notarfhts- und Hypothekarverordnung 
ermöglicht und den geſunkenen Kredit des Landes zu heben 
im Stande ift. Das Recht, Kiegenfchaften zu erwerben, fteht 
im Kanton Schwyz, außer den Klöftern, Jedermann zu. Das 
gegen war der im -Kanton Schwyz wohnende, Heimathlofe 
beim Ankauf von Liegenſchaften an befondere Beftimmungen 
gebunden. Eben jo war die Erwerbung von Liegenschaften 
von Angehörigen anderer Kantone oder Staaten an die Bes 
willigung des Bezirksrathes, in deflen Gebiet der Erwerbs 
ungsgegenftand lag, nnd an diejenige des Negierungs- 
rathe8 geknüpft, wofür in der Regel eine beftimmte Gebühr 
entrichtet werden mußte. Diefe Beitimmungen find durch 
die neue Bundesverfaffung außer Kraft getreten. In neue 
rer Zeit ift der Entwurf einer Hypothefarverordnung erfdie- 
nen, der aber von den Kreisgemeinden, welche durch allerlei 
unwürdige Mittel beacheitet waren , verworfen wurde. 

VID. Das Er- Mit der Einführung der neuen Verfaſſung trat auch eine 

ziehungsweſen. eye Entwiclungsphafe im Erziehungswefen ein, und feiner 
der verjchiedenen Verwaltungszweige ift jo vollftändig gere- 
gelt worden, wie diefer. Der neugewählte Erziehungsrath 
begann feine Verrichtungen damit, daß er ein neues Schul» 
geje bearbeitete und nach erfolgter Genehmigung, in weiterer 
Ausführung desfelben, Anleitungen für die Prüfungsfom- 
miffion der Primarlehrer, für den Kantonsjchulinfpeftor, 
die Bezirk!» und Gemeinderäthe und für die Lehrerkon⸗ 
ferenzen erließ, in welchen der Gejhäfts- uud Wirkungsfreis 
jeder Amtsſtelle fcharf begrenzt und genau vorgezeichnet ift. 
Die Echulorganijation vom Jahre 1841 Hatte allerdings 
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eine Hebung des Schulweſens bezwedt, war aber bei der 
mangelhaften Oberaufficht und der Nachläßigkeit der Ober- 
Erziehungsbehörden. nie zur Anwendung gelommen. Auch 
hätte durch diefelbe eine gleichartige, ineinandergreifende Glie⸗ 
derung des Geſammiſchulweſens nie vermittelt werden Tün« 
nen, da manche fehr wefentliche Einrichtungen aus Mangel 
an erichöpfenden Beitimmungen der Willfür der Gemeinden 
überlaffen waren. Dieſe Uebeljtände juchte das neue Schul⸗ 
gejeg zu bejeitigen. Es trägt dasfelbe im Allgemeinen ei⸗ 
nen bejtimmtern und einheitlichern Charakter, als die frühere 
Schulorganijation, und behandelt vorzüglich die innere Ein- 
richtung der Schule, während die Beitimmung der Rechte 
und Pflichten der Echulbehörben, Beamten und Lehrer in 
bezüglichen Anleitungen niedergelegt find. Als weientliche 
Vorzüge des neuen Schulgefekes können hervorgehoben wer⸗ 
den: die Einführung des obligatorischen Primarſchulbeſuches 
während einer fechsjährigen Schulperiode, nebſt der Einthei- 
fung des Kantons in Schulbezirke; die Umwandlung der Halb» 
jahresſchulen in Jahresſchulen, und die unentgeldliche Verabrei⸗ 
dung derfehrmittel an arıne Schüler; die geſetzliche Unterſtützung 
von Seite des Rantonsanallfällig zu errichtende Sekundarſchu⸗ 
len durch jährlihe Geldzuſchüße; ferner die Vermehrung der 
Unterrichtsgegenftände, als: Geſang, Zeichnen, weibliche Ar- 
beiten u. |. w.; die Uebertragung des katechetiſchen Unter» 
richts an die Ortsgeiftlichfeit, wodurd, der Lehrer zur Be» 
handlung der übrigen Lehrfächer an Zeit gewinnt; die Ein⸗ 
führung der fogenannten Lehrerbeſprechung zum Zwecke wed)- 
jelfeitiger Belehrung und pädagogiſcher Ausbildung; vor⸗ 
nehmlich aber die Beitinunungen über dad Schulvermögen 
und die Vorſchriften über Aeufnung und Verwendung deöjel- 
ben; dann die Ausscheidung des Erziehungsrathes in zwei 
Abtheilungen; die erfte für das Volksſchulweſen, die andere 
für die Kantonsſchule. Beſonders wohlthätig beweist fich 
die mehr einheitliche Oberleitung durch) das Organ des Kan⸗ 
tonalichulinfpeftors, welcher die Thätigfeit und den Haus⸗ 
halt der Bezirke» und Gemeindefchulräthe, die Berufötreue 
und den Lebenswandel der Lehrer, den Schulbefud der Schul« 
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pflihtigen, die Handhabung der Schulordnung und der ein- 
geführten Lehrweife,, die Ausführung des Unterrichtsplans, 
die Anwendung der vorgefchriebenen Lehrmittel, die Einrich—⸗ 
tung und Erhaltung der Schullofale, und die Anichaffung 
und Erhaltung der erforderlichen Schulgeräthfchaften zu über⸗ 
wachen hat u. über Alles der Dberbehörde umfaſſenden und re- 
gelmäßigen Bericht erftatten fol. In neueſter Zeit ift 
man von diefer Beitimmung theifweife abgegangen, indem 
der Kanton in vier Schulfreife getheilt, wurde; denen vier 
von einander unabhängige Schulinſpektoren vorftehen. Der 
Grund diefer neuen Einrichtung war der zu große Umfang 
der Aufficht für einen einzigen Schulinfpeftor. 

Während auf ſolche Art die Regierung im Allgemeinen 
für die Hebungdes Schulweſens beforgt ift, und fich durch 
Vermehrung der Schulen, erhöhte Tehrerbefoldung und Her- 
anziehung tüchtiger Lehrer aus den Nacbarfantonen auf 
diefem Felde merkliche Fortfchritte zeigen, ift auf der andern 
Ceite zu bedauern, daß dem neuen Schulgefete die Beftim- 
mung abgeht, daß nur für ihren Beruf gebildete Lehrer an» 
gejtellt werden fünnen, und daß dem Kinfluße der Geiftlich- 
feit durch ihre ftarfe DBertretung in der oberjten Erziehungs- 
behörde verhältnigmäßig ein zu großer Spielraum geitattet ift. 

Nachdem das Volksſchulweſen in angegebener Weije ge- 
regelt war, fchien ed dem Regierungsrat) nothwendig, in 
Rüdficht der eingegangenen Jeſnitenſchulen und der Vermin⸗ 
derung der katholiſchen Gymnafien und Kollegien in ber 
Schweiz, auf die Errichtung einer höhern Lehranftalt im ei- 
genen Kanton Bebadıt zu nehmen. Das vorhandene geräu- 
mige Kollegium in Schwyz, bezüglihe Geſuche aus andern 
Kantonen und zuperläßige Anmeldungen vieler Zöglinge 
aus der fatholifchen Schweiz ermunterten dazu in vorzügli- 
hem Maße. Es wurden deßhalb Unterhandlungen mit dem 
Klojter Einfiedeln angelnüpft und fo weit fortgeführt, daß 
die Angelegenheit ihrem Abfchluß nahe war. Der Lehrplan 
umfaßte eine Vorbereitungsichule (Nealjchule), ſechs Gym⸗ 
nafialflafjen und ein Lyzeum, in dem der erite Kurs der Phi⸗ 
loſophie gelehrt werden follte, mit jpäterer Zugabe der Phyſik 
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und Theologie. Als bdiefer Gegenſtand bereits auf dem Ber- 
handlungsdogen des Kantonsraths erfchienen war, zerichlu- 
gen fi) die Unterhandlungen, weil fi ergab, daß die für 
die Gründungs- und Aftiengefellfhaft Handelnden nicht bie 
erforderlichen Vollmachten befeffen hatten. Aus diefem Grund⸗ 
blieb die Sache auf fich beruhen, bis fie fpäter durch die un« 
ausgeſetzten Bemühungen des werfthätigen Kapuziners Theodofi 
Tlorentini wieder ind Leben gerufen wurde. 

Die Beftimmung, welche der gedachten Anftält vorbe- 
halten war, übernahm nun das Klofter Einfiedeln von ſich 
aus, indem es feit diefer Zeit ein fogenannte® erweitertes 
Symnajinm auf die oben erwähnte Grundlage durch feine Kon- 
ventualen beforgen ließ. Daß diefe Lehranftalt, dem Geifte und 
demBuchftaben der Verfafjung entgegen, jeder ſtaatlichen Aufſicht 
überhoben wurde, läßt fi kaum rechtfertigen, da ſich nicht 
verfennen lich, daB dieje Tchranitalt, bei dem Eingehen der 
Sefuitenfchulen und anderer Tatholifchen Kollegien, nicht nur 
den Kanton Schwyz, fondern für die ganze katholiſche Eid- 
genofjenfchaft von großer Bebentung iſt. 

Ein anderer wichtiger Gegenftand, mit dem ſich der Er- 
ziehungsrath und die Regierung wiederholt befchäftigten 
war die Vergabung von 50,000 Fr. des in Neapel verftor- 
benen Obriftlieutenants Jütz für das Erziehungsweſen des 
Kantons Schwyz. Diefes edle Geſchenk iſt für Heranbild- 
ung von Lehrern beftinmt; die Kapitalien des DVermächt« 
niſſes find in die Hände der eidgenöffifchen Behörden, die 
Verwendung des Ertrages in diejenigen der ſchweizeriſchen 
gemeinnütigen Gefellfchaft gelegt. — Aus bdiefen Mitteln 
beabfichtigte die Regierung die Gründung eines Lehrerfemi- 
nars für den Kanton Schwyz, verbunden mit einer Neal- 
Schule. Diefer Plan erregte aber folgende Bedenken: Was 
die Begründung eined Lehrerſeminars betreffe, fo fei der 
Kanton Schwyz, oder vielmehr fein Bedarf an Lehrern zu 
gering, al8 daß die Errichtung eines befondern Tehrerjemi- 
nars ben daherigen Anfwand zu deden vermöchte. Nach ei- 
nigen Jahren würde der Kanton Schwyz hinlänglich mit 
jüngern Lehrern verfehen fein und die Anftalt, bei der ge— 
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ringen Ausficht auf baldige Anftelung, wothwendig veröden. 
Zudem gebe es in den Nacbarfantonen genug wohleinge 
richtete Lehrerfeminarien, in welchen unjere Lehrer mit ge 
ringen Koften zu tüchtigen Fachmännern herangebildet wer- 
den fünnen. 

Bezüglich der Errichtung einer Realfchule fei der Um 
ftand nicht zu überjehen, daß eine folche, bei der Beichränft- 
heit der öfonomifchen Verhältnifje unferer Einwohner, im 
Allgemeinen nur denjenigen Schülern zu gut Tommen 
würde, welche gerade an dem Orte wohnen, wo fie errichtet 
würde. Damit aber werde dem Willen des Stifters, der 
dem Erziehungswejen des Kantons in feiner Geſammtheit 
aufhelfen wollte, nicht entfprochen. Am beften würde ges 
than, wenn man die Zinfen diefer Stiftung vorläufig theils 
zur Unterftügung tüchtiger junger Männer, die fich zu Leh⸗ 
vern auf benachbarten Seminarien heranbilden wollen, teils 
zur Erhöhung der Lehrerbeſoldungen im Allgemeinen ver: 
wenden würde. Dadurd würde dem Willen des Stifters 
nachgelebt; der Fond ohne endgültige Verwendung bliebe un» 
geichinälert und wäre fpäter zur Errichtung beliebiger An- 
. ftalten jederzeit verfügbar. Viele waren der Meinung, daß 
die Errichtung einer Armenjchule, nach Art der Linthlolonie 
‚in Glarus, dad Beſte wäre, zumal fi dabei Schüler aus 
jeder Gemeinde des Kantons, je nad dem Verhältniß der 
Bevölferung, betheiligen könnten. 

Bei dieſer Verfchiedenheit der Meinungen boten fich, als 
das Jütziſche Vermächtniß zur Ausführung gelangen follte, 
manigfaltige Schwierigkeiten dar. Es fehlte dem mit diejer 
Angelegenheit betrauten Ausfhuffe der gemeinnützigen Ge 
ſellſchaft,, Yütiiche Direktion“ genannt, an dem nöthigen Ber: 
trauen in die Regierung von Schwyz, während e8 bieje mit 
der Würde einer Kantonsregierung und ihrer Ehre unver 
träglich fand, fi durch eine außerfantonale Gefellichaft in 
ihren weſentlichſten Befugniſſen bejchränfen zu laffen. Kine 
dießfällige Denkjchrift der Regierung an die fchweizerijde 
Gemeinnützige Geſellſchaft ſchloß mit den Worten: „Im 
. Willen des Teitators lag Vervolllommnung des Volksſchnl⸗ 
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weſens ſeines Heimatkatons durch tüchtige Lehrer. Er ging 
in ſeinen Mitteln zur Erreichung dieſes Zweckes ſo weit, 
daß er, zur Vollſtreckung ſeines Willens im Kanton Schwyz, 
eine Geſellſchaft außer demſelben erkor und ſomit in dem 
Augenblicke, als er dem Kanton eine Wohlthat erwies, ge- 
gen denfelben und feine Behörden einen Alt des Mißtrauens 
übte, der ihnen nicht geitatte, fih der Wohlthat ihres 
Mitbürgerd von ganzem Herzen zu erfreuen. Durch die Be- 
rufung einer, wenn auch nod) fo achtbaren Geſellſchaft von 
Seite eined Einzelnen konnten derfelben nicht Rechte über- 
tragen werden, bie verfaffungsgemäß nur dem Bolfe und 
feinen Behörden zuftehen, und es gibt nicht felten Fälle, wo 
felbft die Ablehnung von Wohlihaten Gebot der Ehre: ift.” 

In Ausführung eines Beſchluſſes des Erzichungsrathes, 
betreffend die Gründung eines Lehrerfeminars, wurde im Jahr 
1850, unter Mitwirkung von Chulmännein, ein Plan über 
die Errichtung einer jolchen Anſtalt entworfen und der fchwei- 
zerifhen gememnügigen Geſellſchaft mit dem Erfuchen ein⸗ 
gereicht, für deffen Ausführung die Zinfe des Jütziſchen 
Vermächniſſes anzumweifen. Dieſer Plan fand aber, weil 
man durch ihn die Mitwirkung der gemeinnütigen Gefell- 
fhaft in diefer Angelegenheit zu ſehr beſchränkt glaubte, Tei- 
nen Anklang und, e8 vereinigte fich deren Ausichuß zu einem 
Gutachten, welches Abweifung des eingereichten Planes be» 
antragte und zugleich den Vorſchlag enthielt, daß die Zin- 
jen des Jütziſchen Vermächniffes zur Unterftügung für Lehr- 
amt3«-Bewerber verwendet und die Zoglinge, fo wie die be» 
treffenden Bildungsanftalten von der Jütziſchen Direktion be- 
zeichnet werden follen. Die Regierung von Schwyz, in Ue- 
bereinftimmung mit dem Erziehtingsrathe, hielt die Zuftim- 
mung zu diefem Antrage mit dem VBortheil des Landes für 
unvereinbar und erflärte der gemeinnätzigen Gefellfchaft, da 
fie, Falls die Vorichläge des Ausfchuffes von ihr angenom- 
men würden, von dem ihr dießfalls eitigeräumten Zugeftänd- 
niffe feinen Gebraud) machen könne. Beinebens ſprach fie 
ihre Bereitwilligfeit ans, über Vervollftändigung und Aus⸗ 
führung des von ihr eingereichten Seminar-Planes in wei⸗ 


452 


tere Unterhandlungen einzutreten und allen Forderungen, bie 
mit ber Ehre des Kantons verträglid, feien, -offen und be 
reitivillig entgegen zu kommen. Hierauf bejtellte die fchwei- 
zerifche gemeinnügige Gejellichaft in ihrer ordentlidhen Ver⸗ 
fammlung in Chur einen neuen Ausſchuß und beauftragte 
ihn, mit der Regierung von Schwyz über dieſe Angelegen- 
heit in Unterhandlung zu treten. Diefer glaubte fich feines 
Auftrags dadurd) zu entlcdigen, bag er in einer, im April 
1851 in Zürid) abgehaltenen Verſammlung die Vorlage ei» 
ned Antrags an die gemeinnügige Gefellichaft beſchloß, ohne 
dießfall® die ſchwyzeriſchen Behörden zur Kundgebung ihrer 
allfälligen Wünſche und Anfichten veranlaßt zu haben. 
Auf Vorſchlag des ſchwyzeriſchen Erziehungsrathes wurde 
beim Vorſtand der ſchweizeriſchen gemeinnügigen Gefellfchaft 
gegen diefes Vorgehen Beſchwerde erhoben , die jedoch ohne 
Folge blieb. Am 11. Herbitmonat 1851 trat die gemein> 
nüsige Gefellichaft zu ihrer ordentlihen Verſammlung in 
Aarau zuſammen und gab bem Gejchäfte eine Wendung, 
welche Ausficht auf befriedigende Löjung gewährte. Sie er- 
Härte fich zunächt für Uebernahme der Zeitaments-VBollitref- 
ung und beitellte hiefür einen Ausſchuß, um mit der Re 
gierung von Schwyz zu unterhandeln. In Folge deifen fan» 
den zwilchen diefem Ausſchuß und einer Aborbnung der Re 
gierung von Schwyz Konferenzverhandlungen ftatt, mit de 
ren Ergebniß ſich die ſchmyzeriſche Regierung zufrieden ftellte. 
Daffelbe that unterm 22. Brachmonat 1852 der Kanton 
tath unter der Bedingung, daß die Juütziſche Direktion ans 
neun Mitgliedern, fünf durch die gemeinnüßige Geſellſchaft, 
und vier durch die Regierung von Schwyz wählbar, beftehen 
fol. Die Jütziſche Direktion erflärte diefe Bedingung für 
nunſtatthaft, indem fie zugleich berichtete, daß fie ſich veran- 
laßt gefunden, an dem NReglementsentwurf, welcher die Art 
der Verwendung des Jütziſchen Legats näher beſtimmte, Ver⸗ 
änderungen vorzunehmen. ‘Darüber verhandelte die Geſell⸗ 
haft im Herbitmonat 1853 in Zürid. In die von Schwy; 
geitellte Bedingung, betreffend Zufammenjegung der Jütziſchen 
Direktion, wurde nicht eingetreten, der veränderte Reglemente: 


453° 


entwurf zurüdgewiefen und der Ausſchuß mit ferneren Un- 
terhandfungen beauftragt. In Folge dejjen übermittelte die- 
fer im Ehrijtmonat 1853 der Regierung von Schwyz einen 
neuen Reglementsentwurf, der auf die Wünfche, betreffend 
Zuſammenſetzung der Jütziſchen Direktion zwar nicht einging, 
dagegen dasjenige wieder einräumte, was der frühere Ent⸗ 
wurf anerboten hatte. Für der Fall der Annahme war die 
Verwendung der aufgelaufenen Zinfe des VBermächniffes 
zur Unterjtägung von Sekundarſchulen in Ausficht geitellt. 
Diefem NReglementsentwurfe ertheilte der Kantonsrath in 
feiner Sigung vom 6. Heumonat 1854 die Genehmigung, 
unter den Bedingungen: daß dem Kanton Schwyz ftimmbe- 
rechtigte Stellvertreter in der Jütziſchen Direktion gewährt 
würden, bie von der Regierung aus den Mitgliedern der ge- 
meinnüßigen Gefellfehaft, welde dem Kanton Schwyz ange- 
hören, zu bezeichnen, jeien und zwar in dem Verhältniß von 
zwei auf fieben, oder drei auf neun Mitglieder. Ferner follte 
das Lehrerfeminar , in dem die Zöglinge unterzubringen, ein 
Tatholifches fein und von der Jütziſchen Direktion und der 
Regierung von Schwyz auf dem Wege der Berftänbigung- 
bezeichnet werden. Die gemeinnügige Gefellfchaft genehmigte 
die erfte diefer Bedingungen, nicht aber die zweite, indem 
fie auch paritätiiche Anftalten zulaffen und die betreffende 
Enticheidung der Jütziſchen Direktion vorbehalten wollte Da 
für die endgültige Regelung diefer Angelegenheit im Sinne 
von Schwyz wenig Ausficht vorhanden war, fo ertheilte der 
Kantonsrat dem vorgeichlagenen Reglement für den Fall 
feine Zuftunmung, daß von der Jütziſchen Direktion das fa- 
tholifche Lehrerſeminar in St. Gallen für die nädjften vier 
Fahre zur Ausbildung ſämmtlicher wmägınlicher Lehrer be- 
zeichnet werde. Die diesfalls gepflogenen Unterhandlungen 
führten zu feinem Ergebniß, in dem die Jütziſche Direktion 
ber Regierung von Schwyz eröffnete, daß fie, laut ihrem 
innehabenden Auftrag, dem Beichluß des Kantonsrathes nicht 
beiftimmen könne und deßhalb jede weitere Unterhandlung 
ablehnen müße. Nachdem die vielfachen Verſuche zu einer 
Vereinbarung mit der Yüsifchen Direktion gefcheitert waren, 
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fam der Negierungsrath, in Uebereinſtimmung mit dem Er 
ziehungsrath auf den früheren Plan zur Gründung eines Leh⸗ 
rerjeminars zurüd, und legte dem Kantonsrath einen bezüglichen 
Borfchlag mit einem ausgearbeiteten Seminarplan vor, Der Kan» 
tonsrath genehmigete unterm 18. Juni 1355 diefen Vorſchlag 
nebjt dem Seminarplan, und die fchweizerifche gemeinnüßige Ge⸗ 
feltichaft gab, nach endlicher Feitftellung des Reglements über 
Vollziehung der Jütziſchen Stiftung, die Erklärung ab: dag 
fie fi über die Einrichtung eines Lehrerſeminars in Schwyz 
freue und dieſe Erſcheinung des Fortſchrittes beglückwünſche, 
mit der Zuſicherung, daß die neue Anſtalt, ſobald ſie ſich 
als zweckmäßig bewährt haben werde, bei Vertheilung der 
Hüsiihen Stipendien zunächſt Berückſichtigung finden werde. 
Nachdem der Kantonsrath den vom Erziehungsrathe ausge⸗ 
arbeiteten Vorſchlag für die Eröffnung der Anftalt genehmigt 
hatte, pachtete die Regierung zu dieſem Behufe ein Haus mit 
ausgedehnten Grundftücden, die neben dem Schulunterridt 
zur rationellen Betreibung der Landwirtäichaft durch die 
BZöglinge dienen follten, Nachdem für die Anftalt ein Se 
minardireftor gewonnen war, wurde diefelbe am 3. Winter- 
monat 1856 mit achtzehn Zöglingen, die, bis auf Einen, dem 
Kanton Schwyzangehörten, eröffnet, und das erſte Schuljahr mit 
Ende Auguft 1857 geſchloſſen. Mitglieder der ſchweizeriſchen 
gemeinnütigen Gefellichaft, welche den Gang und die Wirk 
famfeit diefer Anſtalt unterfuchten, ſprachen darüber ihre 
Befriedigung aus. 

Das Streben nad) Abichliegung gegen Alles, was nidt 
der engern Heimat entiproßen, diefer Hang, der die ältere 
Zeit von der neuern hauptſächlich unterjcheidet, Hatte, befon- 
ders in den von der Natur abgeſchloſſenen einjamen Berg 
fantonen tiefe Wurzeln gefchlagen. Der Landmann lebte in 
der Behaglichkeit des alten Herfommensd von dem Ertrag 
feiner Güter und Vichheerden, Rod war genug Boden, um 
feine Bewohner zu nähren und bei wenig Bedürfnijfen war 
angeftrengte Arbeit nicht nothwendig.. Aus diefen Gründen 
gelangten die Gewerbe, oder die XThätigfeit, welche man 
Induſtrie nennt, in, den Urkantonen erjt in jüngjter Zeit 
zu einiger Blüthe. 
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Beil der Menſch vor Allem des Schutzes der Kleidung, 
und des Obdaches bedarf, jo wurden fon in frühern Zei- 
ten in den Ländern mannigfadye Handiwerfe betrieben. Die 
Erzeugniße diefer Arbeiten dienten aber nyr örtlichen Bedürf⸗ 
uiffen, und. wenn fich die Handwerker in den Städten durch 
Zunftmäßigfeit und erhöhte Bedürfniffe ihrer Kunden Vers 
mögen und Anfehen erwarben, jo blieb dagegen der Hand« 
werfer in den Thälern der Kleinen Kantone auf einer Stufs 
ftehen, wo er im buchjtäblihen Sinne nur vom täglichen 
Brode lebte. Leinwand und Leder mögen wohl die erften 
Erzeugniffe des Gewerbsfleißes gemwejen fein, und das Stift 
Einfiedeln hat das Verdienft, die erſte Wollenfabrit, vorzüg⸗ 
lich zum eigenen Gebraudje beftimmt, gegründet zu haben, 

Unmittelbare Naturerzeugniffe. An edlen Me« 
tallen bieten die Urfantone feine Ausbente, dagegen find fie 
in mehr oder weniger reihen Maaße mit andern Schägen 
der Erde gejegnet. Bausteine und Sandfteinplatten von vor- 
zäglicher Güte finden fi an den Ufern des Zürcherſee's 
von Wollerau bis Pföffifon, und werden befonders von dem‘ 
Kantonen Zürih und St. Gallen gefucht. Ihre Ausbeute 
beichäftigt im Sommer einhundert und achtzig Mann, mit 
einem Taglohn von 2 Fr. 80 Rp. Auch der Bezirk Mar 
hat vierzehn Baufteinbrüche,, welche andauernd Hundert Mann 
befchäftigen. Die Umgegend von Schwyz iſt reich an fchönem 
Marmor von grauer, rother und fchwarzer Farbe. Regel⸗ 
mäßige Ausbeute und Verarbeitung dieſes Gefteind wurde 
in Schwyz zu widerholten Malen unternonmen, aber jedes» 
mal wieder aufgegeben. In der Gemeinde Wangen, Bezirks 
March, werden mit günftigem Erfolg an zwei Stellen Braun- 
fohlen gegraben. Reiche Torflager befigen Einfiedeln und 
die Gemeinde Rothenthurm, und es hat fich deren Ertrag. 
in neuefter Zeit zu einem bedeutenden Ausfuhrartifel erhoben, 
In Folge deſſen ijt der Werth des Torfbodens dermaßen 
geftiegen, daß in Einfiedeln die Juchart gut gelegenen Zorf- 
landes um 3000 $r. verfteigert wurde. 

Thonwanrenbereitung. Im Kanton Schwyz find 
zweiundzwanzig Ziegel- uud Kalchhrennereien, welche ihre. Er— 
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zeugnijfe theilweife auch außer den Kanton abfeten ; Hafner 
werfjtätten gibt e8 acht. ‘Die bedeutjamjte ijt in Schwyz, 
welche fich, in Verbindung mit einer Ziegelbrennerei, mit der 
Verfertigung von Drainirröhren, Deicheln zu Wafferleituns 
gen u. dgl. befchäftigt. Ziemlichen Abfag finden die Küchen- 
geihirre ans den Hafnerwerfftätten Einfiedelns, die im Jahr 
durthſchnittlich mehr denn einhunderttaufend Stück im Werthe 
von 11,000 Fr. liefern. 

Getränkebereitung. Bei dem großen Obſtreichthum 
im Kanton Schwyz trifft man eine große Anzahl von Obſt⸗ 
keltetn und Brennereien, deren Eigenthümer ſich mit dem 
Keltern des Obſtes und der Bereitung geiſtiger Getränke be⸗ 
faſſen und damit ziemlich ausgedehnten Handel treiben. Die 
Getraänke, welche außer dem Moſt (Aepfel⸗ oder Birnenwein) 
gewonnen werden, find der Obſtbranntwein (Träſtbrenz) nnd 
das Kirfchenwalfer. Voran ftehen in diefer Beziehung die 
Bezirke Schwyz und Küßnacht. Die jährliche Ausfuhr des 
fegtern Bezirks wird an Obftbranntwein auf 45,000 Maß, 
an Kirſchenwaſſer auf 20,000 Map geihägt. Der Ertrag 
des Kirſchenwaſſers in Schwyz kann jährlid auf 40,000 
Maß berechnet werden, Auch gibt e8 im Kanton Schwyz 
fünf Bierbrauereien, deren Erzeugniß, auf 100,000 Maß ge- 
ſchätzt, meiſtens im Inlande verbraucht wird. 

Mehanifhe Seiden-: u. Baummollenipinnerei. 
&8 beftehen im Kanton Schwyz zwei Seidenipinnereien, acht 
Baumwollenſpinnereien, eine PBofamentierfabrif, zujanımen 
fünfzehn Fabriken, Die erften Baumwollenfabrifen waren 
diejenigen von Ingenbohl, Kinfiedeln, Nuolen und Bäch, 
welche fait gleichzeitig zu Anfang der Zmanzigerjahre erbaut 
wurden, Das ältefte chr- und nachahmungswürdige Beiſpiel 
induftrielfer Thätigfeit im gegenwärtigen Kanton Schwyz 
gab die alte Republit Gerjau mit ihrem Seidengewerb. All 
mälig verliehen die Behörden der einträglichen Bejchäftigung 
Aufmerffamkeit und Sorgfalt, und aus den bisherigen 
Terggern wurden nad und nad) Fabrifanten. Der zu ver 
arbeitende Rohftoff wurde aus dem benachbarten Italien be⸗ 
zogen, in Gerfan und der Umgebung zum Kämmeln und 
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Spinnen ausgelheilt und als Garn vorzüglich nach Bajel 
verkauft, wo ſich Gerſau durch Nechtlichkeit und Treue guten 
Kredit erwarb. Die Einführung mechanifcher Spinnereien 
brachte in diefem Gefhäft einen gewaltigen Umſchwung her- 
vor. Mehrere Verſuche zur Einrichtung folder Spinnereien 
Icheiterten und erft in neuerer Zeit gelang es unternehmen 
den Männern in Gerſau, Fabriken nad dem neneften Sy» 
ftem zu eritellen, die mit den erften Seidenfabrifen ver 
Schweiz Mitbewerbung halten. Schon in den Dreißiger- 
Jahren brachte das Kämmeln und Spinnen von Seide und 
Daumwolle vielen Verdienft und felten war ein Haus, wo 
nicht das Knurren der Spindel zur regelmäßigen Hausmufit 
gehörte. Mit der Einführung der mechanischen Werke hörte 
dieſe Gewerbsthätigfeit auf und an ihre Stelle trat das 
Seidenweben, welches fi) von Zürid) aus raſch in den 
Zhälern der Urfantone verbreitete. Einen mächtigen Hebel 
fand diefe Induſtrie in der Noth der Vierzigerjahre, die 
fiberall fo laut zur Arbeit mahnte. Jetzt ift fie heimijch 
geworden und um ſo ſchätzbarer, al8 fie im eigenen Haufe 
und ungetrennt von der Familiebe trieben werden kann. Nad) 
zuverläßigen Erhebungen zählt der Kanton Schwyz dermalen 
1458 in vollem Gang befindliche Webjtühle, welche im Jahr 
17,500 Stüde Seidenzeug mit einem Jahresverdienſt von 
514,000 Fr. liefern. Nebjt der Seidenweberei ift jeit 1850 
an mehreren Orten aud) die Stroh» und Bferdhaarflechterei 
heimijch gemworven. 

Druderer, Litographie, Wahs- und Seifen 
bereitung. Die erite Buchdruderprefie wurde im Kloſter 
Einfiedeln 1664 errichtet und für den Drud von Gebet u. 
Erbaunngsbücern verwendet. Nach der Revolution gingdie 
Druderei und das mit ihr verbundene Handelsgeſchäft in 
Privathände über und hat feither, tüchtig geleitet und be— 
günftigt durdy den zahlreihen Beſuch des Wallfahrtsorts, 
einen früher nicht geahnten Auffhwung genommen. Neben 
zwei kleinen Bucdrudereien mit je einer Preſſe, beiteht 
gegenwärtig cine folche mit mehreren Handprefjen und zwei 
Doppel⸗ und zwei einfachen Mafchinenprefjen, welche mit 
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Dampffraft bewegt werden. Sämmtlihe Preſſen werden 
hauptſächlich mit dem Druck von Gebet- und Erbauunge- 
büchern befchäftigt, die theil® in Einſiedeln Abjag finden, 
theil8 nad) allen katholiſchen Ländern Europa's und nad) 
Amerika verfauft werden. In diefer Unftalt wird der- von 
dem fünförtigen hiftorifchen Verein herausgegebene Geſchichts⸗ 
freund und ein im katholiſchen In- und Ausland ftark ver- 
breiteter Kalender gedrudt. Neben diefer ausgedehnten 
Druderei bejteht feit der Mitte der Dreißigerjahre eine 
Steindruckerei, welche 33 Preffen beichäftigt und zum größten 
Theil Heiligenbilder Liefert. Cinhundert und achtzig Kinder 
werden zum Bemalen diefer Bilder verwendet. Dieſem Ge- 
Schäfte entfpricht die in Einfiedeln betriebene Buchbinderei, 
welche mehr als hundert Berfonen beſchäftigt. Außerdem 
treibt Einfiedeln einen audgebreiteten Handel mit felbitge: 
fertigten Sog. Einfiedler- Artikeln, namentlich: Roſenkränzen, 
Bildern, Täfelhen, Lebkuchen und Regenſchirmen. Letztere 
zeichnen fich durch große Wohffeilheit aus. Ferner arbeiten 
in Einfiedeln zwei Wachsbleichen, welche im Jahr an zwei- 
hundert Zentner Wachs verarbeiten, welches in verjchiedenen 
Formen hauptſächlich an Pilger verkauft wird. Aber aud 
der Abjat nach Außen Hat zugenommen, und es wird die 
Miitbewerbung auswärtiger Fabriken mit Erfolg beftanden. 
Auch in Küßnacht befteht feit Tängerer Zeit eine Wachs⸗ 
bleiche, weldhe im Jahr vierzig bis fünfzig Zentner Wache 
zu Kerzen verarbeitet, die meiftens in die benachbarten Kirchen 
verfauft werden. Auch eine Seifen- und Talglichtfabrif wird 
bier betrieben, welche im Jahr ungefähr zweihundertfünfzig 
Zentner Seife und fiebenzig Zentner Kerzen liefert. Außer 
in Einfiedeln gibt e8 im Fleden Schwyz noch drei Buch—⸗ 
drudereien, welche die im Kanton Schwyz erfcheinenden Zei- 
tungen druden. 

Berihiedene Gewerbe Im Kanton Schwyz gibt 
es zehn Nothgerbereien, die einen Theil ihrer Erzeugnifle 
an benachbarte Kantone und Stalien abgeben; vier Fär- 
bereien und drei Hutmachereien; ferner eine größere Zünd« 
bölzchenfabrif in Brunnen, und in neuerer Zeit dajelbft auch 
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eine Gewehrmerfftätte. Kerner werben in diefem immer mehr 
aufblühenden Ort auch Geigen, Guitarren und Kontrabäffe 
angefertigt. Hammerjchmiden, welche durch Wafjerkraft ge- 
tricben werden, gibt e8 drei in Steinen. In denfelben werden 
jährlich zwölfhundert Zentner Eifen und ſechszig Zentner 
Stahl zu mannigfahen Geräthichaften verarbeitet, welche 
theil® im eigenen Kanton verfauft, theil® nach den benad- 
barten Kantonen ausgeführt werden. In der March befteht 
eine Kleine Drahtftiftenfabrit, welche vierhundert Zentner 
Mohftoff verbraucht und einen Werth von 13,000 Fr. ab« 
wirft. In Bäch, Bezirk Höfe, wird eine mechaniſche Werks 
ftätte und Gießerei betrieben. Die erftere beichäftigt dreißig 
Arbeiter und elf Drehbänfe, verarbeitet zweitauſend Zentner 
Eijen und Mejjing und liefert im Jahr dreihundert Web- 
jtühle und andere Mafchinen im Werthe von 100,000 Fr. 
Die Gießerei mit drei Schmelzöfen verarbeitet an Rohſtoff 
eintaufend achthundert Zentner und Liefert an Gußwaaren 
den Werth von 32,400 Fr. Mit der Pojamentierfabrit in 
Art ift eine Einrihtung zur Verfertigung von Klöppelma- 
Ihinen verbunden, welche in den benachbarten Kantonen Ab⸗ 
fat finden. Außer diefen Bewerben befigt der Kanton Schwyz 
eine hinlänglihe Zahl von Getreidemühlen und noch mehr 
Sügemühlen. 

Dies ift der Beftand der Anduftrie im Kanton Schwyz 
wie derjelbe dem Bericht über die Stellung und den Beruf 
der Urfantone zur In duſtrie, welher der in Schwyz ver- 
fanmelten fchweizerifchen gemeinnügigen Gefellichaft am 23 
Herbjtmonat 1853 vorgelegt wurde, entnommen ift. ‘Der 
genannte Bericht läßt fih in feinen Schlußbemerkungen alfo 
vernehmen: „Es ift Schon früher hervorgehoben worden, daß 
unfere Bergfantone feinen vorherrfchenden Beruf zur Be⸗ 
treibung der AInduftrie haben. Die Natur hat ihnen Land» 
bau und Viehzucht als Hauptaufgabe zugewieſen, and es ift. 
um fo weniger Grund vorhanden, davon abzugehen, als die, 
Erzengniffe der Landwirthichaft im Werthe ftetsfort jteigen 
und das Vieh unferer Berge, feit ed fih in der Weltitadt 
Paris und in der Bundesjtabt Bern den „Maien“ geholt, zu 
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hohen Preiſen Abja findet. Dabei dürfen wir aber die 
Augen nicht verjchließen. Das procul negoliis habitare in 
ruris ift ein fürs Dichten und Träumen fehr gecigneter 
Gegenftand, aber viele Taufende müffen verzihten, eine Kon⸗ 
zeffion dafür zu erhalten, und das Einmaleins unferer Tage 
hat die Idyllen volljtändig aus dem Felde gefchlagen. Man 
kann dies beflagen, aber wir haben es mit der Wirklichkeit 
zu thun. Diefe zeigt und in mehreren Gegenden viele Zau- 
fende, die durch andere Mittel als durch Tandwirthichaft und 
Viehzucht ihr Ausfommen zu fuchen gezwungen find; fie zeigt 
uns ferner, daß die Einfachheit früherer Verhältnifje vielfach 
gewichen, ift und daß eine Menge Gegenftände eingeführt 
werden, welche, jeßt zum Bedürfniß geworden, in früherer 
Zeit unbefannt waren. Je weniger aber ein Volk für feine 
Bedürfniffe ſich felbft genügt, je mehr es an die Erzeugnifje 
Anderer gebunden ift, defto mehr büßt e8 an feiner Unab⸗ 
hängigfeit ein und es ift unmöglich, daß ein armes Bolt 
ein freies Volk ijt. 

X.Diederffe Mit Ende April des Jahres 1852 war die vierjährige 

ſungsreviſion. Amtsdauer der nach Auflöfung des Sonderbundes gewählten 
Regierung abgelaufen und es fand in Folge verfaffungsmä- 
Biger Beitimmungen eine theilweife Neuwahl de& Kantons» 
rathes Statt. Bon politifcher Aufregung oder thätigem Par⸗ 
teieifer war damals wenig zu jpüren, Die Neuwahlen gin- 
gen in beſter Ordnung vor fih und mit Grund lich fich von 
dem neuen Kantonsrath jagen, daß er in feiner übergroßen 
Mehrzahl das bisherige Regierungsſyſtem des Kantons Schwyz 
aufrecht erhalten werde. Im gleichen Sinn und Geift fand. 
die Wahl des Pegierungsrathes ftatt, defien Aufgabe der 
Präfident defjelben am Schluffe der Situng des betreffenden 
Kantonsrathed aljo bezeichnete: „Die alte Regierung habe 
eine jchwere Aufgabe gehabt gegenüber der Eidgenoſſenſchaft. 
Schwyz ftehe geachtet da vor den Kidgenoffen und vor fei- 
nen eigenen Bürgern. Die neue Regierung werde getreus 
Lich in den Fußſtapfen der alten wandeln, freundfchaftliche 
Berhältniffe in allen Bezirfen und Landestheilen pflegen; 
die bisherige Eintracht im Rande, den Frieden und die Wohl 
fahrt des Kantons zu erhalten und zu fördern jtreben.“ 
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Geſtützt auf ſolche Orundfäge begann die neue Regierung 
ihre Wirkſamkeit und ift denjelben mit geringen Abweichun⸗ 
gen, deren Urſache nicht ſowohl im üblen Willen, als vicl- 
mehr in dem Mangel an Thatkraft bei zäheren Widerftand 
zu ſuchen ift, getreu geblieben. Was ihre Thätigfeit in 
Beziehung auf gejeßgeberiiche Arbeiten betrifft, fo ift diefe 
nicht jo reich und umfafjend, wie dies bei der abgetretenen 
Regierung der Fall war. Es war dies um fo weniger zu 
bedauern, als der Kanton Schwyz in neuerer Zeit mit ei» 
ner ſolchen Menge von Gejegen und Verordnungen verjehen 
wurde, daß es zu deren Verſtändniß, lebensfräftiger Ent- 
widelung und richtiger Anwendung vor Allem der Zeit und 
der Erfahrung bedarf. 

Wie jchon erwähnt, war in dem berührten Zeitpunft 
eine politiiche Parteijtelung im Kanton Schwyz nicht vor- 
handen. Die Männer der frühern Oppofition hatten ſich 
theil® freiwillig zurüdgezogen, theil® der Regierung, im Hin- 
blick auf ihre gedeihlichen Bejtrebungen in Beziehung auf 
eine zeitgemäße Umgejtaltung des Kantons, aufrichtig an— 
geichlojfen. Eigentliche politiiche oder eidgenöffiiche Fragen 
traten felten zu Tage, wodurd) der Zündftoff politifcher Mei- 
nungsverfchiedenheit fern gehalten und allfeitiges gutes 
Einvernehmen wejentlich gefördert wurde. Bei diejem Etand 
der Dinge jchrieb die Schwyzerzeitung, bei Anlaß der von 
der Bezirlögemeinde Schwyz getroffenen Wahlen, folgende 
 enthufiaftiihe Worte: „Die Friedensfahne, das Banner 
der Eintracht und Gerechtigkeit, welhe Hr. Landammann v. 
Neding an der Epige der gegenmärtigen Regierung vor vier 
Jahren entfaltete, und die feither ale jiegreihes Wahr- 
zeichen ob überwundener oder vergejjener Spaltung und Pur» 
teiung als die neue und unentweihte Driflamme eines ge— 
friedeten, republifaniichen Volfes und Landes, eines Tegen- 
reihen Gedeihens und einer noch jegensreichern Zukunft 
dem geſammten Qolfe und der aus feiner Wahl voranges 
gangenen Regierung voranleuchtete — fie war heute die Lo— 
jung; fie ijtdurdh die Entſcheidung der Bezirfegemeinde Schwyz 
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fich felber und dem Lande zur Bürgfchaft ihrer Fortdauer 
geworden.” 

Es dauerte jedoh nicht lange, fo wurde die Regierung 
ſehr unfanft aus ihrem Friedensichlummer aufgewedt und die 
Triedensfreunde erfuhren, dar das milde Wort „Pazifi- 
fation“ feine Zauberfraft nicht allerwärts bewährt und Mark 
und Nieren des Schwyzervolkes nicht durchdrungen hatte. 
Die alte Bartei erhob ſich wieder und befräftigte von Neuem 
die Wahrheit, daß ſich widerjtreitende Prinzipien nimmer 
verjöhnen laſſen, und dag alle dieffälligen Anftrengungen 
eitles Thun und Flickwerk find. Abyberg, der, nad) dem 
wenig chrenvollen Untergange des Sonderbundes, vor dem 
gerechten Zorn des Volkes die Flucht ergriffen, war, nad) 
zweijähriger Abwejenheit, in die Heimat zurückgekehrt. Sein 
erſtes öffentliches Auftreten fällt mit der fogenannten Kirch— 
hoffrage der Gemeinde Schwyz zufammen. Der Negierungs» 
rath hatte, in Vollziehung einer medizinal-polizeilichen Ver— 
ordnung, die Verlegung des dortigen Kirchhofes verordnet, 
welcher Verfügung fich der Gemeinderath von Schwyz, ge- 
hoben umd geftärft durch die Träger der vortonderbündtjchen 
Zeit mit ſolchem Erfolg widerjeßte, daß die Frage lange 
Zeit unerledigt blieb. Won diefer Zeit an trat die altge- 
jinnte Partei, die bis jeßt nur im Geheimen gewirkt, mit 
ihrem Plane und ihren Beitrebungen offen hervor. Es wurde 
in den Schenken viel von der eingebüßten Freiheit 
und der ftrengen SHerrichaft der Behörden geſprochen, 
die weitläufige und theure Staatsverwaltung getadelt, über 
den ungerechten Steuerdrud geklagt, und angejehene Män- 
ner, weil fie Freunde der bejtchenden Ordnung waren, auf 
alle Weiſe verdächtiget und verumglimpft. 

Inzwiſchen juchte die altgefinnte Partei immer mehr Bo- 
den zu gewinnen. Ihren Stütz- und Hauptpunft hatte fie 
in dem Gemeinderathe von Schwyz; ihm gefellten fich die 
Söhne und Vettern der geftürzten Sonderbundsgenoffen bei; 
dann eine Menge von Bauern und KXaglöhnern aus ber 
Umgegend von Schwyz, deren eingewurzefter Stolz es nicht 
über fich bringen konnte, daß die Bürger der äußern Be 
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zirke die gleichen echte, wie fie, genößen. Nachdem diefe 
Partei an einigen Gemeinden im Bezirke Schwyz Erfolge 
errungen, betrat fie handelnd den politifchen Schauplag und 
betrieb, zur Erreichung ihrer Zwede, vermittelft Einfammelns 
von Unterfchriften und Gründung eines Zeitungsblattes die 
Berfaffungstotalrevifion. 

„Zuerſt gehts an den Kanton Schwyz und dann an die 
Eidgenoſſenſchaft,“ fo lautete der Fühne Wahlſpruch. 

Was den Zwed der angebahnten Bewegung anbelangte, 
jo war es dabei nicht fowohl auf Berbefferung von 
Staatdanliegen abgefehen, jondern eher darauf, fi) auf die 
beneideten Sefjel zu heben und beim Volke einzufchmeidgeln. 
Ungeſcheuter verfuhr diefe Partei in Rückſicht ihrer Mittel, 
indem fie dem Bauer mit feiner verlornen Souveränität 
und der Wiebererlangung derſelben durch Herftellung der 
Landesgemeinde den Kopf groß machte, die Abfchaffung der 
verhaften Steuern und jeder Gemeinde die Erfüllung ihrer 
Kirchtäumsgelüfte in unmittelbare Ausficht ftellte. 

Schon am 1. Winternonat, drei Monate vor dem Ab« 
fauf der fjechsjährigen Dauer der Verfaffung vom Jahre 
1848, erhielt die Negierung die Kunde, daB von einen ſo— 
genannten Zentral⸗Komite in Schwyz die Aufnahme von 
Unterschriften für eine Xotalrevifion der Verfaffung im 
ganzen Kanton betrichen werde. Allem Anfchein nad) hatte 
die Unterichriftenfammlung nicht den gewünſchten Erfolg und 
bis zur Abhaltung der ordentlichen Sitzung des Kan⸗ 
tonsrathes, welder im Chriftmonat ftatt fand, war noch 
feine bezügliche Bittfchrift eingegangen. Gleichwohl beſtellte 
der Kantonsrath von ſich aus einen Ausfchuß, der, im Ver—⸗ 
ein mit der Regierung, die Frage der Verfaffungsrepifion in 
ihrem ganzen Umfange begutachten und im März dem dieß- 
falls außerordentlid zu befammelnden Kantonsrathe Bericht 
und Antrag Hinterbringen follte. Inzwiſchen war die Bitt- 
Schrift um Xotalrevifion der Verfaffung, 2035 Unterfchriften 
zählend, eingelangt. Um den Gang des Revifiondgefchäftes 
nicht zu verzögern, ftellte der Nevifionsausfchng feine Ar- 
beiten ein, und e8 wurde den Kreisgemeinden am 9. April 





464 


1854 die Frage zur Abſtimmung vorgelegt: ob die Kantons 
Berfafiung vom 1. März 1848 einer Xotalrevifion unter: 
fegt werden foll, oder nicht? Für den Fall der Verwerfung 
der Totalrevifion erflärte fi) der Kantonsrath bereit, von 
fi) aus eine Bartialrevijion vorzunehmen. Die Abjtim: 
mung an den Streißgemeinden ergab 1305 Stimmen für und 
4233 gegen die Zotalrevifion; e8 war demnach dad Be: 
gehren der Totalrevifion mit großer Mehrheit verworfen. 
In Folge defjen bejtellte der Kantonsrath in feiner Cigung 
vom 10. Mai einen Ausſchuß von ſechszehn Mitgliedern, 
welcher, in Verbindung mit dem Negierungsrathe, die ums 
zuändernden Artifel vorberathen und dem Kantongrath ge 
neigte Anträge zu hinterbringen hatte. Die Anträge dee 
Kevifionsansfchuffes gelangten im Anfange des Heumonats 
vor den Kantonsrath, wobei er jid) darauf beſchränkte, bezüg- 
lich der Abänderungsanträge zuerjt die Erheblichfeit auszu— 
iprechen. Die zweite Berathung nahın der Kantonsrath in 
feiner ordentlichen Herbitjigung vor. Die aus derfelben her 
vorgegangen NRepijionsanträge betiafen zweiundfechszig Artitel 
der alten Verfaſſung. Hinfihtlid) der Vorlage an das Volt 
wurde befchlofjen, die veränderten Artifel zur befjern Weber: 
ficht nach dem Stoff in Verfaffung und Geſetze zu jöndern, 
welche den Streisgemeinden zur Abſtimmung vorgelegt werden 
jollen. Da man von Verfaflungegejegen im Kanton Schwyz 
niemals etwas gehört Hatte, und cinige Mitglieder des Kan- 
tonsraths mit Recht befürdhteten, daß auf diefem Wege all 
mälig ein ganz neues, don der urjprünglichen Verfaſſung 
abweichendes Grundgefeg dur den Willen des Kantonsraths 
zu Stande gebracht werden fönnte, fo wurde beantragt, aud 
die Erheblichfeitsfrage zur Abänderung der Verfaſſungs⸗ 
Beitimmmugen vor das Volk zu bringen. Dieſer Antrag 
vereinigte jedoch nur fünf Stimmen auf fid. 

Am 11. Hornung 1855 gelangten die Revifionsanträge 
in der Form von vier Berfaffungs-Gejegen zur Abjtimmung. 
Tas erjte betraf die Bezirks-, Kreis und Kirchgemeinden ; dad 
zweite den Kantonsrath und Regierungsrath, die Bezirks⸗ und 
Gemeinderäthe; das dritte das Kantonsgericht, die Bezirke: 


und Kreisgerichte, alle im Sinn der Erleichterung des 
Geſchäftsgangs und der Verminderung der Behörden und 
ihrer Mitglieder; das vierte endlich betraf das Bezirks⸗, Ge- 
meindes und Forporationsgut und beftand in der Verpflich- 
tung des Kantonsrathes, die ungefchmälerte Erhaltung des 
Bezirfö-, Gemeinde- und Korporationdgutes zu überwachen. 
Die Abftimmung an den Kreisgemeinden, denen faum ein 
Zehntheil der ftimmberedhtigten Bürger beimohnte, Hatte, 
mit Ausnahine von Schübelbad), Lachen und Einfiedeln, ihren 
regelmäßigen Berlauf. In Laden wurde Nichteintreten, 
eventuell die Verwerfung aller Verfaſſungsgeſetze beantragt, 
weil die Einleitung der Partialrevifion ohne vorangegangenen 
Volksbeſchluß verfaffungswidrig ſei. Sid auf den Abſtimm⸗ 
ungserlaß berufend, weigerte fi) der Vorſtand der Kreisge— 
meinde, diefen Antrag in Abjtimmung zu bringen, worauf 
dieje ihren gehörigen Verlauf nahm. In Echübelbad) wurde 
ein, im Sinne von Laden gejtellter, Antrag angenommen 
und zugleich die Verwerfung aller vier Verfaſſungsgeſetze 
ansgeiprody en. Die Kreisgeimeinde von Einfiedeln hatte daf- 
jelbe Ergebniß, wogegen ein Bürger dieſes Bezirks Be- 
fihwerde führte und Schuß für das verfaffungsmäßige Stimm- 
recht verlangte. Im Ganzen wurde das erfte, zweite und 
vierte Verfaſſungs-Geſetz verworfen, das dritte aber ange— 
nommen, worauf der SKantonsrath dag lehtere der Bundes- 
verſammlung zur Genehmigung vorlegte. Nachdem im Mai 
1855 ein bezüglicher Antrag des Bundesrathes an die Bun- 
desverjammlung bereit8 im Bundesblatte erjchienen war, 
wurde, Namens der Kreisgemeinden Einfiedeln und Scübel» 
bad, dent Bundesrathe eine DBefchwerdefchrift eingereicht, 
weldye die Art und Weife der ergangenen Volksabſtimmung 
ala Verfaffungsverlegung bezeichnete, und gegen die nachge⸗ 
ſuchte Gewährleiftung des genannten Berfafjungs =» Ge- 
ſetzes Einfprade erhob. Die Befchwerdefteller behaupteten, 
daß der Kantonsrath, nachdem er die Partialrevifion für 
nothwendig befunden , beim Volke die Anfrage hätte ſtellen 
follen: ob e8 wolle, daß die betreffenden Berfaffungsartifel 
einer Umänderung unterworfen werden follen oder aber nicht, 
30 
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und erft nad) der bejahenden Erklärung des Volles berechtigt 
gewejen wäre, an die Umänderung Hand anzulegen. 

Die Beichwerbefteller fuchten ihre Beſchwerde mit dem 
Wortlaut der Verfafjung zu begründen, indem fie zugleich 
die Befürchtung ausiprachen, daß durch ein ſolches Verfah- 
ren dem Vezirk Schwyz, in Anbetradt feiner Größe und der 
daherigen jtarfen Vertretung im SKantonsrath, ein Bortheil 
eingeräumt und die Rechte der übrigen Bezirke dadurch ge 
fährdet würden. Der Negierungsrath beantwortete die Bes 
ſchwerde in einer einläßlichen Denkſchrift, indem er fich be 
fonders darauf bezog, daß die Verfaffung vom Jahre 1843 
nicht von einer folchen Anfrage rede, und daß die Bundes» 
verfaflung fowoht, als die meilten Kantonalverfaffungen die 
Abänderungen der Verfaſſung nicht zu erſchweren, fondern 
zu erleichtern fuchen. Der Bundesrath cröffnete fein be 
zügliches Gutachten im Mai 1856 im YBundeshlatte. Es 
beſprach dieſes zunächſt den Inhalt der Bejchwerdejchrift und 
Bernehinlaffung, prüfte den Wortlaut der einjchlägigen Ver⸗ 
faſſungsbeſtimmung und gelangte zu dem Schluße, daß der» 
felbe etwa zweideutig fei und in überwiegenden Maße zu 
Gunſten der Beſchwerdeſteller ſpreche; dadurch aber ſei die 
Erflärungsweife des Kantonsrathes nicht ausgejchloffen, zus 
mal das eingehaltene Verfahren in mehreren Kantonen eben- 
fall® beachtet werde. Am Bunde herrfche das gleiche Sy- 
ftem, welches der Kantonsrath von Schwyz angenommen, 
näntlich das Recht, endgültige Nevifions-Artifel ohne vor» 
herige Anfrage zur Abftimmung an das Volk zu bringen. 
Zudem gewährten die betreffenden Nevifiond-Artifel, auch 
wenn fie im Sinne des Kantonsrathd ausgelegt und anges 
wendet würden, alle Beruhigung, da zu ihrer Geltendmad)- 
ung eine zweimalige Berathung des Kantonsrathes mit eis 
nem Zwiſchenraum von drei Monaten, die abjolute Mehr: 
heit aller feiner Mitglieder und endlich nody die Genehmig⸗ 
ung des Volkes gefordert werde. Indem der YBundesrath 
noch fchlichfich die zwei Fragen unterfucdhte und verneinte, 
ob durch die gefchehene Abftimmung verfafjungsmäßige Rechte 
verlett, und. ob durch die VerfaffungssGefege dem Kanton 





467 


Schwyz Nachtheil entftanden? eröffnete er feine Aus 
fiht dahin, daß im vorliegenden Fall der Beſchwerde keine 
weitere Folge zu geben fei. Diejer Anficht trat faft einftim- 
mig die Bundesverfammlung bei, indem fie unterm 19. 
Heumonat 1856 dem erwähnten Verfaſſungs-Geſetz die eid- 
genöffifhe Gewähr ertheilte. Damit war endlich) das müh⸗ 
fame Werk der PVerfaffungsrenifion im dritten Jahre zu 
feinem Abſchluß gekommen. 


Drittes Hanptlücd. 


— 


Die politiſche Umgeſtaltung der ſchweizeriſchen 
Eidgenoſſenſchaft nah dem Sonderbunbe. 


Nah) Befeitigung der Jeſuiten- und Sonderbundsfrage I. Einführung 
trat in der Eidgenoffenfchaft die Umgejtaltung der Bundes- der neuen Bun⸗ 
verhäftniffe wieder in den Vordergrund, und es laßt fid Per faffung. 
nicht in Abrede ftellen, daß die Xöfung der genannten Fra- 
gen als die Einleitung zu der nachher erfolgten Bundesum⸗ 
geitaltung zu betrachten find. Sechszehn volle Jahre waren 
verjtrihen, feitdem der Stand Thurgau die für das Glüd 
unſers Vaterlandes fo bedeutfame Frage auf der Tagſatz⸗ 
ung in Anregung gebracht, und jo langer Zeit hatte es be- 
durft, bis der geheime und offene Widerftand gegen bie vom 
aufgeflärtern Theile des Schweizervolfes gehegte Idee, aus 
der zerjtüdelten Eidgenoflenfchaft einen zufammenhängenden 
Bolfejtaat zu bilden, gebrochen und der Boden durch das 
Zufammentreffen glüdliher Umftände geebnet war, auf dem 
der Bau der neuen Eidgenoffenfhaft aufgeführt werden follte. 

Am 16. Auguft 1847 behandelte die Tagſatzung, unbeirrt 
durch den in Ausficht ftehenden Bundeskrieg und die feind- 
liche Haltung der auswärtigen Höfe, die Trage der Bun⸗ 
besrevifion. Die betreffende Verhandlung wurde vom Ge: 
fandten des Standes Zürich eröffnet: In Zürich) — fo ſprach 
derſelbe — jeien alle Parteien über die Nothwendigfeit einer 
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Revifion des Bundes einverftanden. Eine Cinheitsrepubfit 
fei unmöglih und widerftrebe den politifchen Gewohnheiten 
und Bedürfniſſen unſers Vaterlandes; e8 könnte eine folce 
nuraufdemWegeder®undesrevolution entftehen. 
Wenn aber Züri an der Kantonaljonveränität feit Halte, 
fo fafie es diefelbe nicht fo auf, daß über den Kantonen die 
Eidgenoffenihaft ab Handen fomme. Die Souveränität der 
Kantone fei nur durch den Bund möglich. 

Bei der Reviſion Habe Zürich nicht fowohl politifdhe 
Fragen ald materielle Yatereffen im Auge. — Wenn e8 id 
darum gehandelt habe, die Bundesgewalt zwedmäßiger zu 
organifiren, fo fei Zürich von jeher bereit gewejen, auf feine 
privilegirte Stellung als Vorort zu verzichten. Die Frage 
könnte noch von verfchiedenen Seiten beſprochen werden; al 
fein es fei jett noch nicht die Zeit dazu, jo weit feien wir 
noch nicht. Unter die Hindernijje der Revifion zähle Zürich 
feinesmegs, daß dazu eine Einwilligung des Auslandes nö- 
tbig ſei. — Der Gefandte gab hierauf eine Edjilderung des 
glüdlihen Zuftandes der regenerirten Kantone, mit einigen 
Geitenhieben auf Luzern, und ftellte ſodann den Antrag auf 
Niederfegung einer Kommiffion, welche über die 
Nevifion des Bundesvon 1815 ein Gutarhten au% 
zuarbeiten habe. 

Luzern beſchränkte fi auf Ablefung feiner Inſtruktion, 
wonad eine Reviſion des Bundes nur mit Zuftimmung al- 
ler zweiundzwanzig Kantone ftattfinden Tönne und ftellte 
den Antrag, die Revifionsfrage aus Abſchied und Traktanden 
zu entfernen. 

Uri zog aus den Schilderungen, welche der Gefandte von 
Zürid von den glücklichen Zuftänden der Schweiz gegeben, 
einen ganz andern Schluß, als fein Nachbar. Wenn man 
bei dem alten Bunde fo glücklich fei, fo brauche man kei⸗ 
nen neuen. 

Schwyz hielt an dem Grundſatze feft, daß zur Reviſion 
des Bundes die Uebereinftimmung fänmtlicher fouverä- 
ner Stände nöthig ſei; damit folk aber nicht gefagt fein 
daß Schwyz ſich nie zur Reviſion herbeilaffen werde, vor⸗ 
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ausgefett, daß Einftimmigfeit vorhauden fei, und die Sous 
veränität und Gleichberechtigung der Kantone beibehalten werde. 

Unterwalden fand den gegenwärtigen Zeitpunft zur Bun— 
besrepifion nicht geeignet; man folle vor Allem den durch 
den gegenwärtigen Bundesvertrag gegründeten Rechtszuſtand 
wieder zu befejtigen trachten. Wenn es nicht möglich fei, 
den gegenwärtigen Bund eine Wahrheit werden zu laffen, 
was Soll denn ein neuer Bund für Garantie geben ?! — 
Beſeitige man die objchwebenden Fragen auf bundesgemäße 
Weiſe und mäßige den Barteieifer gegen die bundesgetreuen 
Stände; ftelle man die unrehtmäßig aufgehobenen Korpora- 
tionen wieder her 2. — damit man merfe, daß es red» 
Lich gemeint fei. 

Glarus bemerkte, daß fein Stand von jeher für eine Bundes- 
reviſion gemwefen, d. h. für das Föderativſyſtem. Schon 1832 
fei eine Revifion begonnen worden und gelungen, aber, durch 
Bereinigung der extremen Parteien, die Annahme gefcheitert. 

Zug fand, daß die Revifionsfrage auf dem Punfte fei, 
in ein neued Stadium überzugehen. Die Erörterung von 
Züri und deffen Antrag auf Niederfegung einer Kommif- 
fton ſcheine dieſe Vorausjegung zu beftätigen. Zug habe 
die Nothwendigfeit einer Verbefferung nie in Abrede geftellt, 
aber der Zeitpunkt ſei heute fo ungeeignet, als im Jahre 
1832. — Mit Befeitigung der Souveränität und der Gleich⸗ 
- beredhtigung der Kantone würde der gefchichtlihe Boden der 
Schweiz verfehwinden, denn Erfahrung und Geſchichte ehren, 
daß bie freiheit der Schweiz nicht an eine Fleinere oder größere 
Stellvertretung der Bundesglieder gebunden fei, am wenigjten au 
ein Kopfzahlfyften. — Ein übereinjtimmender Wille ſei heute 
nicht zu erzielen. Wohl verjicdhere man, die Einheitsregierung fei 
ein Phantom, allein es könnten Verhältniffe erzielt werden 
wollen, wo eine gewiffe Mehrheit gefährlicher werden 
könnte, als eine Einheit. — Zug wolle das Kleinod fünf» 
hundertjähriger Unabhängigkeit nicht preisgeben und daher 
heute dieſer Trage fremd bleiben. 

Freiburg ſprach, daß es den gegenwärtigen Bund auch 
nicht für vollfommen Halte, aber er fchließe doch Alles im 
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fih, was man bedürfe, um glüdlih zu fein, fofern man 
ihn halten wolle. Man mühe fih um diefen Bund fchaa- 
ren, wie um das Palladium der Neutralität. 

Solothurn wollte noch anhören. 

Bafelftadt erflärte, daß fein Stand von jeher geneigt 
gewejen fei, an einer Totalrevifion Theil zu nehmen, müße 
aber darauf hinweisen, daß der Weg einer partiellen Re- 
form als das einzig Erjprießliche angefehen werden könne. 

Baſelland drüdte fein Erftaunen darüber aus, daß Uns 
terwalden die Reviſion als ein Mittel zu unlautern Zwe—⸗ 
den darſtellte. — Der Gefandte verwahrte ſich folder Ber- 
dädhtigung gegenüber der Ehre ſeines Standes. 

Schaffhaufen meinte, e8 gebe feinen einzigen Gebildeten 
in der Schweiz, der von der Nothwendigfeit der Nevifion 
nicht überzeugt fei. “Die Idee einer Einheitsrepublik finde 
fid) in feinem Kopfe mehr vor. 

Appenzell Inner⸗Rhoden wollte an der Berathung nur 
Theil nehmen, wenn es fid) darum handelte, die Frage aus 
Abſchied und Traktanden zu verweifen. 

Appenzell Außer-Rhoden eröffnete feine Juſtruktion und 
nahın unter Berüdjichtigung der gegenwärtigen Zeitumftände 
feinen Autheil an der Berathung. 

St. Gallen fuchte das Bedürfniß einer Reviſion nachzu— 
weifen, proteftirte gegen die Einheitsrepublik und berief ſich 
für die Redlichkeit feiner Abfichten auf den „Erzähler“ von 
St. Gallen, 

Graubünden ftimmte zur Kommiffion und jchloß fid 
St. Gallen an. 

Aargau verficherte, daß es die Hiftorifhen echte der 
Urfantone achten werde, darüber fol man ihm nur trauen. 
Die gegenwärtige Spannung unter den Eidgenoffen fei der 
Reviſion fehr günftig. 

Thurgau glaubte, daß es im Auslande wenige Sympa- 
thien für die Jeſuiten gebe, daher fuhe man einen faljchen 
Vorwand, um die Beitrebungen der liberalen Kantone zu 
verbädhtigen. 

Teſſin wollte nicht ftationär bleiben, fondern auch im 
Bunde vorwärts fchreiten. 
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Waadt donnerte gegen Louis Philipp, fprad) von der 
Theilung Polens, von der Propaganda der Jeſuiten 
und Methodiften. Die radikalen Ideen, welche Guizot 
in den Bann von ganz Europa gethan, feien bie 
Keen der regenerirten Berfaffungen. Der Spreder 
möchte wiffen, Kraft welcher Ideen das Straßenpflafter von 
Paris eine jo große Rolle fpielte, ſeitdem die franzöfijche 
Dynaſtie geändert worden. Das feien nicht nur radikale, 
fondern erzradifale Ideen geweien, in Bolge welcher Frank⸗ 
reich alle Ränder revolutionivt und „Geld zur Revolution“ 
geliefert habe. 

Wallis ftimmte zur Entfernung ber Revifionsfrage aus 
Abſchied und Traftanden. 

Neuenburg verlangte, daß man Jedem feine Denf- und 
Fühlweiſe laſſen jolle, jein Stand aber finde eine Zeit der 
Aufregung, eines Kriegs zwiihen Majorität und Minori- 
tät, am allerungünftigften zu einem folchen Werte. 

Senf wollte Zotalrevifion und einen Berfaßungsrath. 

Bern fand, daß die Revifionsfrage feit 1832 Fortfchritte 
gemacht; je länger man zuwarte, dejto vertrauter mache 
ſich das Volk damit. — Unter der Herrichaft des gegenwär- 
tigen Bundes könne nicht® Großes geleiftet werden, feine 
Straßen, feine Eijenbahnen und feine Kanäle. — Es gebe 
nod) Kantone, wo man gar feine Niederlaffung geitatte. Bern 
wolle feine Souveränität auch nicht aufgeben, jedoch diefelbe 
fo viel beichränfen, daß die Schweiz zu einen ftarken Staat 
empor gehoben werden könne; e8 finde eine Kommiflion am 
Plage, welche die Trage: wer repidiren Toll, zu behandeln 
habe‘ und begutacdhte. Endlich kam Ochſenbein noch auf die 
Intervention zu fpreden und fand es auffallend, daß ein 
Miniſter Frankreichs ſich fo gegen die liberale Schweiz ver» 
gehen konnte. Seine Aeußerungen feien Lüge und PVerläums 
dung, er wolle dadurd die Tonfervative Partei in der Schweiz 
kräftigen. „Wie wäre es“, fo ſchloß der Redner, „wenn 
die liberale Schweiz die demokratiſche Partei in 
Frankreich heben wollte! ?“ 

Bei der Abftimmung ſprachen fih 8 1, Stände dafür 
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aus, die NRevifionsfrage ans Abſchied und Traktanden zu 
entfernen. Für den Antrag Zürich® dagegen ergab jich eine 
Mehrheit von 13 Ständen. Die gleihen Stimmen beichlof- 
fen fofort eine Kommiffton von vierzehn Mitgliedern zu 
ernennen, welche die Arbeit ungejänmt an die Hand nehs 
men follte. 

Nachdem fih die Tagfakung vertagt, begann am 17. 
Hornung 1848 der Bundesreviſions⸗Ausſchuß, vergrößert durch 
die hinzugetretenen Gefandten der vormaligen Sonderbunds - 
ftände, feine Arbeiten. Am 8. April erjchien der erfte Ent- 
wurf der neuen Bundesurkunde. Vom 15. Mai bis 27. 
Brachmonat dauerten die Berathungen der Tagſatzung über 
dieſen Bundesentwurf. Mitten unter den Revolutionsſtür⸗ 
men, welhe Europa durchbrausſsten, wurde die Bundesver⸗ 
faffung vollendet und erhielt am lebgenannten Tage von der 
Tagſatzung mit 13 !, Stimmen die Genehmigung. 

Baſelſtadt, Neuenburg, Waadt und Teſſin bebielten 
fih Berichterjtattung vor, während die Gefandten der Ur- 
ftände ihre politifchen, religiöfen und materiellen Rechte 
am Protokoll verwahrten. Auch Appenzell Inner⸗Rhoden 
hatte nicht beigejtimmt. 

Die wejentlihen Grundlagen des neuen Bundes find 
folgende : 

Die neue Bundesverfaffung ift auf das Zweikammerſy⸗ 
ſtem gebaut. Ein Nationalrath, unmittelbar vom Volke 
gewählt, auf je 20,000 Seelen ein Mitglied, und ein Stände- 
rath von je zwei Mitgliedern aus jedem Kanton, die von den 
Kantonen gewählt werden, bilden die Bundesverfammlung. 
Die Mitglieder beider. Räthe ftimmen nad) freier Ueberzeu- 
gung. Alle Schweizer find vor dem Gefete gleih. Es gibt 
feine Unterthanenverhältniffe, feine Vorrechte des Ortes, 
der Geburt, der Familien oder Berfonen. Die Kantone 
find fonverän innerhalb der Schranken der Bundesverfaſſung. 
Beſondere Verträge und Bündniffe politifchen Inhalts zwi- 
fchen den Kantonen find unterfagt. Dem Bunde allein jteht 
das Recht zu, Krieg zu erflären oder Friede zu jchliehen, 
Bündniffe und Staatöyerträge mit dem Auslande einzugehen. 
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Es dürfen feine Militär- Dienftverträge mit auswärtigen 
Staaten abgejchloffen werden. Streitigfeiten zwifchen den 
Kantonen enticheidet der Bund. Bei geftörter Ordnung im 
Innern hat die bebrohte Regierung dem Bundesrath fogleich 
Kenntniß zu geben, damit diefer die erforderfihen Mafre 
geln treffen kann; wenn die Kantonsregierung außer Stande 
ift, Hilfe anzufpreden, fofann, und wenn die Sicherheit der 
Schweiz gefährdet wird, fo fol! die Bundeabehörde von fid) aus 
einfchreiten. Der Bund hat das Recht, öffentliche ‚Merfe zu 
errichten oder zu unterjtägen und kann hiefür die Abtretung 
von Privatrechten gegen Entfchädigung verlangen. Der Bund 
fann eine Univerfität und eine politehnilche Schule erridh- 
ten. Das Zollwejen iſt Sache des Bundes. ‘Der Berfehr 
im Innern der Schweiz iſt frei. Das Poftwefen wird in 
allen Kantonen der Echweiz vom Bunde übernommen. Der 
Bund übt die Oberauffiht über die Brüden uud Straßen, 
an deren -Erhaltung die Eidgenoſſenſchaft ein Intereſſe Hat. 
Der Bund allein hat das Münzregal, die Fabrifation und 
den Berfanf des Schießpulvers. Er foll gleihes Maaß und. 
Gewicht in der Eidgenoffenichaft einführen. Das freie Nie— 
derlaffungsrecht, verbunden mit Ausübung der politischen 
Rechte, die freie Ausübung des Gottesdienftes für Die aner- 
fannten chriſtlichen Konfeffionen, die Preßfreiheit, das Ver⸗ 
einsrecht, das Petitionsredht find gewährleiftet; rechtsfräf- 
fräftige Zivilurtheile der Gerichtsbehörden der Kantone fün- 
nen und follen in der ganzen Schweiz Vollziehung finden. 
Ein Bundesrath, beftehend aus fieben Mitgliedern, bildet 
die oberfte vollzichende und leitende Behörde der Eidgenof- 
ſenſchaft. Ein Bundesgericht, aus elf Mitgliedern bejtehend, 
übt die Rechtspflege ded Bundes. Für Straffälle werden 
Schwurgerichte gebildet. Die Beamten der Eidgenofjenfchaft 
find für ihre Gefchäftsführung verantwortlid. Die Bun⸗ 
besverfaffung Tann auf dem Wege der Bundesgejeßgebung 
jederzeit abgeändert werden. 

Bis zum 1. Herbftmonat hatte das Schweizervolf aller 
Kantone fih Über Annahme oder Verwerfung der Bun- 
desverfaſſung auszuſprechen. Im Verlauf des Monats Aus 
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guft fand die Abftimmung des Bolfes in allen Kantonen, 
mit Ausnahme von Freiburg, wirklich ftatt. Fünfzehn und 
ein halber Kanton mit einer Bevölkerung von 1,847,887 
Seelen nahmen mit Mehrheit den neuen Schweizerbund an. 
Die verwerfenden Kantone zählten eine Bevölkerung von 
450,000. Bon ungefähr 437,103 ftimmfähigen Scweizer- 
bürgern hatten beiläufig 241,642, alfo etwas mehr als die Hälfte 
an der Abftimmung über die neue Bundesverfaffung perfönlid 
Theil genommen. Ein Dritttheilder ftimmfähigen Schwei⸗ 
zerbürger (circa 169,743 bis 71,899), welcher nicht ge- 
ftimmt hatte, wurde zu den Annehmenden gezählt, und entſchied 
er zu Gunjten ded neuen Bundes. 

Den 12. Herbftmonat 1848 erflärte die Tagſatzung den 
neuen Bund als „Grundgefeß der ſchweizeriſchen Eidge— 
noffenfchaft.” Unter den verwerfenden Kantonen befanden ſich, 
nebft Schwyz, die Stände Uri, Unterwalden, Zug, Teſſin u. ſ. w. 

Die PVerwahrungen der verwerfenden Stände wurden zu- 
rüdgewiefen und ihren Gefandten der Sig in der Bundesbe- 


hörde verweigert, bis fie ohne Rüdhalt die Annahme 


II. Der Kan: 
ton Schwyz in 
feiner Bezieh⸗ 
ung zur neuen 
Eidgenoſſen⸗ 
ſchaft. 


bes neuen Bundes erflärt hatten. 

Ranonendonner und Flammenzeihen von Berg zu Berg 
verfündeten dem Schweizervoffe das frohe Ereigniß und taus 
fendftimmiger Jubel erihallte in der Eidgenoffenichaft über 
ihre glückliche Wiedergeburt. 

Die Freude über die neue Bundesverfafinng war jedod) 
im Schweizerlande feine ungetheilte; namentlich betrachteten 
die Urkantone die neue Schöpfung mit Mißtranen und auch 
die Regierung von Schwyz, fo anerfennungswerth ihre Wirk⸗ 
jamteit in Beztehung auf die Neugeftaltung. bed Kantons in 
feinem Innern war, befand fid) gegenüber der neuen Eidge- 
noffenihaft in einer unbehaglihen Stellung. Es läßt fi 
dies am beften erkennen, wenn wir das Benehmen beleuch- 
ten, weldyes die ſchwyzerifche Regierung, betreffend die An- 
nahme der neuen Bundesverfaffung, einfchlug. 

ALS der von der Tagfagung niedergeſetzte Bundesrevi⸗ 
ſions⸗Ausſchuß feine Arbeit vollendet und das Diesfällige 
Ergebniß dem Schweizervolf durch den Druck mitgetheilt 
hatte, entwarf der Kantonsrath für feine Gefandtfchaft, 
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welche den Berathungen über den nenen Bundesentwurf 
beizumohnen hatte, eine Inſtruktion, welche den Sreisges 
meinden vorgelegt wurde. “Derfelben war ein mit vieler 
Sorgfalt ausgearbeiteter Bericht beigelegt, deifen Inhalt das 
fprechendfte Zengniß für die herrſchende Stimmung bes 
Kantons Schwyz in Betreff des neuen Bundes gibt. 

Als Hanptpoftulat und Lebensprinzip der fchweizerifchen 
Eidgenofjenfhaft war in diefem Bericht die rechtliche Aner- 
kennung der bijtorifch begründeten Stellung der einzelnen 
Kantone zur Kidgenojfenihaft (die Kantonalfouverä- 
nität) aufgefteltt. Ueber die neue Bundesverfaffung felbft 
wurde Folgendes bemerkt: Diefelbe fei ihrer Anlage nad 
jo befchaffen, daß fie das angeftammte inviduelle Xeben der 
Kantone durch das in ihr vorherrfchende Einheitsſyſtem ftöre, 
und entweder einen bloßen Uebergang zur Zentralität bilde, 
oder fofort eine Bundesrevolution veranlaffen müße. Die 
größte Gefahr für die Kantonaljouveränität liege in dem zur 
Wahrung derjelben vorgefchlagenen Zweikammerſyſtem. Da 
die Inſtruktionsertheilung, wodurch fih die Stände als 
folhe geltend machen können, wegfalle und die einfache 
Mehrheit der Etimmen entfcheide, fo werde ſich al8 noth- 
wendige Folge ergeben, daß, wenn einmal der einheitliche 
Nationalrat‘ einen Entihluß beſtimmt ausgeſprochen, 
der ans vielen Gründen ſchwächere Ständerath auch zuftim- 
men müße. Sollte der Ständerath auf feiner gegentheift- 
gen Schlußnahme bejtehen, fo werde ſich die Hinter dem 
Nationalrathe jtehende Bevölkerung fein „Halt“ gebieten 
laffen, fondern den, Ständerath befeitigen, und die ganze 
Bundesgewalt in die Hände des Nationalrathes legen. Es 
werde diejer Fall um fo eher eintreten, al3 die Verfaffung, 
bei dem Zwieſpalt beider Räthe, einer dritten entfcheidenben 
Gewalt entbehre und bei den Mangel derfelben ein gewalt« 
ſamer Bruch nothiwendig erfolgen müße. 

ALS jehr bedenklich wurden in dem Bericht das Recht 
des Bundes zu Krlegserflärungen und zur Abſchließung von 
Bündniffen und Staatöverträgen dargeſtellt. In dei dieß⸗ 
fälligen nähern Beftimmungen vermiffe man eine fehitgende 
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Beſchränkung gegen den Erlaß von Sriegserflärungen und 
Eingehungen von Bündniſſen — zu jolhen Beſchlüſſen hätten 
wenigftens zwei Dritttheile der Standesftimmen „gefordert 
werden follen. Kränfend für das Selbjtgefühl der Kantone 
jet die Beitimmung, nach welcher denjelben, je nach ber 
Anficht des Bundesrathes, das Necht entzogen werde: Un- 
glüdlichen und Berfolgten ein Aſyl zu gewähren und diejes 
nige, nach melden der Verkehr mit ausländiihen Staaten 
uur durch Vermittlung des YBundesrathes ftattfinden könne. 
Namentlich fei Hier die Frage am Plate: ob die Kantone 
nicht angehalten werben können, bei Verträgen über kirch— 
liche Angelegenheiten fich de Organs der Bundesbehörden 
zu bedienen? Auch laſſe es fich mit gefunden Nechtsbegriffen 
nicht vereinigen, daß eidgenöffiihe Beamte auf den Fortbe- 
zug von Kahrgeldern verzichten follen. Wichtiger aber, ale 
diefe Rückſichten, fcheinen die Beſtimmungen, welde die Fi- 
nanzverhältniße ded Bundes befchlagen. In Folge der 
neuen Bundesverfaffung werden die Finanzen des Bundes, 
wegen der vielen von ihm übernommenen VBerbindfichfeiten, 
offenbar in eine mißliche Lage gerathen und außerordertliche 
Beiträge ab Seite der Kantone nothwendig machen. Die 
finanziellen Intereſſen der Kantone feien weſentlich dadurd 
gefährdet, daß auf Koſten der Eidgenoffenfchaft öffentfiche 
Werke errichtet werden können, befonders aber durd) die Er- 
richtung einer ſchweizeriſchen Hochſchule, welche nur durd 
außerordentliche Geldfontingentsleiftungen gejchaffen werben 
fönne, während fie nicht einmal als dringendes Bedürfniß 
anzujehen fei. Nebſtdem betrachte die ſchwyzeriſche Regierung 
die durch das letztere Inſtitut beabfichfigte Propaganda als 
dem Frieden und Glüde der Eidgenoſſenſchaft nachtheilig. 
Ebenfo wichtig fei die Beftimmung über die freie Nieder- 
lafjung und die freie Ausübung des Gottesdienfte® der beir 
den Confeflionen im Gebiete der Eidgenoffenfchaft, indem 
diefe Verfügung der Ueberzeugung der ſchwyzeriſchen Bevöl⸗ 
ferung zuwiderlaufe, und nicht minder bie Beftimmung über 
die Ausübung politifcher Rechte von Niedergelaffenen, welche 
die politifchen Volksanſichten verlege., Bon befonderer Ge 
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fährde für die Nechte der Kleinen Kantone fei endlich die Be- 
fugniß des Bundesrathes, während drei Wochen unbedingt 
über 2000 Dann Truppen verfügen zu dürfen, wodurd in 
den Fleinen Kantonen vermittelt bewaffneter Einmiſchung 
jede beliebige Einrichtung durchgefetzt werden fünne. Dage- 
gen erklärte fich der Bericht des Negierungsrathes mit der 
Zentralifation der materiellen Seite des Bundeslebens ein- 
verftanden, während er in der Beitimmung über die Art, wie 
die Bundesverfafjung abzuändern war, und in den betreffen- 
den Uebergangsbeftimmungen den geraden Weg zum Einheits⸗ 
ftaate erblidte. 

Obgleih die erwähnte Tagfakungsinftruftion von den 
Kreisgemeinden die Genehmigung erhielt, und die Negierung 
durch die in Sachen angebahnte Verftändigung mit den Ur: 
fantonen ihrer Aufhauung mehr Gewicht zu geben fuchte, 
jo wollten diefe Hungen Meinungen in Bern gleichwohl 
nicht durchdringen. Um fo größer waren die Anſtren⸗ 
gungen, die Verwerfung der neuen YBundesverfafjung bei 
der endlichen Abjtimmung durd) die Kreisgemeinden zu erwir- 
fen. Nicht nur wurden bie im erwähnten Inſtruktionsberichte 
für die Verwerfung angegebenen Gründe neu aufgewärmt 
und in jeder Form an Mann gebracht, fondern einzelne Re⸗ 
gierungsd-Mitglieder nahmen es perſönlich über fi, die 
Gefahren des. angejtrebten Einheitsfyftens mit den grellften 
Farben zu Schildern. „Man fagt uns immer,“ fprachen Re—⸗ 
gierungsmitglieder an den Kreisgemeinden, „Niemand will das 
Einheitsſyſtem; aber doch die Wege will man dazu bereiten. 
Dies bezwelten diejenigen, welche den Reviſionsentwurf be» 
arbeiteten, auch wenn fie e8 läugnen. Da find mir dieje— 
nigen noch die Aufrichtigern, die geradezu fagen, fie wollen 
nur einen Nationalrat) nah dem Verhältniß der Bevölfes 
rung. Aber auch) diefe wären noch aufrichtiger, wenn fie be» 
fennten: „Wir wollen eine Zentralregierung.” Denn nichts 
ift natürlicher und folgerichtiger, al® daß von da aus, wo 
die öffentliche Gewalt ſich Tonzentrirt, aud die Vollziehung 
geleitet wird. Es muß fo fommen! Und wenn man mir noch 
einmal fagt, weder die Bundesreviſoren, noch die Räthe, 


478 


noch das Volt will die Helvetik, fo frage ih; „Wer will 
fie denn ?* Ich will es ſchon fagen und darf e8 laut und 
offen fagen, wer die Helvetit will: Die Revolution will fie, 
die unerfättlic in ihren Forderungen und in den Opfern ift, 
die fie verfchlingt. Die Revolution, die mit dem Lofungs- 
worte „Fortſchritt“ alles Hiftorifche Hecht niederwirft und 
vielleicht bald eben jo fühne Forderungen an jeden Befig 
ftellen wird. Die Revolution, die wie eine Lawine fich das 
her mwälzt und weder die ärmliche Hütte des freien Hirten, 
in der er feit ſechshundert Jahren friedlich lebte, noch die 
ftädtifchen Wohnungen im Thale, verjchont, fondern Alles 
mit ſich fortreißt I” 

So überſchwänglich ſolche Worte Fangen, jo war damit 
wenig geholfen. Die Mehrheit des Schwyzervolkes verwarf 
zwar die neue Bundesverfafjung, allein der Wille der über- 
großen Mehrheit des Schweizervolfed war durd die Erflä- 
tung, daß die neue Bundesverfaſſung angenommen fei, zur 
That geworden. Auch der Kanton Schwyz mußte vor dem 
braufenden Sturm der neu auflebenden Zeit die Segel ein- 
ziehen. Auf ergangene Einfrage erflärte der Kantonsrath 
feinen Beitritt zur neuen Bundeöverfaffung treu und wahr 
und ohne Rüdhalt. 

Daß es mit diefer Zuficherung vor der Hand nicht jehr 
ernft gemeint war, läßt ſich am beiten aus einer Stelle des 
erjten Rechenjchaftsberichtes der ſchwyzeriſchen Regierung er⸗ 
fennen. „Durch Annahme der neuen Bundesverfaffung wollte 
der Kanton Schwyz ein Opfer bringen für die Wiederher- 
ftellung eines fichernden Nechtszuftandes in der Eidgenoſſen⸗ 
haft, für die Bejeitigung alles innern Zwiſtes und für 
eine fefte Vereinigung aller Bundesglieder. Er gibt zu, 
daß widerftreitende Wünſche der Kantone diefem Zwecke nad» 
jtehen müßen ; zwar berge er nicht, daß das Volk des Kan- 
tons Schwyz Beſorgniße für die Aufrechihaltung feiner fon- 
feſſionellen und politifchen Rechte hege, jege jedoch das Ver⸗ 
trauen auf die eidgenöfliihen Behörden und das Schweizer» 
volf, daß fie durch Achtung konfeſſioneller und Tantonaler 
Rechte, durh Duldung, Schonung und Wohlwollen das im 
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fie gefeßte Vertrauen rechtfertigen werben. — In beiden Rä- 
then herrfche das bedenkliche Prinzip der Mehrheit vor, un« 
verträglich mit dem Begriffe gleichberechtigter Staaten. Diefe 
Gleichberechtigung felbft beftehe aber nicht mehr. Die Stimme 
des Kantons Schwyz fei kaum mehr vernehmbar in dem Kreiſe 
der Bundesverſammlung, und die bedeutjamften Angelegen⸗ 
heiten jeien dem Entſcheid der eidgenöffifchen Behörden über» 
antwortet. Auch habe die Erfahrung bewiefen, daß die Ein’ 
mijchung von Seite derfelben jelbft in jolchen Dingen, die 
man der SKantonalfouveränität vorbehalten glaubte, nah: 
liege. Der Kanton Schwyz fei im Grunde nichts Anderes 
mehr, als ein Bezirk eines größern Ganzen, auf deffen Ge⸗ 
Ihide die älteften Miteidgenoffen im Gebirge wohl den ge- 
ringften Einfluß haben werden. Er fei gewifjermaßen nur 
noch ein unterthäniges Gebiet, wie die ZTheilung desfelben 
in Poſtſachen thatſächlich und figürlich zeige.“ 

Dieje Sprache beweist mit Gewißheit, daß fih Schwyz 
mit den neuen Zuftänden noch nicht befreundet hatte und daß 
e8 der fühnenden Kraft der Zeit bedarf, bis der Schmerz 
über die dahingegangene Zeit aus dem Gemüthe des Schwy> 
zers gewichen, das Bertrauen auf die fhönere Gegenwart 
und die Hoffnung auf eine glüdliche Zukunft allgemein fein 
werden. 


480. 


Schluß. 


Mit der Einführung der neuen Bundesverfaſſung iſt der 
mehr als halbhundertjährige Kampf der Rantonalfouveränität 
mit der Idee einer mehr einheitlichen ſchweizeriſchen Eidge- 
noffenfchaft für ein Mal zum Abſchluße gelangt, oder (mas 
vielleicht richtiger gejagt ift) auf einer neuen Stufe feiner 
nothwendigen Entwicklung angefommen. An die Stelle ber 
vielgegliederten Tagfagung, in welcher meiftens nur die eng⸗ 
herzige und befchränfte Politif der Kontonsregierungen ihren 
Ausdruc fand, ift der Wille. des Volkes der gefammten Eid⸗ 
genoffenfchaft getreten ; eine bleibende, ansübende Bundesge- 
walt leitet und überwacht die eidgenöffiichen Angelegenheiten, 
und eine große Zahl weifer Einrichtungen hat die vielen 
Schranken, welche die Stände und Eidgenoffen von einander 
trennte, durchbrochen, und eine Fülle fegensreiher Blüthen 
im ſchweizeriſchen Staatsleben entfaltet. Aus dem Partei» 
Kampfe, der fich feit der franzöfifchen Revolution wie ein 
rother Faden durch die Geſchichte Europas zieht, und unfer 
an Gegenfäten reiches Vaterland mehr als jeden andern 
Staat erfchütterte, bildete fi) nad) und nad) eine freifinnige, 
nationale Volfsmehrheit, die den politifchen Bejtrebungen, 
für welche die Weifeften und Beten feit Langem gekämpft, 
endlich zum Durchbruch verhalf. Allein, obſchon in diejer 
Beziehung der Sieg über den Sonderbund und die Schöpf- 
ung der neuen Bundesverfaffung mit Recht eine That des 
Volkes genannt wird, jo unterliegt e& doch feinem Zweifel, 
daß die Elemente, welche jenen geboren, noch fortwirfen. 
Das Gleiche läßt ſich von der immer noch mit ängftlicher 
Sorgfalt gehegten Kantonalfouveränität jagen, und man würde 
fich fehr täufchen, wenn man des Glaubens wäre, daß alle 
politifhen Fragen, weil fie dem Bunde vorbehalten, in 
Zufunft ihrer Löfung frei von Tantonalen Einflüffen finden 
werden. Bon diefem Geſichtspunkte aus ift der Werth der 
neuen Bundesverfaffung zu beurtheilen und es läßt fi auf 
den erften Blick erkennen, daß in der neuen *Bundesverfaj- 
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fung Mißverhältniße vorwalten, oder, was das gleiche ift, 
daß bdiefelbe von einem innern Widerſpruch befangen ift. 
Denn während fie auf der einen Seite bie Kantone als 
Staaten fortbeftehen läßt, bejchränft fie auf ber andern bie 
weſentlichſten Befugniße eines jelbftftändigen Gemeinweſens. 
Dieſes Mißverhältniß iſt aber nicht bloß ein logiſcher Feh⸗ 
fer, ſondern es bat auch eine praktiſche Bedeutung, indem 
es in der Wirklichkeit nothwendig zu Reibungen zwiſchen dem 
Ganzen und den einzelnen Theilen führen muß. Daß die⸗ 
ter Fall bis jetzt nicht häufiger vorgekommen iſt, daran tft 
die fehlerhafte Einrichtung des Ständeraths die Urſache, in⸗ 
dem die Vertreter der Stände nicht, wie es die Natur der 
Sache mit fi bringt, nach Aufträgen ihrer Committenten 
zu ftimmen Haben, ſondern nach ihrer perfönlichen Lcher- 
zeugung, ohne fih im Geringiten um die Grundfäbe 
der Behörde, die fie gewählt, ober bie politifche Anſchau⸗ 
ungsweife ihres Kantons befümmern zu müßen. Auch fällt 
Bier der Umftand in Betracht, daß nicht blos bie Geſammi⸗ 
heit, ſondern jeder im berfelben begriffene Theil (Kanton) 
eine bewaffnete Macht iſt, welche fich unter Umpftänden ben 
Zwecken des Ganzen mit mehr oder weniger Erfolg wider» 
feßen Tann. Daß es felten an Veranlaßungen fehlt, welche 
folche Zwifte herbei führen können, darüber belehrt uns 
tn vielen Beifpielen die eigene Gefchichte. 

Ungeachtet diefes Mißverhaͤltniſſes aber läßt ſich nicht 
verfennen, daß die Schweiz, indem fie ſich durch die neme 
Bundesverfaſſung einem einfachen Staate genähret, in 
Beziehung auf ihr inneres nationales Xeben ſowohl, als auf 
ihre Stellung nah Außen unendlich) gewonnen hat. Ein 
glänzendes Beifpiel für diefe Behauptung iſt die wahrhaft 
volfsthümlihe Erhebung ber Schweiz bei Anlaß des Streites 
mit der Krone Preußens wegen Neuenburg, eine That, welche 
uns die Achtung von Europa erzwang, und mehr als alle 
diplomatischen Finten zur glüdlichen Loſung diefer eben fo 
heikeln als folgenfchweren Frage beigetragen hat. 

Damit aber wollen wir nicht behaupten, daß unjere Bun- 
deseinrichtungen dem nationalen Geifte, wie er fich mit fris 
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ſcher Kraft in der Eidgenoſſenſchaft Merall entfaltet, und der 
‚intelleftuellen und materiellen Bedürfniſſen der Eidgenoffew 
Schaft in Allem entſprechend feien. Noch vermilien wir einen 
gleichartigen, nationalen Yugendunferricht, der, frei von fon» 
feffioneller Farbe und Heinlichtem Ortögeift, nur Eidgenof- 
fen erzieht; wir ermangeln ‚der geiftigen Leuchte, welche, eine 
Sonne der Erkenntniß, ihre belebenden Strahlen über die 
neugeborne Eidgenöffenfchaft ergieft,die Herzen der Zünglinge, 
die nad höherm Beruf ftreben, erwärmt, und die Liebe zum 
Vaterlande entzündet. Auch im Militärweſen, diefem für bie 
‚Erhaltung ‚und Ehre des Baterlandes fo wichtigen Berwal- 
tungszweig, fehlt noch die erforderliche Einheit und Gleich 
:förmtigfeit, und e8 ift Dies um jo bedauerlicher, als die Schh- 
pfung einer tüchtigen Wehrkraft mehr als alles Andere durch 
einen einheitlichen Willen und eine ‚einheitliche Leitung be- 
dingt iſt. Und was für bebeutfame Erfolge könnten für die 
-Eidgenoffenfchaft in moralifcher und materieller Beziehung 
‚gewonnen werden, wenn der Meilitärunterriht als ein 
Theil des Augendunterrichtes betrachtet würde? In Rüd- 
ficht einer die rechtlihe Gleichheit der Bürger gewährleiften- 
den Gejeßgebung find wir noch weiter vom Ziele. Noch lebt 
der Eidgenoffe unter der Herrſchaft der verfchiedenften pri- 
vat⸗ und jtrafrechtlichen Sefege, wodurd der Bürger eines 
Kantons in einem andern zum Fremdling wird, das natür- 
Tihe Rechts bewußtſein des Volkes fich verwirrt und felbft in ma⸗ 
‚terieller Hinficht, bei der Hieraus entfpringen Nechtsunfider- 
heit die nachtheiligiten Folgen entitehen. 

Aus diefen Andeutungen geht hervor., daß es thöricht, ja 
gefährlich ift, fich dem Wahne hinzugeben, daß mit der 
neuen Bundesverfuffung Alles, was für den Ruhm und das 
Glück des Baterlandes wünſchbar ift, erreicht worben ſei. 
Die Zeit, um auf Lorbeeren auszuruhen, ift noch nicht am 
gebrodyen umd es ift durchaus wicht zu billigen, wenn Män- 
ner, welche den neuen Zuftand der Schweiz begründen hal 
fen, jest den Grundfag der Erhaltung predigen. Dieſer 
Grundfag, den wir „KRonfervatismus“ nennen, ift nur dann 
am rechten Plage, wenn alle Fragen, welde bie Wohl 
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fahrt des Staates bedingen, vollftändig gelöst fein wer⸗ 
den. Ob ein folder AZuftand je erreicht werden wird — 
ob er überhaupt erreichbar tft, wer vermöcdhte das zu beftimmen! 
Es wäre daher ſehrtadelnswerth, wenn das jüngere Gefchlecht 
auf der Stufe, die nun erflommen ift, ftilfftehen wollte, 
vorausgeſetzt, daß Stiliftand möglich, wäre. Drängt doch 
die Natur oder die allgemeine Vernunft, nach ihren ewigen 
Gefegen, ftets vom Vielfachen zum Einfahen hin — und 
ift es nicht die Einfachheit, welche für jeden hellen Ver⸗ 
ftand fo viel Anziehendes hat? Selbft unfere ganze Zeitge- 
Ihichte mit ihren rviefigen Kämpfen und Umwälzungen, was 
ift fie anders, ale ein beftändiges Ringen die dur dyna⸗ 
ftifche Intereſſen geichaffene Staaten-Zerbrödlung einer ein- 
heitlihern Geftaltung näher zu bringen ? 

Aus diefen Gründen heißen wir die Beftrebungen einer 
Llaffe jüngerer Männer, welche auf größere Einheit im Va⸗ 
terlande abzielen, von Herzen willlommen. Auch Hat uns 
die Art, wie fie ihr öffentliches Auftreten anfündigte, um 
fo mehr angeſprochen, al8 fie richtig erfannten, daß es für 
Jeden, der in einem Staate lebt, außer den gewöhnlichen 
Bedürfniffen ded Lebens, nod) höhere Güter gibt, und daß 
unter diefen ein geadhteter Name und eine freie und unab- 
hängige Verfajjung den erjten Rang einnehmen. Eine foldhe 
Gefinnung ift um jo ehrenwerther, jemehr Gleichgültigkeit 
gegen das öffentliche Wohl die überwiegende Mehrheit der 
Menſchen unferer Tage ergreift, und je feltener in nuferm 
Steinfohlen- und Baumwollen⸗ Jahrhundert ächte Bürger⸗ 
und Männer-ZTugend wird. Wir find feine Verächter hei- 
tern Rebensgenuffes und fein Feind bes großartigen materiel- 
fen Aufſchwungs unferer Zeit; aber wir halten ein Bolt 
für reif zu feinem Untergange, wenn ihm biefe Güter das 
Höchſte find, und Muth, Aufopferungsfähigkeit und Vaters 
Iandesliebe wie Ammenmärchen belächelt werden. Bielleicht 
tft die Zeit der Prüfung nahe und bald dürften 
die Tage kommen, wo es nöthig fein wird, den Blick 
zur Erhaltung ber Güter, ohne welche des Menfchen Le- 
ben keinen Werth hat, nad etwas Höherm, als dem blos 


434 


materiellen Bortheil zu erheben. Hoffen wir, daß in fol- 
chen Tagen der freie Schweizer, und vor Allem die für alles 
Große und Schöne empfänglide Jugend, entnervende Selbft- 
fucht verabfchenen und für des Vaterlandes Unabhängigfeit 
und Ruhm Alles, felbft der Erdengüter Theuerftes, mit freu. 
diger Opferwilligkeit einfegen wird. Nur dann find wir der 
Freiheit und unferer Ahnen wärdig; mit neuer Glorie wird 
ſich das Gemälde unferer Geſchichte entroffen und der Stern 
einer fegensvollen und ruhmreichen Zufunft auf und hernie⸗ 
ber leuchten. 


Gott gebe es! 
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